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Zu dieser Broschüre

2004: Madrid. 2005: London. Die Bilder und Berichte über diese beiden
Terrorakte mit vielen Toten und Verletzten haben sich in das Gedächtnis der
Bevölkerung eingebrannt, und sie zeigen deutlich, welche direkte Gefährdung
vom islamistischen Terror in Europa ausgeht. Sie haben uns wieder vor Augen
geführt, dass die islamistische Bedrohung  auch uns in Hessen und Deutschland
treffen kann. Deutschland und Hessen ist ein Aktionsraum, in dem sich Unter-
stützer islamistischer Organisationen aufhalten und deren Verhalten sorgfältige
Beobachtung erfordert. 

Mit dem Anschlag von London ist der Terror aber nicht nur erneut in
bedrohliche Nähe gerückt, es ist auch klar geworden, mit welcher gefährlichen
Tätergruppe in Europa gerechnet werden muss. Die Täter in London stammten
aus der zweiten und dritten Generation muslimischer Migranten und waren meist
in Großbritannien heimisch, schienen in die Gesellschaft integriert. Es ist besorg-
niserregend, dass die Gefahr nicht nur aus dem Ausland durch einreisende Täter
droht, sondern dass in den Aufenthaltsländern selbst ein Potenzial besteht, das
sich radikalisieren kann. Die festzustellende aggressive Agitation und Indoktrina-
tion auch in hessischen islamistischen Moscheen ist ein wichtiger Aspekt in der
Beobachtung dieses Täterkreises durch den Verfassungsschutz. 

Nur wer weiß, was seine Feinde denken, planen und tun, kann wirksam ge-
gensteuern und damit Anschläge schon im Vorfeld verhindern. Die Bürgerinnen
und Bürger erwarten zu Recht, dass ihr Land nicht unbeobachtet Schauplatz oder
Hinterland für Terroristen und Extremisten wird.

Zwar liegen den Sicherheitsbehörden keine Hinweise auf konkrete terrori-
stische Bedrohungen in Deutschland vor, dennoch ist unser Land Teil des allge-
meinen Gefahrenraumes. Dies ist gerade auch im Jahr der Fußball-Weltmeister-
schaft von besonderer Bedeutung. Um die Sicherheit der Aktiven und der Zu-
schauer zu gewährleisten, ist die Arbeit des hessischen Verfassungsschutzes schon
im vergangenen Jahr stark durch die Vorbereitungen der Sicherheitsbehörden auf
die Weltmeisterschaft geprägt worden. Diese Arbeit hat sich ständig intensiviert. 
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VORWORT

Dass sich im Rechtsextremismus der Mitgliederrückgang fortsetzt, ist kein
Grund, in der Wachsamkeit nachzulassen. Die zunehmende Gewaltbereitschaft im
Bereich des Linksextremismus bedarf ebenso unserer Aufmerksamkeit. Gleich-
wohl zeigt das vergangene Jahr, dass die Mobilisierungskraft von linksextremisti-
schen Gruppen bei Großereignissen nachlässt. In diesen beiden Themengebieten
ebenso wie in den Bereichen Spionageabwehr, und Organisierte Kriminalität gibt
der vorliegende Bericht einen guten Einblick in die Aktivitäten des Verfassungs-
schutzes.

Das Landesamt für Verfassungsschutz Hessen hat im vergangenen Jahr wie-
der eine unverzichtbare Arbeit geleistet. Mein besonderer Dank gilt dabei insbe-
sondere den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, sie leisten Arbeit, die es ermög-
licht, Gefahren zu erkennen und die zum Schutze unserer verfassungsmäßigen
Ordnung, vor allem aber für die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger notwendi-
gen Maßnahmen zu ergreifen.

Der demokratische Rechtsstaat kann von staatlichen Behörden aber nicht
allein geschützt werden. Ich wünsche mir, dass die Informationen in diesem Be-
richt dazu beitragen, dass sich Bürgerinnen und Bürger für die Bewahrung der
Verfassungsordnung aktiv engagieren und den Gegnern der freiheitlichen Demo-
kratie entschlossen entgegentreten. Diese Bereitschaft ist der beste und wirksam-
ste Verfassungsschutz.

Wiesbaden, im Mai 2006

Volker Bouffier
Hessischer Minister des Innern und für Sport
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Schutz der 
freiheitlichen

demokratischen
Grundordnung

AUFGABEN UND ORGANISATION DES LANDES-
AMTES FÜR VERFASSUNGSSCHUTZ HESSEN

Das Bundesverfassungsschutzgesetz sieht die Einrichtung besonderer Behörden
zur Bearbeitung von Angelegenheiten des Verfassungsschutzes im Bund und in den
Ländern vor. Neben dem Bundesamt für Verfassungsschutz gibt es in jedem Land eine
Verfassungsschutzbehörde, in Hessen das LLaannddeessaammtt ffüürr VVeerrffaassssuunnggsssscchhuuttzz ((LLffVV))
HHeesssseenn..

Das LLffVV hat nach § 2 Abs. 2 des Gesetzes über das Landesamt für Verfassungs-
schutz vom 19. Dezember 1990 (GVBI. I S. 753), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.
April 2002 (GVBI. I S. 82), den Auftrag, Auskünfte, Nachrichten und Unterlagen über
Bestrebungen oder Tätigkeiten zu sammeln und auszuwerten, die

u gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung oder

u gegen den Bestand und die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet
sind oder

u eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung der Verfassungsorgane des
Bundes oder eines Landes oder ihrer Mitglieder zum Ziele haben oder

u durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes auswärtige Belange der Bundesrepublik
Deutschland gefährden oder

u sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätigkeiten im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes für eine fremde Macht sind oder

u die gegen den Gedanken der Völkerverständigung, insbesondere gegen das 
friedliche Zusammenleben der Völker gerichtet sind oder

u zur organisierten Kriminalität gehören.

Ferner wirkt das  LLffVV, auf Ersuchen der zuständigen öffentlichen Stellen, bei der
Sicherheitsüberprüfung von Personen sowie bei technischen Sicherheitsmaßnahmen
zum Schutz von geheimhaltungsbedürftigen Unterlagen mit.

Zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung zählen die in § 2 Abs. 4 des Ge-
setzes über das LLffVV (LfVG) aufgeführten Prinzipien:

u Das Recht des Volkes, die Staatsgewalt in Wahlen und Abstimmungen und durch
besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Recht-
sprechung auszuüben und die Volksvertretung in allgemeiner, unmittelbarer, 
freier, gleicher und geheimer Wahl zu wählen,

u die Bindung der Gesetzgebung an die verfassungsmäßige Ordnung und die 
Bindung der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung an Gesetz und Recht,

u das Recht auf Bildung und Ausübung einer parlamentarischen Opposition,

u die Ablösbarkeit der Regierung und ihrer Verantwortlichkeit gegenüber der 
Volksvertretung,

u die Unabhängigkeit der Gerichte,

u der Ausschluss jeder Gewalt- und Willkürherrschaft und

u die im Grundgesetz und in der Verfassung des Landes Hessen konkretisierten
Menschenrechte.
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Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für Bestrebungen vor, die gegen diesen Kern-
bestand der Verfassung gerichtet sind, werden sie vom  LLffVV beobachtet. Diese Bestre-
bungen werden als extremistisch oder verfassungsfeindlich bezeichnet.

Aktivitäten, die zwar grundsätzliche Kritik an der Gesellschafts-, Wirtschafts- und
Rechtsordnung äußern, aber nicht gegen die oben beschriebene freiheitliche demo-
kratische Grundordnung gerichtet sind, werden als radikal bezeichnet. Sie werden vom
LLffVV nicht beobachtet.

Bestrebungen sind Aktivitäten, die sich durch Handlungen wie Agitation, Zusam-
menschluss zu Organisationen oder Straftaten ausdrücken. Die Gesinnung einer
Person wird nicht beobachtet.

Ziel der Arbeit des Verfassungsschutzes ist es, den zuständigen Stellen zu ermög-
lichen, rechtzeitig die erforderlichen Maßnahmen zur Abwehr von Gefahren für die
freiheitliche demokratische Grundordnung zu treffen. Dies kann in erster Linie durch
politisch geistige Auseinandersetzung mit den Zielen oder dem Verhalten extremisti-
scher Bestrebungen geschehen. Ausnahmsweise kann aber auch ein Verbot eines
Vereins durch das zuständige Innenministerium oder einer Partei durch das Bundes-
verfassungsgericht in Betracht kommen.

Das LLffVV ist nur beobachtend und unterrichtend tätig. Ihm stehen polizeiliche
Befugnisse oder Weisungsbefugnisse nicht zu. Es darf mit Polizeidienststellen organi-
satorisch nicht verbunden werden und darf Polizeibehörden auch im Wege der Amts-
hilfe nicht um Maßnahmen ersuchen, zu denen es selbst nicht befugt ist.

Den überwiegenden Teil seiner Erkenntnisse gewinnt das LLffVV aus offenen Quellen,
das heißt aus Informationen, die jedermann zur Verfügung stehen. Dazu zählen Pub-
likationen, öffentliche Veranstaltungen oder sonstige Aktivitäten in der Öffentlichkeit.

Die Sammlung offenen Materials reicht aber oft nicht aus, um ein vollständiges
und sachgerechtes Bild von extremistischen Bestrebungen zu erhalten. Gerade Verfas-
sungsfeinde arbeiten konspirativ, versuchen ihre wahren Ziele und Aktivitäten zu ver-
schleiern oder geheim zu halten. Ihre Bekenntnisse zum Grundgesetz sind Lippen-
bekenntnisse.

Um den wahren Sachverhalt festzustellen, darf das  LLffVV in solchen Fällen auch
nachrichtendienstliche Mittel einsetzen.
Solche nachrichtendienstlichen Mittel sind z.B.

u die Observation,

u das Einschleusen oder Anwerben und Führen von Vertrauensleuten 
(„Quellen“) in extremistischen Organisationen,

u das geheime Fotografieren oder Tonaufzeichnungen,

u die Nutzung nachrichtendienstlicher Hilfsmittel wie Tarnausweise oder 
-kennzeichen.

Die Voraussetzungen für den Einsatz dieser Mittel sind in § 5 LfVGnäher geregelt. 

Ein besonderes nachrichtendienstliches Mittel ist die Überwachung des Brief-, Post-
oder Fernmeldeverkehrs. Wegen der besonderen Bedeutung dieses Eingriffs in das
Grundrecht des Art. 10 Abs. 1 GG (Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis) ist ein solcher
Eingriff nur unter den engen Voraussetzungen des G 10-Gesetz zulässig. Voraussetzung
für ihn ist eine Anordnung durch den Hessischen Minister des Innern und für Sport und
die vorherige Zustimmung der G 10-Kommission des Hessischen Landtags.



10

Auf nachrichtendienstlichem Weg gewonnene Informationen können im Allge-
meinen nicht öffentlich verwendet werden. Sie ermöglichen aber eine sachgerechte
und qualifizierte Bewertung der öffentlich zugänglichen Informationen. Sie sind daher
für das Lagebild verfassungsfeindlicher Bestrebungen notwendig und unverzichtbar.

Das LLffVV informiert regelmäßig die Parlamentarische Kontrollkommission Verfas-
sungsschutz und die obersten Landesbehörden über seine Erkenntnisse. Im Einzelfall
dürfen auch andere Behörden, z.B. die der Strafverfolgung, zur Erfüllung ihres Auftra-
ges durch das LLffVV über einschlägige Erkenntnisse unterrichtet werden.

Das LLffVV ist eine obere Landesbehörde und gehört zum Geschäftsbereich des Hes-
sischen Ministeriums des Innern und für Sport. Es nahm seine Tätigkeit aufgrund des
Gesetzes vom 19. Juli 1951 auf.

Zur Erfüllung seiner Aufgaben standen dem LLffVV 200 Planstellen zur Verfügung. 
Der sächliche Haushalt betrug etwa 2,4 Millionen €.

Das LLffVV ist zu erreichen unter der Adresse

Konrad-Adenauer-Ring 49, 65187 Wiesbaden

oder dem Postfach 3905, 65029 Wiesbaden

sowie per Telefon: 0611 720-0, E-Mail: poststelle@lfv.hessen.de

und über das Internet: http/www.verfassungsschutz-hessen.de

Kontrolliert wird das LLffVV

u vom Hessischen Ministerium des Innern und für Sport im Rahmen der Dienst- 
und Fachaufsicht,

u durch die Parlamentarische Kontrollkommission Verfassungsschutz und  
die G 10-Kommission des Hessischen Landtages,

u vom Hessischen Datenschutzbeauftragten,

u durch den Hessischen Rechnungshof und nicht zuletzt

u durch die öffentliche Medienberichterstattung.
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Merkmale des Ausländerextremismus
Die Verfassungsschutzbehörden beobachten Organisationen von Ausländern,

wenn von ihnen Bestrebungen ausgehen, durch Anwendung von Gewalt oder darauf
gerichtete Vorbereitungshandlungen die politischen Verhältnisse in den Herkunftslän-
dern umzustürzen. Dadurch können auswärtige Belange der Bundesrepublik
Deutschland oder auch die eigene Innere Sicherheit gefährdet werden.

Darüber hinaus werden Bestrebungen gegen den Gedanken der Völkerverständi-
gung, insbesondere gegen das friedliche Zusammenleben der Völker beobachtet. Der
Gedanke der Völkerverständigung beinhaltet u. a. die Erhaltung des Friedens, die
Achtung der politischen Unabhängigkeit der Staaten und ihr Recht auf Selbsterhal-
tung, Gleichheit, Ehre und Teilnahme am völkerrechtlichen Verkehr. Er umfasst auch
das Verbot, konfessionelle, rassische oder ethnische Gruppen im Ausland zu vernich-
ten oder sie physisch oder psychisch zu beeinträchtigen; geschieht das dennoch, ist es
als Verbrechen gegen die Menschlichkeit anzusehen.

Die Aktivitäten der Organisationen werden maßgeblich von politischen Entwick-
lungen und aktuellen Ereignissen in den Herkunftsländern mitbestimmt.

Zunehmend richten sich die Aktivitäten solcher Organisationen gegen Grund-
werte der freiheitlichen demokratischen Grundordnung, da ihre Anhänger langfristig
in der Bundesrepublik Deutschland leben wollen. Das System der westlich geprägten,
parlamentarischen und rechtsstaatlichen Demokratie mit seinem Menschenrechts-
verständnis entspricht nicht ihren Vorstellungen.

Besondere Aufmerksamkeit gilt dem Islamismus, das Spektrum umfasst darüber
hinaus linksextremistische sowie nationalistische Ideologien. 

Überblick
Auch 2005 gab es keine islamistischen Anschläge in Hessen. Die Zahl der festge-

stellten Mitglieder in ausländerextremistischen Organisationen in Hessen erhöhte sich
wie in den vergangenen Jahren erneut. Es gibt damit wiederum deutlich mehr auslän-
dische Extremisten bzw. Extremisten ausländischer Herkunft als deutsche Rechts- und
Linksextremisten zusammen. Diese ermittelte Zunahme im Ausländerextremismus, die
ausschließlich im Bereich des Islamismus liegt, dürfte wie in der Vergangenheit mit den
verstärkten Aufklärungsbemühungen der Sicherheitsbehörden zusammenhängen und
nicht durch eine tatsächlich größer gewordene Anhängerzahl verursacht sein.

Die Gefährdung durch den islamistischen Terrorismus hält weiter an. Nachdem am
11. März 2004 in Madrid der erste schwere Terrorakt des AAll--QQaaiiddaa-Netzwerkes in Euro-
pa erfolgt war, bei dem 191 Menschen getötet und mehr als 1.500 zum Teil schwer ver-
letzt wurden, wurden auch im Berichtsjahr wiederum massive terroristische Anschläge
von Islamisten verübt.

Am 7. Juli ereigneten sich in London vier Bombenanschläge in U-Bahnzügen
und in einem Bus. Bei den Selbstmordanschlägen, die eine möglichst hohe Zahl zi-
viler Opfer treffen sollten, kamen 56 Menschen ums Leben, über 700 Personen wur-
den verletzt, darunter auch fünf Deutsche. Erneute Bombenanschläge am 21. Juli in
der Londoner Innenstadt scheiterten aus technischen Gründen. In Afghanistan wur-
den bei einem Selbstmordattentat, das den TTaalliibbaann zuzurechnen ist, ein deutscher
Soldat getötet und zwei schwer verletzt. Bei weiteren islamistischen Terroran-
schlägen, u. a. in Ägypten, Bali und Jordanien, die zahlreiche Todesopfer forderten,
befanden sich deutsche Touristen unter den Verletzten.
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Potenzielles
Anschlagsziel
Deutschland

Agitation in 
islamistischen

Moscheen

Doppelstrategie
der IGMG

Kopftuchzwang

VGH-Urteil zur IRH

Wie die Anschläge von London gezeigt haben, haben Selbstmordattentate Europa
erreicht. Die Bedeutung lokaler Gruppen, die Terrorakte im Sinne von AAll--QQaaiiddaa autonom,
d. h. ohne zentrale Steuerung planen und durchführen, ist weiter gestiegen. Besorgnis-
erregend ist, dass die Gefährdung nicht primär von aus dem Ausland einreisenden Tätern
ausgeht, sondern dass in den Aufenthaltsländern selbst ein Potenzial vorhanden ist, das
sich radikalisieren kann. Ungeachtet einer größeren Gefährdung anderer Staaten ist auch
Deutschland ein Aktionsraum, in dem Unterstützer zu finden sind und der zum An-
schlagsziel werden kann. Besonders gefährdet sind weiterhin US-amerikanische, britische
sowie israelische und jüdische Einrichtungen und solche mit Bezug zu ihnen.

Auch Exekutivmaßnahmen und Gerichtsurteile belegen, dass in Deutschland von
einer anhaltenden Bedrohung ausgegangen werden muss. Herauszustellen ist die
Verurteilung von vier Angehörigen einer deutschen Zelle der islamistischen AAll--TTaawwhhiidd
zu langjährigen Freiheitsstrafen durch das Oberlandesgericht (OLG) Düsseldorf am
26. Oktober, die vom Gericht als terroristische Vereinigung bewertet wurde. Die Ver-
urteilten hatten Anschläge auf jüdische Ziele in Berlin und Düsseldorf (Nordrhein-
Westfalen) geplant, die durch Maßnahmen der Sicherheitsbehörden verhindert wer-
den konnten.

Erneut wurden auch in islamistischen Moscheen in Hessen eine aggressive Agita-
tion und Indoktrination festgestellt. Mehrere Moscheen mit Schwerpunkt im Rhein-
Main-Gebiet propagierten die Unterstützung des bewaffneten islamistischen Kampfes
bzw. eine Förderung der Gewaltbereitschaft. Damit sind derartige Moscheen Orte der
Radikalisierung.

Die türkische IIssllaammiisscchhee GGeemmeeiinnsscchhaafftt MMiillllii GGöörrüüss ee..VV.. ((IIGGMMGG)) blieb unverändert
die mit Abstand mitgliederstärkste islamistische Organisation in Deutschland.
Bezeichnend ist ihre politische Doppelstrategie. Nach außen stellt sie sich dialogbe-
reit und integrationswillig dar und bekennt sich zum Grundgesetz. Intern wird insbe-
sondere über ihre Medien gegen westlich-demokratische Werte agitiert. Zugleich ver-
sucht sie, Freiräume für die umfassende Einführung ihres an dem türkischen Islamisten-
führer Erbakan orientierten Weltbildes zu sichern.

In besonderer Weise versucht die IIGGMMGG Einfluss auf die Erziehung türkischstämmiger
Kinder und Jugendlicher zu nehmen. Sie zielt bewusst darauf ab, die jüngere Gene-
ration durch Bildungs- und Freizeitangebote an sich zu binden. So werden ihre Anhän-
ger massiv dazu aufgefordert, Kinder und Jugendliche in Sommerschulen der IIGGMMGG
zu schicken. Auch im Alltag wird die strikte Geschlechtertrennung gefordert und das
Tragen des Kopftuches für Mädchen und Frauen zur Pflicht erklärt. Weiter wird den
Mitgliedern der Erwerb der deutschen Staatsbürgerschaft nahe gelegt, um mehr Ein-
fluss auf die deutsche Politik zu gewinnen. Auf die Ablehnung von Einbürgerungs-
anträgen wird mit einheitlichen Klagen reagiert.

Angesichts der Gefahr schleichender Indoktrination und der Bildung von Parallel-
gesellschaften stellt die Strategie des legalistischen Islamismus, den die IIGGMMGG reprä-
sentiert, langfristig eine größere Herausforderung für die freiheitliche demokratische
Grundordnung dar als der gewaltbereite Islamismus.

Eine Klage der IIssllaammiisscchheenn RReelliiggiioonnssggeemmeeiinnsscchhaafftt HHeesssseenn ((IIRRHH) wegen Erteilung islami-
schen Religionsunterrichts an hessischen Schulen wurde vom Hessischen Verwaltungs-
gerichtshof (VGH) in Kassel am 14. September zurückgewiesen. Der VGH bestätigte
damit eine Entscheidung des Verwaltungsgerichts Wiesbaden aus dem Jahr 2004. In der
Begründung führte der VGH u. a. aus, die IIRRHH erfülle nicht die Voraussetzungen des ver-
fassungsrechtlichen Begriffs einer Religionsgemeinschaft. Darüber hinaus kommt die
IIRRHH als Kooperationspartner des Staates auch deswegen nicht in Betracht, weil Zweifel
an der Verfassungstreue nicht hinreichend ausgeräumt worden sind.
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Als Herausgeberin der Europaausgabe der türkischsprachigen islamistischen
Tageszeitung AAnnaaddoolluuddaa VVaakkiitt wurde mit Verfügung vom 22. Februar die YYeennii AAkkiitt
GGmmbbHH mit Sitz in Mörfelden-Walldorf (Landkreis Groß-Gerau) durch das Bundesminis-
terium des Innern (BMI) verboten. Das BMI stellt in seiner Verbotsverfügung fest, dass
sich die YYeennii AAkkiitt GGmmbbHH gegen den Gedanken der Völkerverständigung richtet.
Zahlreiche Artikel erfüllten den Tatbestand der Volksverhetzung. Durch ständig wie-
derholende, manipulierende Diffamierungen und Verschwörungsideen würden die
Juden systematisch als Feindbilder der Muslime aufgebaut. Neben der aggressiven,
antisemitischen Agitation des Blattes werde der nationalsozialistische Völkermord an
den Juden heruntergespielt, verharmlost und geleugnet.

Die in VVoollkksskkoonnggrreessss KKuurrddiissttaannss ((KKOONNGGRRAA GGEELL)) umbenannte AArrbbeeiitteerrppaarrtteeii
KKuurrddiissttaannss ((PPKKKK)) setzte ihre extremistischen Bestrebungen trotz des seit 1993 über sie
verhängten Betätigungsverbotes weiter fort. Großveranstaltungen zeigten ihre nach
wie vor bestehende Mobilisierungsfähigkeit. Die zum wiederholten Male vorgenom-
menen organisationsinternen Umbenennungen und Neugründungen führten nicht
dazu, dass sich der Charakter der von Befehl und Gehorsam geprägten Kaderorga-
nisation änderte. An ihrem zu Unrecht erhobenen Alleinvertretungsanspruch für alle
Kurden hielt die unverändert auf Abdullah Öcalan eingeschworene Organisation wei-
terhin unbeirrt fest. Die ihr zuzurechnenden Terroraktionen in der Türkei nahmen zu.

Im Bericht erwähnte Gruppierungen in Hessen:

Transnationale islamistische Gruppen:
u Mudjahedin/Al-Qaida
u Taliban
u Al-Tawhid
u Ansar Al-Islam (AAI)
u Hizb ut-Tahrir (HuT)
u Tabligh-i Jama´at (TJ)
u Islamische Religionsgemeinschaft Hessen (IRH)

Arabische islamistische Gruppen:
u Muslimbruderschaft (MB)
u Bewaffnete Islamische Gruppe (GIA)
u Salafitische Gruppe für die Mission und den Kampf (GSPC)
u Islamische Heilsfront (FIS)
u Islamische Widerstandsbewegung (HAMAS)
u Palästinensischer Islamischer Jihad (PIJ)
u Al-Gama´a al-Islamiyya (GI)
u En Nahda
u Islamische Gemeinschaft in Deutschland e.V. (IGD)
u Islamische Avantgarden 
u Union Muslimischer Studentenorganisationen in Europa e.V. (UMSO)
u Union für die in europäischen Ländern arbeitenden Muslime e.V. (UELAM)
u Hizb Allah

Türkische islamistische Gruppen:
u Islamische Gemeinschaft Milli Görüs e.V. (IGMG)
u Europäische Moscheebau- und Unterstützungsgemeinschaft e.V. (EMUG)
u Der Kalifatsstaat
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Linksextremisten:
u Revolutionäre Volksbefreiungspartei-Front (DHKP-C)
u Türkische Volksbefreiungspartei/-front, Revolutionäre Linke 

(THKP/-C-Devrimci Sol) 
u Devrimci Sol (Revolutionäre Linke)
u Solidaritätsverein mit den politischen Gefangenen und deren Familien in 

der Türkei (TAYAD)
u Föderation der demokratischen Arbeitervereine e.V. (DIDF)
u Marxistisch-Leninistische Kommunistische Partei (MLKP)
u Türkische Kommunistische Partei/Marxisten-Leninisten, Partizan (TKP/ML),

Konföderation der Arbeiter aus der Türkei in Europa (ATIK), Föderation der 
Arbeiter aus der Türkei in Deutschland e.V. (ATIF), Türkische Arbeiter- und 
Bauernbefreiungsarmee (TIKKO)

u Maoistische Kommunistische Partei (MKP, ehem. Ostanatolisches Gebiets-
komitee), Konföderation für demokratische Rechte in Europa (ADHK), 
Föderation für demokratische Rechte in Deutschland (ADHF), Volksbefreiungs-
armee (HKO)

Kurdische linksextremistische Gruppen:
u Volkskongress Kurdistans (KONGRA GEL) (ehem. PKK), Partei der freien 

Frauen, Bewegung der freien Jugend Kurdistans (TECAK, ehem. Union der 
Jugendlichen aus Kurdistan), Union der StudentInnen aus Kurdistan, Föderation 
kurdischer Vereine in Deutschland e.V., Konföderation kurdischer Vereine in 
Europa (KON-KURD), Kurdischer Nationalkongress (KNK), Internationaler 
Verband der kurdischen Arbeitgeber e.V. (KARSAZ)

Iranische linksextremistische Gruppen:
u Volksmodjahedin Iran-Organisation (MEK), Nationaler Widerstandsrat 

Iran (NWRI), Nationale Befreiungsarmee Iran
u Arbeiterkommunistische Partei Iran (API), Internationale Föderation der 

iranischen Flüchtlings- und Immigrantenräte e.V. (IFIR)

Extremistische Tamilen und Sikhs:
u Liberation Tigers of Tamil Eelam (LTTE)
u International Sikh Youth Federation (ISYF) / Babbar Khalsa International (BK)
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Mitgliedschaften in extremistischen Ausländerorganisationen *  

2005 2004      2003

Araber und andere

Hessen 1.550 1.350 1.100
Bund 8.020 7.670 6.800

Islamistische Türken

Hessen 3.950 3.850 3.800
Bund 27.250 27.250 27.300  

Linksextremistische Türken

Hessen 350  350 350
Bund 3.150 3.150 3.370  

Nationalistische Türken

Hessen  1.200 1.200 1.200
Bund 7.500   7.500 8.000  

Kurden

Hessen 1.250  1.300 1.300
Bund 11.500   11.950 11.850 

Summe
Hessen 8.300  8.050 7.750
Bund 57.420  57.520 57.320 

* Die Zahlen sind gerundet und teilweise geschätzt.

REXTREMISMUSAUS
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Ideologie des
Islamismus

Absolutheits-
anspruch

Einschränkung
des Gleichheits-

grundsatzes

Parallel-
gesellschaften

Islamismus

Was ist Islamismus?

Der Verfassungsschutz beobachtet nicht den Islam als Religion. Muslime genie-
ßen, wie Anhänger anderer Religionen auch, den Grundrechtsschutz der Religionsfrei-
heit. Dieser deckt aber nicht verfassungsfeindliche Erscheinungsformen des Islam. 

Islamismus (Islamischer Extremismus) ist eine politisch-totalitäre Ideologie mit
Universal- und Absolutheitsanspruch, in der auch jedes staatliche Handeln dem isla-
mischen Gesetz unterworfen ist. Islamisten, die nur eine Minderheit der Muslime dar-
stellen, glauben sich im Besitz einer alleinigen, allumfassenden Wahrheit. Da der
Koran als das offenbarte Wort Allahs angesehen wird, sind die dort niedergelegten
Gesetze wegen dieses göttlichen Ursprungs ewig gültig und unfehlbar. Mit ihrem dok-
trinären Anspruch auf Unveränderbarkeit des Islam treten Islamisten für die Errichtung
einer weltweiten islamischen Herrschaft Allahs ein und lehnen die Rechtsordnung der
westlichen Welt ab. Die politischen Vorstellungen von Islamisten, wonach ihre Interpre-
tation von Koran und Scharia (islamische Rechtsordnung) allein wahr und verbindlich
ist, alle Lebensbereiche umfasst und als von Allah gegebene und damit von Menschen
nicht abänderbare Ordnung der staatlichen Verfassung übergeordnet ist, sind mit der
freiheitlichen demokratischen Grundordnung unvereinbar. Eine islamistische Ordnung
mit ihrem Absolutheitsanspruch, in der staatliches Handeln und Gesetzgebung allein
von Allah hergeleitet und legitimiert werden, widerspricht fundamental tragenden
Prinzipien des Grundgesetzes wie Volkssouveränität, Mehrheitsprinzip, Gewalten-
teilung und Recht auf Bildung und Ausübung einer parlamentarischen Opposition.  

Der Islamismus steht im Gegensatz zum Menschenrechtsverständnis des Grund-
gesetzes mit dem zentralen Wert der allen Menschen von Natur aus gegebenen glei-
chen Würde und Gleichheit, der den Ausgangspunkt der anderen Grundrechte dar-
stellt. Entscheidend ist für diesen allein die Zugehörigkeit zur islamischen Glaubens-
gemeinschaft, die auch über den rechtlichen Status des Einzelnen entscheidet.  

Mit der Einschränkung des Gleichheitsgrundsatzes wird der Menschenrechtsidee
ein essentieller Teil entzogen. Neben dem allgemeinen Grundsatz der Gleichheit aller
Menschen steht die islamistische Ideologie insbesondere im Widerspruch zum beson-
deren Gleichheitsgrundsatz der Gleichberechtigung von Mann und Frau im Sinne des
Grundgesetzes. In wörtlicher Lesart werden Koranstellen, wie Sure 4, Vers 34: „Die
Männer stehen über den Frauen, weil Gott sie vor diesen ausgezeichnet hat“ oder
Sure 2, Vers 228: „Die Männer stehen eine Stufe über ihnen“, von Islamisten als Be-
gründung herangezogen, um Frauen in vielen Bereichen des täglichen Lebens zu dis-
kriminieren. Dies schlägt sich in konkreter Diskriminierung der Frau in vielen Bereichen,
z. B. Zeugenrecht, Scheidungsrecht, Erbrecht, Kindschaftssorgerecht u. v. m. nieder
und mündet in einem allgemeinen Recht des Mannes, die Ehefrau schlagen zu dürfen
und sie in ihrer persönlichen Unversehrtheit zu verletzen, wenn er fürchtet, sie könne
sich gegen ihn auflehnen. 

Islamistische Organisationen in Deutschland versuchen insbesondere, Einfluss auf
in Deutschland lebende Muslime zu erlangen und sie dazu zu bringen, ihr Leben die-
sem islamistischen Religionsverständnis zu unterwerfen. Ihre Motivation ist dabei
geprägt von dem Willen, eine Eingliederung in die hiesige Gesellschaftsordnung zu
verhindern und stattdessen islamistische Parallelgesellschaften, in denen unsere
Rechtsordnung keine Gültigkeit beanspruchen soll, zu errichten. Das führt letztlich
dazu, dass Muslimen in Deutschland die Ausübung ihrer ihnen in diesem Land zuste-
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henden fundamentalen Rechte verwehrt ist. Islamisten wollen damit die politische und
gesellschaftliche Ordnung in der Bundesrepublik Deutschland  verändern und letztlich
beseitigen.

Ein nicht zu unterschätzendes Element im Islamismus ist ein auf Vernichtung zie-
lender Antisemitismus, der häufig hinter einer als antizionistisch auftretenden Israel-
kritik verborgen wird. Unter dem Einfluss des modernen europäischen Antisemitismus
und besonders des Nationalsozialismus entwickelte sich eine Vernichtungsideologie,
die der der MMuusslliimmbbrruuddeerrsscchhaafftt ((MMBB)) zuzurechnende Ägypter Sayyid Qutb in seiner
einflussreichen Schrift „Unser Kampf gegen die Juden“ Anfang der fünfziger Jahre des
vorherigen Jahrhunderts programmatisch zusammenfasste. Qutb unterstellt den Ju-
den, die er genuin nationalsozialistisch als intellektuell zersetzend ansieht, eine umfas-
sende Verschwörung gegen den Islam. Hinter allem, was in der Welt gegen den Islam
geschehe, stünden die Juden.

Islamistische Bewegungen versuchen heute mit dem Begriff Jihad (Heiliger Krieg),
was wörtlich „Anstrengung auf dem Weg Gottes“ bedeutet und in klassischer Inter-
pretation als von Allah für jeden Muslim auferlegte Pflicht den Kampf gegen den Satan
und seine Verführungen, vor allem aber den Kampf gegen die Nichtmuslime einsch-
ließlich der Anwendung von Gewalt beinhaltet, die Muslime weltweit zum aktiven
Kampf für den Sieg des Islam zu mobilisieren. Dabei werden auch Selbstmordattentate
als Taten von „Märtyrern“ im Kampf gegen die „Ungläubigen“ gerechtfertigt.

TRANSNATIONALE ISLAMISTISCHE GRUPPEN

Internationaler islamistischer Terrorismus/ 
Mujahedin/Al-Qaida

Während der sowjetischen Besetzung Afghanistans von 1979 bis 1989 waren dort
viele Widerstandsgruppen entstanden, die einen Guerillakrieg gegen die Besatzungs-
truppen führten. An diesem Kampf beteiligten sich zahlreiche islamistische Freiwillige
aus vorwiegend arabischen Ländern, die darin einen Kampf gegen die „Gottlosen“
sahen. Mehrere zehntausend Personen durchliefen Lager in Afghanistan und Pakistan,
in denen sie eine terroristische Ausbildung und islamistische Schulungen erhielten.
Diese multinationalen, fanatischen Kämpfer für den Sieg des Islam ((MMuujjaahheeddiinn)) sind
bereit, im Jihad als „Märtyrer“ zu sterben. Sie kamen später auch in Krisengebieten
wie Bosnien-Herzegowina, Tschetschenien und im Irak zum Einsatz, wo aus Sicht von
Islamisten der Jihad gegen „Ungläubige“ geführt wurde.

Diese MMuujjaahheeddiinn, oftmals persönlich verbunden durch ihre gemeinsame Zeit in
den Ausbildungslagern bzw. durch Kampfeinsätze, bilden als Klein- und Einzelgruppen
ein globales Netzwerk in islamistisch-terroristischen Gruppierungen oder finden sich in
voneinander unabhängig operierenden Zellen, die keiner bestimmten Organisation
zuzurechnen sind (non-aligned MMuujjaahheeddiinn). Diese hochkonspirativ vorgehenden Grup-
pen mit Kontakten in das internationale MMuujjaahheeddiinn-Netzwerk bedürfen keines zen-
tralen Kommandos. Sie sammeln sich um eine Führungsperson und planen und han-
deln relativ selbständig. Auch in Hessen bestehen Bezüge zu diesem Netzwerk, so
durch einen zum Islam konvertierten jungen Deutschen, der 2001 nach seinem Aufent-
halt in einem Ausbildungslager an der pakistanischen Grenze festgenommen, ansch-
ließend nach Deutschland ausgewiesen wurde und weiterhin als wichtige Kontakt-
person eingestuft wird.

Antisemitismus

Rechtfertigung 
von Selbstmord-
attentaten

Internationale
Mujahedin-
Netzwerke
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Zu diesem Netzwerk des internationalen islamistischen Terrorismus gehört die
1988 von Usama Bin Laden gegründete Terrororganisation AAll--QQaaiiddaa (Die Basis), deren
uneingeschränkter Führer er ist. Bin Laden, der aus einer reichen saudi-arabischen
Unternehmerfamilie stammt, unterstützte während der Zeit der sowjetischen Be-
satzung Afghanistans den Widerstandskampf. Das
danach herrschende islamistische TTaalliibbaann-Regime
schützte ihn bis zur Befreiung Afghanistans durch
den Militäreinsatz der internationalen Anti-Terror-
Koalition. Bin Ladens genauer Verbleib ist zur Zeit
nicht bekannt. MMuujjaahheeddiinn aus den von ihm finan-
zierten Ausbildungslagern gehören zu seiner ihm
mit unbedingtem Gehorsam ergebenen Terror-
gruppe.

AAll--QQaaiiddaa ist keine Massen-, sondern eine
Kaderorganisation, die sich als auserwählte Elite
versteht. Sie stellt ein internationales Netzwerk mit weltweiten konspirativen
Verbindungen dar. AAll--QQaaiiddaa liefert die ideologische Basis der zumeist unabhängig
voneinander operierenden Gruppen und Akteure des internationalen islamistischen
Terrorismus. Zunehmend ist zu beobachten, dass die Anschläge nicht mehr zentral
geplant, sondern dezentral aus eigener Initiative unter Zurückgreifen auf regionale
Strukturen durchgeführt und über Audio- und Videobotschaften durch die AAll--QQaaiiddaa-
Führung gerechtfertigt werden.

Erklärte Hauptfeinde sind die USA und Israel. Bekämpft werden darüber hinaus
neben westlichen Staaten auch westlich orientierte Regierungen islamischer Staaten.
Vor allem gilt der Hass dem in Saudi-Arabien herrschenden Königshaus, dem Hüter
der heiligen Stätten in Mekka und Medina, das insbesondere seit der Stationierung
amerikanischer Truppen als nicht islamtreu angesehen wird.

Der Kampf der AAll--QQaaiiddaa,, die den „Jihad gegen Ungläubige“ für eine muslimische
Pflicht hält, endet für sie erst mit dem weltweiten Sieg des Islam. Dies ist das Fernziel.
Zuerst gilt es, die Nichtmuslime aus den islamischen Ländern zu vertreiben, dann mit-
telfristig die aus ihrer Sicht nicht rechtgläubigen arabischen Regierungen zu stürzen.

1998 gab Bin Laden öffentlich die Gründung der IInntteerrnnaattiioonnaalleenn IIssllaammiisscchheenn
KKaammppffffrroonntt ggeeggeenn JJuuddeenn uunndd KKrreeuuzzffaahhrreerr bekannt, eines Zusammenschlusses mehre-
rer islamistisch-terroristischer Organisationen unter Führung von AAll--QQaaiiddaa. In der Grün-
dungserklärung wurde die Tötung von Amerikanern verpflichtend festgeschrieben:

„Seit über sieben Jahren besetzen sie islamischen Boden, die heiligsten aller
Stätten auf der Arabischen Halbinsel. [...] Die Entscheidung, Amerikaner und ihre
Verbündeten zu töten - zivile oder militärische - ist eine persönliche Pflicht für jeden
Moslem, der dies tun kann, in welchem Land auch immer dies möglich ist, um die Al-
Aqsa Moschee [in Jerusalem] [...] aus ihrem Würgegriff zu befreien, damit ihre Armeen
von islamischen Boden abziehen, geschlagen und unfähig, irgendeinen Moslem zu
bedrohen. Dies ist in Übereinstimmung mit den Worten des Allmächtigen Gottes [...].
Wir rufen - mit Gottes Hilfe  – jeden Moslem, der an Gott glaubt und
von ihm für die Ausführung seiner Befehle belohnt werden will, dazu
auf, die Amerikaner zu töten und auszuplündern, wo immer“.
(Frankfurter Neue Presse, 14. September 2001)

Die Ideologie der AAll--QQaaiiddaa wird deutlich in einer 2003 von dem
Fernsehsender „Al-Jazira“ anlässlich des Jahrestages der Terroran-
schläge vom 11. September 2001 ausgestrahlten Botschaft des Bin
Laden-Stellvertreters Ayman Al-Zawahiri:
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„Verschlingt 
die Amerikaner“

„Juden und
Christen als
Terrorziele“
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„Wir sind keine Anstifter zum Mord und zur Zerstörung. Dennoch werden wir jede
Hand abhacken, die sich an uns vergreift. Genug mit dem Glaubensabfall, genug mit
dem Moralverfall und genug mit der Aggression gegen die Unterdrückten und mit der
Ausplünderung ihrer Ressourcen! Genug mit dem Verstecken hinter Parolen der
Freiheit, Gerechtigkeit und Menschenrechte!

Ihr sollt wissen, dass ein Volk, welches den Tod auf dem Weg Gottes dem Leben
unter Erniedrigung vorzieht, niemals besiegt wird, so Gott will. [...]

Wisst ihr, was Al-Qaida ist? Sie ist die Avantgarde einer islamischen Gemeinschaft,
die sich fest vorgenommen hat, euch bis zum letzten Atemzug zu bekämpfen, und wel-
che sich geweigert hat, vor euren Verbrechen und Abscheulichkeiten zu kapitulieren.
Seid ihr in der Lage, diese islamische Gemeinschaft zu vernichten? Hierbei ist es uns
von Bedeutung, euch darauf hinzuweisen, dass das, was ihr bislang erlebt hat, nur
erste Scharmützel und Beginn eines Gefechts waren. Die wahre Schlacht hat jedoch
noch nicht begonnen. Bereitet euch also auf Vergeltung für eure Verbrechen vor! [...]

Wir rufen sie [die Palästinenser] dazu auf, am Jihad festzuhalten und sich auf die
Täuschungsmanöver Amerikas und dessen Handlanger, die den Fahrplan zur Hölle
absegnen, nicht hereinzufallen. Palästina wird ohne Jihad nie befreit werden. Hütet
euch davor, nochmals und abermals, hütet euch davor, eure Waffen niederzulegen! Ihr
sollt den Gläubigen die Treue halten und den Ungläubigen die Feindschaft schwören!
Nur so kann die Einigkeit bestehen. Ihr sollt euch ferner davor hüten, euch mit denjeni-
gen zu verbünden, die Israel anerkennen und sich mit Krümel davon zufrieden geben. 

Wir grüßen unsere kämpferischen Brüder im Irak, drücken ihnen die Daumen und
beten zu Gott, auf dass er ihre Aufopferung und ihren Mut beim Kampf gegen die
Kreuzzügler segnet und wir sagen ihnen: ‚Gott steht euch bei und das gesamte isla-
mische Volk unterstützt euch. Also verlasst euch auf Gott und verschlingt die Ameri-
kaner, wie die Löwen ihre Beute verschlingen und begrabt sie im irakischen Friedhof,
denn der Sieg wird nicht mehr lange auf sich warten lassen!’ [...]

Politische Lösungen nutzen nicht und Demonstrationen besiegen keinen Feind,
also hebt eure Waffen und verteidigt euren Glauben und eure Ehre! Die Interessen
eurer Feinde sind überall verteilt, also raubt ihnen überall die Sicherheit, insbesonde-
re auf ihrem ureigenen Boden! [...]

Die islamische Gemeinschaft ist dabei, sich mit Gottes Segen unter dem Banner des
Jihad gegen ihre Feinde unter den Kreuzzüglern und Juden zusammenzuschließen. Es
bricht eine neue Zeit an, voll erleuchtet mit Würde und Ehre in allen islamischen Gebie-
ten. Die islamische Gemeinschaft hat den Weg zum Sieg, Märtyrertum und zur Aufopfe-
rung auf dem Weg Gottes gefunden. Oh unsere islamische Gemeinschaft, das ist eine
Ära des Jihad, die wir nun erleben, nachdem die Regierungen und die Institutionen ver-
sagt haben. Habt Vertrauen zum Sieg Gottes und stürmt auf die Felder des Jihad!“

Hervorzuheben ist auch ein 2004 in einem Internet-Magazin vorgestelltes Doku-
ment, das als Strategiepapier von AAll--QQaaiiddaa gilt. Darin wird die Rangfolge der mögli-
chen Anschlagziele dargelegt. Juden und Christen stehen dabei an erster Stelle:

„Wir müssen Juden und Christen als Ziele auswählen. Wir müssen jeden, der ge-
gen Gott, seinen Propheten oder die Gläubigen kämpft, wissen lassen, dass wir ihn
töten werden. Es sollte keine Beschränkungen und geographischen Grenzen geben.
Wir müssen das Land der Ungläubigen in eine Hölle verwandeln, so wie sie es mit dem
Land der Muslime gemacht haben. Deshalb sollen die Zellen auf der ganzen Welt nicht
auf geographische Grenzen schauen, sondern versuchen, die ungläubigen Länder zum
Schauplatz von Operationen zu machen, und zu erreichen, dass sie damit und mit sich
selbst beschäftigt sind.“
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Folgende Terroranschläge in den Vorjahren waren u. a. der AAll--QQaaiiddaa und den mit
ihr verbundenen Terrorzellen sowie anderen islamistischen Terroristen zuzurechnen:

u Parallel durchgeführte Sprengstoffanschläge auf die amerikanischen Botschaften 
in Nairobi (Kenia) und Daressalam (Tansania) mit 224 Toten und mehreren tau-
send Verletzten im August 1998.

u Selbstmordanschlag auf das amerikanische Kriegsschiff „USS Cole“ vor Aden 
(Jemen) mit 17 Toten im Oktober 2000.

u Am 11. September 2001 Selbstmordanschläge mit entführten Passagierflug-
zeugen auf das World Trade Center in New York City und auf das Pentagon in 
Washington D.C. mit über 3.000 Toten.

u Selbstmordanschlag auf die Al-Ghriba-Synagoge auf der Insel Djerba (Tunesien) 
mit 21 Toten, darunter 14 deutschen Touristen, im April 2002. 

u Sprengstoffattentate auf Bali (Indonesien) und einer benachbarten Touristeninsel 
mit über 200 Toten, darunter sechs Deutschen, und über 300 Verletzten im Okto-
ber 2002.

u In Kabul (Afghanistan) verübte ein Selbstmordattentäter im Juni 2003 einen 
Sprengstoffanschlag auf einen mit 33 Soldaten der Bundeswehr besetzten Bus 
der internationalen Schutztruppe ISAF. Bei dem Anschlag wurden vier deutsche 
Soldaten getötet und 29 verletzt, sieben von ihnen schwer.

u Bei nahezu zeitgleichen Selbstmordanschlägen auf die beiden bedeutendsten 
jüdischen Synagogen in Istanbul (Türkei) wurden im November 2003 25 Personen 
getötet und mehr als 300 verletzt. Kurz darauf wurden ebenfalls in Istanbul 
erneut Sprengstoffanschläge auf das britische Generalkonsulat und eine britische 
Investmentbank verübt. 27 Menschen wurden getötet, darunter der britische 
Generalkonsul, und mehr als 400 verletzt.

u Am 11. März 2004 erfolgte in Madrid der erste schwere Terrorakt des AAll--QQaaiiddaa-
Netzwerkes in Europa. In Minutenabständen ereigneten sich zehn Explosionen in 
vier Pendlerzügen, bei denen 191 Menschen getötet und mehr als 1.500 zum Teil
schwer verletzt wurden. 

Bei den Tätern, die sich in einer Selbstbezichtigung äußerten „Ihr liebt das Leben
und wir lieben den Tod“, handelte es sich um überwiegend aus Marokko stammende
MMuujjaahheeddiinn,, die Beziehungen zum AAll--QQaaiiddaa-Netzwerk hatten.

Terroranschläge im Berichtszeitraum

Im Berichtsjahr wurden wiederum schwere terroristische Anschläge von Islamisten
verübt, u. a.:

Am 7. Juli ereigneten sich in London zur Hauptverkehrszeit vier Bombenanschlä-
ge, davon drei fast zeitgleich in U-Bahnzügen und einer in einem Bus. Beabsichtigt war
eine möglichst hohe Zahl ziviler Opfer. Es wurden 56 Menschen getötet und über 500
verletzt, darunter fünf Deutsche. Durch die Auswertung von Überwachungskameras
kam die Polizei auf die Spur der überwiegend in Großbritannien geborenen Attentäter
muslimischen Glaubens, die britische Staatsbürger sind.

Am 21. Juli versuchten wiederum vier Attentäter Bombenanschläge in der Londoner
Innenstadt zu verüben, erneut zeitgleich in drei U-Bahnzügen sowie in einem Bus. Diese
Anschläge scheiterten jedoch, da nur die Zünder der Sprengsätze detonierten. Eine Per-
son wurde verletzt. Alle vier Attentäter, in Ostafrika geboren, wurden festgenommen.
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Die Anschläge in London unterscheiden sich teilweise von den Anschlägen in
Madrid vom März 2004. Die Attentäter von London waren von Anfang an zum Selbst-
mord bereit, während sich die Attentäter von Madrid erst beim Festnahmeversuch in
die Luft sprengten. Als Gemeinsamkeit ist jedoch hervorzuheben, dass die Attentäter
im jeweiligen Land geboren oder zumindest dort aufgewachsen sind. Bei einzelnen At-
tentätern sind Bezüge nach Pakistan festzustellen, wo sie möglicherweise in Koran-
schulen indoktriniert wurden.

Bei mehreren Bombenexplosionen in dem ägyptischen Badeort Sharm El-Sheikh,
einem der wichtigsten Touristenziele des Landes, kamen am 23. Juli nach offiziellen
Angaben 65 Menschen ums Leben, über 100 wurden verletzt. Zielrichtungen und Di-
mension der Anschläge, die sich gegen den Tourismus, den wichtigsten Wirtschafts-
bereich Ägyptens richteten, zeigen den islamistischen Hintergrund: „Befreiung“ und
„Säuberung“ arabisch-islamischen Bodens von westlicher Einflussnahme und Be-
kämpfung der pro-westlich ausgerichteten Führung eines arabisch-islamischen
Staates.

Am 1. Oktober kam es erneut zu Anschlägen auf der indonesischen Ferieninsel
Bali. Selbstmordattentäter zündeten in drei Restaurants in kurzem Zeitabstand Bom-
ben, die 22 Menschen töteten und mehr als 100 verletzten, darunter zwei Deutsche. Zu
vermuten ist eine Täterschaft der JJeemmaaaahh IIssllaammiiyyaahh ((JJII)).

Bei drei Anschlägen von Selbstmordattentätern am 9. November in der jordani-
schen Hauptstadt Amman kamen 67 Menschen ums Leben, mehr als hundert wurden

verletzt, darunter vier Deutsche. Die aus dem Irak eingereisten Täter spreng-
ten sich im Abstand weniger Minuten in den Hotels großer internationaler
Ketten, die überwiegend von internationalen Geschäftsleuten, Diplomaten,
israelischen Touristen und wohlhabenden Jordaniern besucht werden, mit
Sprengstoffgürteln in die Luft. Für die Anschläge ist das Terrornetzwerk des
aus Jordanien stammenden irakischen AAll--QQaaiiddaa-Führers Abu Musab Al-
Zarqawi verantwortlich, das bereits im August Raketen auf ein in der jordani-
schen Hafenstadt Akaba liegendes US-Kriegsschiff abgefeuert hatte. Die pro-
westlich ausgerichtete jordanische Regierung, die neben der ägyptischen
Regierung als einzige arabische Staatsführung diplomatische Beziehungen zu
Israel unterhält, stand bereits seit längerem im Fokus des islamistischen

Terrorismus; auffällig sind auch die Angriffe auf die von Islamisten als „unislamisch“
angesehenen Symbole westlichen Lebens und das wirtschaftlich wichtige Zielobjekt
Tourismus.

Am 14. November verübte ein Selbstmordattentäter bei Kabul (Afghanistan) einen
Anschlag auf eine deutsche Patrouille der internationalen Afghanistan-Schutztruppe
ISAF. Ein mit Sprengstoff beladenes Auto rammte ein Fahrzeug mit Bundeswehr-
soldaten, wobei gleichzeitig ein Sprengsatz zur Detonation gebracht wurde. Ein deut-
scher Soldat wurde getötet, zwei weitere schwer verletzt. Zu dem Anschlag, der kurz
nach der Bekanntgabe der Ergebnisse der Parlamentswahl in Afghanistan verübt
wurde, bekannten sich die islamistischen TTaalliibbaann. Sie wiesen den Aufruf von Präsident
Hamid Karzai, die Waffen niederzulegen und sich am Friedensprozess zu beteiligen,
zurück. Man habe den ungebrochenen Willen zum Kampf und werde in ihm nicht
nachlassen. Der Jihad sei der einzige Weg.

Die Anschläge zeigen wie in den Vorjahren die zunehmende Regionalisierung im
islamistischen Terrorismus. Schwere Anschläge werden nicht mehr zentral gesteuert.
Lokale, weitgehend autonome Gruppen planen im Sinne von AAll--QQaaiiddaa.
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Irak

Im Irak versuchte die OOrrggaanniissaattiioonn ddeerr AAll--QQaaiiddaa ffüürr ddeenn JJiihhaadd
iimm ZZwweeiissttrroommllaanndd, die bis 2004 AAll--TTaawwhhiidd hieß, unter der
Führung von Al-Zarqawi mittels fast täglicher Terroranschläge
insbesondere gegen US-Soldaten, irakische Sicherheitskräfte
sowie Ausländer und Einheimische, die den Aufbau des neuen
Irak unterstützen, weiterhin das Land zu destabilisieren. Dazu
dienen auch Hinrichtungsvideos. Unter den Tätern sind auch
Ausländer, die in den Irak eingeschleust wurden.

Erklärungen der Al-Qaida

Auch im Berichtszeitraum wurden zahlreiche Erklärungen der AAll--
QQaaiiddaa veröffentlicht, in der sie weltweit Muslime anspricht, um sie für den Jihad zu
gewinnen.

Beispielhaft sind folgende Erklärungen dargestellt:

In einer am 23. Januar im Internet veröffentlichten Tonbandaufzeichnung kündig-
te Al-Zarqawi einen „gnadenlosen Krieg gegen die Demokratie“ und alle Parlaments-
wahlen im Irak an. Die Demokratie sei ein bösartiges System, weil es die Gott zuste-
hende Macht dem Volke übertrage. Er führte Thesen gegen die Demokratie an, die
mit Zitaten aus dem Koran gestützt wurden. Da die Demokratie darauf basiere, dass
alle Macht vom Volke ausgehe, sei dies ein Verstoß gegen das Prinzip des Monothe-
ismus, den Glauben an einen einzigen Gott. So spricht er sich weiter gegen freie Mei-
nungsäußerung, die Trennung von Staat und Religion und das Parteienwesen aus, da
sie alle unislamisch seien.

Auf einer Internet-Website wurde mit Datum vom 18. März eine Warnung an die
Staatsführung der Vereinigten Arabischen Emirate (VAE) veröffentlicht. Darin wird die
Unterstützung der USA im Irak angeprangert, eine angeblich verwestlichte, unislami-
sche Lebensweise verurteilt und der politischen Führung vorgeworfen, diese Verhält-
nisse weiter zu fördern. Die Verfasser fordern die Emiratsführung ultimativ auf, zum
strengen Islam zurückzukehren und die Allianz mit den USA aufzukündigen. Andern-
falls werde der „Sturm des Jihad auch über die VAE hereinbrechen“. Als Beleg für
Verwestlichung wird u. a. auch die Zusammenarbeit mit Deutschland bei der Ausbil-
dung irakischer Polizeikräfte angeführt.

Am 1. September sendete „Al-Jazira“
Auszüge einer Videobotschaft Al-Zawahiris
sowie eine Erklärung eines der Attentäter von
London am 7. Juli. Al-Zawahiri bezeichnet die Anschläge in
London als eine Reaktion auf die Politik des britischen Premierministers Blair und des-
sen Weigerung, ein „Waffenstillstandsangebot“ seitens AAll--QQaaiiddaa anzunehmen.

Der Attentäter erklärte, dass er von Bin Laden, Al-Zawahiri und Al-Zarqawi „inspi-
riert“ worden sei. Er führt aus:

„Eure demokratisch gewählten Regierungen begehen immer noch wilde Verbre-
chen zu Lasten meiner Religionsgemeinschaft auf der gesamten Welt. Und eure Unter-
stützung für diese Regierung macht euch indirekt dafür mitverantwortlich. [...]  Ihr werdet
solange das Ziel von Operationen sein, bis wir uns sicher fühlen. [...] Wir sind im Krieg
und ich bin einer der Soldaten“.
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Internetseite
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Razzia in
Frankfurter
Moschee

Festnahme 
in Marburg

Vereinsverbot
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Exekutivmaßnahmen

Im Berichtsjahr wurden in Deutschland Exekutivmaßnahmen gegen islamistische
Terroristen durchgeführt. 

Beispiele dafür sind:

Wegen Verdachts der Bildung einer kriminellen Vereinigung durchsuchte die Polizei
am 12. Januar in fünf Bundesländern, darunter auch in Hessen, über 50 Objekte, darun-
ter drei Moscheen. Bei der Aktion mit Schwerpunkt in Baden-Württemberg und Bayern
wurden gegen zwölf Personen Haftbefehle vollzogen und weitere zwölf Personen vor-
läufig festgenommen. Sie sollen islamistische Organisationen und Netzwerke wie AAnnssaarr
AAll--IIssllaamm ((AAAAII)) und AAll--TTaawwhhiidd mit Urkunds-, Vermögens- und Schleuserdelikten unter-
stützt, Personen für den bewaffneten Kampf in Krisengebieten rekrutiert und islamisti-
sche Propagandamaterialien vertrieben haben. Es konnten u. a. Fälschungsutensilien
sichergestellt werden. Von den Razzien war in Hessen eine Moschee in Frankfurt am
Main betroffen.

Gegen die Rekrutierung von Selbstmordattentätern richteten sich Exekutivmaß-
nahmen am 23. Januar in Mainz (Rheinland-Pfalz) und Bonn (Nordrhein-Westfalen). Der
Ermittlungsrichter beim Bundesgerichtshof erließ Haftbefehle wegen des Verdachts
der Mitgliedschaft bzw. der Unterstützung einer ausländischen terroristischen Vereini-
gung (§ 129b StGB).

Ein in Mainz festgenommener Iraker steht im Verdacht, Mitglied der AAll--QQaaiiddaa zu
sein. Er hielt sich nach Feststellungen des Generalbundesanwaltes mehrfach in Aus-
bildungslagern der Terrororganisation in Afghanistan auf und beteiligte sich dort auch
an den Kämpfen gegen das US-Militär. In dieser Zeit hatte er Kontakt zu hochrangigen
Führungskadern der AAll--QQaaiiddaa. Er rekrutierte nach seiner Rückkehr nach Deutschland
einen in Bonn lebenden Palästinenser für einen Selbstmordanschlag im Irak. Die not-
wendigen Finanzmittel sollten durch einen Versicherungsbetrug beschafft werden.
Wegen des Verdachts der Beteiligung an dieser Straftat wurde am 21. Mai auch der
Bruder des Palästinensers in Marburg (Landkreis Marburg-Biedenkopf) festgenom-
men.

Das Bayerische Staatsministerium des Innern verbot am 28. Dezember den Verein
MMuullttii--KKuullttuurr--HHaauuss UUllmm ee..VV.. ((MMKKHH)) in Neu-Ulm. Als Verbotsgründe wurden angeführt,
dass sich das MMKKHH gegen die verfassungsmäßige Ordnung und gegen den Gedanken
der Völkerverständigung richtet, dass seine Tätigkeit das friedliche Zusammenleben
von Deutschen und Ausländern und von verschiedenen Ausländergruppen im Bundes-
gebiet sowie die öffentliche Sicherheit und Ordnung gefährdet, dass Bestrebungen
außerhalb des Bundesgebiets gefördert werden, deren Ziele und Mittel mit den
Grundwerten einer die Würde des Menschen achtenden staatlichen Ordnung unver-
einbar sind, dass er Gewaltanwendung zur Durchsetzung politischer und religiöser Be-
lange befürwortet und eine derartige Gewaltanwendung hervorruft. Die im MMKKHH ein-
gesetzten Lehrbücher und verbreiteten Publikationen, die zum Verleih/Verkauf an Mit-
glieder und Besucher vorgehaltenen Medien, die öffentlichen Äußerungen von Funk-
tionären sowie die Freitagsgebete im MMKKHH sind geprägt von einer massiven, gebets-
mühlenartigen Hetze gegen die parlamentarische Demokratie, gegen Andersgläubi-
ge, die Juden und den Staat Israel und beinhalten offene Aufrufe zur Bekämpfung
bzw. Tötung Andersgläubiger und zur Vernichtung der Juden bzw. des Staates Israel.
Der Jihad wird durchweg als individuelle Pflicht jedes Muslim propagiert.
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Gerichtsverfahren und Urteile

Ein Gericht in New York verurteilte am 10. März den jemenitischen Scheich
Mohammed Ali Hassan Al-Moayad wegen logistischer und finanzieller Unterstützung
der AAll--QQaaiiddaa und der terroristischen HHAAMMAASS zu 75 Jahren Haft und einer Geldstrafe in
Höhe von 1,25 Millionen US-Dollar. Auch der mitangeklagte Sekretär Al-Moayads
wurde für schuldig befunden. Beide waren im Januar 2003 am Flughafen in Frankfurt
am Main auf Ersuchen der amerikanischen Justiz festgenommen und im November
2003 an die US-Behörden übergeben worden, nachdem das Bundesverfassungsge-
richt die Rechtmäßigkeit des amerikanischen Auslieferungsantrages bestätigt hatte.

Der Tunesier Ihsan Garnaoui wurde am 6. April vom Kammergericht in Berlin
wegen Steuerhinterziehung, Verstößen gegen das Waffengesetz und das Ausländer-
gesetz sowie wegen Urkundenfälschung zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von drei Jahren
und neun Monaten verurteilt. Den zudem erhobenen Vorwurf der versuchten Bildung
einer terroristischen Vereinigung nach § 129a StGB hat das Gericht nicht bestätigt.

Die Bundesanwaltschaft hatte den in 2003 in Berlin festgenommenen Garnaoui
beschuldigt, Sprengstoffanschläge gegen US-amerikanische und jüdische Einrichtun-
gen in Deutschland verüben zu wollen. Das Kammergericht hielt zwar für erwiesen,
dass Garnaoui während seines fast zweijährigen Aufenthalts im Ausland ein Ausbil-
dungslager von AAll--QQaaiiddaa in Afghanistan für den gewaltsamen Jihad durchlaufen habe.
Auf Grund der Beweislage bestand für den Strafsenat kein Zweifel, dass Garnaoui zu
Beginn des Irak-Krieges in Deutschland einen Sprengstoffanschlag begehen wollte.
Dafür würde vor allem eine beim Angeklagten gefundene detaillierte Anleitung zur
Herstellung einer Zündauslösevorrichtung für Sprengsätze sprechen. Zudem habe
Garnaoui weitere Utensilien in seinem Besitz gehabt, die zur Herstellung von Spreng-
stofen geeignet gewesen seien. Auch habe der Angeklagte bei mehreren Treffen
Bekannte davon überzeugen wollen, dass ein gläubiger Moslem nicht nur reden, son-
dern mit Gewalt gegen die „Ungläubigen“ vorgehen müsse. Dies habe nicht genügt,
um den Angeklagten der versuchten Bildung einer terroristischen Vereinigung zu
überführen. Die Generalbundesanwaltschaft hat Revision eingelegt, die Beweiswürdi-
gung des Kammergerichts sei rechtsfehlerhaft. 

Gegen einen irakischen Staatsangehörigen eröffnete das Oberlandesgericht
München (Bayern) am 31. Mai das Verfahren. Er wird beschuldigt, bis zu seiner Verhaf-
tung im Dezember 2003 Mitglied einer ausländischen terroristischen Vereinigung ge-
wesen zu sein. In Tateinheit werden ihm das gewerbliche Einschleusen von Ausländern
nach Deutschland bzw. in das Gebiet der Schengen-Staaten sowie das Sammeln von
Spendengeldern für die kurdisch-islamistische Terrororganisation AAnnssaarr--AAll IIssllaamm ((AAAAII))
zur Last gelegt.

In der seit April vor dem OLG München verhandelten Anklage des Generalbun-
desanwaltes gegen Amin Lokman Mohammed verurteilte das Gericht am 12. Januar
2006 den irakischen Staatsangehörigen wegen Mitgliedschaft in der ausländischen ter-
roristischen Vereinigung AAAAII, bandenmäßiger illegaler Einschleusung von Ausländern
nach Deutschland und Europa sowie wegen Betruges zu sieben Jahren Haft. Der Ira-
ker, der 2003 in München festgenommen worden war, hatte im Prozess gestanden, die
Ausreise so genannter „Gotteskrieger“ in den Irak organisiert und Gelder für die AAAAII
beschafft zu haben. 

Das Gericht entsprach in vollem Umfang der Strafforderung der Bundesanwalt-
schaft. Es war das erste Verfahren nach dem neuen Strafrechtsparagraphen 129b, der
die Mitgliedschaft in einer ausländischen terroristischen Vereinigung unter Strafe stellt.
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Der Bundesgerichtshof (BGH) bestätigte mit rechtskräftigem Urteil vom 9. Juni in
einer Revisionsentscheidung den Freispruch im Strafverfahren gegen Abdelghani
Mzoudi im Zusammenhang mit den Anschlägen des 11. September 2001. Mzoudi war
2004 vom Hanseatischen OLG in Hamburg von der Beihilfe zum Mord in mehr als 3.000
Fällen und Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung aus Mangel an Beweisen
freigesprochen worden. 

Ein Gericht in Amsterdam (Niederlande) verurteilte am 26. Juli den Niederländer
marokkanischer Herkunft Mohammed Bouyeri wegen Mordes an dem islamkritischen
Filmregisseur Theo van Gogh zu einer lebenslangen Freiheitsstrafe. Das Gericht be-
fand den Angeklagten für schuldig, van Gogh aus religiösem Hass getötet zu haben.
Das Urteil schließt zudem mehrfachen Mordversuch an Polizisten und die Morddroh-
ung gegenüber der islamkritischen Parlamentsabgeordneten Ayaan Hirsi Ali mit ein. 

Der Verurteilte zeigte keine Reue und versicherte, er würde dasselbe noch einmal
tun, wenn er eines Tages freikommen sollte. „Ich habe allein im Namen meiner Reli-
gion gehandelt“, erklärte er bei seinem Geständnis. An die Mutter des Opfers ge-
wandt sagte er, sie sei der einzige Mensch, dem gegenüber er irgendeine Verpflich-
tung verspüre. „Aber ich verspüre nicht Ihren Schmerz, weil Sie eine Ungläubige sind“.

Das Hanseatische OLG verurteilte Mounir El-Motassadeq im Zusammenhang mit
den Anschlägen des 11. September 2001 wegen Mitgliedschaft in einer terroristischen
Vereinigung am 19. August zu sieben Jahren Haft. Vom Vorwurf der Beihilfe zum Mord
in mehr als 3.000 Fällen und des gefährlichen Eingriffs in den Luftverkehr wurde der
Marokkaner freigesprochen.

Das Gericht stellte fest, dass sich die Hamburger Studentengruppe um Moham-
med Atta in einem Maße radikalisiert hatte, dass sie im Namen des Jihad zu terroristi-
schen Anschlägen bereit war. El-Motassadeq, der eine Ausbildung in einem AAll--QQaaiiddaa-
Lager in Afghanistan absolviert hatte, sei fester Bestandteil dieser Gruppe gewesen,
er habe deren Ziele gekannt und mitgetragen. Er habe aber nicht zum innersten Kreis
dieser Gruppe gehört und sei nicht in die konkreten Anschlagspläne eingeweiht gewe-
sen. Gegen das Urteil legten sowohl die Bundesanwaltschaft als auch die Verteidigung
Revision ein.

El-Motassadeq war bereits 2003 als weltweit erster Angeklagter wegen der An-
schläge vom 11. September 2001 vom gleichen Gericht zu 15 Jahren Haft verurteilt
worden. Der BGH hatte 2004 das Urteil gegen ihn aufgehoben und die Neuverhand-
lung angeordnet.

Das OLG Düsseldorf verkündete am 26. Oktober die Urteile gegen vier Angehö-
rige eines deutschen Zweiges des international agierenden islamistisch-terroristischen
AAll--TTaawwhhiidd-Netzwerkes. Das Gericht erklärte drei gebürtige Palästinenser der Mitglied-
schaft in einer terroristischen Vereinigung in Tateinheit mit bandenmäßiger Vorberei-
tung der Fälschung von amtlichen Ausweisen für schuldig und verhängte gegen sie
Freiheitsstrafen zwischen sechs und acht Jahren. Ein aus Algerien stammender Ange-
klagter wurde – unter Berücksichtigung seines weitgehenden Geständnisses – wegen
Unterstützung einer terroristischen Vereinigung und anderer Delikte zu einer Gesamt-
freiheitsstrafe von fünf Jahren verurteilt.

Die vier Verurteilten hätten – so die Feststellung des OLG – auf Anweisung des in-
ternational gesuchten Terroristen Al-Zarqawi in Deutschland Anschläge auf jüdische
Ziele – Zentrum in Berlin – vorbereitet, die durch Maßnahmen der Sicherheitsbehör-
den aufgeklärt und verhindert werden konnten. Darüber hinaus wurden Kampfgenos-
sen im Ausland mit Falschpapieren versorgt. Das Gericht stützte sich in dem Verfahren
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auch auf die Aussagen eines Gruppenmitgliedes, das in einem ersten Verfahren seine
Beteiligung an den Anschlagsplanungen gestanden hatte und 2003 zu vier Jahren Haft
verurteilt worden war. 

Die Existenz einer terroristischen Vereinigung (deutsche Zelle der AAll--TTaawwhhiidd))
gemäß § 129a StGB wurde in dem Urteil zweifelsfrei festgestellt.

Radikalisierung in Moscheen

Eine Moschee ist ein Ort, der von Muslimen regelmäßig für gemeinsame Aktivitä-
ten im Rahmen der Ausübung des islamischen Glaubens (z. B. Gebete, Predigten, Ko-
ranunterricht, religiöse Feiern) genutzt wird, sie ist jedoch per se kein sakraler Raum.
Es handelt es sich häufig um eine multifunktionale Einrichtung, die grundsätzlich von
Muslimen für nicht religiöse Zwecke (z. B. Handel, Schulungen, Feiern, Übernach-
tungsgelegenheit für Gäste) genutzt werden kann. Hierbei kann es sich um ein eigens
für diesen Zweck errichtetes Gebäude, aber auch um einen einzelnen für diesen Zweck
gerichteten Raum oder abgeteilten Bereich (z. B. in einem Betrieb oder einer öffentli-
chen Einrichtung) handeln.

Moscheen üben eine wichtige soziale Funktion als Treffpunkte und Kommu-
nikationszentren muslimischer Gemeinden aus. In „Freitagspredigten“, d. h. Gebeten
unter Leitung eines Imams (Vorbeters), werden vielfach auch aktuelle Probleme politi-
scher, sozialer und wirtschaftlicher Natur thematisiert. Die Autorität eines Imams darf
hierbei nicht unterschätzt werden. Darüber hinaus können durch Islamisten im Sinne
einer umfassenden ideologischen Indoktrination – bspw. auch durch zahlreiche
Bildungs- und Schulungs- sowie Freizeitangebote – integrationsfeindliche Positionen
propagiert werden. Deutlich wird dies an Aufforderungen, Kontakte zu den „ungläu-
bigen“ Deutschen abzubrechen. Ziel dieser dezidierten Segregationspolitik ist die
Errichtung islamistisch-abgeschotteter Alltagswelten, die sich grundsätzlich nicht nur
als Parallelgesellschaften, sondern als geschlossene und kampfbereite Gegengesell-
schaften verstehen. Durch permanente Indoktrinierung können Moscheen so zu Orten
der Radikalisierung werden, in denen islamistische Multiplikatoren vielfältige
Ansatzpunkte finden.

Zwar ist festzustellen, dass sich seit den Terroranschlägen des 11. September 2001
islamistische Imame in den Freitagspredigten aus Furcht vor staatlichen Gegenmaß-
nahmen in verbal-vordergründiger Zurückhaltung üben. Trotz dieser Taktik sind immer
wieder aggressiv-kämpferische „Predigten“ festzustellen, in denen eine polarisieren-
de, dichotomische Weltsicht mit der Zweiteilung der Welt in „Gläubige und Ungläu-
bige“ vermittelt wird.

Im Berichtszeitraum wie in den Vorjahren wurden dem Landesamt für Verfassungs-
schutz über Propaganda für extremistische Bestrebungen hinaus auch vielfach militan-
te Agitation in islamistischen Moscheen bekannt. Aus mehreren Moscheen mit
Schwerpunkt im Rhein-Main-Gebiet fielen Erkenntnisse an, die eine dauernde Unter-
stützung des bewaffneten islamistischen Kampfes bzw. eine Förderung der Gewaltbe-
reitschaft zeigen:

u Immer wieder wurde zum Kampf gegen als „Ungläubige“ diffamierte 
Andersgläubige insgesamt aufgefordert, der Islam müsse weltweit siegen. Der 
Jihad sei eine Pflicht.

u Wiederholt wurden vor zahlreichen Anwesenden in Freitagspredigten in agitato
rischen Hetzreden alle Muslime aufgefordert, sich für den Jihad zu melden, um 
die „Besatzungsmächte“ aus Afghanistan und dem Irak zu vertreiben. Die in 
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diesem „Heiligen Krieg“ Getöteten seien Märtyrer, die ins Paradies eingehen 
würden. Es sei eine gute Tat, im Namen Allahs zu sterben. Man könne den 
Kampf auch durch Spenden für die Mujahedin unterstützen oder wenigstens 
die Botschaft verbreiten.

u Die offene Werbung für den Jihad in Moscheen ging dabei nicht nur einher mit 
Diffamierung des Westens und Hetze insbesondere gegen die USA, sondern 
beinhaltete auch antisemitische Propaganda.

u Wenn auch aus Furcht vor staatlichen Gegenmaßnahmen direkt offene Vernich-
tungspropaganda vermieden wird, wird von zahlreichen Besuchern islamistischer 
Moscheen z. B. vertreten, dass die Ermordung des niederländischen Filmregis-
seurs Theo van Gogh im Jahr 2004 gerechtfertigt gewesen sei, da dieser wegen 
„Verächtlichmachung des Korans und des Islams“ den Tod verdient hätte. Über 
die Terroranschläge in London zeigten sich zahlreiche Besucher hocherfreut und 
stolz. Die Attentate seien ein großer Erfolg im Kampf gegen die Ungläubigen. 
Jugendliche äußerten sich begeistert; sie seien bereit, an solchen Anschlägen 
aktiv teilzunehmen und bedauerten es, dass es so etwas in Deutschland noch 
nicht gebe. Über die Anschläge im Irak herrschte Freude. 

Die hessischen Erkenntnisse, die weit über Momentaufnahmen hinausgehen,
bestätigen ein bundesweites Lagebild, wonach der Kampf der Muslime gegen Feinde
des Islam in den einschlägigen islamistischen Moscheen fokussiert wird.

Gefährdungslage

Weltweit ist die Gefährdung durch den islamistischen Terrorismus weiter gewach-
sen. Der internationale Fahndungsdruck und die damit einhergehende Tötung und
Festnahme vieler auch bedeutender Führer hat das Netzwerk AAll--QQaaiiddaa nur vorüber-
gehend geschwächt. Im Berichtszeitraum wurden erneut spektakuläre Anschläge mit
vielen Opfern verübt. Es hat sich gezeigt, dass Selbstmordattentate Europa erreicht
haben. Die Anschläge von Madrid im Vorjahr und in London belegen die Aktions- und
Funktionsfähigkeit terroristischer Zellen.

Zuletzt haben die Terroranschläge von London gezeigt, dass die Gefährdung nicht
nur von aus dem Ausland einreisenden Tätern ausgeht, sondern dass in den Aufent-
haltsländern selbst ein Potenzial vorhanden ist, das sich hier radikalisieren kann.

Verstärkt hat sich die Bedrohung durch die dezentral agierenden Netzwerke, die
weitest gehend in eigener Regie Anschlagsplanungen vornehmen können. Für diese
Netzwerke ist Deutschland ein Aktionsraum, in dem auch Unterstützer zu finden sind.

Die Bundesrepublik Deutschland gilt seit Jahren nicht mehr nur als Ruhe- bzw.
Rückzugsraum für islamistische Terroristen, sondern muss als Planungs- und Vorberei-
tungsraum für terroristische Anschläge eingestuft werden. Deutschland kann auch zum
Anschlagsziel werden. Gefährdet sind insbesondere nach wie vor US-amerikanische,
britische sowie israelische und jüdische Einrichtungen und solche mit Bezug hierzu.
Auch die im Berichtsjahr verübten Anschläge auf öffentliche Einrichtungen zeigen, dass
mit islamistischen Anschlägen gerechnet werden muss. Deutschland ist Teil eines die
ganze Welt umfassenden Gefahrenraumes, auch wenn es nicht vorrangig bedroht ist.
Zahlreiche Exekutivmaßnahmen und Gerichtsurteile bestätigen, dass auch in Deutsch-
land von einer anhaltenden Bedrohung ausgegangen werden muss. Hinweise auf eine
Entspannung der Gefährdungslage liegen nicht vor. In Hessen muss vor allem das
Rhein-Main-Gebiet mit seiner besonderen Infrastruktur in Betracht gezogen werden.
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Tabligh-i Jama’at (TJ)
Ziel der indo-pakistanischen TTaabblliigghh--ii JJaammaa’’aatt ((TTJJ)) ((GGeemmeeiinnsscchhaafftt ffüürr VVeerrkküünnddii--

gguunngg uunndd MMiissssiioonn)) ist die Islamisierung der Gesellschaft. Die in den 20er Jahren des
vorigen Jahrhunderts in Indien gegründete transnationale Bewegung, die weltweit
verbreitet ist, verfügt über mehrere Millionen Anhänger. Ihr Hauptsitz befindet sich in
Pakistan, ihr Zentrum für Europa ist in Dewsbury (Großbritannien).

Die TTJJ verfolgt eine rigide, strikt wörtliche Auslegung und Befolgung von Koran
und Sunna (Sammlung der Überlieferungen des Propheten). Danach ist das gesamte
Leben auszurichten und von den Anhängern wird eine völlige Unterwerfung gefordert.
Auffällig ist, dass in zahlreichen Fällen des internationalen Terrorismus Bezüge zur TTJJ
festzustellen sind. Am bekanntesten sind der in Afghanistan festgenommene „ameri-
kanische Talibankämpfer“ John Walker Lindh und der „britische Schuhbomber“ Ri-
chard Reid, der ein Passagierflugzeug über dem Atlantik sprengen wollte. Das Radika-
lisierungs- und Rekrutierungspotenzial in der TTJJ ist besorgniserregend. 

Das Verwaltungsgericht Bayreuth (Bayern) hat mit Beschluss vom 24. November zur
Ausweisung eines TTJJ-Anhängers festgestellt, dass die TTJJ den internationalen Terroris-
mus unterstützt. Danach schickt sie geeignet erscheinende „Brüder“
regelmäßig für viermonatige Studien nach Pakistan oder andere Länder
in fundamentalistisch ausgerichtete Medresen (Koranschulen), wo AAll--
QQaaiiddaa-Mitglieder offenbar problemlos Zutritt hätten und ihnen geeig-
net erscheinende Personen ansprechen und für ihre Organisation
gewinnen könnten. Darüber hinaus würden durch die Aktivitäten der TTJJ
„die religiös-fundamentalistische Grundlage für Terrorakte geschaffen“.

Charakteristisch für die TTJJ ist ihre missionarische Werbung, die zwin-
gend vorgeschriebene Pflicht für jeden Einzelnen ist. Dazu gehören für
die in traditionell weiße Gewänder gekleideten TTJJ-Anhänger, die sich
täglich mehrstündigen Koranstudien unterziehen müssen, vor allem
mehrtägige Predigtreisen. Pflicht für die TTJJ-Anhänger, die auch mehrere
Monate lang Koranschulen in Pakistan besuchen müssen, sind dabei eine
40-tägige Reise pro Jahr sowie drei Tage im Monat, in denen sie in kleinen
Gruppen von zumeist drei bis fünf Mitgliedern vor allem in Moscheen auf-
treten, aber auch an Einzelne herantreten, um für ein „islamgemäßes“ Leben zu werben.

An dem deutschlandweiten Jahrestreffen beteiligten sich in Hamburg vom 15. bis
17. April rund 1.000 TTJJ-Anhänger.

Eine wichtige Rolle im System der international vernetzten TTJJ kommt in
Deutschland einem Verein in Friedrichsdorf (Hochtaunuskreis) zu. Der Vorstandsvor-
sitzende ist ein deutschlandweiter Ansprechpartner der Organisation. Der Verein tritt
als Einlader für die aus dem Ausland einreisenden TTJJ-Gruppen auf.

Hizb ut-Tahrir al-Islami (HuT)
Die 1953 gegründete multinationale islamistische HHuuTT (IIssllaammiisscchhee BBeeffrreeiiuunnggss--

ppaarrtteeii) lehnt jede Staatsgewalt, die sich aus säkularen Ursprüngen herleitet, ab. Die
sich als pan-islamische Bewegung verstehende Organisation strebt die Einigung der
islamischen Umma (Gemeinschaft aller Muslime) in einer weltweiten islamistischen
Ordnung unter Herrschaft eines Kalifen und unter strikter Anwendung der Scharia an.
Dabei ist für die HHuuTT der „Kampf gegen die Ungläubigen“ für jeden Muslim verpflich-
tend.
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Ein wichtiges Zentrum der HHuuTT in Europa ist Großbritannien. In
Deutschland sind seit 1990 Aktivitäten der Organisation bekannt.
Mit Wirkung vom 15. Januar 2003 sprach das Bundesministerium
des Innern gegen die HHuuTT ein Betätigungsverbot für den
Geltungsbereich des Grundgesetzes aus. In der Begründung wurde
festgestellt, dass sie sich gegen den Gedanken der Völker-
verständigung richtet, antisemitische Propaganda verbreitet, ihre
Ziele in aggressiv-kämpferischer Weise verfolgt und Gewalt-
anwendung befürwortet. In verschiedenen Veröffentlichungen,
auch im Internet, spricht die HHuuTT dem Staat Israel das Existenzrecht
ab und ruft zu dessen gewaltsamer Beseitigung auf. Gegen das
Betätigungsverbot legte die HHuuTT Klage beim Bundes-verwaltungs-

gericht ein. Am 8. August wies das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) in Leipzig die
Klage der HHuuTT gegen das Betätigungsverbot ab. Das Gericht hat in diesem Zu-
sammenhang festgestellt, dass es sich bei der HHuuTT nicht um eine Religions- oder
Weltanschauungsgemeinschaft handelt. Mit Entscheidung des Bundesverwaltungsge-
richts im Januar 2006 ist das Betätigungsverbot rechtskräftig.

In den letzten Jahren nutzte die nach außen abgeschottete und konspirativ arbei-
tende Kaderorganisation vor allem das Internet, um ihre extremistischen Ideen
mehrsprachig zu verbreiten. Im Kern lehnt die HHuuTT jegliche Form der „ungläubigen“
Gesellschaftssysteme und Staatsformen ab. Demnach existieren für die HHuuTT weltweit
drei Ideologien: Der Islam, die kapitalistische Demokratie und der Kommunismus.

„Die kapitalistische Demokratie ist die Ideologie der westlichen Staaten und der
USA, die Ideologie der Trennung von Religion und Staat und der Religion vom Leben.
[...] Diese Ideologie ist eine Ideologie des Unglaubens [Kufr], die diametral dem Islam
widerspricht, da im Islam Allah der Gesetzgeber ist und er allein das System für die
Menschen festlegt. Er machte es zur Pflicht, alle Angelegenheiten des Lebens nach
den von ihm herabgesandten islamischen Rechtssprüchen zu lösen. Daher ist es den
Muslimen verboten, die kapitalistische Ideologie zu übernehmen und deren Gesetze
und Systeme anzuwenden, da es sich um eine Ideologie des Kufr handelt und ihre Ide-
en und Systeme ebenfalls Kufr sind, die im völligen Widerspruch zum Islam stehen.“

„Dieses demokratische System ist ein System des Unglaubens, welches aus der
Feder des Menschen stammt und nicht den islamischen Rechtssprüchen entsprungen
ist. Deswegen ist das Regieren nach dem demokratischen System ein Regieren nach
dem System des Kufr [Unglaubens] und der Aufruf zu diesem System ein Aufruf zu
einem Kufr-System. Aus diesem Grund ist es unter allen Umständen unzulässig, zur
Demokratie aufzurufen oder danach zu regieren.“

„Zu den hervorstechendsten Ideen der kapitalistischen Ideologie gehört das
Gebot der Wahrung der Freiheiten des Menschen. Zu diesen Freiheiten gehört die
Glaubensfreiheit, die Meinungsfreiheit, die Eigentumsfreiheit und die persönliche
Freiheit. [...] Diese vier allgemeinen Freiheiten stehen im Widerspruch zu den Geset-
zen des Islam. So ist der Muslim nicht frei in seinem Glauben, denn, wenn er vom Glau-
ben abfällt, wird er zur Rückkehr aufgefordert. Kommt er dem nicht nach, wird er getö-
tet. Der Gesandte sprach: ‚Wer seinen Glauben wechselt, den tötet ihr:´ Der Muslim ist
auch in seiner Meinungsäußerung nicht frei, denn was der Islam als Ansicht vertritt,
muss auch seine Ansicht sein und dem Muslim ist es nicht gestattet, eine andere Mei-
nung zu vertreten als die des Islam. Des Weiteren besitzt der Muslim bzgl. des Eigen-
tums keine Freiheit.“

„Die persönliche Freiheit existiert im Islam nicht. Der Muslim ist persönlich nicht
frei, sondern an den Standpunkt des islamischen Rechts gebunden. Sollte er bspw.

Totalitäts-
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dem Gebet oder dem Fasten nicht nachkommen, so wird er bestraft. Sollte er betrun-
ken sein oder Unzucht begehen, wird er ebenfalls bestraft. Ebenso verhält es sich,
wenn eine Frau unvollständig bekleidet oder ohne ihre Reize zu verdecken in die Öf-
fentlichkeit tritt. Deswegen haben die Freiheiten im westlich-kapitalistischen System
keinen Platz im Islam und stehen im diametralen Gegensatz zu ihm.“

Zu den Aufgaben der Muslime auch in westlichen Ländern äußerte sich die HHuuTT
wie folgt:

„Alle sind aufgefordert, sich zu bemühen, dem Tod der Jahiliyya [Unwissenheit] zu
entfliehen, indem sie sich ernsthaft jenen Tätigkeiten widmen, die zur Wiedererrich-
tung des Islamischen Kalifats führen und zur Aufstellung eines Kalifen, der die Men-
schen nach Qur’an und Sunna regiert.“

Eine Teilnahme an Wahlen und die Wahrnehmung individueller Freiheiten lehnt
die HHuuTT als unislamisch ab. Die Organisation agitiert gegen die Regierungen der isla-
mischen Länder; sie seien „unislamische Regenten, die die beste Umma demütigen“.

In besonders aggressiver Weise äußerte sich die HHuuTT in ihren Verlautbarungen zu
den Themen „Judentum“ und „Staat Israel“. Im Internet ruft sie unter Hinweis auf den
Koran zur Gewalt gegen Juden auf, gleichzeitig rechtfertigt sie Selbstmordattentate in
Israel:

„Die Juden sind ein Volk der Lügen, ein Volk des Verrats, das Abkommen und
Verträge bricht. Sie ersinnen Unwahrheiten und verdrehen den Wortsinn. Sie verletzen
ungerechterweise die Rechte anderer, töten Propheten und Unschuldige und sind die
größten Feinde der Gläubigen. Allah untersagte uns, sie zum Freund zu nehmen. [...]
So waren sie, so sind sie und so werden sie immer bleiben. Diese Region und insbe-
sondere die Bewohner Palästinas haben seit mehr als fünfzig Jahren unter ihrer Pein zu
leiden. Die Märtyreraktionen, die gegenwärtig in Palästina gegen die Juden verübt
werden, sind islamisch legitim.“

Die HHuuTT unterhält eine weltweite, konspirativ arbeitende Organisationsstruktur,
die in sogenannte Bezirke eingebettet ist. Neben Europa und dem Nahen Osten – hier
ist die Gruppierung weitgehend verboten – hat sich als Schwerpunkt in den letzten
Jahren Zentralasien, hier insbesondere Usbekistan, herauskristallisiert. Dort ist die HHuuTT
intensiv bemüht, ideologisch Einfluss auf die dortigen islamistischen Bewegungen zu
erlangen.

Die HHuuTT befürwortet dort auch die offene Anwendung von Gewalt, um die dorti-
gen Regierungen zu destabilisieren. Im Internet ruft sie ihre Anhänger immer wieder
zur Unterstützung ihrer „kämpfenden Glaubensbrüder“ in dieser Region auf.

Öffentliche Drohung gegen Islamkritiker

Wieweit Islamisten öffentlich in Deutschland zu gehen bereit sind, wurde deutlich
durch die Drohungen eines seit Jahren bekannten Islamisten gegenüber dem Islam-
wissenschaftler Hans-Peter Raddatz, der als Publizist wegen seiner kritischen Haltung
zum Islam bekannt ist. Dies hat nach der Ermordung des islamkritischen Filmregisseurs
Theo van Gogh durch einen Islamisten in den Niederlanden besondere Relevanz.

Der das islamistische Regime im Iran propagierende Schiit Yavuz Özoguz betreibt
das islamistische Internet-Portal MMuusslliimm--MMaarrkktt, das in der Vergangenheit durch antise-
mitische Agitationen in Erscheinung getreten ist.
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Im September veröffentlichte Özoguz in dem Internet-Portal einen in Gebetsform
abgefassten Text, in dem der Islamkritiker bedroht wurde:
„Wenn der Islam so ist, wie Hans-Peter Raddatz es immer wieder vorstellt, dann möge
der allmächtige Schöpfer alle Anhänger jener Religion vernichten! Und wenn Herr
Raddatz ein Hassprediger und Lügner ist, dann möge der allmächtige Schöpfer ihn für
seine Verbrechen bestrafen und diejenigen, die trotz mehrfacher Hinweise auf die ver-
breiteten Unwahrheiten von Raddatz immer noch bestehen, auch.“

Nachdem durch die Ausstrahlung eines Fernsehbeitrages zu diesem Sachverhalt
eine größere Öffentlichkeit Kenntnis von dem Vorgang erhalten hatte, anonymisierte
Özoguz den Namen des Angegriffenen durch XXX und versah dies mit dem Zusatz:
„An den Stellen, an denen jetzt kein Name mehr steht, war der Nachname eines für
seine Hasspredigten gegen den Islam und die Muslime bekannten und berüchtigten
Autors eingefügt.“ Laut Özoguz handele es sich bei dem „Gebet“ lediglich um eine
„Mubahala“, bei der ein irdisch unlösbarer Konflikt durch Allah entschieden werde.
Nach Auffassung von Islamwissenschaftlern kann der Text jedoch auch als Auftrag ver-
standen werden, den Islamkritiker zu töten. Wegen des Verdachts des öffentlichen
Aufrufs zu Straftaten hat die Staatsanwaltschaft Oldenburg ein Ermittlungsverfahren
eröffnet. Mittlerweile wurde der Aufruf komplett gelöscht.

Unabhängig von der bei Özoguz apostrophierten „Mubahala“ – in einem histori-
schen Fall in der Geschichte des Islam endete eine angekündigte gegenseitige Verflu-
chung von Christen und Muslimen vor der Entscheidung Allahs mit der Unterwerfung
der Christen und jährlichen Tributzahlungen an die Muslime – muss gesehen werden,
dass für Islamisten der Kampf gegen „Ungläubige“ eine zwingende Verpflichtung dar-
stellt. Feinderklärungen kommt eine besondere Bedeutung zu, weil Islamisten mit
Hilfe wörtlich ausgelegter Koranzitate daraus Handlungsanleitungen ableiten. „Wer ist
wohl frevelhafter als der, der eine Lüge gegen Allah erdichtet oder seine Zeichen der
Lüge bezichtigt. Diesen soll das ihnen bestimmte Los zuteil werden, bis unsere Boten
kommen, um ihnen den Tod zu bringen“ (Sure 7, Vers 37).

Islamische Religionsgemeinschaft Hessen e.V.
(IRH) 

Ideologische Basis der 1997 gegründeten IIRRHH ist neben der Satzung der Grund-
satztext „Darstellung der Grundlagen des Islam“. In ihm wird bei for-
maler Anerkennung des Grundgesetzes der „prinzipiell allumfassen-
de und zeitlose Charakter der Scharia“ betont und damit werden die
grundlegenden Prinzipien der freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung den Weisungen der islamischen Rechtsordnung letztlich
nachgeordnet. Auch in der neuen Satzung vom 2. Juli wird der Grund-
satztext als unverändert maßgeblich bezeichnet. In einem Interview
zog der Vorsitzende Ramazan Kuruyüz im Januar eine aufschlussreiche
Parallele zum katholischen Christentum: „Der Islam komplett ohne

Scharia ist wie katholische Kirche ohne Papst“ (Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 7.
Januar). Im Vorstand der IIRRHH sind auch Mitglieder aus extremistischen Organisationen,
wie z.B. der IIssllaammiisscchheenn GGeemmeeiinnsscchhaafftt MMiillllii GGöörrüüss ee..VV.. ((IIGGMMGG)), vertreten.

Wichtiges Ziel der islamistischen Organisation ist die Einführung islamischen Reli-
gionsunterrichts mit ihr als Trägerin an hessischen Schulen. Das Hessische Kultusminis-
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terium hatte einen entsprechenden Antrag der IIRRHH abgelehnt. In einer Berufungs-
verhandlung bestätigte der VGH Kassel am 14. September die 2004 in erster Instanz
ergangene Ablehnung. Kooperationspartner des Staates könne nur eine Religions-
gemeinschaft sein, die auf Dauer angelegt sei und Gewähr für ihre Verfassungstreue
biete. Die IIRRHH erfülle keine dieser Voraussetzungen. An ihrer Verfassungstreue bestün-
den Zweifel, denen sie bisher nicht durch hinreichend substantiierte und nachprüfba-
re Darlegungen entgegengetreten sei. Zweifel an ihrer Verfassungstreue ergäben sich
sowohl aus ihren Verbindungen zu unter Beobachtung des Verfassungsschutzes ste-
henden Vereinigungen als auch einer Gesamtschau der von ihr vertretenen religiösen
Inhalte. Die islamisch-orthodoxe Ausrichtung der IIRRHH im Hinblick auf ihr Scharia-
Verständnis kollidiere mit wesentlichen Verfassungsprinzipien wie der uneingeschränk-
ten Akzeptanz der Säkularität des Staates und der Volkssouveränität.

Eine Revision gegen das Urteil ließ der VGH nicht zu. Gegen die Nichtzulassung
der Revision hat die IIRRHH Beschwerde eingelegt.

Der Vorsitzende der IIRRHH hat sich im Juni in einer Presseerklärung und in  weiteren
öffentlichen Äußerungen massiv gegen die Landesregierung gewandt und ihr eine
Diffamierungskampagne wegen der Beobachtung durch den Verfassungsschutz unter-
stellt. In diesem Zusammenhang ist eine Klage gegen die Beobachtung und die
Erwähnung im Verfassungsschutzbericht anhängig. Auch hat der Vorsitzende seinen
Antrag auf Einbürgerung zurückgezogen.

Die IIRRHH nimmt für sich in Anspruch, die Mehrheit der Muslime in Hessen zu ver-
treten. Sie versucht, sich durch publikumswirksame öffentliche Veranstaltungen wie
anlässlich des Fastenmonats Ramadan am 2. November und durch Pressekonferenzen
politisch aufzuwerten und ihre Rolle als Sprecherin für die Anliegen aller Muslime in
Hessen zu betonen. Dabei zeigte sich im Berichtsjahr, dass ihre Mobilisierungskraft für
wichtige gesellschaftliche Themen sehr eingeschränkt ist. So rief die IIRRHH aus Anlass
der Terroranschläge von London gemeinsam mit anderen Organisationen, darunter
auch die IIssllaammiisscchhee FFööddeerraattiioonn HHeesssseenn ((IIFFHH)),, am 16. Juli zu einer Kundgebung unter
dem Motto „Gemeinsam gegen Terror“ in Frankfurt am Main auf. An der Veranstal-
tung beteiligten sich lediglich rund 200 Personen.
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ARABISCHE ISLAMISTISCHE GRUPPEN

Muslimbruderschaft (MB) 

Die 1928 von dem islamistischen Ideologen Hassan
Al-Banna in Ägypten gegründete MMBB ist die älteste
und einflussreichste arabisch-islamistische Gruppie-
rung. Sie entwickelte sich zu einer internationalen
Bewegung, die sich in arabischen, vor allem nordafrika-
nischen, aber auch westeuropäischen Ländern unter
verschiedenen Bezeichnungen ausgebreitet hat. Die
MMBB ist Mutterorganisation der IIssllaammiisscchheenn HHeeiillssffrroonntt
((FFIISS)) und ihrer Abspaltungen der BBeewwaaffffnneetteenn IIssllaa--
mmiisscchheenn GGrruuppppee ((GGIIAA)) und der SSaallaaffiittiisscchheenn GGrruuppppee ffüürr
ddiiee MMiissssiioonn uunndd ddeenn KKaammppff ((GGSSPPCC)) aus Algerien, der
palästinensischen IIssllaammiisscchheenn WWiiddeerrssttaannddssbbeewweegguunngg
((HHAAMMAASS)) und des PPaalläässttiinneennssiisscchheenn IIssllaammiisscchheenn JJiihhaadd
((PPIIJJ)), der ägyptischen AAll--GGaammaa’’aa aall--IIssllaammiiyyyyaa ((GGII)) sowie
der tunesischen EEnn NNaahhddaa.

Die Ideologie der MMBB ist bis heute zentrales Gedankengut im Islamismus. Unter
dem Motto „Allah ist unser Ziel. Der Prophet ist unser Führer. Der Koran ist unser Ge-
setz. Der Jihad ist unser Weg. Auf dem Wege für Allah zu sterben, ist unsere höchste
Gnade“ strebt sie auf der Grundlage von Koran und Sunna die Errichtung einer aus-
schließlich der Scharia verpflichteten islamistischen Ordnung in Staat und Gesellschaft
an, ihr Fernziel ist die globale Verwirklichung der islamistischen Herrschaftsordnung.
Ihre Strategie ist dabei, durch Unterwanderung über Einflussnahme in Religion, Politik
und Gesellschaft eine umfassende Islamisierung zu erreichen, wobei grundsätzlich
auch Gewalt als legitimes Mittel zur Durchsetzung politischer Ziele angesehen wird.
Die MMBB strebt die Beseitigung der herrschenden arabischen Regime an, die sie als un-

islamisch ansieht. Sie fordert die Besei-
tigung westlicher Einflüsse in der islami-
schen Welt und die Rückkehr zur „reinen
Lehre“ des Propheten.

Seit 2004 ist Mohammad Mahdi
Akif Führer des ägyptischen Zweigs der
MMBB. Akif rechtfertigt offen Selbstmord-
attentate in „Palästina“ und im Irak als
Märtyrertaten. In zahlreichen Interviews
nach seiner Wahl erklärte er, dass diese
beiden Länder besetzt seien und die Be-
satzer, Zionisten und Amerikaner, auf
jedem möglichen Weg vertrieben werden

müssten. Jeder wisse, dass die MMBB gegen jede Existenz von Juden
oder Zionisten in „Palästina“ sei. Das Kopftuchtragen bezeichnete er als „göttliche Wei-
sung“. Über die Zukunft des Islam in Europa bekundete Akif völliges Vertrauen darauf,
dass der Islam auf Grund seiner Logik und seiner Mission in Europa und Amerika ein-
marschieren werde“.

Akif, der sich in den 80er Jahren in Deutschland aufhielt, war damals für vier Jahre
Leiter des IIssllaammiisscchheenn ZZeennttrruummss MMüünncchheenn ((IIZZMM)), wo sich auch der Hauptsitz der
IIssllaammiisscchheenn GGeemmeeiinnsscchhaafftt iinn DDeeuuttsscchhllaanndd ee..VV.. ((IIGGDD)) befindet.

Islamistische
Kontinuität:

Alte und neue
MB-Führer
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In Deutschland vertritt die 1960 gegründete, sich nach außen gemäßigt gebende
IIGGDD Gedankengut der MMBB. Die Organisation verfügt über mehrere Zweignieder-
lassungen ((IIssllaammiisscchhee ZZeennttrreenn;; IIZZ)),, u. a. in Frankfurt am Main und Marburg (Landkreis
Marburg-Biedenkopf).

Die IIGGDD ist auch Mitglied in der FFööddeerraattiioonn IIssllaammiisscchheerr OOrrggaanniissaattiioonneenn iinn EEuurrooppaa
((FFIIOOEE)), einem europäischen Dachverband MMBB-naher Organisationen mit Sitz in
Markfield/Leicestershire (Großbritannien). Der IIGGDD-Vorsitzende Ibrahim El-Zayat ist
dort maßgeblich aktiv. Er ist seit 2002 Präsident der IIGGDD und bundes- und europaweit
einer der wichtigsten Funktionäre, der gerade auch als Mittler zwischen türkischen und
arabischen islamistischen Gruppen agiert. Zu einem geplanten Auftritt bei einer poli-
tischen Diskussion mit dem Thema „Islamische und westliche Welt“ im April in Wies-
baden kam es nicht, da die Veranstaltung nach öffentlichem Protest wegen der Teil-
nahme El-Zayats abgesagt worden war.

Im Dezember fand der 27. Jahreskongress der IIGGDD in Leverkusen (Nordrhein-
Westfalen) statt. Anwesend waren neben dem Vorsitzenden des Zentralrates der
Muslime (ZMD, kein Beobachtungsobjekt der Verfassungsschutzbehörden) auch der
Generalsekretär der IIGGMMGG. Vor den rund 4.000 Teilnehmern trat wie bei den Jahres-
kongressen 2003 und 2004 als Gast erneut der ägyptische TV-Prediger Amr Khaled auf,
der sich immer wieder im Umfeld von islamistischen Organisationen in Europa äußert.

Einem syrischen Zweig der MMBB, den vom früheren Leiter des IIZZ AAaacchheenn gegrün-
deten IIssllaammiisscchheenn AAvvaannttggaarrddeenn, gehören als Unterorganisationen die UUnniioonn MMuusslliimmii--
sscchheerr SSttuuddeenntteennoorrggaanniissaattiioonneenn iinn EEuurrooppaa ee..VV.. ((UUMMSSOO)) sowie die UUnniioonn ffüürr ddiiee iinn
eeuurrooppääiisscchheenn LLäännddeerrnn aarrbbeeiitteennddeenn MMuusslliimmee ee..VV.. ((UUEELLAAMM)) an.

Einflussreicher Islamist: Yusuf Al-Qaradawi

Ein wichtiger Vertreter der Ideologie der MMuusslliimmbbrruuddeerrsscchhaafftt ((MMBB)) ist der 1926 in
Ägypten geborene und heute in Qatar lebende Scheich Yusuf Al-Qaradawi, der über
Massenmedien, darunter den TV-Sender „Al-Jazira“, ein Millionenpublikum in der ara-
bischsprachigen Welt, über Satellit auch in Europa, erreicht. Er ist seit 1997 Präsident

des von der MMBB beeinflussten „Europäischen Fatwa-Rates“ und in
dieser Funktion maßgebliche Autorität in Rechtsfragen auch für isla-
mistische Organisationen in Deutschland. Der „Europäische Fatwa-
Rat“ wird von Islamisten in Europa als verbindliche Instanz in religiö-
sen und weltlichen Fragen angesehen. So hat sich Al-Qaradawi in
einer Emp-fehlung des Rates im Juli 2003 dazu bekannt, dass soge-
nannte „Märtyreroperationen“ in Israel nicht nur erlaubt, sondern
sogar als „geboten“ anzusehen sind. In Zusammenhang mit dem Irak-
Krieg erklärte Al-Qaradawi in einem Rechtsurteil im September 2004,
dass „die Entführung und das Töten von Amerikanern im Irak [...] eine
[religiöse] Pflicht“ sei.

Im Dezember stellte sich Al-Qaradawi mit einer Rede auf einer inter-
nationalen Konferenz der „Al-Quds-Institution“ im Jemen unmissver-
ständlich auf die Seite der „Brüder von Hamas, des Islamischen Jihad
und der al-Aksa-Brigaden.“ In diesem Zusammenhang unterstrich er,
„dass der Jihad für die gesamte muslimische Nation unerlässlich ist, um
Palästina, Jerusalem und die Al-Aqsa-Moschee zu befreien [...]“.
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Ziel: 
Vernichtung Israels

HAMAS-Charta

Judenhass
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Islamische Widerstandsbewegung (HAMAS)
Ziele der islamistisch-terroristischen HHAAMMAASS, die sich aus dem palästinensischen

Teil der MMBB entwickelt hat und sich selbst als „Widerstandsorganisation“ versteht
(HAMAS ist die Abkürzung für „Haraka al-muqawama al-islamiyya“ – „Islamische
Widerstandsbewegung“), sind die Vernichtung Israels und die Errichtung eines islami-
stischen Staates Palästina. In ihrer Charta, einem Dokument islamistischen Hasses und
umfassend-totalitären Herrschaftsanspruches, spricht sich die HHAAMMAASS ausdrücklich für
die Zerstörung des Staates Israel aus. Einleitend heißt es dort unter Berufung auf den
antiwestlich-islamistischen MMBB-Ideologen Hassan Al-Banna: „Israel wird bestehen und
solange weiterbestehen, bis der Islam es auslöschen wird, so wie er schon andere Län-
der zuvor ausgelöscht hat“. Unmissverständlich ist festgelegt, dass die HHAAMMAASS
„danach strebt, dass das Banner Allahs sich über jeden Zentimeter von Palästina
erhebt“ (Art. 6). HHAAMMAASS führt den Jihad, den „Heiligen Krieg“, gegen Israel:

„Die Initiativen, die sogenannten friedlichen Lösungen und die internationalen
Konferenzen zur Lösung der palästinensischen Angelegenheiten stehen im Wider-
spruch zur Doktrin der Islamischen Widerstandsbewegung. Der Verzicht auf irgendei-
nen Teil von Palästina ist ein Verzicht auf einen Teil der Religion. [...] Es gibt keine
Lösung für die palästinensische Frage außer durch den Jihad. Initiativen, Vorschläge
und internationale Konferenzen sind reine Zeitverschwendung und vergebliche
Bemühungen“ (Art. 13). 

Der Jihad sei eine individuelle Pflicht für jeden Muslim: 

„Ich schwöre beim Halter der Seele Mohammeds, dass ich es liebe, einzumarschie-
ren, und im Namen Allahs getötet zu werden, dann erneut einzumarschieren und getö-
tet zu werden, und dann wieder einzumarschieren und getötet zu werden.“ (Art. 15) 

Die HHAAMMAASS-Charta mit dem in ihr tief verankerten Judenhass beruft sich auch ex-
plizit auf eine der verbreitesten Schriften des modernen internationalen Antisemitis-
mus, die „Protokolle der Weisen von Zion“. Bei dieser antisemitischen Fälschung der
russisch-zaristischen Geheimpolizei vom Ende des 19. Jahrhunderts handelt es sich um
angebliche Gespräche auf einer fiktiven jüdischen Geheimkonferenz und deren an-
geblichen Beschluss, eine jüdische Weltherrschaft durch Gewalt und Betrug zu errin-
gen. Unter ausdrücklicher Zustimmung zu dieser Erfindung, der auch im Nationalsozia-
lismus eine wichtige Rolle zukam, heißt es in Art. 32 der HHAAMMAASS-Charta zum „Weltzio-
nismus“: „Ihr Plan ist in den ‚Protokollen der Weisen von Zion‘ niedergelegt und ihr
derzeitiges Verhalten ist der beste Beweis für das, was wir sagen.“ Juden stünden hin-
ter der französischen Revolution und der Oktoberrevolution in Russland ebenso wie
hinter dem Ersten und Zweiten Weltkrieg.

Mit ihrem militärischen Arm, den IIzzzz AAll--DDiinn AAll--QQaassssaamm--BBrriiggaaddeenn, verübt die
HHAAMMAASS immer wieder Selbstmordattentate in Israel und den palästinensischen
Gebieten. Diese schweren Terroranschläge, die zahlreiche Menschenleben fordern,
werden laufend propagiert und glorifiziert. Von der Europäischen Union (EU) wurde die
HHAAMMAASS auf ihre Liste terroristischer Organisationen gesetzt.

Nachdem israelische Sicherheitskräfte 2004 mehrere HHAAMMAASS-Führer getötet hatten,
stimmte HHAAMMAASS einer zwischen dem palästinensischen und dem israelischen
Ministerpräsidenten ausgehandelten Waffenruhe militanter Gruppen bis zum Jahres-
ende zu. Damit ist HHAAMMAASS jedoch keineswegs von ihrem Weg oder ihrem Ziel, der
Vernichtung Israels, abgewichen. Ein HHAAMMAASS-Sprecher bezeichnete die Waffenruhe aus-
drücklich als „Hudna“, diese sei Teil des „Widerstands“, „eine Art Ruhezeit für unsere
Kämpfer“ (Der Spiegel, Nr. 5, 31. Januar), was arabisch-islamistischer Denkweise ent-
spricht: Eine „Hudna“ ist kein herkömmlicher Waffenstillstand, der auf dem Weg zu
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einem Friedensvertrag geschlossen wird, sondern nach
dem Vorbild des Propheten Mohammed eine vorüberge-
hend-vorläufige Kampfeinstellung mit „Ungläubigen“;
diese taktische Ruhepause kann jederzeit rechtmäßig
gebrochen werden, wenn wieder ausreichend Kräfte für die
Vernichtung des Feindes gesammelt worden sind. Die
Abgabe ihrer Waffen lehnt die HHAAMMAASS konsequent ab. 

Die Räumung des Gazastreifens durch Israel sah die
HHAAMMAASS als alleinigen Erfolg des „Widerstandes“ an und
bekräftigte zugleich: „Israel soll sterben.“ Unverändert
erklärt sie:

„Dieser Feind versteht nur eine Sprache - die Sprache des Blutes, die Sprache des
Opfers, die Sprache des Märtyrertums“. „Wir können Palästina befreien - ganz Palästi-
na -, vom Mittelmeer bis zum Jordan“. „Unser Land wird befreit werden und wir wer-
den spazieren gehen in Tel Aviv, Haifa und Jaffa.“ (Al-Jazira, 16. September)

Der neue Führer der HHAAMMAASS, Mahmud El-Sahar, bekräftigte den islamistisch-ter-
roristischen Kurs. Er äußerte unmittelbar nach den ersten islamistischen Terroranschlä-
gen in London: „Das passiert den Staaten, die die USA unterstützen.“ Zugleich sagte
er offen: „Auf lange Sicht wird Israel völlig vom Erdboden verschwunden sein“, wobei
er sich auch dezidiert zum unterdrückerisch-islamistischen Herrschaftsanspruch be-
kannte: „Am Ende muss sich jeder Palästinenser zum muslimischen Leben bekehren“
(Corriere de la Sera, 8. Juli).

Um die Bevölkerung an sich zu binden, unterstützt die HHAAMMAASS zahlreiche soziale
Einrichtungen wie z. B. Kindergärten und Krankenstationen, die ganz im Sinne der
HHAAMMAASS arbeiten. Im Ausland besteht ein Netz von Hilfsorganisationen. Auch die in
Deutschland lebenden HHAAMMAASS-Anhänger sammeln immer wieder beträchtliche
Spendengelder, um diese Organisation zu unterstützen. Gegen zwei in Nordrhein-
Westfalen ansässige bundesweit tätige Spendensammelvereine richteten sich am 5.
September Exekutivmaßnahmen. Das Bundesministerium des Innern (BMI) hatte fest-
gestellt, dass es sich bei der 2003 gegründeten YYAATTIIMM--KKiinnddeerrhhiillffee ee..VV.. um eine
Ersatzorganisation des 2002 verbotenen Spendensammelvereins AAll--AAqqssaa ee..VV.. handelt.
Wegen des Verdachts, dass auch dieser Verein Spendensammlungen für die HHAAMMAASS
vornimmt, wurden darüber hinaus im Rahmen eines vereinsrechtlichen Ermittlungsver-
fahrens gegen die IIssllaammiisscchhee WWoohhllffaahhrrttssoorrggaanniissaattiioonn ee..VV.. ((IIWWOO)) ebenfalls deren Ver-
einsräume sowie Wohnungen von Vereinsmitgliedern durchsucht. Dabei wurden auch
in Frankfurt am Main Durchsuchungen bei zwei Personen durchgeführt.

In seiner Entscheidung vom Dezember 2004, mit der das Verbot des Spendenver-
eins AAll--AAqqssaa ee..VV.. bestätigt worden war, hat das Bundesverwaltungsgericht entschie-
den, dass mit der Unterstützung von der HHAAMMAASS zuzuordnenden Sozialvereinen zu der
von HHAAMMAASS verübten Gewalt beigetragen werde. „HAMAS stellt ein einheitliches
Gebilde dar, bei dem die sozialen, politischen und militärischen Aktivitäten untrennbar
miteinander verknüpft sind“.

Am 1. Januar 2006 kündigte die HHAAMMAASS neue Anschläge gegen Israel an. Am 25.
Januar 2006 errang sie bei den Parlamentswahlen in den palästinensisch-autonomen
Gebieten die absolute Mehrheit.
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Al-Manar-TV:
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Hizb Allah
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Hassan

Nasrallah

Hizb Allah (Partei Gottes)

Ziel der libanesischen HHiizzbb AAllllaahh, die vor allem vom Regime im Iran und auch von
Syrien unterstützt wird, ist die Vernichtung des Staates Israel. Die 1982 gegründete
schiitische Organisation unter ihrem Generalsekretär Scheich Hassan Nasrallah ist
fanatisch antisemitisch. Bereits Kleinkinder werden aufgehetzt und mit Hass auf den
jüdischen Staat indoktriniert.

Im Fernsehsender der HHiizzbb AAllllaahh, AAll--MMaannaarr (Der Leuchtturm), der seine Prinzipien
und Gesetze nach eigenen Angaben der „großmütigen“ Scharia entnimmt und via
Satellit auch in Deutschland zu empfangen ist, werden antiisraelische Terroranschläge
und Attentate als „Märtyrertum“ glorifiziert. Übertragen werden z. B. aufputschende
Hassreden Nasrallahs („Tod für Israel“, eine Menschenmenge skandiert mehrfach zu-

rück „Tod für Israel“) und die Propagierung von
Selbstmordanschlägen: „Der ehrenwerteste Tod ist
im Kampf getötet zu werden“, der „ruhmreiche
Märtyrertod“ sei, um Allahs Willen durch die Feinde
Allahs (i. e. die Juden) getötet zu werden (Al-Manar,

18. - 19. Februar). Immer wieder werden in dem streng islamistischen Fernsehsender
Interviews mit Müttern von Selbstmordattentätern ausgestrahlt, in denen diese ihr
Glück über den „Märtyrertod“ ihres Sohnes preisen und dieses Ende auch für ihre
anderen Söhne erhoffen; die Hinterbliebenen der toten Selbstmordattentäter werden
geehrt und mit Geldern unterstützt.

Der massive Antisemitismus von AAll--MMaannaarr, der von den USA auf ihre Terrorliste ge-
setzt wurde, zeigte sich auch in der Ausstrahlung einer Fernsehserie, die auf dem anti-
semitischen Hetzwerk „Die Protokolle der Weisen von Zion“ basiert. Dessen Text wurde
ebenso wie andere antisemitische Publikationen von iranischen Stellen auf der Frankfur-

ter Buchmesse ausgestellt; die Frankfurter Staatsanwaltschaft hat
ein Verfahren wegen Volksverhetzung und der öffentlichen
Aufforderung zu Straftaten eingeleitet.

Die HHiizzbb AAllllaahh besitzt einen bewaffneten Arm, den IIssllaammii--
sscchheenn WWiiddeerrssttaanndd,, der im israelisch-libanesischen Grenzgebiet
Überfälle auf israelische Ziele verübt. Darüber hinaus unterhält
die Organisation ein weit ausgedehntes Netz von Einrichtungen
wie Waisenhäusern, Krankenhäusern und Schulen. Mit ihrem
politischen, sozialen und propagandistischen Apparat zur
Durchsetzung ihrer antisemitisch-islamistischen Ziele verfügt sie
über nicht zu unterschätzenden Einfluss.

In Deutschland beteiligten sich HHiizzbb AAllllaahh-Anhänger wie in der Vergangenheit an
der seit 1996 jährlich in Berlin stattfindenden Demonstration vorwiegend schiitisch-
irantreuer Islamisten zum „Al-Quds“-Tag (Jerusalem-Tag), der 1979 von dem irani-
schen Ayatollah Khomeini begründet worden ist und mit dem zur Eroberung Jerusa-
lems und zum Kampf gegen den „Zionismus“ aufgerufen wird. In diesem Jahr erhielt
dieser Agitationstag, an dem Islamisten international Hasskundgebungen zur Vernich-
tung Israels veranstalten – bspw. werden im Iran bei Großaufmärschen israelische Fah-
nen verbrannt und Sprechchöre skandieren „Tod für Israel“ – besondere Relevanz
durch öffentliche Äußerungen des neuen iranischen Staatspräsidenten Ahmedinejad.
Bei einer Konferenz in Teheran unter dem Titel „Eine Welt ohne Zionismus“, an der u. a.
auch HHiizzbb AAllllaahh- und HHAAMMAASS-Vertreter teilnahmen, forderte er unmittelbar vor dem
Al-Quds-Tag zur „Ausmerzung des zionistischen Regimes“ auf. Unzweideutig agitier-
te er: „Der Schandfleck Israel wird aus der Mitte der islamischen Welt entfernt werden“
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und „Die islamische Nation kann diesem historischen Feind nicht erlauben, im Herzen
der islamischen Welt zu existieren“. Angesichts weltweiter Proteste gegen diesen offe-
nen Antisemitismus beteiligten sich am 29. Oktober an der Berliner Demonstration,
die wie in den Vorjahren mit Auflagen belegt worden war und zu öffentlichen Protesten
und Gegendemonstrationen geführt hatte, rund 350 Personen (im Vorjahr rund 800
Teilnehmer) u. a. iranischer, libanesischer und türkischer Nationalität, die – strikt nach
Geschlechtern getrennt, die Frauen verschleiert – auch Kinder mit sich führten und
zahlreiche Khomeini-Bilder zeigten.

Der Schwerpunkt der in Deutschland lebenden HHiizzbb AAllllaahh-Anhänger liegt jedoch
nicht bei öffentlichen Auftritten, sondern in internen Veranstaltungen, wobei Spenden-
sammlungen durchgeführt werden.

Bewaffnete Islamische Gruppe (GIA),

Salafitische Gruppe für die Mission und den
Kampf (GSPC),

Islamische Heilsfront (FIS)

Die 1992 gegründete terroristische GGIIAA ist durch ein hohes Maß an Militanz
gekennzeichnet. Die GGIIAA ist für brutalste Morde auch an Zivilisten in Algerien verant-
wortlich. Zu der gewaltsamen Durchsetzung ihres Zieles, der Errichtung eines islami-
schen Gottesstaates erst in Algerien und dann weltweit, hatte sie im Heimatland zahl-
reiche Massaker an „Ungläubigen“ verübt. Gefährlich ist die Mischung aus hochgradi-
ger Kriminalität und rücksichtsloser Gewaltbereitschaft. Erfolge der algerischen Sicher-
heitskräfte bei der Bekämpfung der GGIIAA haben zu einem starken Bedeutungsverlust
der Terrorgruppierung geführt.

Eine GGIIAA-Abspaltung ist die 1997 gegründete,
ebenfalls islamistisch-terroristische GGSSPPCC. Sie ist
heute die gefährlichste, größte und aktivste Terror-
organisation in Algerien und für zahlreiche Anschläge
verantwortlich. In Westeuropa lebende Anhänger un-
terstützen die Gruppe im Herkunftsland. Ein Haupt-
gegner für die GGSSPPCC ist Frankreich.

Die islamistische FFIISS ist der algerische Zweig der
MMuusslliimmbbrruuddeerrsscchhaafftt ((MMBB)). Nachdem sie nach dem
Verbot 1992 in Algerien zahlreiche Terroranschläge ver-
übt hatte, stellte ihr bewaffneter Arm 1997 den bewaff-
neten Kampf ein.
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TÜRKISCHE ISLAMISTISCHE GRUPPEN

Islamische Gemeinschaft Milli Görüs e.V. (IGMG)

Gründung: 1985

Landesvorsitzender: MMeehhmmeett AAtteess

Bundesvorsitzender: YYaavvuuzz CCeelliikk KKaarraahhaann
(führt amtlich den Namen OOssmmaann DDöörriinngg)

Mitglieder: In Hessen 3.700, bundesweit 26.500 

Publikationen (Auswahl): IIGGMMGG PPeerrssppeekkttiivvee
((EErrsscchheeiinnuunnggsswweeiissee mmoonnaattlliicchh))
SSpprraacchhrroohhrr MMiillllii GGaazzeettee 
((EErrsscchheeiinnuunnggsswweeiissee ttäägglliicchh))

Die IIGGMMGG ist mit Abstand die mitgliederstärkste, einflussreichste und finanzkräf-
tigste islamistische Organisation in Deutschland. Als VVeerreeiinniigguunngg ddeerr nneeuueenn WWeellttssiicchhtt
iinn EEuurrooppaa ee..VV.. ((AAMMGGTT)) gegründet, teilte sie sich 1995 in die IIGGMMGG und die EEuurrooppääiisscchhee
MMoosscchheeeebbaauu-- uunndd UUnntteerrssttüüttzzuunnggssggeemmeeiinnsscchhaafftt ee..VV.. ((EEMMUUGG)), die deren großen
Immobilienbesitz verwaltet. Die IIGGMMGG, die in vielen europäischen Ländern vertreten
ist, hat ihren Schwerpunkt in Deutschland als dem Land mit den meisten im Ausland
lebenden Türken. Dabei steht sie in enger ideologischer und personel-
ler Verbindung mit der in der Türkei von dem ehemaligen türkischen
Ministerpräsidenten Necmettin Erbakan gesteuerten islamistischen
„Saadet Partisi“ (Glückseligkeitspartei, SP) und ihren verbotenen Vor-
gängerorganisationen. Der inzwischen 79-jährige Erbakan wird von sei-
nen Anhängern bis heute unverändert als Führerfigur verehrt.

Nach wie vor nimmt er von der Türkei aus Einfluss auf die IIGGMMGG.
So tritt er z. B. bei Großveranstaltungen über telefonische Liveschal-
tungen oder mit Video-Botschaften auf, um seine ideologische Macht-
basis unter den Teilnehmern, insbesondere der jüngeren Generation
in Deutschland, zu sichern. Bei dem alljährlichen „Tag der Jugend“ am
9. April in Genk (Belgien), mit dem auch das zehnjährige Bestehen des
Jugendvereins gefeiert wurde, war er telefonisch zugeschaltet, rund
8.000 Jugendlichen verfolgten seine Ansprache.

Die IIGGMMGG setzt in Deutschland ihre Ziele nicht mit gewaltsamen Mitteln, sondern
auf politischem Wege mit einer Doppelstrategie um. Nach außen bekundet sie den
Wunsch nach Integration und zugleich nach Religionsfreiheit, stellt sich gemäßigt
sowie dialogbereit dar und gibt Bekenntnisse zum Grundgesetz ab. Ihre Repräsentan-
ten vermeiden in der Öffentlichkeit extremistische Aussagen, nicht zuletzt auch, um
den Verfassungsschutzbehörden keine Angriffsflächen zu bieten. Intern wird - basie-
rend auf einer islamistischen Interpretation von Koran und Scharia – gegen die west-
lich-demokratischen Werte agitiert. Insbesondere in der programmatischen Schrift
Erbakans „Adil düzen“ (Gerechte Ordnung)  wird der Westen als „falsche“, „wertlose“
Gesellschaftsordnung der „rechtmäßigen“, von Allah gegebenen Ordnung des Islam
gegenübergestellt. 

Mitgliederstärkste
islamistische
Organisation

Verschleierung 
verfassungs-
feindlicher Ziele
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Die IIGGMMGG, die nur eine Minderheit der Muslime in Deutschland vertritt, versucht
in den letzten Jahren, sich immer wieder als seriöse Ansprechpartnerin im politischen,
sozialen und kirchlichen Raum darzustellen. In islamischen Dachverbänden wie dem
Islamrat für die Bundesrepublik Deutschland e.V. (kein Beobachtungsobjekt der Ver-
fassungsschutzbehörden) nimmt sie Einfluss. Die enge Beziehung beider Organisatio-
nen wird darin deutlich, dass der heutige Vorsitzende des Islamrates früher als Gene-
ralsekretär der IIGGMMGG tätig war. Über Ibrahim El-Zayat, der die EEMMUUGG vertritt und
Präsident der IIssllaammiisscchheenn GGeemmeeiinnsscchhaafftt iinn DDeeuuttsscchhllaanndd ee..VV.. ((IIGGDD)) ist, besteht eine
Verbindung zum Dachverband Zentralrat der Muslime in Deutschland e.V. (kein Beob-
achtungsobjekt der Verfassungsschutzbehörden).

Die IIGGMMGG propagiert weiterhin bei ihren Mitgliedern den Erwerb der deutschen
Staatsbürgerschaft. Dadurch wird deren rechtlicher Status verbessert und es wird die
Möglichkeit geschaffen, über die Mitglieder größeren politischen Einfluss zu nehmen.
Es sollen so Voraussetzungen geschaffen werden, um islamistische Positionen in
Deutschland besser durchsetzen zu können. Um dieses zu erreichen, werden zentral
Klagen gegen abgelehnte Einbürgerungsanträge gefertigt.

Auch in Hessen klagten IIGGMMGG-Mitglieder gegen die Ablehnung von Einbürge-
rungsanträgen. Mehrere Verwaltungsgerichte lehnten die Klagen ab, da die IIGGMMGG un-
verändert verfassungsfeindliche Ziele verfolge.

Das Verwaltungsgericht Darmstadt stellte in einem Urteil vom 25. Mai fest, dass
die IIGGMMGG aktuell Kontakte zur islamistischen SP unterhält, die in der Türkei weiterhin
die Abschaffung des Laizismus und die Errichtung einer islamischen Lebens- und Ge-
sellschaftsordnung im Sinne einer universalen und allumfassenden Ordnung anstrebt.

Durch das Verwaltungsgericht Wiesbaden wird in einem Urteil vom 18. Mai noch
einmal die „deutliche Diskrepanz zwischen dem durch die IGMG nach außen hin ver-
tretenen Anspruch und den an die Mitglieder innerhalb der Organisation gerichteten
Verlautbarungen“ herausgestellt. Die IIGGMMGG sei ein verfassungsfeindlicher Verein, da
sie in letzter Konsequenz auch die Einführung einer auf der Scharia beruhenden Ge-
sellschaftsordnung in der Bundesrepublik verfolge. Ein nachhaltiger Wandel sei noch
nicht in Sicht. Die traditionalistische Weltanschauung des geistigen Führers, Erbakan,
dominiere nach wie vor. Für pluralistische, abweichende Auffassungen bestünden kei-
ne Freiräume. 

Die Gerichte bestätigen auch ausdrücklich die enge Verbindung zwischen der
IIGGMMGG und ihrem Sprachrohr, der türkischsprachigen Tageszeitung MMiillllii GGaazzeettee. Dies
könne auf Grund der darin enthaltenen Artikel nur „als Glied einer einheitlichen poli-
tischen Bewegung“ verstanden werden, so z. B. in einem Urteil des Verwaltungsge-
richts Darmstadt vom 25. Mai.

Die Urteile der Verwaltungsgerichte Wiesbaden und Darmstadt sind noch nicht
rechtskräftig.

Die MMiillllii GGaazzeettee übt eine wichtige Funktion für die IIGGMMGG aus. In ihr werden zahl-
reiche Anzeigen der Organisation veröffentlicht. Die formal von der IIGGMMGG unabhängi-
ge Zeitung berichtet ausführlich und ohne
Distanz über die Or-
ganisation und deren
lokale, regionale und
bundesweite Veranstal-
tungen.
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Die MMiillllii GGaazzeettee fordert direkt IIGGMMGG-Anhänger zum Abonnement auf. „Wenn ihr
wollt, dass unser Hoca Necmettin Erbakan in jedes Haus kommt, müsst ihr Milli Gazete
lesen. Diese Zeitung reflektiert mit allem, mit jeder Nachricht, Milli Görus.“ (Milli
Gazete, 20. Juli)

Der Verlag der Europa-Ausgabe hat seinen Sitz in Mörfelden-Walldorf (Landkreis
Groß-Gerau). Sein früherer Geschäftsführer war von 1999 bis 2001 kommissarischer
Vorsitzender der IIGGMMGG. Der PR-Beauftragte der MMiillllii GGaazzeettee, Ibrahim Gümüsoglu, war
neun Jahre Vorsitzender des hessischen IIGGMMGG-Landesverbandes. Er ist erneut bun-
desweit auf zahlreichen IIGGMMGG-Veranstaltungen aufgetreten, um Abonnenten zu wer-
ben. In ihren Kolumnen bezieht die Zeitung immer wieder klare islamistische
Positionen, indem sie die islamische Rechtsordnung als der weltlichen übergeordnet
darstellt. So nahm sie mit folgenden Worten Stellung zum Beschluss des Europäischen
Gerichtshofes für Menschenrechte im Fall einer kopftuchtragenden Studentin in der
Türkei:

„Jeder soll wissen, keine Instanz und keine Institution kann unter irgendwelchen
Vorwänden oder aus irgendwelchen Beweggründen Gottes Gebot aufheben [...].
Jeder sollte sich über diese Tatsache bewusst sein.“

Regelmäßig wird in Beiträgen der MMiillllii GGaazzeettee suggeriert, dass die heutige Welt
nicht auf gerechten Grundlagen basiere. Als rettender Ausweg aus der vermeintlichen
„Krise“ des Westens wird den Lesern der Zeitung schließlich empfohlen, die
„Islamisierung voranzutreiben“. 

„Die muslimischen Völker müssen [...] ihre Ethik, ihre Gemeinschaft und ihre Politik
dem Islam anpassen. All unsere Bemühungen und unsere Wünsche sollten auf dieses
Ziel ausgerichtet sein. Egal ob Inder, Türke, Araber oder Iraner, ob schwach oder stark,
ob wissend oder unwissend, jeder Muslim hat die Pflicht allein diesem Ideal zu dienen
[...]. Islamisierung bedeutet die vollständige Umsetzung des islamischen Glaubens,
seiner Ethik, seiner Lebensweise und seiner Politik.“ (Milli Gazete, 11. Oktober)

Gänzlich unberührt von „Dialog“-Bekundungen für die deutsche Öffentlichkeit
sind die eindeutigen internen Aussagen für die eigene Anhängerschaft. Während es in
der deutschen IIGGMMGG-Selbstdarstellung heißt, „der Dialog der Religionen ist uns ein
besonderes Anliegen“, und Vertreter der Organisation, die an „Dialog“-Veranstaltun-
gen teilnehmen, von einem „einigenden Band zwischen Judentum, Christentum und
Islam“ sprechen, wurden für die Anhänger der MMiillllii GGaazzeettee gegenteilige Worte gefun-
den, „dass sich der Dialog und die Toleranz im heutigen Sinne gegen den Koran, die
Sunna und die gesamte Glaubensgemeinschaft, gegen die Hauptbestimmungen des
Islam und der Scharia richteten.“ Der Koran warne davor, Nichtmuslime als Freunde
anzusehen (Internetausgabe der Milli Gazete, 26. Februar). Der „Westen“ und die
„Nachahmung des Westens“ werden in der MMiillllii GGaazzeettee als „teuflische Krankheiten“
bezeichnet, „die nur durch den islamischen Glauben geheilt werden könnten.“ (Inter-
netausgabe der Milli Gazete, 10. April)

Durch diese Aussagen, die sich die IIGGMMGG zurechnen lassen muss, zeigt sie, dass
ihre Ausführungen zu „Integration“ und „Toleranz“ überwiegend Lippenbekenntnisse
sind und im Ergebnis der Täuschung der Öffentlichkeit dienen.

Für einzelne Zielgruppen unterhält die IIGGMMGG eigene Organisationen, wobei sie
einen besonderen Schwerpunkt ihrer Arbeit auf die Beeinflussung türkischstämmiger
Kinder und Jugendlicher setzt, die sie auch mit zahlreichen Sport- und Freizeitange-
boten und anderen Aktivitäten an sich zu binden versucht. Sie bietet in den Schulferien
Korankurse an, die sowohl als Tageskurse, aber auch als Internatskurse durchgeführt
werden. Während des Schuljahres werden Hausaufgaben- und Nachhilfekurse ange-
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boten. Massiv wurden Eltern dazu aufgefordert, Kinder in die IIGGMMGG-Koranschulen zu
schicken. Zudem werden regelmäßig Koranlesewettbewerbe durchgeführt, über die in
der MMiillllii GGaazzeettee jeweils ausführlich berichtet wird. Die IIGGMMGG versucht so Heranwach-
sende von der westlich geprägten Gesellschaft fern zu halten und von frühester
Kindheit an und in allen Lebensbereichen im Sinne eines islamistischen Weltbildes zu
indoktrinieren.

Laut Angaben der IIGGMMGG wurden in den Sommerschulen Kurse für insgesamt
25.000 Schüler angeboten. Davon sollten 4.500 Schüler in Internaten unterrichtet wer-
den.

Am 14. und 15. Mai fand auf dem Gelände der IIGGMMGG-Zentrale in Kerpen (Nord-
rhein-Westfalen) der zum zweiten Mal durchgeführte Familientag statt. Unter dem
Motto „Wir sind eine Familie“ kamen laut Angaben der IIGGMMGG 25.000 Besucher aus
dem ganzen Bundesgebiet wie
auch aus europäischen Nachbar-
ländern zusammen. Damit hat sich
die Zahl der Teilnehmer im Ver-
gleich zum Vorjahr fast verdoppelt.
Am zweiten Tag der Veranstaltung
fand die jährliche Hauptversamm-
lung unter Teilnahme der Spitzen-
funktionäre der IIGGMMGG statt.

Die IIssllaammiisscchhee FFööddeerraattiioonn
HHeesssseenn ee..VV.. ((IIFFHH)) als Landesver-
band der IIGGMMGG veranstaltete am
12. März in der Jahrhunderthalle in
Frankfurt am Main unter dem Motto „Die Botschaft des Korans“ eine Großveranstal-
tung, bei der Koranrezitationen vorgetragen wurden. Für die Veranstaltung wurde
auch in der MMiillllii GGaazzeettee mit einer großformatigen Anzeige geworben. Es nahmen rund
2.600 Personen teil. An der Veranstaltung nahm neben bekannten Koran-Rezitatoren
auch der IIGGMMGG--Bundesvorsitzende Karahan und der Vorsitzende der IIFFHH, Mehmet
Ates, teil.
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Verbot durch BMI

Anadoluda Vakit – Sprachrohr türkischer Islamisten 

Die türkischsprachige Tageszeitung AAnnaaddoolluuddaa VVaakkiitt („Die Zeit Anatoliens“) mit
einer Auflage von über 10.000 Exemplaren (Eigenangabe) betreibt seit Jahren offen
islamistische Propaganda. Schwerpunkt ist die in ihren Kolumnen verbreitete antijüdi-
sche, antiisraelische und antiamerikanische Hetze. 

Bereits im November 2004 hatte das Landesamt für Verfassungsschutz Hessen die
Staatsanwaltschaft auf einen Artikel in der AAnnaaddoolluuddaa VVaakkiitt aufmerksam gemacht.
Nach der Ermordung van Goghs am 2. November 2004 durch einen aus Marokko
stammenden Islamisten in Amsterdam rechtfertigte die AAnnaaddoolluuddaa VVaakkiitt in einer Ko-
lumne die Tat als „Notwehr“.

Wegen ihrer antisemitischen Inhalte stellte eine Wiesbadener Bundestagsabge-
ordnete ebenfalls Ende 2004 Strafanzeige gegen die Verantwortlichen der AAnnaaddoolluuddaa
VVaakkiitt.

Das BMI verbot am 22. Februar die YYeennii AAkkiitt GGmmbbHH mit Sitz in Mörfelden-Walldorf
(Landkreis Groß-Gerau), die die Europa-Ausgabe der AAnnooddoolluuddaa VVaakkiitt veröffentlicht.
In der Verbotsverfügung heißt es, dass in den Inhalten der Zeitung der Tatbestand der
Volksverhetzung (§ 130 StGB) erfüllt ist und die herausgebende YYeennii AAkkiitt GGmmbbHH sich
damit eindeutig gegen den Gedanken der Völkerverständigung richtet. Durch ständig
wiederholende, manipulierende Diffamierungen und Verschwörungsideen werden die
Juden systematisch als Feindbild der Muslime bei den Lesern aufgebaut. Es wird der
Eindruck vermittelt, dass die Juden eine weltumspannende Verschwörung gebildet
haben, die die Ausbeutung und Vernichtung der Muslime zum Ziel hat. Die Juden wer-
den als hinterhältig, blutrünstig, machtversessen, hartherzig und profitsüchtig darge-

stellt. Die aggressive Agitation des Blat-
tes ist geeignet, Hass und Rachegefühle
zu wecken. Juden und Amerikaner wer-
den als Unmenschen beschimpft, sie
werden als absolut verachtenswert und
minderwertig diffamiert.  

Als Folge des Verbots wurde in der Türkeiausgabe der AAnnaaddoolluuddaa VVaakkiitt Bundes-
innenminister Otto Schily scharf attackiert und auf höchst diffamierende Weise ange-
griffen. In der Ausgabe vom 27. Februar wurde ein Artikel veröffentlicht, in dem er
direkt mit Hitler verglichen wurde. Auch Bundeskanzler Schröder wurde durch Nazi-
vergleiche Opfer diskriminierender Propaganda.

Gegen das Verbot wurde seitens des Verlages am 23. März beim Bundesverwal-
tungsgericht Klage erhoben. Ein Vertrieb der Zeitung in Deutschland konnte nicht
mehr festgestellt werden. Lediglich die Türkeiausgabe der AAnnaaddoolluuddaa VVaakkiitt ist im In-
ternet abrufbar.   R

EXTREMISMUS
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Weltweite 
islamistische

Ordnung

Der Kalifatsstaat

Gründung: 1984

Vorsitzender: MMeettiinn KKaappllaann,, 
22000044 iinn ddiiee TTüürrkkeeii aabbggeesscchhoobbeenn

Anhänger: In Hessen 200, bundesweit 750

Publikationen (Auswahl): BBaarriikkaa-- ii --HHaakkkkiikkaatt 
((DDaass AAuufflleeuucchhtteenn ddeerr WWaahhrrhheeiitt));; eerrsscchhiieenn bbiiss 22000044  

VVeerrbboott:: sseeiitt 1122.. DDeezzeemmbbeerr 22000011,, VVeerrbboott wweeiitteerreerr TTeeiill--
oorrggaanniissaattiioonneenn aamm 1199.. SSeepptteemmbbeerr 22000022

Im Dezember 2001 wurde der KKaalliiffaattssssttaaaatt (ehemals VVeerrbbaanndd ddeerr IIssllaammiisscchheenn
VVeerreeiinnee uunndd GGeemmeeiinnddeenn,, IICCCCBB)) durch das BMI verboten, weil sich seine Aktivitäten
gegen die verfassungsmäßige Ordnung und den Gedanken der Völkerverständigung
richten. Außerdem gefährdet der KKaalliiffaattssssttaaaatt die Innere Sicherheit sowie erhebliche –
insbesondere außenpolitische – Belange der Bundesrepublik Deutschland. Zahlreiche
ihm zugeordnete Teilorganisationen waren ebenfalls von dem Verbot betroffen. Das
Verbot wurde vom Bundesverwaltungsgericht im November 2002 bestätigt.

Offen erklärte Ziele des KKaalliiffaattssssttaaaatteess sind der Sturz des laizistischen Staatsge-
füges in der Türkei und die Errichtung einer weltweiten islamistischen Ordnung sowie
die Weltherrschaft des Islam unter der Führung eines Kalifen, eines weltlich-religiösen
Herrschers. Wichtigstes Instrument hierzu ist für den KKaalliiffaattssssttaaaatt der Jihad, der als ver-
bindliche Pflicht für jeden Muslim betrachtet wird. Diese als „Heiliger Krieg“ verstan-
dene gewaltsame Jihad richtet sich, wie in der diffamierenden Propaganda des KKaalliiffaattss--
ssttaaaatteess beschrieben wird, insbesondere gegen Israel, die Juden und gegen die USA.

Seit 1995 wurde die Organisation von Metin Kaplan geführt, der sich im gleichen
Jahr als Nachfolger des verstorbenen Gründers der Organisation IICCCCBB, Cemaleddin
Kaplan, zum „Kalifen“, d. h. zum Vertreter des Propheten und weltlich-religiösen Herr-
scher, ausgerufen hatte. Bis März 2003 verbüßte er eine vierjährige Freiheitsstrafe
wegen öffentlicher Aufforderung zu Straftaten, nachdem er zur Tötung eines Kon-
kurrenten aufgerufen hatte.

Nach dem Verbot versuchte die
Organisation ihre islamistische Propa-
ganda teilweise aus dem europäi-
schen Ausland insbesondere über das
Internet zu vertreiben. In einer neuen
Zeitschrift wird, wenn auch in abge-
schwächter Form, weiter gegen die
westlichen Staaten, die USA und Isra-
el gehetzt.

Nach jahrelangen gerichtlichen
Verfahren, u. a. wegen seiner ge-
planten Ausweisung und der Aber-
kennung seines Asylstatus, wurde
Kaplan nach einer Entscheidung des
Verwaltungsgerichts Köln (Nord-

Metin Kaplan:
Seit 2004 in der
Türkei in Haft
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rhein-Westfalen), in der sein Antrag auf Abschiebeschutz abgelehnt worden war, am
12. Oktober 2004 in Köln verhaftet und am gleichen Tag in die Türkei abgeschoben. 

Gegen Kaplan bestanden zwei türkische Haftbefehle, in denen ihm die Planung
von Anschlägen und der Aufruf zum Umsturz in der Türkei vorgeworfen wurden. Er
wurde nach seiner Landung in der Türkei verhaftet.

Am 20. Juni verurteilte ein Istanbuler Schwurgericht Kaplan zu einer lebenslangen
Haftstrafe unter erschwerten Bedingungen.

Am 30. November hob das Oberste Berufungsgericht der Türkei das Urteil wieder
auf. Das Gericht gab als Begründung Verfahrensfehler und unzureichende Ermitt-
lungen an. Darüber hinaus hätte im Fall Kaplan das im Juni in Kraft getretene neue
Strafrecht zur Anwendung gelangen müssen. Ein neuer Verhandlungstermin gegen
Kaplan steht derzeit noch nicht fest.

Die Abschiebung und Verurteilung des KKaalliiffaattssssttaaaattss-Führers und der ständige
Verfolgungsdruck der deutschen Sicherheitsbehörden haben die Organisation zwar
geschwächt, gleichwohl besteht, auch in Hessen, nach wie vor ein nicht unerhebliches
Potenzial von Anhängern, die weiterhin im Sinne der Organisation aktiv sind.

Dies zeigen Erkenntnisse aus Durchsuchungen im Rahmen von Ermittlungsverfah-
ren wegen Unterstützung einer verbotenen Vereinigung in mehreren Bundesländern
und dem angrenzenden Ausland vom September. Hierbei festgestellte Unterlagen,
Publikationen und elektronische Speichermedien bestätigen den Verdacht, dass Rest-
strukturen des KKaalliiffaattssssttaaaatteess weiterhin vorhanden sind.

Bereits im April wa-
ren der Schwiegersohn
Kaplans sowie vier weite-
re Personen von der
Staatsanwaltschaft Mün-
chen wegen Unterstüt-
zung einer verbotenen
Vereinigung angeklagt
worden.
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Betätigungsverbot

EU-Terrorliste

LINKSEXTREMISTEN

KURDISCHE LINKSEXTREMISTISCHE GRUPPEN

Volkskongress Kurdistans (KONGRA GEL)  
[ehemals Arbeiterpartei Kurdistans (PKK)]

Gründung: PKK 11997788,, UUmmbbeenneennnnuunngg iinn FFrreeiihheeiittss-- uunndd   
DDeemmookkrraattiieekkoonnggrreessss KKuurrddiissttaannss ((KKAADDEEKK) 22000022 
uunndd iinn KKOONNGGRRAA GGEELL 22000033 

Vorsitzender: ZZüübbeeyyiirr AAyyddaarr

Anhänger: In Hessen 1.250, bundesweit 11.500 

Publikationen (Auswahl): SSeerrxxwweebbuunn ((EErrsscchheeiinnuunnggsswweeiissee mmoonnaattlliicchh)),,  
SSpprraacchhrroohhrree:: ddiiee ttüürrkkiisscchhsspprraacchhiiggee TTaaggeesszzeeiittuunngg ÖÖzzggüürr PPoolliittiikkaa 

uunndd ddeerr ddeeuuttsscchhsspprraacchhiiggee KKuurrddiissttaann--RReeppoorrtt 
((EErrsscchheeiinnuunnggsswweeiissee zzwweeiimmoonnaattlliicchh)),, 
RROOJJ--TTVV ((FFeerrnnsseehhsseennddeerr))    

Die von Abdullah Öcalan mitbegründete marxistisch-leninistische Organisation
kämpfte ursprünglich für die Errichtung eines unabhängigen Staates „Kurdistan“.
Dazu führte sie seit 1984 im Südosten der Türkei einen blutigen Guerillakrieg, in dem
über 30.000 Menschen getötet wurden. Die Organisation unterhält auch weiterhin im
Südosten der Türkei und im Nord-Irak bewaffnete Guerillaeinheiten mit mehreren tau-
send Kämpfern, die sogenannten VVoollkkssvveerrtteeiiddiigguunnggsskkrrääffttee ((HHPPGG)). Nachdem ihre An-
hänger in Deutschland massive Gewalttaten verübt hatten, verhängte der BMI 1993
ein Betätigungsverbot über die PPKKKK und ihre Teilorganisationen. 2002 war die PPKKKK
vom Rat der Europäischen Union in ihre Liste terroristischer Organisationen aufge-
nommen worden.

Da es der Organisation auch durch eine Umbenennung in KKAADDEEKK im Jahr 2002
nicht gelungen war, den Makel des Terrorismus abzustreifen und als politische
Gesprächpartnerin akzeptiert zu werden, wechselte sie im November 2003 erneut den
Namen und firmiert jetzt unter KKOONNGGRRAA GGEELL. Satzung, Struktur, Zielsetzung,
Ideologie und personelle Zusammensetzung weisen gegenüber der PPKKKK allerdings
keine signifikanten Abweichungen auf. Der die Organisation gänzlich beherrschende
bisherige Vorsitzende Öcalan wird auch weiterhin als „kurdi-
scher Volksführer“ glorifiziert. Das BMI stellte daher fest, dass
sich das 1993 gegen die PPKKKK verhängte vereinsrechtliche
Betätigungsverbot auch auf den KKOONNGGRRAA GGEELL erstreckt. 2004
wurde auch der KKOONNGGRRAA GGEELL auf die Liste terroristischer
Organisationen der EU gesetzt.

Hervorstechende Merkmale des KKOONNGGRRAA GGEELL sind der
um Öcalan betriebene Führerkult und die hohe Mobilisierungsfähigkeit der Anhän-
gerschaft zu Großveranstaltungen. Obwohl Öcalan sich seit 1999 in türkischer Haft
befindet, bestimmt er nach Bekunden der Organisation die politische Ausrichtung. Er
prägt und lenkt die Organisation uneingeschränkt, bestimmt Vorgehensweise und
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Aktivitäten. Die Anhängerschaft besitzt ein hohes Maß an Identifikation mit dem von
ihr verehrten Führer.

Die Organisation, der nur eine kleine Minderheit der rund 500.000 in Deutschland
lebenden Kurden zuzurechnen ist, tritt mit einem uneingeschränkten Alleinvertre-
tungsanspruch für alle Kurden auf. Sie versucht, sich nach außen als demokratische
politische Kraft darzustellen. Dabei ist sie eine unverändert straff geführte und strikt
hierarchisch strukturierte Kaderorganisation, für die Deutschland eindeutig der
Schwerpunkt in Europa ist. Deutschland ist KKOONNGGRRAA GGEELL--intern in Regionen („Serits“)
aufgeteilt, die wiederum in Gebiete („Bölge“) untergliedert sind. In Hessen bestehen
die Gebiete Kassel, Gießen (Landkreis Gießen), Frankfurt am Main und Darmstadt. Der
Parteiapparat arbeitet konspirativ. Ab der Gebietsebene aufwärts agieren häufig aus-
getauschte hauptamtliche Funktionäre mit wechselnden Aufenthaltsorten und
Decknamen. 

Der KKOONNGGRRAA GGEELL bedient sich nach wie vor einer eigenen Disziplinar- bzw.
Strafgewalt. Zahlungsunwillige oder Mitglieder, die sich von der Organisation getrennt
haben bzw. eine Trennungsabsicht erkennen lassen, werden ebenso unter Druck
gesetzt oder bestraft wie Personen, die sich negativ über den KKOONNGGRRAA GGEELL äußern.
Das Ausmaß dieser Bestrafungsaktionen, das bis vor einigen Jahren noch bis zur
Tötung reichte, nahm ab. Bedrohung, Nötigung und Körperverletzung kamen aber
immer noch vor.

Die Aktivitäten des KKOONNGGRRAA GGEELL werden in Deutschland von zahlreichen Orga-
nisationen getragen:

Organisationsstruktur des KKOONNGGRRAA GGEELL

u Mobilisierungspotenzial: Bis zu 50.000 bundesweit

u Dachorganisation für Europa:
KKoonnffööddeerraattiioonn kkuurrddiisscchheerr VVeerreeiinnee iinn EEuurrooppaa ((KKOONN--KKUURRDD)), Sitz: Brüssel. Ihr 
gehören rund 165 Vereine an.

u Dachorganisation für Deutschland:
FFööddeerraattiioonn kkuurrddiisscchheerr VVeerreeiinnee iinn DDeeuuttsscchhllaanndd ee..VV.. ((YYEEKK--KKOOMM)).. Ihr gehören rund 
60 Vereine an.

u Propagandaorganisation (politischer Arm): 
KKoooorrddiinnaattiioonn ddeerr kkuurrddiisscchheenn ddeemmookkrraattiisscchheenn GGeesseellllsscchhaafftt iinn EEuurrooppaa ((CCDDKK)), 
vorher: KKuurrddiisscchhee DDeemmookkrraattiisscchhee VVoollkkssuunniioonn ((YYDDKK))

Der KKOONNGGRRAA GGEELL unterhält sogenannte Massenorganisationen für bestimmte 
Zielgruppen, z. B.:

u VVeerrbbaanndd ddeerr SSttoollzzeenn FFrraauueenn ((KKJJBB)) mit

u FFrreeiihheeiittssppaarrtteeii ddeerr FFrraauueenn KKuurrddiissttaannss ((PPAAJJKK)),,

u FFrreeiiee FFrraauueennbbeewweegguunngg ((YYJJAA--SSTTAARR)) und FFrreeiiee FFrraauueennvveerrbbäännddee ((YYJJAA))

u KKoonnffööddeerraattiioonn ddeerr ddeemmookkrraattiisscchheenn JJuuggeenndd ((DDEEMM--GGEENNCC)) und

u KKoommaa KKoommaalleenn CCiiwwaanneenn DDeemmookkrraattiikk aa KKuurrddiissttaann ((KKOOMMAALLEENN--CCIIWWAANN)), vorher: 
BBeewweegguunngg ddeerr FFrreeiieenn JJuuggeenndd KKuurrddiissttaannss ((TTEECCAAKK)), 

u UUnniioonn ddeerr SSttuuddeennttIInnnneenn aauuss KKuurrddiissttaann ee..VV.. ((YYXXKK))
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Zuzurechnen sind ihm auch:

u IInntteerrnnaattiioonnaalleerr VVeerrbbaanndd ddeerr kkuurrddiisscchheenn AArrbbeeiittggeebbeerr ee.. VV.. ((KKAARRSSAAZZ))

u KKuurrddiisscchheerr RRootteerr HHaallbbmmoonndd ee..VV.. ((HHSSKK))

Der 2001 gegründete KKAARRSSAAZZ mit Sitz in Frankfurt am Main ist eine Vereinigung
kurdischer Geschäftsleute, der in enger Verbindung zum KKOONNGGRRAA GGEELL steht. Er be-
müht sich, in seiner Außendarstellung als Wirtschaftsverband ohne politische Fest-
legung zu erscheinen. An seinem fünften Jahreskongress, der wie in der Vergangen-
heit in Raunheim (Landkreis Groß-Gerau) veranstaltet wurde, nahm u. a. auch der Vor-
sitzende des KKOONN--KKUURRDD teil. 

Finanzierung

Zur Finanzierung der Propaganda, des Parteiapparates und der Aufrechterhaltung
der Guerillaeinheiten benötigt der KKOONNGGRRAA GGEELL erhebliche Geldsummen. Diese wer-
den durch Mitgliedsbeiträge, den Verkauf von Publikationen und Einnahmen aus Ver-
anstaltungen erbracht, vor allem aber durch die jährliche „Spendenkampagne“ bei
Kurden und kurdischen Firmen, die mehrere Millionen Euro einbringt. Erwartet wird
von den „Spendern“ ungefähr die Abgabe eines Monatseinkommens. Darüber hinaus
ist bekannt, dass auch bei kriminellen Kurden, wie z. B. bei Drogenhändlern, höhere
Geldsummen abgeschöpft werden. Den einzelnen Parteigliederungen werden hohe
Beträge vorgegeben. „Spendengelder“ werden auch durch Drohungen oder Gewalt
eingetrieben. So sollte ein türkischer Geschäftsmann in Nordrhein-Westfalen durch Er-
pressung zu einer „Spende“ in sechsstelliger Höhe veranlasst werden. Die Täter wur-
den gefasst und vor Gericht gestellt, der Haupttäter ist zu zwei Jahren Haft verurteilt
worden. Insgesamt war das Spendenaufkommen aber rückläufig. 

Özgür Politika

Für seine Propaganda nutzt der KKOONNGGRRAA GGEELL vor allem den über Satellit auch in
Deutschland zu empfangenden Fernsehsender RROOJJ--TTVV und die Tageszeitung ÖÖzzggüürr
PPoolliittiikkaa ((ÖÖPP)). Die türkischsprachige Zeitung, die an zahlreichen Verkaufsstellen erhält-
lich ist, erscheint in Neu-Isenburg (Landkreis Offenbach). Aufrufe zu Veranstaltungen,
Erklärungen der Führungsebene
und von Funktionären werden dis-
tanz- und kritiklos veröffentlicht.
Als Sprachrohr der Organisation
vermittelt die Zeitung den Lesern
die Parteilinie. 

Mit Gerichtsbescheiden vom 20. Dezember hat das Bundesverwaltungsgericht die
Verbotsverfügungen des BMI gegen die EE..XXAANNII VVeerrllaaggss GGmmbbHH sowie WWeellaatt PPrreessssee--
uunndd VVeerrllaaggss GGmmbbHH aufgehoben.

Mit dieser Entscheidung hat das Gericht seine Rechtsauffassung aus dem Verfah-
ren im vorläufigen Rechtsschutz vom Oktober bestätigt, wonach aus rechtlichen Grün-
den die sofortige Vollziehung der Verbote ausgesetzt worden war. Die Verbotsver-
fügung des BMI sei rechtswidrig, weil die Voraussetzungen für ein vereinsrechtliches
Betätigungsverbot nicht vorlägen. Im Falle einer GmbH sei der Verstoß gegen Strafge-
setze erforderlich, die allein aus Gründen den Staatsschutzes erlassen seien. Dies sei
bei der Vorschrift, auf der die Verbotsverfügung des BMI basiere, jedoch nicht der Fall.
Eine inhaltliche Überprüfung der Anbindung beider Medienorgane an den KKOONNGGRRAA
GGEELL war nicht Gegenstand der Entscheidung.
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Protestaktionen 

Fahne der HPG:
Militärischer Arm des 
KONGRA GEL
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Mit Verfügung vom 30. August, vollzogen am 5. September, hatte zuvor das BMI
die EE..XXAANNII VVeerrllaaggss GGmmbbHH mit Sitz in Neu-Isenburg (Landkreis Offenbach) verboten
und aufgelöst. Durch die Herausgabe, Herstellung und Verbreitung der ÖÖPP handele
der Verlag dem vollziehbaren Betätigungsverbot des BMI von 1993 gegen die PPKKKK
einschließlich ihrer Teilorganisation zuwider. Als Herausgeberin sei sie nachweislich in
die Organisationsstruktur des KKOONNGGRRAA GGEELL eingebunden. In der Zeitung wurden
Nachrichten und Propaganda verbreitet, die Anhängerschaft mobilisiert, und Vor-
gaben der Führung weitergegeben. Im Rahmen des Verbotsverfahren wurden Verlags-
räume sowie Privaträume führender ÖÖPP-Mitarbeiter durchsucht. Auch gegen weitere
Einrichtungen aus dem Presseumfeld des KKOONNGGRRAA GGEELL, wie die WWeellaatt PPrreessssee-- uunndd
VVeerrllaaggss GGmmbbHH, verboten mit Verfügung vom 14. September, die Nachrichtenagentur
MMeessooppoottaammiiaa HHaabbeerr AAyyaannddii ((MMHHAA)) und den Internetbetreiber RRoojj OOnnlliinnee (alle Neu-
Isenburg) und gegen das Druckhaus der ÖÖPP in Dreieich-Sprendlingen (Landkreis Of-
fenbach) wurden ebenfalls Durchsuchungen durchgeführt.

Gegen die Maßnahmen führten Anhänger Protestaktionen durch. Noch am Durch-
suchungstag demonstrierten vor dem Verlagsgebäude rund 300 Personen. Ebenfalls in
Frankfurt am Main beteiligten sich am 10. September an einer zentralen Protestkund-
gebung für Süddeutschland rund 350 Personen. Anlässlich einer Veranstaltung unter
Teilnahme des Bundesinnenministers Schily in Darmstadt-Arheiligen am 13. Septem-
ber demonstrierten rund 50 Kurden mit Spruchbändern und Plakaten.

Am 7. September wurde in der Nähe von Groß-Umstadt (Landkreis Darmstadt-Die-
burg) ein brennender Molotowcocktail von mehreren Jugendlichen auf eine Bundes-
straße geworfen. Es entstand leichter Sachschaden. In der Nähe des Tatortes wurde u.
a. ein Plakat mit dem Text gefunden: „Otto Schily, pass auf, du spielst mit dem Feuer.
TAKEU“. Mit der Signatur TAKEU soll vermutlich eine Verbindung zu den FFrreeiihheeiittssffaallkkeenn
KKuurrddiissttaannss (TTAAKK)) hergestellt werden, die in der Türkei Anschläge auf zivile Ziele verüben.
Eine Verbindung zur KKOONNGGRRAA GGEELL –– Jugendorganisation lässt sich vermuten.

Zwischenzeitlich hat die neue Nachrichtenagentur FFiirraatt ((AANNFF)) die Nachfolge der
verbotenen MMHHAA übernommen. Sie setzt sich aus ehemaligen Mitarbeitern der MMHHAA
zusammen und thematisiert auch Anliegen und Forderungen des KKOONNGGRRAA GGEELL. Nach
dem inzwischen aufgehobenen Verbot der ÖÖPP ist am 16. Januar 2006 die Tageszeitung
„Yeni Özgür Politika“ („Neue Freie Politik“) erschienen. 

Kämpfe, Anschläge und Drohungen

Nachdem die KKOONNGGRRAA GGEELL-Guerillaeinheiten zum Juni 2004 den seit fünf
Jahren bestehenden, von ihnen sogenannten „Einseitigen Waffenstillstand“
gegenüber der Türkei für beendet erklärt hatten, nahmen dort Terroraktionen
der HHPPGG zu und es kam auch verstärkt zu bewaffneten Zusammenstößen mit der
türkischen Armee.

Wie in der Vergangenheit wurden darüber hinaus auch im Berichtsjahr mas-
sive Drohungen und Ultimaten an die türkische Regierung ausgesprochen, ohne
dass die angekündigten Drohungen nach Fristablauf realisiert worden wären.

Beispielhaft dafür sind: 

u Der Vorsitzende des Exekutivrates des KKOONNGGRRAA GGEELL, Murat Karayilan, setzte der
türkischen Regierung im Februar eine Handlungsfrist hinsichtlich einer Lösung 
der „Kurdenfrage“ bis zum März. Sollte sie nicht einlenken, so sei man in der 
Lage und mangels weiterer Geduld bereit, den militärischen Kampf zu führen.
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u Zu den EU-Beitrittsverhandlungen mit der Türkei erklärte der KKOONNGGRRAA GGEELL im 
Oktober, dass im Rahmen der bisherigen Verhandlungen keine Vorgaben im 
Hinblick auf eine Lösung der „Kurdenfrage“ gemacht worden seien. Von nun an 
sei dieses Problem nicht mehr ausschließlich eines der Türkei, sondern falle auch
in den Verantwortungsbereich der EU. Von nun an müsse die EU für einen bei
derseitigen Waffenstillstand Sorge tragen.

Neben diesen andauernden Drohungen bezichtigten sich die im August 2004 erst-
mals in Erscheinung getretenen TTAAKK mehrerer Anschläge auf Touristenziele in der
Türkei, so für einen Bombenanschlag am 10. Juli im westtürkischen Cesme mit 20 Ver-
letzten, darunter zwei ausländische Touristen.
Am 16. Juli kamen bei einem weiteren Bomben-
anschlag in Kusadasi fünf Menschen ums Leben,
dreizehn wurden verletzt; unter den Todesopfern
befanden sich zwei Touristen. 

Obwohl es sowohl von Seiten der TTAAKK als
auch von Seiten des KKOONNGGRRAA GGEELL geleugnet
wurde, ist davon auszugehen, dass zwischen bei-
den Organisationen Verbindungen bestehen. 

Anlässlich des 21. Jahrestages der Aufnahme
des bewaffneten Kampfes von Guerillaeinheiten der ehemaligen PPKKKK 1984 in der
Türkei führen Anhänger des KKOONNGGRRAA GGEELL sowohl in der Türkei als auch in mehreren
europäischen Ländern Gedenkveranstaltungen durch. Wie in den vergangenen Jahren
fanden auch in zahlreichen deutschen Städten, darunter Kassel, Gießen und Frankfurt
am Main, Veranstaltungen statt, die maßgeblich von den örtlichen KKOONNGGRRAA GGEELL-
nahen Vereinen organisiert und durchgeführt wurden.

Gründung einer „neuen“ PKK

Im Anschluss an einen Kongress, der nach einem Bericht des KKOONNGGRRAA GGEELL-
Sprachrohrs ÖÖzzggüürr PPoolliittiikkaa vom 28. März bis 4. April im türkisch-irakischen Grenzgebiet
stattfand, wurde die Gründung einer „neuen“ PPKKKK bekannt gegeben. Diese müsse als
zweite offizielle Geburt der Organisation verstanden werden. Als symbolisches Grün-
dungsdatum wurde der 4. April, der Geburtstag Öcalans, gewählt.

Ein „Komitee für den Wiederaufbau der PKK“, das seit Frühjahr 2004 aktiv war,
erläuterte, dass die Basis der Organisation eine Kadergemeinschaft benötige, die den
“kurdischen Freiheitskampf“ führen könne, ohne von der Linie Öcalans abzuweichen.
Eine „neue“ PPKKKK werde sich daher aus Aktivisten zusammensetzen, die die Vorstellung
Öcalans übernommen hätten und eine hohe ideologische Kompetenz besäßen.
Wesentliches Ziel dieser Organisation sei es, eine „Föderation des demokratischen
Nahen Ostens“ zu erreichen. 

Diese Zielsetzung stimmt mit den Vorstellungen von KKAADDEEKK und KKOONNGGRRAA GGEELL
überein, die beide schon dafür eingetreten waren, in allen Teilen „Kurdistans“ Organi-
sationen zu gründen, die koordiniert werden müssten. Dies deutet daraufhin, dass der
Wirkbereich einer „neuen“ PPKKKK seinen Schwerpunkt zunächst einmal im Nahen Osten
haben wird. Der Vorsitzende des Vorbereitungskomitees, Murat Karayilan, der auch als
Generalsprecher der neuen Organisation gilt, erklärte, dass die „neue“ PPKKKK nicht an
die Stelle des KKOONNGGRRAA GGEELL trete, sondern sich innerhalb des KKOONNGGRRAA GGEELL etablie-
ren werde.
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Grenzüber-
schreitende Pläne
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„Demokratischer Konföderalismus Kurdistans“

In einer Grußbotschaft Öcalans zum kurdischen Neujahrsfest „Newroz“ im März,
auf dem kurz darauf stattgefundenen Kongress zum Wiederaufbau der PPKKKK sowie auf
der dritten Generalversammlung des KKOONNGGRRAA GGEELL vom 4. bis 21. Mai im Nordirak
wurden auf Öcalan zurückgehende Prinzipien eines „Demokratischen Konföderalis-
mus Kurdistan“ verkündet.

Das ursprünglich von der PPKKKK verfolgte Ziel eines autonomen Staates Kurdistan im
Nahen Osten soll damit endgültig aufgegeben worden sein. An seine Stelle trete ein
Konföderaler Bund der kurdischen Siedlungsgebiete in der Türkei, Syrien, im Iran und
Irak unter Achtung der bestehenden staatlichen Grenzen. Zur „ideologischen Kraft“
dieses Projektes wurde die neugegründete PPKKKK erklärt. Der KKOONNGGRRAA GGEELL hingegen
solle in diesem System den höchsten demokratischen Volkswillen vertreten. Die
eigentliche Entscheidungsbasis solle beim „Volk“ und bei der Basis liegen. Es gelte
das Selbstbestimmungsrecht und Selbstverwaltung. Im Zusammenhang mit der
Beschreibung der genannten Prinzipien verkündete Öcalan die Gründung der KKoommaa
KKoommaalleenn KKuurrddiissttaann (KKoonnffööddeerraattiioonn ddeerr kkuurrddiisscchheenn GGeemmeeiinnsscchhaafftteenn,, KKKKKK) als Ausdruck
der „Demokratischen Konföderalen Organisation“ und erklärt sich zu deren Führer.
Gemäß dem Modell des „Demokratischen Konföderalismus“ erfolgten Umstrukturie-
rungen.

Insgesamt lassen die Erfahrungen mit früheren Strukturveränderungen es als
wenig wahrscheinlich erscheinen, dass sich über die Rhetorik der Funktionärsspitzen
hinaus eine demokratische Kultur in der von Befehl und Gehorsam geprägten Kader-
organisation entwickelt. 

Aktionen für die Freilassung Öcalans

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg bestätigte am 12.
Mai sein Urteil bezüglich der Klage des – auf der türkischen Gefängnisinsel Imrali inhaf-
tierten – Öcalan gegen die Türkei aus dem Jahre 2003. Das Gericht rügte den Prozess-
verlauf gegen Öcalan aus dem Jahre 1999 in der Türkei erneut als unfair, bestätigte

jedoch auch, dass in Bezug auf die Inhaftierung und die
Haftbedingungen Öcalans sowie dessen Festnahme in
Kenia keine Verletzungen der Europäischen Menschen-
rechtskonvention vorliegen. Öcalan war am 15. Februar
1999 in Kenia verhaftet, in die Türkei gebracht und zum
Tode verurteilt worden. Diese Strafe war vom türkischen
Parlament 2002 in eine lebenslange Freiheitsstrafe um-
gewandelt worden. Anhänger des KKOONNGGRRAA GGEELL führ-
ten im Zusammenhang mit der Urteilsverkündung in
mehreren europäischen Großstädten Solidaritätsaktio-
nen durch.

Wie in den vergangenen Jahren blieb die Forderung nach Freilassung des inhaf-
tierten Öcalan ein dominierendes Thema für die weiterhin auf totale Gefolgschaft ein-
gestellte Organisation. An herausragenden Aktionen sind aufzuführen: 

u Vor dem Hintergrund des Jahrestages der Festnahme Öcalans führten Anhänger 
am 12. Februar in Straßburg (Frankreich) wie in den Vorjahren eine Großdemon-
stration durch, an der etwa 9.000 Personen aus europäischen Ländern, überwie-
gend aus Deutschland, teilnahmen.

u Neben der zentralen Großveranstaltung in Straßburg fanden in verschiedenen 
anderen deutschen und europäischen Städten sowie in der Türkei weitere 

Abdullah 
Öcalan
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Demonstrationen statt. In Hessen beteiligten sich am 15. Februar in Gießen rund
50 Personen an einer Kundgebung.

u Die KKOONN--KKUURRDD initiierte unter dem Motto „Freiheit für Öcalan“ eine neue 
Solidaritäts- und Unterschriftenkampagne, die im Juli begann und bis zum März 
2006 andauern soll. Die Kampagne soll zum Ausdruck bringen, dass  Öcalan den 
politischen Willen des gesamten „kurdischen Volkes“ vertrete.

u Am 1. Oktober veranstaltete die KKOONN--KKUURRDD in Brüssel eine Großdemonstration, 
an der sich etwa 4.000 Personen aus mehreren europäischen Staaten beteiligten,
darunter ein Großteil aus Deutschland. Inhaltlich thematisierten die Demonstran-
ten u. a. den Start der Beitrittsverhandlungen zwischen der EU und der Türkei.

„Newroz“-Veranstaltungen

Anlässlich des kurdischen Neujahrsfestes „Newroz“, das von dem KKOONNGGRRAA GGEELL
und seinen Vorgängerorganisationen seit Jahren zu Propagandazwecken instrumenta-
lisiert wird, wurden mehrere Veranstaltungen durchgeführt. Neben Veranstaltungen
auf örtlicher Ebene wurden drei überregionale Hallenveranstaltungen in den drei Re-
gionen des KKOONNGGRRAA GGEELL organisiert. Angemeldet werden derartige Veranstaltungen
zumeist von der  Dachorganisation FFööddeerraattiioonn kkuurrddiisscchheerr VVeerreeiinnee iinn DDeeuuttsscchhllaanndd ee..VV..
((YYEEKK--KKOOMM)) oder ihren örtlichen Mitgliedsvereinen, in denen die KKOONNGGRRAA GGEELL-An-
hängerschaft organisiert ist.

An der Veranstaltung der Region Mitte am 19. März in Essen beteiligten sich rund
4.500 Personen, darunter der Vorsitzende Zübeyir Aydar. An der Veranstaltung für die
Region Nord in Hamburg am 26. März beteiligten sich rund 6.000 Personen.

An der Großveranstaltung für die Region Süd am 2. April in Frankfurt am Main nah-
men über 5.000 Personen teil. Der  Fernsehsender RROOJJ--TTVV übertrug die Großveran-
staltung live. Von einem ursprünglich vorgesehenen Auftritt Aydars wurde nach einem
Kooperationsgespräch Abstand genommen. Wie auch bei den anderen Großveran-
staltungen wurden auch hier Parolen wie „Biji Serok Apo“ [„Es lebe der Führer Apo“,
i. e. Öcalan, strafbarer PPKKKK-Kampfruf] skandiert. Außerdem wurden Transparente, Fah-
nen und Bilder von „Märtyrern“ der PPKKKK gezeigt.

In Hessen kam es darüber hinaus am 20. März zu drei größeren lokalen „Newroz“-
Veranstaltungen: In Kassel beteiligten sich rund 1.000, in Darmstadt rund 300 und in
Gießen rund 200 Personen. 

Sonstige überregionale Veranstaltungen

Anhänger des KKOONNGGRRAA GGEELL führten weitere Veranstaltungen durch:

Am 2. Internationalen Zilan-Frauenfestival am 18. Juni in Gelsenkirchen (Nord-
rhein-Westfalen) beteiligten sich rund 3.500 Personen. Im Vorfeld war im gesamten

Bundesgebiet durch ÖÖPP und RROOJJ--TTVV, der auch live von der
Veranstaltung berichtete, für das Festival geworben worden. Die
Veranstaltung war zwei im Nord-Irak bei Verkehrsunfällen ums Leben
gekommenen KKOONNGGRRAA GGEELL-Angehörigen gewidmet, darunter
einer Deutschen. Namensgeberin für das Festival ist der Deckname
einer Attentäterin der PPKKKK, die 1996 in der Türkei bei einem
Bombenanschlag mindestens sechs türkische Soldaten tötete und
mehr als 20 Personen teilweise schwer verletzte.
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Jugend-
veranstaltung
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Kulturfestival“

Festnahme 
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Am 15./16. Juli führte die YYEEKK--KKOOMM in einem Kölner Stadion das „8. Mazlum Do-
gan Jugend-, Kultur- und Sportfestival“ durch. An der Veranstaltung nahmen rund 600
Personen, überwiegend Jugendliche teil. Im Verlauf der Veranstaltung skandierten die
Teilnehmer Parolen wie „Wir sind die PKK, wir sind nicht am Ende, wir sind hier“, und
zeigten Fahnen mit dem Konterfei Öcalans. Die Veranstaltung wurde von RROOJJ--TTVV über-
tragen. Durch attraktive Freizeitprogramme wie das „Mazlum Dogan-Festival“ wird ver-
sucht, kurdische Jugendliche an die Organisation heranzuführen, sie zu ideologisieren
und so für eine eventuelle spätere politische Arbeit zu gewinnen. Mit der Bezeichnung
„Mazlum Dogan-Festival“ wird ein Namensgeber geehrt, der einer der Mitbegründer
der PPKKKK war und sich 1982 in türkischer Haft das Leben genommen hat.

Unter dem Motto „EU-Türkei: Auch wir sind Verhandlungspartei – Lösung der kurdi-
schen Frage, Freiheit für Abdullah Öcalan“ fand am 3. September in Köln (Nordrhein-
Westfalen) das „13. Internationale Kurdistan-Kulturfestival“ der YYEEKK--KKOOMM mit rund
40.000 Besuchern statt, die aus dem Bundesgebiet und dem benachbarten westlichen
Ausland angereist waren. Das Programm bestand aus kulturellen Darbietungen sowie
politischen Redebeiträgen. Der YYEEKK--KKOOMM-Vorsitzende betonte in seiner Ansprache den
„Nationalen Willen“ des kurdischen Volkes und die Forderung nach einer Einbindung in
die Lösung der „Kurdistan-Problematik“. Weitere Redner waren der Vorsitzende der
KKoonnffööddeerraattiioonn ddeerr kkuurrddiisscchheenn VVeerreeiinnee iinn EEuurrooppaa (CCDDKK)) und ein Anwalt Öcalans. Der
KKOONNGGRRAA GGEELL--Vorsitzende Zübeyir Aydar sandte eine Grußbotschaft an die Teilnehmer,
der Spitzenfunktionär des KKOONNGGRRAA GGEELL, Murat Karayilan, wurde telefonisch zugeschal-
tet. Während der Veranstaltung brachten zahlreiche Besucher ihre Sympathie für den
KKOONNGGRRAA GGEELL und insbesondere für Öcalan zum Ausdruck, indem sie entsprechende
Fahnen zeigten. Das Festival wurde von RROOJJ--TTVV live übertragen.

Exekutivmaßnahmen

Am 1. Februar wurde auf dem Flughafen Frankfurt/Main ein ehemals hochrangiger
Funktionär der PPKKKK festgenommen. Er hatte bei seiner Einreise aus Georgien einen
verfälschten Reisepass vorgelegt. Der türkische Staatsangehörige, gegen den ein
Fahndungsersuchen der Türkei zur Festnahme und Auslieferung vorliegt, stellte einen
Antrag auf Asyl. Der Generalbundesanwalt leitete ein neues Ermittlungsverfahren we-
gen Verdachts der Rädelsführerschaft in einer kriminellen Vereinigung ein. 

Am 17. April führte die Polizei in Bensheim (Kreis Bergstraße) und in Dresden
(Sachsen) in einer gemeinsamen Aktion der beiden Landeskriminalämter mehrere Exe-
kutivmaßnahmen gegen mutmaßliche Einrichtungen des KKOONNGGRRAA GGEELL durch. Dabei
wurden drei Objekte in Dresden und ein Objekt in Bensheim durchsucht. 29 Personen
wurden vorläufig festgenommen. Gegen zwei der Festgenommenen lagen bereits
Haftbefehle vor, die übrigen Personen wurden nach einer erkennungsdienstlichen Be-
handlung wieder freigelassen. Im Zuge der Durchsuchungsmaßnahmen wurden u. a.
Spendenquittungen, Mitgliederlisten, Propagandamaterial, Bargeld, eine Schreck-
schusswaffe und ein Elektroschocker beschlagnahmt. 

In Darmstadt ließ am 18. Oktober der Generalbundesanwalt einen türkischen Staats-
angehörigen kurdischer Abstammung festnehmen. Gegen den führenden KKOONNGGRRAA
GGEELL-Funktionär bestand ein Haftbefehl des Ermittlungsrichters beim Bundesgerichtshof
wegen des Verdachts der Rädelsführerschaft in einer kriminellen Vereinigung. Der Be-
schuldigte wird verdächtigt, seit mindestens Januar 2000 unter Nutzung eines Deckna-
mens das „Wirtschafts- und Finanzbüro“ der früheren PPKKKK geleitet zu haben. Die im „Wirt-
schafts- und Finanzbüro“ eingesetzten Führungskader kontrollieren sämtliche Finanzab-
läufe und entscheiden über die Verwendung der zur Verfügung stehenden Gelder.
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TÜRKISCHE LINKSEXTREMISTISCHE GRUPPEN
Das türkische linksextremistische Spektrum ist in zahlreiche, teilweise konkurrie-

rende und mitunter verfeindete Gruppen zersplittert. Allen revolutionär-marxistischen
Gruppen gemeinsam ist das Bestreben, einen gewaltsamen Umsturz in der Türkei zur
Errichtung einer kommunistischen Gesellschaftsordnung herbeizuführen. Von
Deutschland aus unterstützen diese Gruppen politisch und finanziell den bewaffneten
Kampf ihrer Organisation im Heimatland.

Revolutionäre Volksbefreiungspartei-Front (DHKP-C)
Die untereinander verfeindeten marxistisch-leninistischen Organisationen RReevvoolluu--

ttiioonnäärree VVoollkkssbbeeffrreeiiuunnggssppaarrtteeii--FFrroonntt ((DDHHKKPP--CC)) und TTüürrkkiisscchhee VVoollkkssbbeeffrreeiiuunnggssppaarrtteeii//--
ffrroonntt -- RReevvoolluuttiioonnäärree LLiinnkkee ((TTHHKKPP//CC -- DDeevvrriimmccii SSooll)), deren Ziel die gewaltsame Zer-
schlagung des türkischen Staates ist, sind aus der 1983 verbotenen DDeevvrriimmccii SSooll ((RReevvoo--
lluuttiioonnäärree LLiinnkkee)) hervorgegangen. Das BMI verbot 1998 die wesentlich mitgliederstär-

kere DDHHKKPP--CC als Ersatzorganisation der DDeevvrriimmccii SSooll und erließ gegen
die TTHHKKPP//CC -- DDeevvrriimmccii SSooll ein Betätigungsverbot. Die früher blutig
und mit großer Gewalt, teilweise mit Schusswaffen, ausgetragenen
Auseinandersetzungen zwischen beiden Gruppierungen werden in
dieser Form nicht mehr weitergeführt.

Seit Jahren verübt die DDHHKKPP--CC durch ihren militärischen Arm, die
RReevvoolluuttiioonnäärree VVoollkkssbbeeffrreeiiuunnggssffrroonntt ((DDHHKKCC)), in der Türkei immer wie-
der terroristische Anschläge. 2002 wurde die DDHHKKPP--CC in die von der
Europäischen Union geführten Liste terroristischer Organisationen
aufgenommen.

Zu ihren Zielen erklärte die DDHHKKPP--CC offen:

„Es gibt nur einen Ausweg. Dieses System zu verändern, die Imperialisten aus
unserem Land zu vertreiben und die oligarchische Regierung zu stürzen. Die Probleme
können durch die Revolution gelöst werden, die Alternative ist Sozialismus. Wir sagen,
dass dieses System verändert werden kann und dafür ein Volkskampf unabdingbar ist.
Für eine revolutionäre Volksregierung durch die Völker unseres Landes müssen wir den
Imperialismus verjagen und die oligarchische Diktatur [in der Türkei] stürzen“. (Inter-
net-Erklärung Nr. 34, Ende März)

Die politischen Aktivitäten der DDHHKKPP--CC in Deutschland orientierten sich vornehm-
lich an tagespolitischen Ereignissen und zeigten sich u. a. in Demonstrationen und
Kundgebungen, Presseerklärungen, Flugblättern und Äußerungen im Internet, wobei
neben der türkischen Politik, die deutsche Sozial- und Gesellschaftspolitik und Außen-
politik für die Agitation der türkischen Linksextremisten erkennbar wichtiger wurde.

So führte die DDHHKKPP--CC-nahe AAnnaattoolliisscchhee FFööddeerraattiioonn ee..VV.. im Februar/März bundes-
weit eine Kampagne „Gemeinsam gegen Rechtsraub“ mit zahlreichen Informations-
ständen und Kundgebungen durch und rief zur Teilnahme an den sogenannten „Mon-
tagsdemonstrationen“ auf. Hauptthemen waren die Hartz IV-Gesetzgebung und das
neue Zuwanderungsgesetz. In Hessen kam es zu Info-Ständen am 12., 19. und 26. Feb-
ruar in Frankfurt am Main sowie einer Flugblattverteilung am 25. Februar in Wies-
baden. Zum Abschluss der Kampagne demonstrierten rund 200 Anhänger der AAnnaattoollii--
sscchheenn FFööddeerraattiioonn ee..VV.. am 5. März in Köln (Nordrhein-Westfalen). Die Teilnehmer skan-
dierten Parolen wie „Weg mit Hartz IV, weg mit Arbeitslosengeld II, wieder Sozialhilfe,
keine Diskriminierung von Migranten/-innen“. Rund 90 türkische Linksextremisten pro-

H E S S I S C H E R   V E R F A S S U N G S S C H U T Z B E R I C H T  2 0 0 5

AUSLÄNDEREXTREMISMUS

Gewaltsamer
Umsturz

Symbol 
der DHKP-C

„Volkskampf 
unabdingbar“



55

Parteifest in den
Niederlanden

Logo der 
TKP/ML

H E S S I S C H E R   V E R F A S S U N G S S C H U T Z B E R I C H T   2 0 0 5

AUSLÄNDEREXTREMISMUS

A
U

SLÄ
N

D
E

R
E

X
TR

E
M

ISM
U

S

testierten am 1. Oktober mit einer Demonstration in Köln gegen die für den 3. Okto-
ber geplante Aufnahme von Beitrittsgesprächen zwischen der EU und der Türkei.
Während einer in deutscher Sprache gehaltenen Rede wurde die EU als „Bedrohung
für die demokratischen Rechte und Freiheiten“ und als „aggressives imperialistisches
Bündnis“ dargestellt.

Die Resonanz auf frühere Themen wie dem im Heimatland fortgesetzten Hunger-
streik inhaftierter türkischer Linksextremisten (sogenanntes „Todesfasten“) gegen die
als „Isolationsfolter“ bezeichnete Verlegung „politischer Gefangener“ aus Großraum-
zellen in neu gebaute Einzelzellen ging im Berichtsjahr erneut zurück.

Nachdem am 25. Mai ein in türkischer Haft befindlicher Anhänger der DDHHKKCC aus
Protest gegen die „Isolationspolitik“ in den Gefängnissen Selbstmord verübt hatte,
kam es am 30. Mai vor den türkischen Generalkonsulaten in Frankfurt am Main (15
Teilnehmer) und Düsseldorf (zehn Teilnehmer) zu Spontandemonstrationen. Die DDHHKKCC
veröffentlichte im Internet unter der Überschrift „Der 119. Held im Todesfasten“ einen
Nachruf auf ihren „Genossen“. Sein Kampf habe sich auch gegen die türkische Regie-
rung gerichtet, welche „die Interessen des Imperialismus und der Oligarchie vertrete“,
sowie gegen das aktuelle türkische Strafvollzugsgesetz. Die Veröffentlichung endet
mit dem Ausruf: „Wir werden ehrenvoll leben und in Ehre sterben! Sieg oder Tod!“.
(Interneterklärung Nr. 347)

Den 11. Jahrestag ihrer Parteigründung beging die DDHHKKPP--CC am 23. April in
s’Hertogenbosch (Niederlande) mit einem traditionellen Parteifest in Form einer Mu-
sikveranstaltung. An der Saalveranstaltung nahmen 1.500 bis 2.000 Personen teil, die
u. a. auch aus Deutschland angereist waren. In Redebeiträgen wurde zur Bündelung
der „revolutionären Kräfte“ in einer „Volksfront“ und zum Kampf gegen Imperialismus
und Faschismus im Heimatland Türkei aufgerufen.

Das DDHHKKPP--CC-nahe Sprachrohr EEkkmmeekk vvee AAddaalleett (Brot und Gerechtigkeit) erscheint
seit Mai nicht mehr. Als Nachfolgepublikation wird für die Zeitschrift YYüürrüüyyüüss (Auf-
marsch) geworben. 

Intensive Strafverfolgungsmaßnahmen deutscher Behörden mit Festnahmen und
Verurteilungen der wichtigsten Führungsfunktionäre haben die DDHHKKPP--CC nachhaltig
geschwächt.

Türkische Kommunistische Partei/Marxisten-
Leninisten (TKP/ML)

Die 1972 gegründete TTüürrkkiisscchhee KKoommmmuunniissttiisscchhee PPaarrtteeii//MMaarrxxiisstteenn--LLeenniinniisstteenn
((TTKKPP//MMLL)) ist eine revolutionär-marxistische Organisation, die in der Türkei Terrorakte ver-
übt. Sie ist seit Jahren in zwei voneinander unabhängige Fraktionen
gespalten: in die dominierende Gruppierung PPaarrttiizzaann und die
MMaaooiissttiisscchhee KKoommmmuunniissttiisscchhee PPaarrtteeii ((MMKKPP)).

Die Theorien des Marxismus-Leninismus und Maoismus bilden
das ideologische Gerüst der TTKKPP//MMLL. Beide Fraktionen der
TTKKPP//MMLL, PPaarrttiizzaann und MMKKPP, propagieren einen nach maoistischem
Vorbild geführten bewaffneten „Volkskrieg“, mit dessen Hilfe eine
„demokratische Volksrevolution“ herbeigeführt werden soll, um
eine kommunistische Gesellschaftsordnung in der Türkei zu eta-
blieren. 
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In Deutschland verhalten sich sowohl die PPaarrttiizzaann-Fraktion als auch die MMKKPP und
deren Anhänger seit Ende der 1990er Jahren gewaltfrei.

Zur PPaarrttiizzaann-Fraktion gehören:

u die Basisorganisationen KKoonnffööddeerraattiioonn ddeerr AArrbbeeiitteerr aauuss ddeerr TTüürrkkeeii iinn EEuurrooppaa 
((AATTIIKK)) und

u die FFööddeerraattiioonn ddeerr AArrbbeeiitteerr aauuss ddeerr TTüürrkkeeii iinn DDeeuuttsscchhllaanndd ee..VV.. ((AATTIIFF)) sowie

u der militärische Arm, die TTüürrkkiisscchhee AArrbbeeiitteerr-- uunndd BBaauueerrnnbbeeffrreeiiuunnggssaarrmmeeee 
((TTIIKKKKOO)).

Zum Gedenken an den 32. Todestag von Ibrahim Kaypakkaya, den Gründer der
TTKKPP//MMLL, führte die PPaarrttiizzaann-Fraktion am 14. Mai in Ludwigshafen (Rheinland-Pfalz) eine
Saalveranstaltung durch, an der rund 3.000 Personen aus dem gesamten Bundes-
gebiet und dem westlich angrenzenden Ausland teilnahmen. In Botschaften von Lei-
tungsgremien der Organisation wurde das Festhalten an den Ideologien des Marxis-
mus-Leninismus und des Maoismus sowie am „Volkskrieg“ in der Türkei zum Ausdruck
gebracht.

Zur MMKKPP, die sich bis 2002 OOssttaannaattoolliisscchheess GGeebbiieettsskkoommiitteeee ((DDAABBKK)) nannte, gehören:

u die Basisorganisationen KKoonnffööddeerraattiioonn ffüürr ddeemmookkrraattiisscchhee RReecchhttee iinn EEuurrooppaa 
((AADDHHKK)) und

u die FFööddeerraattiioonn ffüürr ddeemmookkrraattiisscchhee RReecchhttee iinn DDeeuuttsscchhllaanndd ((AADDHHFF)) sowie

u der militärische Arm, die VVoollkkssbbeeffrreeiiuunnggssaarrmmeeee ((HHKKOO)).

Zu ihren Zielen erklärte die Organisation:

„Wir wollen mit einem Volkskampf gegen den Imperialismus und seine Hand-
langer und Diktatoren vorgehen und diese nach und nach zerstören und allen impe-
rialistischen Systemen auf dieser Welt ein Ende bereiten. Wir wollen auch mit einer
proletarischen Weltrevolution eine kommunistische Gesellschaft aufbauen, in der es
keine Klassen und keinen Privatbesitz gibt. Für eine kommunistische Welt wollen wir
mit Beharren Krieg führen und die rote Fahne des Fortschritts und die Fahne des Mao
hissen. [...] Der Kommunismus ist unser endgültiges Ziel. [...] Der Staat wird mit Gewalt
zerstört werden. Dies ist das universelle Gesetz der Revolution.“ (Sinif Teorisi, Klassen-
theorie, April/Mai 2002)

Am 12. Februar führte die MMKKPP in der Stadthalle Frankfurt am Main-Griesheim eine
Gedenkveranstaltung für ihre im Guerillakrieg gefallenen Kämpfer mit rund 1.500 Teil-
nehmern durch. In einem Flugblatt mit der Überschrift „Unsere Gefallenen sind die
Garantie für unsere Zukunft!“, in dem zur Teilnahme an der Veranstaltung aufgerufen
wurde, hieß es:

„Arbeiter, Werktätige, Genossen! Wir kämpfen einen erbarmungslosen Kampf in
der Türkei und in Nord-Kurdistan. In diesem Kampf, der seit dreißig Jahren andauert,
haben wir Hunderte von Kameraden verloren. Im Kampf für Unabhängigkeit,
Volksdemokratie, Sozialismus und Kommunismus werden wir noch viele Kameraden
sowie Männer und Frauen des Volkes verlieren [...]. Es ist unsere Pflicht, der Märtyrer
zu gedenken und für sie einzutreten. Sie sind unsere Geschichte und unsere glänzen-
de Zukunft. Sie sind die Leuchttürme, die ihr Licht auf unsere freie Zukunft werfen. Wir
trauern um unsere Märtyrer. Wir dürfen sie jedoch nicht mit Traurigkeit, sondern müs-
sen sie mit Entschlossenheit im Kampf in Erinnerung behalten. Wenn wir ihrer geden-
ken, bedeutet dies, dass wir unsere Zukunft aus eigener Kraft erobern. [...] Die Märtyrer
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Kommunistische
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der Partei und des Kommunismus sind die Fahnen unseres Kampfes! Die Märtyrer der
Partei und des Kommunismus sind unsterblich! Hoch lebe unsere ‚Maoistisch
Kommunistische Partei!’ Hoch leben Marxismus, Leninismus, Maoismus! Hoch lebe
der Volkskampf!“

Gleichartige Veranstaltungen fanden am 30. Januar in Berlin und am 6. Februar in
Rotterdam (Niederlande) statt.

An Veranstaltungen des MMKKPP-Flügels zum Gedenken an den TTKKPP//MMLL-Gründer
Kaypakkaya nahmen in Wuppertal (Nordrhein-Westfalen) am 7. Mai rund 900 Personen
teil, in Ludwigsburg (Baden-Württemberg) beteiligten sich am 21. Mai rund 1.000 An-
hänger.

Das Vorgehen der türkischen Armee in Dersim (Türkei) im Juni gegen die MMKKPP, bei
dem laut Presseberichten bei einer Operation gegen ein Waffenlager 17 Personen,
darunter mehrere hohe Parteifunktionäre, getötet worden waren, führte in mehreren
deutschen Städten (nicht in Hessen) zu Protestveranstaltungen mit jeweils mehreren
hundert Teilnehmern. An einer zentralen Demonstration in Duisburg (Nordrhein-West-
falen) am 25. Juni beteiligten sich rund 2.000 Personen, die aus ganz Deutschland und
dem benachbarten Ausland angereist waren.

Marxistisch-Leninistische Kommunistische Partei 
(MLKP)

Die 1994 gegründete MMaarrxxiissttiisscchh--LLeenniinniissttiisscchhee KKoommmmuunniissttiisscchhee PPaarrtteeii ((MMLLKKPP))
strebt einen revolutionären Umsturz in der Türkei und die Errichtung einer kommuni-
stischen Volksherrschaft an. Basisorganisation in Deutschland ist die FFööddeerraattiioonn ddeerr
AArrbbeeiitteerriimmmmiiggrraanntteenn aauuss ddeerr TTüürrkkeeii iinn DDeeuuttsscchhllaanndd ee..VV.. ((AAGGIIFF)). In der Türkei war die
Organisation mit ihrem militanten Arm, den
BBeewwaaffffnneetteenn EEiinnhheeiitteenn ddeerr AArrmmeenn uunndd UUnntteerrddrrüücckktteenn
((FFEESSKK)), auch terroristisch aktiv.

IRANISCHE LINKSEXTREMISTISCHE GRUPPEN

Volksmojahedin Iran-Organisation (MEK)/
Nationaler Widerstandsrat Iran (NWRI)

Die 1965 im Iran ursprünglich, als revolutionäre, marxistische Organisation gegrün-
dete MMEEKK hat sich zum Ziel gesetzt, das Regime in Teheran zu stürzen.

Ihr politischer Arm ist der weltweit agierende NNWWRRII. Ihr militärischer Arm, die NNaa--
ttiioonnaallee BBeeffrreeiiuunnggssaarrmmeeee ((NNLLAA)), unterhielt im Irak bis zum Sturz des Regimes von Sad-
dam Hussein starke bewaffnete Einheiten, die im Zuge des Irak-Krieges von US-Trup-
pen entwaffnet wurden. Seit 2002 stehen sowohl die MMEEKK als auch die NNLLAA auf der EU-
Liste terroristischer Organisationen.

Die MMEEKK ist eine strikt hierarchische Kaderorganisation mit totalitärem Charakter,
die unbedingten Gehorsam fordert und um ihre Führer, das Ehepaar Massoud und
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Maryam Radjavi, einen Personenkult treibt. Seit dem letzten Irakkrieg ist der Verbleib
von Massoud Radjavi ungeklärt, die in Frankreich lebende Ehefrau Maryam Radjavi ist
jetzt allein als einzige Repräsentantin der Organisation in den Mittelpunkt der Propa-
ganda gerückt. In demonstrativem Gegensatz zur islamisti-
schen Frauendiskriminierung im Iran dominieren Frauen in
den Kaderpositionen. In der Öffentlichkeit stellt sich der
NNWWRRII als demokratische und zentrale Oppositionsbewegung
gegen das iranische Regime dar, so bezeichnet sich die
Organisation als „iranisches Exilparlament“ und Maryam
Radjavi als „künftige Präsidentin“ des Iran.

Der NNWWRRII zeigte wie in den vergangenen Jahren um-
fangreiche Propagandaaktivitäten, wozu er neben einem
Fernsehsender auch eine starke Internetpräsenz unterhält.
Regelmäßig werden auch auf europäischer Ebene Demon-
strationen veranstaltet, die Menschenrechtsverletzungen im
Iran aufgreifen, die atomare Aufrüstung des Iran verurteilen
und auf denen immer wieder die Streichung der MMEEKK von
der EU-Terrorliste gefordert wird. Durch die Instrumentalisierung von Themen wie
Menschenrechtsverletzungen und Atomrüstung des Iran versucht die Organisation
größere Zustimmung zu erhalten. Gezielt wirbt der NNWWRRII auch international um die
Unterstützung von Parlamentariern, um sich politisch aufzuwerten. Zur Geldbeschaf-
fung sammeln Tarnvereine, so auch in Hessen, Spenden.

An einer ursprünglich in Paris geplanten Demonstration, die
dort verboten und dann gerichtlich mit der Auflage, keine Werbung
für die MMEEKK zu machen, in Berlin kurzfristig genehmigt wurde, nah-
men am 10. Februar rund 1.500 NNWWRRII-Anhänger teil. Anlass war
der 26. Jahrestag der islamistischen Machtübernahme im Iran, die
Veranstaltung stand unter dem Motto „Kundgebung für Demokra-
tie gegen die Verletzung von Menschenrechten im Iran“.

Am Jahrestag der Niederschlagung der Studentenbewegung
im Iran am 9. Juli 1999 demonstrierte der NNWWRRII vor iranischen Ver-
tretungen, so auch in Frankfurt.

Arbeiterkommunistische Partei Irans (API)

Ziel der 1991 gegründeten AAPPII ist die Errichtung einer kommunistischen
Gesellschaft im Iran. Im ideologischen Streit über die dabei einzuschlagende Strategie
spaltete sich im August eine Fraktion ab und gründete unter Berufung auf den AAPPII-
Gründer Mansoor Hekmat eine neue Partei ((AAPPII--HHeekkmmaattiisstt)).

In ihrer Agitation greift die AAPPII überwiegend Menschenrechtsverletzungen und die
Situation im Iran auf. Bundesweit führt sie Protestveranstaltungen mit einigen Dutzend
Teilnehmern z. B. vor iranischen Konsulaten durch, so in Frankfurt am Main am 17. Juni
gegen die iranischen Präsidentschaftswahlen. Als Anmelderin tritt auch die ihr nahe-
stehende IInntteerrnnaattiioonnaallee FFööddeerraattiioonn ddeerr iirraanniisscchheenn FFllüücchhttlliinnggss-- uunndd IImmmmiiggrraanntteennrräättee
ee..VV.. ((IIFFIIRR)) auf. Auch eine Kundgebung am 11. Februar in Korbach (Landkreis Waldeck-
Frankenberg) gegen die Ausländergesetzgebung mit rund 20 Teilnehmern und eine
Demonstration gegen Abschiebung in Gießen am 30. Juni, an der sich rund 50 Perso-
nen beteiligten, wurden von der IIFFIIRR veranstaltet.
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Terror 
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EXTREMISTISCHE TAMILEN UND SIKHS

Liberation Tigers of Tamil Eelam (LTTE)

Die 1972 gegründete LLiibbeerraattiioonn TTiiggeerrss ooff TTaammiill EEeellaamm ((LLTTTTEE)) führte auf Sri Lanka
zur Errichtung eines eigenen Tamilenstaates einen erbitterten Guerillakrieg, in dem
über 60.000 Menschen getötet wurden. Dabei verübte die LLTTTTEE, die auch Minderjähri-
ge zum Kampfeinsatz rekrutiert, im Heimatland Bombenanschläge und Selbstmord-
attentate. Sie gilt mit ihrer Brutalität und Grausamkeit als eine der gefährlichsten Ter-
rororganisationen der Welt.

Ein 2002 zwischen der Regierung von Sri Lanka und der LLTTTTEE geschlossener Waf-
fenstillstand ist fragil, wie auch die Ermordung des Außenministers des Landes im
August zeigte. Die anhaltende Anwendung von Gewalt und Terror durch die LLTTTTEE
wurde im September von der Europäischen Union verurteilt. Die EU kam auch überein,
dass keine LLTTTTEE-Delegationen mehr von Regierungsstellen der Mitgliedsstaaten emp-
fangen werden. Dagegen demonstrierten rund 5.500 - zumindest zu einem großen Teil
der LLTTTTEE nahestehende - Tamilen am 24. Oktober vor EU-Einrichtungen in Brüssel. Die
Kundgebung war von der deutschen Sektion der TTaammiill YYoouutthh OOrrggaanniissaattiioonn ((TTYYOO)) an-
gemeldet worden.

In Deutschland beschafft die LLTTTTEE über Hilfs- und Tarnorganisationen Geld zur
Deckung ihres Finanzbedarfs. Dazu führen ihr nahestehende Organisationen wie die
TTaammiill RReehhaabbiilliittaattiioonn OOrrggaanniissaattiioonn ee..VV.. ((TTRROO)) Spendensammlungen durch. Wurde in
der Vergangenheit die Geldbeschaffung unter Tamilen durchgeführt, so nutzte die Or-
ganisation die Flutkatastrophe in Südostasien, die auch Sri Lanka stark getroffen hatte,
um bundesweit auch öffentliche Spendensammlungen durch die TTRROO zu veranstalten,
darunter auch in Kassel.

An Veranstaltungen wie sogenannten „Heldengedenktagen“, mit denen die LLTTTTEE
ihre getöteten Selbstmordattentäter feiert, oder Kultur- und Sportveranstaltungen, bei
denen ebenfalls die finanzielle Unterstützung der Aktivitäten im Heimatland eine wich-
tige Rolle spielt, beteiligen sich mehrere hundert Personen, an Großveranstaltungen
mehrere Tausend.

Am 10. Dezember feierten Anhänger der LLTTTTEE in der Essener Gruga-Halle ihren
traditionellen „Heldengedenktag“. Dieser wird alljährlich mit einer Rede des LLTTTTEE-
Führers Velupillai Prabakharan in Erinnerung an die im Bürgerkrieg auf Sri Lanka gefal-
lenen LLTTTTEE-Kämpfer begangen. An der Veranstaltung, die nach Polizeiangaben stö-
rungsfrei verlief, nahmen ca. 3.000 Tamilen aus dem gesamten Bundesgebiet, Frank-
reich und den Niederlanden teil.

International Sikh Youth Federation (ISYF) und
Babbar Khalsa International (BK)

Ziel der Sikh-Organisationen IInntteerrnnaattiioonnaall SSiikkhh YYoouutthh FFeeddeerraattiioonn ((IISSYYFF)) und
BBaabbbbaarr KKhhaallssaa IInntteerrnnaattiioonnaall ((BBKK)) ist die Errichtung eines unabhängigen Staates
„Khalistan“ auf dem Gebiet des indischen Bundesstaates Punjab. In Deutschland un-
terstützen diese Sikh-Gruppierungen, die beide von der Europäischen Union auf ihre
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Liste terroristischer Organisationen gesetzt wurden, ihre Organisationen im Heimat-
land vor allem durch das Sammeln von Spendengeldern. Eines der wichtigsten Ver-
sammlungszentren befindet sich in Frankfurt am Main. Wie alljährlich wurden dort vor
dem indischen Generalkonsulat mehrfach Demonstrationen veranstaltet, so z. B. anläs-
slich des indischen Nationalfeiertages im Januar und des indischen Unabhängigkeits-
tages im August. Es beteiligten sich zwischen 30 und 80 Personen.

Nutzung von Kommunikationsmedien

Das Internet ist für islamistische Akteure und Organisationen weltweit zum wich-
tigsten Kommunikations- und Aktionsraum geworden. Sie nutzen das Medium in fle-
xibler Weise sowohl zur Missionierung nach innen als auch zur Propaganda nach
außen. Das Medium Internet ist heute teilweise wichtiger für die islamistische Indoktri-
nation als Unterweisungen in Moscheen. Weltweit können sich Islamisten über Chat-
rooms und Foren austauschen. Insofern ist die Beobachtung islamistischer Seiten im
Internet für die Arbeit der Sicherheitsbehörden von ständig wachsender Bedeutung.

Insbesondere im Umfeld militanter Islamisten wird das Internet in zunehmend pro-
fessioneller Weise genutzt. In den Zentren des sogenannten „islamischen Widerstan-
des“, wie dem Irak, wur-
den im Berichtsjahr aus
dem Umfeld der Terroror-
ganisation AAll--QQaaiiddaa und
ihrer regionalen Ableger
diverse Erklärungen und
gewaltverherrlichende Vi-
deos auf stetig wechseln-
den Internet-Seiten einge-
stellt. Webseiten wie die
englischsprachige „Jihad
Unspun“ bieten seit Jahren
ein Forum für militante Isla-
misten, die unter Anleitung
der Botschaften von Bin La-
den und seiner Gefolgsleute auf umfassende Indoktrinierung und Rekrutierung von
kampfbereiten Islamisten zielen.

Auch in der Bundesrepublik agitieren islamistische Ideologen unterschiedlicher or-
ganisatorischer Zugehörigkeit im Internet. Auf diversen Websites werden extremisti-
sche Thesen und Überzeugungen diskutiert und verbreitet. Im Internet-Angebot isla-
mistischer Organisationen wie der IIGGMMGG und der IIGGDD werden zwar explizit verfas-
sungsfeindliche Äußerungen vermieden; der extremistische Hintergrund wird jedoch
durch Links, in Foren oder auch in Buchempfehlungen deutlich.

Ein Beispiel für offen extremistische Inhalte bietet das Internet-Portal des soge-
nannten MMuusslliimm--MMaarrkkttss, das von Niedersachsen aus betrieben wird. Seit Jahren wer-
den von den Betreibern islamistische und antisemitische Hetztiraden ins Netz gestellt.
Die im September in einem Forum veröffentlichte Drohung gegen einen islamkriti-
schen Buchautor (dazu  Kapitel „Öffentliche Drohung gegen Islamkritiker“) ist als wei-
terer Höhepunkt in der Kampagnentaktik des Internetportals zu bewerten.

Auch ein von Hamburg aus betriebenes Internet-Portal versucht seit Jahren, isla-
mistische Positionen in der Öffentlichkeit zu verbreiten. Nach außen bietet es „Rechts-
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hilfen“ für Muslime an. Diese bestehen beispielsweise darin, muslimischen Schülerin-
nen konkrete juristische Anleitungen zu geben, um aus religiösen Gründen eine „Be-
freiung von Klassenfahrten“ zu erwirken. Als Argumentationshilfe wird u. a. die 1998
von der IIRRHH veröffentlichte sogenannte „Kamel-Fatwa“ empfohlen, die mehrtägige
Reisen mit Übernachtung außerhalb der elterlichen/ehelichen Wohnung ohne Beglei-
tung eines nahen männlichen Verwandten als islamisch nicht vertretbar deklariert (Kon-
zeptpapier Nr. 8 vom 10. Januar).

Stark zugenommen hat die Nutzung des Internets für den Austausch von extremi-
stischen Meinungen oder Empfehlungen für „scharia-gemäßes“ Verhalten im Rahmen
von „Ratgeberseiten“ oder Foren. Hier werden Ideologisierungstendenzen vor allem
bei muslimischen Jugendlichen sichtbar, die den Nährboden für Militanz bilden kön-
nen. So findet sich beispielsweise auf einem aus dem Rhein-Main-Gebiet betriebenen
Internetforum ein Beitrag in deutscher Sprache zum Märtyrerwesen im Islam. Dort wer-
den unter anderem folgende Bedingungen für den „Märtyrertod“ gefordert:

Bedingungen für Schahada „Märtyrertum“ (Sterben auf dem Weg Allahs) sind

1) Glaube an Gott und seine Propheten, Allahs Friede auf ihnen
2) Kampf mit der Absicht nur auf dem Weg Allahs zu kämpfen
3) Sich mit dem Besitz und Leben auf dem Weg Allahs einsetzen
4) Nicht für irdische Güter oder Macht kämpfen oder wegen Rassen etc.
5) Nicht Muslime gegen Muslime kämpfen (z. B. Iran-Irak, Irak-Kuwait).

Die Belohnungen des „Märtyrers“ werden in diesem Forum wie folgt geschildert:

1) Keine Angst, Sorge und Qual nach dem Tod – im Grab
2) Sein Blut duftet am Auferstehungstag nach Parfüm
3) Sie sind nicht tot, sondern leben bei ihrem Herrn und sie werden dort versorgt.
4) Sie dürfen am Auferstehungstag für 70 Personen Fürsprache leisten
5) Sie sind auf einer hohen Rangstufe im Paradies.

Ergänzend wird dort bemerkt:

Kampf für die Sache Allahs heißt nicht „Heiliger Krieg“, sondern Jihad, das bedeutet
Befreiungskampf oder Verteidigungskampf.

Zunehmend werden im Internet Islamkurse und Schulungen angeboten, die zu
einer „unverfälschten“, an der sogenannten „ursprünglichen Lehre“ des Islam orien-
tierten, Lebensweise erziehen sollen. Im Kern stehen sie der Integration von Muslimen
in die westliche Gesellschaft ablehnend gegenüber.

Neben Islamisten nutzen auch andere, insbesondere linksextremistische türkische
bzw. kurdische Organisationen, die Propagandamöglichkeiten des Internets. Interna-
tional operierende Organisationen verfügen über zumeist aus dem Ausland betriebe-
ne Internetseiten. Professionalität und Aufmachung der Internet-Präsentation variieren
hier stark. Auch von in Deutschland tätigen Organisationen, etwa solchen, die dem
KKOONNGGRRAA GGEELL zuzurechnen sind, werden größtenteils eigene Webseiten betrieben.
Genutzt werden sie insbesondere zur Veröffentlichung von Presseerklärungen und Ver-
anstaltungshinweisen. Damit dienen sie überwiegend zur anlassbezogenen Mobilisie-
rung von Anhängern.

AUSLÄNDER
EXTREMISMUS
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Straf- und Gewalttaten *  

2005 ** 2004      2003

Gewalttaten
Tötung

Hessen 0 2 0
Bund 0 4 0  

Versuchte Tötung

Hessen 0 0 0
Bund 0 0 0  

Körperverletzung

Hessen 0  0 3
Bund 24 24 32  

Brandstiftungen/Sprengstoffdelikte

Hessen  0 1 5
Bund 3  0 5  

Landfriedensbruch

Hessen 0  0 0
Bund 2 4  9

Andere Gewalttaten

Hessen 3 0  4
Bund 18 29 42 

Sonstige Straftaten
Sachbeschädigung

Hessen 0 0 1

Bund 23 31 28 

Nötigung/Bedrohung

Hessen 2 1 2
Bund 20 28 17 

AndereStraftaten 
(Verbreitung von Propagandamitteln u.a.)

Hessen 13  18 12
Bund 554 341 1.340  

Gesamt
Hessen 18  22 27
Bund 644 461 1.473

* Die Zahlen entstammen der Statistik „Politisch motivierte Kriminalität“ (PMK) des Bundeskriminalamtes sowie des Hessischen 

Landeskriminalamtes. Anzumerken ist, dass nicht jede politisch motivierte Straftat als extremistisch bewertet wird. 

* * Die Angaben für 2005 sind nur vorläufig. 
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Was wollen Rechtsextremisten?

Rechtsextremisten lehnen tragende Prinzipien des Grundgesetzes ab: Die
Würde und die individuelle Freiheit des Menschen und die politische Gleichheit
aller Menschen. Statt dessen verweisen Rechtsextremisten immer wieder auf die
„biologisch, genetisch bedingte Ungleichheit“. Die „eigene weiße Rasse“ wird
verherrlicht und die von ihr erbrachten „Fortschritte“ werden als die größten
menschlichen Leistungen angesehen. Besonders alles Deutsche müsse daher vor
der „Rassenvermischung“ mit „fremden Elementen“ geschützt werden. Rechts-
extremisten sind nationalistisch, ausländer- und minderheitenfeindlich sowie oft
antisemitisch eingestellt. Einige pflegen heidnisch-germanisches und in der „Na-
tur“ verwurzeltes Brauchtum und lehnen das Christentum mit dem damit verbun-
denen Wertekanon strikt ab. Aus diesen Gründen zeigen Rechtsextremisten meis-
tens keine Toleranz und keinen Respekt gegenüber „andersrassigen“ Individuen
und Völkern sowie Andersdenkenden und Minderheiten.

Orientiert an autoritären bzw. diktatorischen Herrschaftsvorstellungen wollen
Rechtsextremisten die angeblich alles vereinheitlichende „liberalistische Demo-
kratie“ abschaffen. In einer von ihnen bestimmten politisch-gesellschaftlichen
Ordnung besäße die blutsmäßig definierte deutsche „Volksgemeinschaft“ abso-
luten Vorrang vor dem einzelnen Menschen. Die parlamentarische Demokratie
sehen Rechtsextremisten in einer ständigen Krise. Vertreter dieses „Systems“ wer-
den von ihnen regelmäßig beschimpft, als unfähig und verlogen dargestellt. Ihnen
wird vorgeworfen, keine deutschen, sondern ausländische bzw. jüdische Interes-
sen zu vertreten. Rechtsextremisten lehnen Pluralismus und Mehrparteienprinzip
ab, sie wollen einen autoritären Staat.

Das nationalsozialistische Unrechtsregime wird unkritisch gesehen und in
Teilen positiv bewertet. So genannte „Revisionisten“ verharmlosen die Untaten
des Nationalsozialismus; manche leugnen die Ermordung der Juden und versu-
chen, dies pseudowissenschaftlich zu belegen.

Überblick

Vor dem Hintergrund ihres Einzugs in den sächsischen Landtag im Jahre 2004
hoffte die NNaattiioonnaallddeemmookkrraattiisscchhee PPaarrtteeii DDeeuuttsscchhllaannddss ((NNPPDD)), auch bei den Land-
tagswahlen in Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen deutlich Stimmen hin-
zuzugewinnen. Um Konkurrenz, insbeson-
dere bei Wahlen, untereinander zu ver-
meiden, schlossen die Vorsitzenden von
NNPPDD und DDeeuuttsscchheerr VVoollkkssuunniioonn ((DDVVUU)) den
so genannten „Deutschland-Pakt“. Nachdem es der NNPPDD bei den beiden Wahlen
nicht gelang, die 5%-Hürde zu überwinden, wollte sie dies bei der vorgezogenen
Bundestagswahl erreichen, indem sie ihren Wahlkampf sehr stark auf soziale The-
men konzentrierte. Die NNPPDD konnte jedoch nicht, insbesondere durch die Agita-
tion der LLiinnkkee..PPDDSS, die Protestwähler in besonderem Maße für sich gewinnen.
Intern richtete die NNPPDD ihren Fokus auf die Schulung und „Intellektualisierung“
von Rechtsextremisten und versuchte, die personelle und ideologische Basis ihrer
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„Volksfront“-Strategie, d. h. den Zusammenschluss möglichst vieler Rechts-
extremisten aus Parteien bis hin zu NNeeoonnaazziiss, zu erweitern. Noch stärker als die
Mutterpartei gaben sich die JJuunnggeenn NNaattiioonnaallddeemmookkrraatteenn ((JJNN)) einen radikalen und
ausgesprochen kapitalismuskritischen Habitus und formierten sich in Hessen –
nach Jahren der Inaktivität – wieder neu. Im rechtsextremistischen Spektrum in
Hessen spielte die NNPPDD nur eine untergeordnete Rolle. Gleiches gilt für die DDVVUU,
die RReeppuubblliikkaanneerr ((RREEPP)) und die DDeeuuttsscchhee PPaarrtteeii –– DDiiee FFrreeiihheeiittlliicchheenn ((DDPP)). Das
Erscheinungsbild dieser Parteien war u. a. von inneren Auseinandersetzungen und
von Mitgliederschwund geprägt. Die Zahl der Mitglieder rechtsextremistischer
Parteien sank in Hessen von 2.100 auf 1.950, bundesweit von 23.500 auf 21.500.
Schwenkte die DDPP auf die „Volksfront“-Linie der NNPPDD ein, weigerten sich die RREEPP
beharrlich, sich dieser anzuschließen.

Die hessische NNeeoonnaazzii-Szene hatte ihren Schwerpunkt in Südhessen.
Insgesamt war in 2005 ein Anstieg von 200 auf 250 Neonazis zu verzeichnen. Sie
führte nicht nur eine Reihe von Veranstaltungen durch, sondern versuchte unter
dem Deckmantel einer – vom Namen her unverdächtigen – „Bürgerinitiative“,
Protest gegen die Sozialreformpolitik der Bundesregierung zu artikulieren und für
sich nutzbar zu machen. Bundesweit organisierten sich NNeeoonnaazziiss als AAuuttoonnoommee
NNaattiioonnaalliisstteenn bzw. als RReevvoolluuttiioonnäärreerr BBlloocckk. Sie orientierten sich an linksextremis-
tischen Inhalten, unter Wahrung der Dominanz des Nationalen, und imitierten in
Bezug auf ihr Äußeres die AAuuttoonnoommeenn. Eine relative Kampagnenfähigkeit bewie-
sen die NNeeoonnaazziiss, darunter etliche aus Hessen, als sie anlässlich des Todestages
des Hitler-Stellvertreters Rudolf Heß in Peine (Niedersachsen) eine unangemelde-
te Demonstration durchführten. In Hessen kam es lediglich zu Propagandadelik-
ten.

Die Anzahl der SSkkiinnhheeaadd--Konzerte in Deutsch-
land stieg von 137 (2004) auf über 200 an. In Hessen
gab es mit neun Konzerten (2004: acht) lediglich
eine leichte Zunahme. Die Konzerte bildeten nach
wie vor den identitätsstiftenden und kommunika-
tionsfördernden Mittelpunkt der Szene. Allerdings
stand ihr für derartige Veranstaltungen das Anwesen
eines SSkkiinnhheeaaddss in Kirtorf (Vogelsbergkreis) aufgrund
behördlicher Maßnahmen nicht mehr zur Verfügung.
Die Zahl der SSkkiinnhheeaaddss blieb in Hessen mit 750
gleich, stieg aber bundesweit um 400 auf 10.400.
Dabei waren eine immer stärkere Vermischung von
SSkkiinnhheeaadd- und NNeeoonnaazzii-Szene und eine Radikalisie-
rung zu beobachten. Die Polizei reagierte hierauf,
indem sie die Wohnungen von Mitgliedern der „Mischkameradschaft“ FFrreeiiee NNaa--
ttiioonnaalliisstteenn RRhheeiinn--MMaaiinn durchsuchte. Sie hatten innerhalb ihrer Organisation eine
streng abgeschottete Gruppe ((RReevvoolluuttiioonnäärreerr BBlloocckk)) gegründet, die sich eng an
den historischen Nationalsozialismus anlehnte.

Im Internet blieb die Zahl der deutschsprachigen rechtsextremistischen Home-
pages mit 950 bis 1.000 nahezu konstant. Etliche Seiten wurden von politischen
Gegnern gehackt, teilweise verändert und daraus gewonnene Benutzerdaten ver-
öffentlicht. Die rechtsextremistische Szene reagierte mit intensiverer Anwendung
von Sicherheitssoftware. In Südhessen etablierten sich einige neue Homepages
im Bereich der SSkkiinnhheeaadd- und NNeeoonnaazzii-Szene, das rechtsextremistische Parteien-
spektrum konzentrierte sich vornehmlich auf die sporadische Pflege seiner Seiten.
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Bestimmte Burschenschaften sind weiterhin Ziel rechtsextremistischer Ein-
flussnahme. Die dem Dachverband „Deutsche Burschenschaft“ (DB) angehören-
de Burschenschaft DDrreessddeennssiiaa--RRuuggiiaa ((DDRR)), Gießen, distanziert sich zwar von den
politischen Zielen der NNPPDD, will aber ihre der NNPPDD angehörenden Mitglieder aus
formalen Gründen nicht ausschließen.

Im Bereich der rechtsextremistischen SSttrraaffttaatteenn war mit 676 Delikten gegenü-
ber dem Vorjahr (2004: 598) ein Anstieg um etwa 13% zu verzeichnen. Dieser resul-
tierte vor allem aus einer Zunahme der Straftaten in der Kategorie „sonstige
Straftaten“ (Sachbeschädigung, Verbreiten von Propagandamitteln, Verwenden
von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen und Volksverhetzung). Die
Zahl der politisch motivierten GGeewwaallttddeelliikkttee sank von 25 auf 24.

Im Bericht erwähnte Gruppierungen in Hessen

Parteien und ihre Nebenorganisationen:
u Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD), Junge National-

demokraten (JN), Nationaldemokratischer Hochschulbund (NHB)
u Die Republikaner (REP), Republikanische Jugend (RJ)
u Deutsche Volksunion (DVU)
u Deutsche Partei - Die Freiheitlichen (DP), Deutsche Jugend (DJu)

Skinheads, ihre Bands und Vertriebe:
u Kameradschaft Berserker Kirtorf
u Kameradschaft Freie Nationalisten Rhein-Main, Revolutionärer Block (RB)
u Kameradschaft Motorsportclub 28 (MSC28)
u Blutschuld (wie folgende eine Musikband)
u Faust
u Gegenschlag
u Hauptkampflinie
u Kommando Freisler
u Nordglanz
u Rachezug
u Royal Hatred
u White Noise-Versand
u Football-Fanworld Hessen-Versand

Neonazis:
u Aktionsbündnis Mittelhessen (ABM)
u Hilfsorganisation für nationale politische Gefangene und deren Angehörige 

e.V. (HNG)
u Deutsche Bürgerinitiative (DBI)
u Kampfbund Deutscher Sozialisten (KDS)
u Kameradschaft Bergstraße (KSB)
u Schwarze Division Germania
u Aktionsbüro Rhein-Neckar (AB-Rhein-Neckar)
u Nibelungensturm Odenwald (NSO)
u Deutsche Sozialisten/Außerparlamentarische Opposition (DS/APO)
u Autonome Nationalisten
u Bürgerinitiative für soziale Gerechtigkeit
u Volkstreues Komitee für gute Ratschläge
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Rechtsextremistisches Personenpotenzial *

2005 2004      2003

NPD

Hessen 350 300 300
Bund 6.000 5.300 5.000 

REP

Hessen 800 1.000 1.300
Bund 6.500 7.500 8.000  

DVU

Hessen 800  800 800
Bund 9.000 11.000 11.500 

Gewaltbereite/Skinheads

Hessen  750 750 600
Bund 10.400   10.000 10.000  

Neonazis

Hessen 250  200 200
Bund 4.100   3.800 3.000  

Sonstige

Hessen 150  150 150
Bund 4.000  4.300 4.600  

Summe

Hessen 3.050  3.150 3.250
Bund 39.000  40.700 41.500 

* Die Zahlen sind gerundet und teilweise geschätzt.
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Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD)

Gründung: 1964

Landesvorsitzender: Hans Schmidt

Bundesvorsitzender: Udo Voigt 

Mitglieder: In Hessen 350, bundesweit 6.000 

Jugendorganisation: Junge Nationaldemokraten (JN)

Nebenorganisation: Nationaldemokratischer  Hochschulbund (NHB)

Publikationen (Auswahl): Deutsche Stimme (DS)
(Aufl. 10.000, Erscheinungsweise monatlich) 
Klartext – Die Deutsche Stimme von 
Ehringshausen (Internet-Einstellung)

Die NNPPDD legte den Schwerpunkt ihrer Aktivitäten auf das Führen von Wahlkämp-
fen. Nachdem sie 2004 bei der Landtagswahl in Sachsen 9,2% der Zweitstimmen
erreicht hatte und mit zwölf Abgeordneten in den Landtag eingezogen war, hegte sie
die Erwartung, bei den Landtagswahlen am 20. Februar in Schleswig-Holstein und am
22. Mai in Nordrhein-Westfalen ebenfalls in die Landesparlamente einzuziehen. Ähnli-
che Ziele setzte sich die NNPPDD hinsichtlich der vorgezogenen Bundestagswahl am 18.
September. In ihrer Selbsteinschätzung als vermeintlich alleinige Alternative für Pro-
testwähler hoffte sie, die 5%-Hürde zu überspringen und – wenigstens über Direkt-
mandate – Abgeordnete in den Bundestag zu entsenden.

Ihre Zuversicht bezog die NNPPDD vor allem aus der intensivierten Zusammenarbeit
mit der DDVVUU. In dem im September 2004 beschlossenen und am 15. Januar auf dem
DDVVUU-Bundesparteitag in München schriftlich fixierten „Deutschland-Pakt“ vereinbar-
ten die Bundesvorsitzenden beider Parteien, in Bezug auf die Zusammenarbeit bei
kommenden Wahlen auf Europa-, Bundes- und Landesebene bis Ende 2009 nicht mit-
einander zu konkurrieren. Zur Bundestagswahl sollte die NNPPDD, zur nächsten Europa-
wahl die DDVVUU antreten und dabei jeweils Kandidaten der anderen Partei auf den eige-
nen Listen berücksichtigen.

Mit 1,9% der Zweitstimmen in Schleswig-Holstein und 0,9% in Nordrhein-Westfa-
len steigerte die NNPPDD ihre Ergebnisse zwar (jeweils um 0,9 %-Punkte), verfehlte aber
ihr Ziel, in die Parlamente einzuziehen. Mitverantwortlich für diese – aus ihrer Sicht ent-
täuschenden – Resultate machte die NNPPDD u. a. die RREEPP, da diese sich geweigert hat-
ten, dem „Deutschland-Pakt“ beizutreten. Besonders den Medien gab die NNPPDD
Schuld, da diese kaum über Aktivitäten und Programm der Partei berichtet hätten.

Infolge des Wahlergebnisses brachen alte Differenzen zwischen DDVVUU und NNPPDD auf.
Der DDVVUU-Vorsitzende Dr. Gerhard Frey (Bayern) bekräftigte erneut seine Ablehnung
einer Zusammenarbeit mit SSkkiinnhheeaaddss und NNeeoonnaazziiss. Er forderte, die soziale Frage in
den Mittelpunkt der politischen Auseinandersetzung zu rücken, nicht aber historische
Themen, welche die große Mehrheit der Bürger nicht interessierten. Offenbar zielte
Freys Kritik, von Teilen der NNPPDD mitgetragen, auf Äußerungen Jürgen Gansels im säch-
sischen Landtag. Der NNPPDD-Abgeordnete hatte am 21. Januar die alliierten Bombenan-
griffe auf Dresden im Zweiten Weltkrieg als „Bomben-Holocaust“ bezeichnet, was zu
einem öffentlichen Eklat führte. Während einer Gedenkminute für die Opfer des

Schwerpunkt
Wahlkampfführung

Bündnis mit DVU

Steigerung der
Wahlergebnisse,
aber kein Einzug 
in die Parlamente

„Bomben-
Holocaust“
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Nationalsozialismus hatte die NNPPDD-Fraktion außerdem das Plenum verlassen. In der
DDeeuuttsscchheenn SSttiimmmmee Nr. 3/März 2005 behauptete Gansel in dem Artikel „Deutsche wie-
der den aufrechten Gang lehren“, dass die „NPD-Wortwahl im Sächsischen Landtag
grundrichtig gewählt“ gewesen sei. Sollte das Wort zum „Unwort des Jahres“ werden, 

„würde nichts anderes bezweckt werden, als diese Wortschöpfung mit einem
Sprachbann zu belegen und gesellschaftlich zu ächten. Das wird den Sprachzensoren
und Umerziehern aber nicht gelingen. Die Debatte im Sächsischen Landesparlament
hat einer nationalen, der deutschen Opfer gerecht werdenden Trauerkultur den Boden
geebnet“.

Im Vorfeld der Bundestagswahl versuchte die NNPPDD auch, Profil als Protestpartei zu
erlangen, indem sie sich in ihrer Agitation auf soziale Themen konzentrierte. In der Par-
tei „Wahlalternative Arbeit und soziale Gerechtigkeit“ (WASG) (kein Beobachtungs-
objekt der Verfassungsschutzbehörden) und in der LLiinnkkee..PPDDSS erwuchsen der NNPPDD
jedoch für sie unerwartet Konkurrentinnen. Der NNeeoonnaazzii Thomas Wulff (Mecklenburg-
Vorpommern), Mitglied im NNPPDD-Vorstand, und der Parteivorsitzende Udo Voigt
(Bayern) forderten Rechtsextremisten in einer ersten Reaktion dazu auf, die WASG zu
unterwandern. Voigt beschuldigte die Rivalin, NNPPDD-Forderungen zu übernehmen.
Offenbar befürchteten Wulff und Voigt im Rahmen ihrer auf soziale Themen angeleg-
ten Wahlkampfstrategie, potenzielle Protestwähler an das „linke“ Lager zu verlieren.
Insbesondere der NNPPDD-Wahlkampfleiter Peter Marx (Saarland) bemühte sich um eine
öffentlichkeitswirksame Abgrenzung: 

„Die Bürger sollen erkennen können, wofür die PDS eigentlich steht. Lafontaines
ständige Sondermeinungen zu allen möglichen Wahlkampfaussagen der PDS sind
nicht hinnehmbar. Wer Fremdarbeiter stoppen will, muß gegen mehr Einwanderung
nach Deutschland eintreten. Die PDS fordert aber das genaue Gegenteil“. (NPD-Pres-
semitteilung vom 16. August)

Aufgrund der großen Resonanz, auf welche die LLiinnkkee..PPDDSS in der Öffentlichkeit
stieß, korrigierte die NNPPDD ihre Erwartungen in Bezug auf das Ergebnis der Bundestags-
wahl nach unten. Vom Überspringen der 5%-Hürde war nicht mehr die Rede, stattdes-
sen visierte die Partei zwei bis drei Prozent der Zweitstimmen und mindestens ein Di-
rektmandat in Ostdeutschland an. 

Mit einem Etat von 1,2 Millionen Euro führte die NNPPDD einen verhältnismäßig auf-
wändigen Wahlkampf; acht Millionen Flugblätter, sechs Millionen Plakate und eine
Million Wahlkampfzeitungen wurden – laut Eigenangabe – verbreitet. Hauptthemen
waren „Arbeitslosigkeit – Überfremdung – Sozialraub“, die Ablehnung der EU-Verfas-
sung, des Euros sowie des EU-Beitritts der Türkei. Darüber hinaus agitierte die Partei
mit Parolen wie „,Fremdarbeiter’ stoppen!“. In besonderem Maße konzentrierte sich
die Partei auf Jung- und Erstwähler. Wie bereits bei der Landtagswahl in Sachsen ver-
teilten Anhänger bundesweit eine „Schulhof“-CD, dieses Mal jedoch in einer Neufas-
sung von angeblich 200.000 Exemplaren, die 13 Rockmusikstücke rechtsextremisti-
scher Bands und Liedermacher enthielten. Die CDs mit
dem Titel „Hier kommt der Schrecken aller Spießer und
Pauker“ waren strafrechtlich nicht relevant und konnten
auch im Internet von der Homepage der NNPPDD herunter-
geladen werden. Die Partei erklärte hierzu, rechtzeitig zur
Bundestagswahl erhielten zahlreiche Schüler die Gelegen-
heit, sich anhand der Lieder über die Ziele der „nationalen
Bewegung“ zu informieren. Das Kopieren der CD und
deren Verbreitung seien ausdrücklich erwünscht.
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Bundestags-
nachwahl 
in Dresden

„Bestes
Wahlergebnis“

„Ein Aufwind war’s –
ein Sturm (noch)
nicht“
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Gemessen an dem Resultat der Landtagswahl in Sachsen fiel das Ergebnis der
Bundestagswahl enttäuschend für die NNPPDD aus. Sie erreichte 1,6 % (= 748.568 Zweit-
stimmen) und gewann damit 1,1 %-Punkte (= 533.336 Zweitstimmen) hinzu. Ihr bundes-
weit bestes Resultat erzielte sie in Sachsen mit 4,8% und legte dort um 3,4 %-Punkte
(= 89.887 Zweitstimmen) zu. In Hessen kam die NNPPDD auf 1,2 % (= 41.380 Zweitstimmen)
und legte im Vergleich zu 2002 um 0,8 %-Punkte (= 28.767 Zweitstimmen) zu. Ihre höch-
sten Ergebnisse erreichte die NNPPDD wie 2002 mit 2,0% (= 3.390 Zweitstimmen) im Wet-
teraukreis, was einer Steigerung um 1,0 %-Punkte entspricht, und im Lahn-Dill-Kreis
mit 2,0 % (= 2.921 Zweitstimmen), d. h. ein Zuwachs um 1,2 %-Punkte.

Bei der Kommunalwahl in Hessen am 26. März 2006 erzielte die NNPPDD landesweit
0,4 % der Stimmen (2001: 0,2 %). Mitglieder der NNPPDD kadidierten auch auf Listen von
Bürgerbündnissen, so etwa im Schwalm-Eder-Kreis. Hier kamen sie auf 1,6 % der
Stimmen. Ein nennenswerter Aufwärtstrend ist der NNPPDD bei der Kommunalwahl insge-
samt nicht gelungen.

Der Tod der NNPPDD-Direktkandidatin Kerstin Lorenz (Sachsen) im Wahlkreis 160 Dres-
den I führte zu einer Verzögerung des amtlichen Gesamtergebnisses der Bundes-
tagswahl, da dort eine Nachwahl stattfinden musste. Für die Nachwahl wurde der
frühere Bundesvorsitzende der RREEPP und mittlerweile verstorbene Franz Schönhuber
nominiert. Noch im Vorjahr hatte er sich von der NNPPDD distanziert, dann aber der Partei
angenähert, indem er sich dazu bereit erklärte, sie in medien- und europapolitischen
Fragen zu beraten.

Das Wahlergebnis der NNPPDD löste in der rechtsextremistischen Szene ein unter-
schiedliches Echo aus. „Trotz widrigster Rahmenbedingungen“, so die Parteiführung,
habe man das „beste bundesweite Wahlergebnis seit 1969“ erreicht. Voigt prangerte
den angeblichen Boykott in den Medien an und lobte den Erfolg des Bündnisses zwi-
schen NNPPDD und DDVVUU:

„Über den Deutschlandpakt von NPD und DVU hinaus reihten sich nicht nur viele
Kameradschaften, die Deutsche Partei und ein Großteil der nationalen Publizistik wie
,Nation und Europa’ und der Grabert-Verlag zur Unterstützung einer neuen Deutschen
Volksbewegung ein. Auch zahlreiche Republikaner, die mit der Verweigerungshaltung
ihrer Bundesführung nicht einverstanden sind, haben sich längst mit unserer Partei
solidarisiert“. (Mitteilung Voigts vom September)

Im Internet erklärte die DDVVUU unter der Überschrift „Ein Aufwind war’s – ein Sturm
(noch) nicht“, sie wolle an der Zusammenarbeit mit der NNPPDD festhalten und erachte die
kommenden Wahlen in den ostdeutschen Bundesländern für besonders bedeutsam, da
dort das „rechte“ Potenzial überdurchschnittlich hoch sei:

„Zweifellos hätten die Nationaldemokraten ohne das Auftreten der ,neuen’
Linkspartei wesentlich besser abgeschnitten. Etablierte Experten warnten zuvor
nicht umsonst eindringlich vor der Gefahr des rechten Bundestags-Einzuges. So
wurden Protestwähler, die massenhaft sozusagen reif für die Rechten waren, mit
Hilfe der Meinungsindustrie ,umgeleitet’“. („Die Bundestagswahl und wie es
rechts weitergeht“ vom 19. September)

Der NNPPDD-kritische NNeeoonnaazzii Christian Worch (Hamburg) bezeichnete das
Wahlergebnis als „politisch bedeutungslos“, maß ihm aber eine gewisse Bedeu-
tung zu, falls es NNPPDD und DDVVUU gelänge, in „Mitteldeutschland“ in verschiedene
Landtage einzuziehen. Dann werde man sehen, ob die „Volksfront“-Strategie
mehr als ein „Wahlhelferverein“ sei. Ähnlich verhalten äußerten sich andere NNeeoo--
nnaazziiss in Internet-Foren, u. a. wurde das Resultat als „Blamage“ bezeichnet.
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Neben ihrer Fokussierung auf die Wahlen und die Schaffung einer „Volksfront“
konzentrierte sich die NNPPDD auf den in ihrem „Drei-Säulen-Konzept“ („Kampf um die
Parlamente, Kampf um die Köpfe, Kampf um die Straße“) enthaltenen „Kampf um die
Köpfe“, also die Schulung und „Intellektualisierung“ von Rechtsextremisten. Mit der
Gründung des BBiilldduunnggsswweerrkkeess ffüürr HHeeiimmaatt uunndd nnaattiioonnaallee IIddeennttiittäätt ee.. VV.. im April in
Sachsen versuchte die Partei, in bewusster programmatischer Abgrenzung zur „Frank-
furter Schule“, ein rechtsextremistisches „Gravitationszentrum“ als Gegengewicht zu
etablieren. Die Funktionäre Peter Marx, Jürgen Gansel und Karl Richter entwickelten
das von der NNPPDD so genannte Konzept der „Dresdner Schule“. Personell sei sie als ein
„locker gefügtes Agglomerat theoriefähiger Köpfe unter Einschluß und im Umfeld der
sächsischen NNPPDD-Fraktion“, das sich aus
Abgeordneten, wissenschaftlichen
Mitarbeitern und sonstigen Zuar-
beitern zusammensetze, zu be-
schreiben. Programmatisch sei die
„Dresdner Schule“ bestrebt, „für
alle wesentlichen – auch und gera-
de für das Überleben Deutschlands
und seiner Menschen wesentlichen
– Politikfelder grundsätzliche Alter-
nativen aufzuzeigen und in den
öffentlichen Diskurs der Bundesre-
publik einzuspeisen“. Die „Dresdner
Schule“ stehe im Widerspruch zu
dem vorherrschenden „egalitär-behaviouristische[n] Welt- und Menschenbild“ und
gehe im Unterschied dazu von der „Dominanz genetischer Faktoren“ aus. Objektive
Menschenrechte gebe es nicht, sie seien ein „ideologisches Konstrukt“ im Gefolge
der Französischen Revolution. „Eine der verheerendsten Folgen der kulturellen
Hegemonie der sogenannten ,68er’“ sei die „gemeinschaftszerstörerische, hyperindi-
vidualistische Selbstverwirklichungs-Ideologie“. Die „Dresdner Schule“ definiere sich
dagegen als „Impulsgeberin zur Revitalisierung eines praktischen und weltanschauli-
chen Idealismus“ und stehe insbesondere für die „Re-Kultivierung eines wert- und leis-
tungsorientierten Führungsmodells in Staat und Gesellschaft“. Als weitere wichtige
Programmpunkte sehe die „Dresdner Schule“ die Überwindung der „multikulturellen
Gesellschaft“ und die Klärung der Souveränität Deutschlands („Rechte Denkfabrik for-
miert sich: Die Dresdner Schule“. In: Nation & Europa Nr. 6). Seminare, die unter dem
Dach der „Dresdner Schule“ stattfinden, und entsprechende Dozenten wurden bis-
lang jedoch nicht bekannt. Dies sei – laut Gansel – geplant, ebenso sollen für Schü-
lerinnen und Schüler Hausaufgabenhilfen und Schülerzeitungsseminare angeboten
werden.

In dem wichtigsten rechtsextremistischen Strategie- und Theorieorgan NNaattiioonn &&
EEuurrooppaa (Auflage 18.000), deren Redaktion Richter angehört, hatte er sich zuvor in der
Februar-Ausgabe für die Abschaffung des „demokratisch-parlamentarische[n]
Systems“ ausgesprochen:

„Verbrauchte, überlebte Regime können ungleich schneller und im Normalfall
auch ,unblutiger’ entsorgt werden als unter totalitären Vorzeichen. Die bundesdeut-
sche Altparteienkaste zeigt alle Symptome einer unreformierbaren, unbeweglichen
Schicht, die keines der drängenden Großprobleme unserer Zeit mehr zu lösen vermag
und deren Zeit abgelaufen ist“.
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„Nationalismus
heißt
Kapitalismuskritik“

JN-Bundes-
kongress

JN-Hessen
reorganisiert
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Auch die JJNN versuchten ihren Aktivitäten neue inhaltliche Impulse zu geben,
indem sie programmatische Unterschiede zur Mutterpartei deutlich machten. In einem
im August im Internet veröffentlichten „offenen Brief“ zu dem umstrittenen JJNN-Posi-
tionspapier „Nationalismus heißt Kapitalismuskritik – eine notwendige Standortbe-
stimmung“ lehnte ihr Vorsitzender Stefan Rochow (Gießen) den Kapitalismus „kom-
promißlos“ ab und solidarisierte sich mit Positionen des „linken“ Flügels der NNaattiioo--
nnaallssoozziiaalliissttiisscchheenn DDeeuuttsscchheenn AArrbbeeiitteerrppaarrtteeii (NNSSDDAAPP)). Er zitierte Gregor Strasser, den
Führer des „links“-revolutionären Flügels der NNSSDDAAPP:

„,Wir sind Sozialisten, sind Feinde, Todfeinde des heutigen kapitalistischen Wirt-
schaftssystems mit seiner Ausbeutung der wirtschaftlich Schwachen, mit seiner Unge-
rechtigkeit der Entlohnung, mit seiner unsittlichen Wertung der Menschen nach Ver-
mögen und Geld, statt nach Verantwortung und Leistung[.] [...] Wir sind entschlossen,
dieses System unter allen Umständen zu vernichten!’“

Rochow kritisierte den „Populismus“ und das „Hinterherhecheln nach Stimmun-
gen und kurzfristig angelegten Erfolgen [...] in den Führungsetagen des nationalen La-
gers“. Die „rechte Volksbewegung aus NPD und DVU“ verurteilte er als im Ansatz ge-
scheitertes „rechtsreaktionäres, national- und sozialdemagogisches Bündnis“.

Für diese Äußerungen erntete Rochow massive Kritik seitens der Parteiführung, so
dass er wenig später seine Position relativierte: Die Zusammenarbeit mit der DDVVUU
stehe nicht zur Disposition. Deutschland brauche in dieser politischen Krise eine star-
ke nationale Kraft gegen das „Berliner Parteienkartell“. Die soziale Frage sei „,beim
Linksbündnis aus PDS und WASG denkbar schlecht aufgehoben’“:

„,Zukünftig bleibt also das gesamte nationale Lager aufgefordert, sich als die wirk-
liche soziale Alternative zu präsentieren. Dies ist in Ansätzen gelungen, muß aber wei-
ter vorangetrieben werden, damit die Bürger in Deutschland nicht weiter auf linke Rat-
tenfänger hereinfallen’“. (Internet-Erklärung Rochows vom 12. August)

Auf dem Bundeskongress der JJNN in Sachsen am 26. November wurde Rochow mit
83% der Stimmen im Amt bestätigt. Offenbar hatte ihm seine innerparteiliche Kritik
nicht geschadet. Holger Apfel, der NNPPDD-Fraktionsvorsitzende im Sächsischen Landtag,
unterstützte Rochow, indem er forderte, dass die JJNN „konstruktiv kritisch gegenüber
der NPD Stellung“ beziehen und wieder mehr „jugendlich-revolutionären Geist in die
Partei“ tragen müssten. Der ehemalige Rechtsterrorist Peter Naumann (Schwalm-
Eder-Kreis) verlangte „mehr Einsatz, mehr Aktivismus und mehr Kampfgeist im ideolo-
gischen Krieg gegen dieses System“.

Nachdem sich in Hessen die JJNN im Jahre 2003 aufgrund
des Rücktritts des damaligen Landesvorstandes aufgelöst
hatten, reorganisierten sie sich im Berichtszeitraum. Auf
ihrem Landeskongress am 15. Oktober in Wöllstadt (Wetter-
aukreis) wurde der Vorstand unter der Führung von Simon
Zimmermann (Lahn-Dill-Kreis) neu gewählt. Ein Vertreter des
NNPPDD-Landesverbands betonte, wie wichtig es in der heuti-
gen Zeit für Jugendliche sei, an ihren Idealen festzuhalten,
sich zusammenzuschließen und Verant-wortung in den JJNN zu
übernehmen. Als Gastredner trat der NNeeoonnaazzii und SSkkiinnhheeaadd
Marcel Wöll (Butzbach, Wetteraukreis) auf. Im Anschluss an
den Landeskongress, der von der Polizei überwacht wurde,
spielte die Musikgruppe PPrroojjeekktt AAaasskkeerreeiiaa (Nordrhein-West-
falen).
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Darüber hinaus gab es in Hessen keine erwähnenswerten öffentlich wahrnehmba-
ren Auftritte der NNPPDD bzw. der JJNN. Ihre Aktivitäten beschränkten sich auf parteiinterne
Veranstaltungen.

Im Dezember erklärten drei Mitglieder der sächsischen NNPPDD-Landtagsfraktion
ihren Rücktritt aus Fraktion und Partei. Sie begründeten ihren Schritt teilweise damit,
dass die Partei sich statt für Bürgerinteressen nur noch für das „Vierte Reich“ einsetze.
Außerdem wurde der autoritäre Führungsstil der Parteispitze kritisiert. In einer Presse-
erklärung zeigten sich der sächsische NNPPDD-Landesvorsitzende und der NNPPDD-Frak-
tionsvorsitzende im sächsischen Landtag einig, dass es sich bei dem Austritt der drei
Abgeordneten um eine gezielte Aktion des „so genannten Verfassungsschutzes“ han-
delte. Unter anderem hieß es weiter, man werde sich auch weiterhin dafür einsetzen,
dass das politische System, das die NNPPDD mit allen Mitteln bekämpfe, nicht den Sieg
davontragen werde. Den Feinden „unseres Volkes“ werde es nicht gelingen, die „na-
tionale Opposition“ in Sachsen in der Substanz zu schwächen. Alle drei ausgetretenen
Abgeordneten wollen ihr Mandat behalten.

Die Republikaner (REP)

Gründung: 1983 (Hessen 1987)

Landesvorsitzender: Haymo Hoch

Bundesvorsitzender: Dr. Rolf Schlierer

Mitglieder: In Hessen 800, bundesweit 6.500 

Jugendorganisation: Republikanische Jugend (RJ)

Publikationen (Auswahl): Zeit für Protest
(Erscheinungsweise zweimonatlich) 
Groß-Gerauer Kreisreport
(Aufl. 20.000, Erscheinungsweise unregelmäßig)

Die seit etwa Ende der 90er Jahre kontinuierlich abnehmende Bedeutung der RREEPP
im rechtsextremistischen Parteienspektrum setzte sich fort. Dies manifestierte sich in
weiteren Verlusten bei Wahlen, einer sinkenden Mitgliederzahl und einer zunehmen-
den Verdrängung aus der öffentlichen Wahrnehmung. Qualität und Quantität der
Anhaltspunkte für rechtsextremistische Bestrebungen bei den RREEPP gingen weiterhin
zurück, so dass entsprechende Tendenzen in Hessen nur noch bei Teilen der Partei
punktuell zu beobachten sind.

Auch wenn die RREEPP im Februar in
Schleswig-Holstein nicht an der Land-
tagswahl teilnahmen, erfüllte sie das
schlechte Abschneiden der NNPPDD jedoch
nicht mit Befriedigung. Im Gegenteil, so
schrieb der Parteivorsitzende Dr. Rolf
Schlierer (Baden-Württemberg) in ZZeeiitt ffüürr
PPrrootteesstt, habe die NNPPDD durch ihre Stra-
tegie dem
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Wahldebakel 
in Nordrhein-
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Auch Stimmen-
verlust zur Bundes-
tagswahl, aber
„Wahlziel“ staatl.
Teilfinanzierung
erreicht

Ein Landesverband
löst sich auf

Stimmen gegen
den Abgrenzungs-
beschluss
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„Ansehen der Rechten schwer geschadet und für verbrannte Erde gesorgt. Rechts
hat wieder das häßliche Gesicht der Glatzen, Steinewerfer und ewig Gestrigen. Wir tun
gut daran, die Unterschiede zu jenen deutlich zu machen, die zurück ins Vierte Reich
wollen“. (Ausgabe Januar/Februar)

Diese Abgrenzung seiner Partei von NNPPDD, SSkkiinnhheeaaddss und
NNeeoonnaazziiss sah Schlierer als Voraussetzung für gute Wahlergebnisse in
der Zukunft an.

Das Resultat der Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen im Mai
erwies sich aber als Debakel für die Partei: Mit 0,8% der Zweit-
stimmen erzielte sie ein schlechteres Ergebnis als fünf Jahre zuvor
(1,1%). Die RREEPP erhielten weniger Stimmen als die konkurrierende
NNPPDD, obwohl sie – im Gegensatz zu dieser – flächendeckend mit Direktkandidaten und
stark auf soziale Themen ausgerichtet angetreten waren. Um Unterstützungsunter-
schriften für die Zulassung zur Wahl in Nordrhein-Westfalen zu sammeln, hatte u. a. der
RREEPP-Landesverband Hessen „Patenschaften“ für Großstädte im Ruhrgebiet übernom-
men.

Bei der Bundestagswahl kandidierten die RREEPP nur in neun Bundesländern, darunter
in Hessen, mit Landeslisten. Die Partei verfügte aufgrund des andauernden Mitglie-
derschwundes in weiten Teilen nicht mehr über funktionierende Strukturen an der Basis.

Bundesweit erreichten die RREEPP 0,6% (= 266.101 Zweitstimmen) und verloren 14.570
Stimmen. In Hessen erzielten sie – wie vor drei Jahren – 0,8% (= 27.926 Zweitstimmen)
und gewannen 1.493 Zweitstimmen hinzu. Schlierer erklärte, die Partei habe es ver-
standen, trotz immens erschwerter Bedingungen ihr Ergebnis zu halten. Auch erreich-
ten die RREEPP ihr Ziel, in den Genuss der staatlichen Teilfinanzierung zu kommen.

Auch bei der Kommunalwahl in Hessen am 26. März 2006 mussten die RREEPP Stimmen-
verluste hinnehmen. Sie erreichten landesweit nur noch 1,5 % der Stimmen (2001: 2,5 %).

Erschwerte Bedingungen hieß für die RREEPP auch, dass seit Jahresanfang etliche
Mitglieder ihre Parteibücher zurückgegeben hatten und teilweise zur NNPPDD gewechselt
waren. Der Landesverband Hamburg löste sich auf und viele seiner Mitglieder traten
zur NNPPDD über. Im Gegenzug erklärte der saarländische Landesvorstand der DDPP jedoch
seinen Übertritt zu den RREEPP, weil im DDPP-Bundesvorstand permanent eine Annäherung
an die NNPPDD diskutiert werde. Der bundesweite Mitgliederschwund zeigte sich auch in
Hessen, hier sank die Zahl von fast 1.000 auf etwa 800. Ein wesentlicher Grund dafür
dürfte sein, dass die Parteiführung nicht gewillt war, von ihrer auf einem Bundespartei-
tag im November 2004 beschlossenen Verweigerung einer Zusammenarbeit mit NNPPDD
und NNeeoonnaazziiss abzurücken. Mit dem Abgrenzungskurs des Vorsitzenden unzufriedene
RREEPP-Angehörige strebten daher in Niedersachsen einen „Nichtaggressionspakt mit
allen Rechtsparteien und Bündnissen“ an. In Baden-Württemberg verabschiedeten
Rechtsextremisten, darunter auch RREEPP-Mitglieder, die „Stuttgarter Erklärung“, worin
sie sich für eine „einige Rechte“ aussprachen. In Bayern wurde unter Beteiligung von
Angehörigen der RREEPP das „Münchener Bekenntnis“ mit ähnlich lautenden Inhalten
verabschiedet: Ziel sei die Schaffung einer großen nationalen Volksbewegung.

Aus dem hessischen Landesverband, der traditionell dem „Schlierer-Flügel“ zuzu-
rechnen ist, wurden keine Verlautbarungen bekannt, die auf eine Zusammenarbeit mit
Rechtsextremisten zielten. Vielmehr erklärte der Vorsitzende des Kreisverbandes Kassel:

„Der Bundesvorstand hat unmissverständlich klargemacht und unter Beweis ge-
stellt, dass alle Versuche, uns in die Nähe der NPD oder DVU zu stellen[,] scheitern,
weil die Republikaner jeden ausschließen, der rechtsradikale Ziele verfolgt. Alle Ange-
bote der hässlichen Rechten haben wir konsequent ausgeschlagen“.
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Auf dem Landesparteitag am 9. April in Künzell-Pilgerzell (Landkreis Fulda) wählten
die Delegierten bei nur einer Gegenstimme und einer Enthaltung erneut Haymo Hoch
(Landkreis Bergstraße) zum Vorsitzenden. Hoch führt den Landesverband seit 1995. Als
vordringlichste Aufgabe des neuen Vorstandes sah Hoch die Vorbereitung der
Kommunalwahl in Hessen am 26. März 2006 an. Die Bemühungen der letzten Monate,
die „,toten’“ Kreisverbände wiederzubeleben, müssten verstärkt fortgesetzt werden.

Ein unter Beteiligung der RRJJ für den 18. und 19. Juni geplanter „1. Sommerkon-
gress der freiheitlichen Jugend in Europa“ fand nicht statt, weil die Stadt Wiesbaden
den Mietvertrag für den vorgesehenen Veranstaltungsraum wegen falscher Angaben
rückgängig gemacht hatte. 173 Jahre nach dem Hambacher Fest sollte durch „frei-
heitsliebende Jugendliche aus allen Teilen Deutschlands und Europas“ ein Signal „für
Freiheit und Demokratie in einem gemeinsamen Europa der Vaterländer, für die Ein-
heit aller freiheitlichen und konservativen demokratischen Parteien und gegen die
braune Volksfront von rechts“ gesetzt werden. In einer Pressemitteilung vom 14. Juni
ergänzten die RREEPP, dass die Deutschen „schon einmal in größter Not einem nationa-
len Sozialisten ins Netz gegangen“ seien. Dies dürfe sich in Deutschland nie mehr wie-
derholen, weshalb sich die RREEPP auf dem Kongress den „Herausforderungen und den
drängenden Fragen der Bürger als moderne freiheitliche Bürgerpartei jenseits rechter
oder linker Ideologien stellen“ wollten.

In Internet-Foren des rechtsextremistischen Spektrums wurden die Organisatoren
des „Sommerkongresses“ kritisiert. So schrieb der Bundesvorsitzende der JJNN: „Repu-
blikaner – gesprungen wie Löwen und als Teppichvorleger gelandet!“ Spätestens mit
dieser geplatzten Veranstaltung sei deutlich geworden, in welchem Elfenbeinturm sich
die führenden Funktionäre der RREEPP inzwischen verkrochen hätten. Sie seien „system-
treu“ und hätten mit „Abgrenzungs- und Unvereinbarungsbeschlüssen“ und „pseu-
doantifaschistischen Anbiederungsorgien“ nicht das Recht, sich als wirkliche Oppo-
sitionskraft darzustellen: „Der Weg der Republikaner-Führung ist ein Holzweg, endet
in der Sackgasse und damit in der Bedeutungslosigkeit“.

Deutsche Volksunion (DVU)

Gründung: 1987

Landesvorsitzende: Gertrud Bartz

Bundesvorsitzender: Dr. Gerhard Frey 

Mitglieder: In Hessen 800, bundesweit 9.000 

Publikation: National Zeitung – Deutsche Wochenzeitung 
(NZ) (geschätzte Auflage 40.000, 
Erscheinungsweise wöchentlich)

Obwohl die DDVVUU gegenüber dem Vorjahr etwa 2.000 Mitglieder verlor, ist sie noch
immer die größte Partei innerhalb des organisierten Rechtsextremismus. Sie wird von ih-
rem Vorsitzenden autokratisch geleitet und überwiegend finanziert. Frey ist auch Inhaber
der DDSSZZ--DDrruucckksscchhrriifftteenn-- uunndd ZZeeiittuunnggssvveerrllaagg GGmmbbHH, in der die NNZZ erscheint. Die von ihm
herausgegebene Publikation, die als Sprachrohr der DDVVUU gilt, zählt – trotz eines leichten
Rückgangs – zu den auflagenstärksten rechtsextremistischen Presseerzeugnissen.
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Schlagzeilen der
NZ mit ausländer-
feindlicher und
antisemitischer
Prägung
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Den mit der NNPPDD geschlossenen „Deutschland-Pakt“ begründete Frey damit,
dass die Auseinandersetzungen zwischen den „Rechten“ in der Vergangenheit „sinn-
widrig“ gewesen seien und sie mit diesen Konflikten stets das gemacht hätten, „was
unsere Gegner wollten“. Er kritisierte die Sozialreformen der Bundesregierung als un-
gerecht und behauptete, es gäbe „zu oft Gauner“ an der Spitze von Politik und Wirt-
schaft, „die sich selber bereichern und unter großen Sprüchen den Armen sagen, dass
sie den Gürtel enger schnallen sollen“. Mit dem NNPPDD-Vorsitzenden Voigt zeigte sich
Frey darin einig, dass wichtige Wahlkämpfe „durchaus populistisch“ zu führen seien:
„Den Spruch ,Schnauze voll!’ begreifen alle“. („Der Sieg der politischen Vernunft“. In:
DS Nr. 9)

Kritische Äußerungen einzelner Landtagsabgeordneter der DDVVUU in Brandenburg
hinsichtlich der Kooperation mit der NNPPDD fanden innerhalb der Partei kein Gehör.
Gleichwohl versuchte Frey von allzu offenkundig rechtsextremistischen Bestrebungen
abzulenken, indem er auf populistische Wahlkampfthemen setzte und behauptete: „Ja
zum Grundgesetz – Knallhart gegen Gewalt – Nein zum Nazismus und Neonazismus“.
(Internet-Erklärung Freys vom 4. Februar)

Die NNZZ fuhr in altbekannter Weise fort, Schlagzeilen zu verwenden, die geeignet
waren, ausländerfeindliche und antisemitische Ressentiments in der Bevölkerung her-
vorzurufen: „Kommen Millionen Afrikaner zu uns? Vor Völkerwanderung nach
Deutschland“, „,Wir sitzen auf einem Pulverfass’ [–] Rassenunruhen in Birmingham
lösen Debatte über ,multikulturelle Gesellschaft’ aus“, „Ist Deutschlands Zukunft tür-
kisch? Was EU-Bonzen mit uns vorhaben“, „Zuzug von Ostjuden gesichert“. Darüber
hinaus wandte sich die NNZZ geschichtsrevisionistischen Themen zu und fragte: „War
Deutschland allein schuld? Wissenswertes über Ursachen, Eskalation und Folgen des
Zweiten Weltkriegs“. (NZ Nrn. 43, 45 u. 46)

Unter der Überschrift „Heute brennt Paris, morgen Berlin? Frankreich zeigt, was
Deutschland droht“ warnte die NNZZ (Nr. 46) vor der Aufnahme der Türkei in die EU.
Politikern warf sie vor, den „Volkswillen“ zu missachten und sich „geradezu hündisch
US-Interessen“ zu unterwerfen. Die Deutschen wollten nicht zur Minderheit im eige-
nen Land werden und seien der Auffassung, dass zu viele Ausländer in Deutschland
lebten. In Bezug auf die Kanzlerkandidatin der
Unionsparteien fragte
die NNZZ in einer mehrtei-
ligen Serie: „Von wem
wird Merkel dirigiert?“

In Hessen erschöpf-
ten sich die Aktivitäten
der DDVVUU überwiegend in
gelegentlichen Stamm-
tischrunden.
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Interne Zerwürf-
nisse führen zum
Führungswechsel

Kurswechsel in
Richtung NPD

Kappel führt
Rückzugsgefechte

Deutsche Partei – Die Freiheitlichen (DP)

Gründung: 1993

Landesvorsitzender: Peter Fladung

Bundesvorsitzende: Claudia Wiechmann, Ulrich Pätzold 

Mitglieder: In Hessen 40, bundesweit 500 

Jugendorganisation: Deutsche Jugend (DJu)

Publikationen (Auswahl): Deutschland-Post (Aufl. unbekannt, 
Erscheinungsweise unregelmäßig)

Die ursprünglich im 19. Jahrhundert als „Deutsch-Hannoversche Partei“ gegrün-
dete DDPP wurde von den Nationalsozialisten aufgelöst. 1947 reaktiviert bildete sie von
1949 bis 1961 eine der Regierungsparteien auf Bundesebene. Danach bedeutungslos
geworden und nur noch als Verein existent, wurde sie 1993 neu ins Leben gerufen. Ab
Sommer 2001 führte der frühere hessische Landtagsabgeordnete der FDP, Dr. Heiner
Kappel (Main-Taunus-Kreis), die Partei.

Im Januar gipfelten seit längerem bestehende Auseinandersetzungen zwischen
Mitgliedern des Bundesvorstandes und dem Bundesvorsitzenden Kappel in dessen
Absetzung. Streitpunkt war vor allem die Frage der Zusammenarbeit mit anderen
Rechtsextremisten. Dafür sprach sich die Mehrheit des Bundesvorstands aus, während
Kappel eine Kooperation u. a. mit den RREEPP favorisierte. Seine bisherige Stellvertreterin
Claudia Wiechmann (Sachsen-Anhalt), der bayerische Landesvorsitzende Ulrich
Pätzold und der Berliner Landesvorsitzende Eberhard Lehmann übernahmen die kom-
missarische Leitung der Partei. Eine Feststellungsklage Kappels, mit der er den
Bundesvorstand zwingen wollte, ihn als Parteivorsitzenden anzuerkennen, wies das
OLG Frankfurt am Main zurück.

Die mit dem Wechsel an der Spitze vollzogene Kursänderung wurde bereits am 23.
Januar auf einem Neujahrstreffen der DDPP in Bayern sichtbar. Sehr viele Besucher unter-
zeichneten das „Münchner Bekenntnis zum gemeinsamen Handeln aller deutschen
Patrioten“ (Internet-Erklärung vom 24. Januar). Als Gastredner fungierten Funktionäre
der NNPPDD, des SScchhuuttzzbbuunnddeess ffüürr ddaass ddeeuuttsscchhee VVoollkk (Bayern) und der DDeeuuttsscchheenn LLiiggaa ffüürr
VVoollkk uunndd HHeeiimmaatt (Baden-Württemberg). Das NNPPDD-Organ DDSS (Nr. 3) wertete die Zusam-
menkunft als „flammenden Appell“ von „Nationaldemokraten und Kameradschaftsan-
gehörigen bis zu Nationalkonservativen, Nationalliberalen und freiheitlichen Sozialpa-
trioten“.

Der Bundesparteitag der DDPP am 29. Mai in Rehau (Bayern) wählte mit Wiechmann
und Pätzold eine gleichberechtigte Doppelspitze. Zu einem der beiden Stellvertreter,
gleichzeitig Bundespressesprecher, bestimmten die Delegierten den ehemaligen hes-
sischen Generalsekretär der RREEPP, Gottfried Burischek (Landkreis Offenbach). Kappel
selbst hatte auf dem Parteitag nicht mehr kandidiert. Mit Blick auf die Bundestagswahl,
zu der die DDPP nicht antrat, votierten die Delegierten für eine Unterstützung des zwi-
schen NNPPDD und DDVVUU geschlossenen „Deutschland-Pakts“.

In einem Rundbrief an die Mitglieder und Freunde der DDPP vom 17. Juni bedauer-
te Kappel, dass sich die Partei von ihren angeblich „traditionell wertkonservativen, frei-
heitlichen und patriotischen Zielen“ entfernt habe. Die neuen Leute in der Führung
seien „extrem und radikal“, sie wollten das „vorbehaltlose Miteinander mit NPD, DVU
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Deutschland-
Manifest als Basis
der vorurteilsfreien
Zusammenarbeit der
„Kräfte der Rechten“

Zersplitterung 
des Demonstrations-
potenzials 
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und REP in aller Öffentlichkeit“. Statt sich zu hochaktuellen politischen Fragen zu
äußern, habe sich die DDPP „im monatelangen innerparteilichen Streit“ verloren. Den
Parteitag bezeichnete Kappel als „ungültig“ und den dort gewählten Vorstand als
„nicht legal“ (Rundschreiben vom 16. November). Offenbar betrachtete sich Kappel
nach wie vor als rechtmäßiger Bundesvorsitzender, der in entsprechender Weise die
DDPP vertrat.

Das Ergebnis der Bundestagswahl wurde in der DDeeuuttsscchhllaanndd PPoosstt (Ausgabe Okto-
ber) als „Murks“ bezeichnet. „Hartz IV“ wäre nicht nötig gewesen,

„wenn endlich mit diesem Multikulti-Wahn Schluß gemacht und eine konsequen-
te Ausländerrückführungspolitik betrieben würde. Nur echte Patrioten oder Nationa-
listen, denen die Zukunft Deutschlands wichtiger ist als das eigene Wohl oder die ei-
gene Karriere, sind in der Lage, den Karren aus dem Dreck zu fahren“.

Einer Pressemitteilung zufolge fanden am 10. und 11. Dezember in Oberhof (Thü-
ringen) eine Bundesvorstandssitzung und ein Delegiertenparteitag statt. Neben der
Nachwahl von Beisitzern in den Bundesvorstand wurde ein vom Bundesvorstand ent-
worfenes Deutschland-Manifest diskutiert. Es soll als Grundlage für die Programm-
kommission dienen und enthält in neun Punkten „zum ersten Mal eine in sich ge-
schlossene Weltanschauung“, die nun mit detaillierten Programmaussagen für den
Wähler lebendig werden müsse. Darin spricht sich die DDPP u. a. gegen eine multikultu-
relle Gesellschaft und für eine Rückkehr zum Kern-Europa der Vaterländer aus.
Darüber hinaus fordert sie die uneingeschränkte Umsetzung der Erkenntnis, dass jede
Aus- und Abgrenzung nur den „Feinden“ Deutschlands diene. Die DDPP werde deshalb
mit anderen freiheitlichen und volkstreuen Parteien vorbehaltlos zusammenarbeiten.
Auf der Grundlage des Manifests soll auf dem nächsten Bundesparteitag 2006 ein
modernisiertes Parteiprogramm beschlossen werden. Dieses soll zugleich als Basis
dienen, die immer noch zersplitterten Kräfte der Rechten zur längst notwendigen vor-
urteilsfreien Zusammenarbeit zu bündeln.

Neonazis

Szeneangehörige: In Hessen 250, bundesweit 4.100

Hauptorganisationen: Aktionsbüro Rhein-Neckar, 
Kameradschaft Bergstraße, 
Nibelungensturm Odenwald, 
Deutsche Sozialisten/Außerparlamentarische 
Opposition, 
Deutsche Bürgerinitiative, Hilfsorganisation für
nationale politische Gefangene und deren 
Angehörige e.V.

Im Gegensatz zu SSkkiinnhheeaaddss unterscheiden sich NNeeoonnaazziiss vornehmlich dadurch,
dass ihr Handeln durch den Willen zu politischer Aktivität geprägt wird. Sie sind ideo-
logisch gefestigt und verfügen zumeist über ein klares neonazistisches Weltbild.
Gewalt gilt nicht als adäquates Mittel zur Durchsetzung politischer Ziele.

Im Unterschied zu den Vorjahren nahmen sich die Demonstrationserfolge der
NNeeoonnaazziiss bundesweit eher mäßig aus. Rivalitäten – überwiegend zwischen FFrreeiieenn
KKrrääfftteenn und der NNPPDD – und das Verbot der Heß-Kundgebung in Wunsiedel (Bayern)
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führten zu einer Zersplitterung des Personenpotenzials. In Hessen stieg die Zahl der
NNeeoonnaazziiss von 200 auf 250 an, was vor allem auf eine zunehmende Attraktivität von
Kameradschaften bei Jugendlichen im südlichen Landesteil zurückzuführen ist. Auf
Bundesebene erhöhte sich die Zahl der NNeeoonnaazziiss von 3.800 auf 4.100.

Neonazistische Aufmärsche

Am 1. Mai protestierten etwa 2.200 Rechtsextremisten (2004: 3.600) bundesweit
bei mehreren Veranstaltungen. Die NNPPDD führte ihre zentrale Mai-Kundgebung in Nürn-
berg (Bayern) unter dem Motto „Das Volk sind wir - weg mit Hartz IV“ durch. Von den

seitens der Partei erwarteten 1.000 Rechtsextremisten
kamen lediglich rund 400. Diese sahen sich 4.000 bis
5.000 Gegendemonstranten gegenüber. Weitere De-
monstrationen fanden in Neubrandenburg (Mecklen-
burg-Vorpommern), Bückeburg (Niedersachsen) und
Heide (Schleswig-Holstein) statt. Erneut fand eine für
den 1. Mai von dem NNeeoonnaazzii Steffen Hupka (Branden-
burg) für die Jahre 2002 bis 2005 in Frankfurt am Main
angemeldete Demonstration nicht statt.

Nach den Heß-Märschen der Jahre 2001 bis 2004 in
Wunsiedel (Bayern) mit bis zu 3.800 Rechtsextremis-
ten bestätigte das Bundesverfassungsgericht dieses

Mal in letzter Instanz das aufgrund der neuen Rechtslage ergangene Verbot des
Landratsamtes Wunsiedel. Nach dem Verbot der zentralen Heß-Großdemonstration,
eine Zahl von rund 5.000 Teilnehmern erschien durchaus realistisch, war innerhalb des
rechtsextremistischen Lagers (NNeeoonnaazziiss, SSkkiinnhheeaaddss, NNPPDD) kein Konsens über eine
gemeinsame Veranstaltungsalternative zu erzielen. So kam es für den 20. August zu
Demonstrationsanmeldungen in Nürnberg (Bayern), Berlin, Jena (Thüringen), Karls-
ruhe (Baden-Württemberg) und Magdeburg (Sachsen-Anhalt), wobei allerdings auf
einen Bezug zu Heß verzichtet wurde. Statt dessen wurde die Neufassung des Geset-
zes thematisiert. Die Kundgebung in Karlsruhe wurde verboten, die Anmeldung der
Demonstration in Jena zurückgezogen.

Als die NNeeoonnaazziiss unmittelbar vor ihrer Ankunft in Magdeburg vom kurzfristigen
Verbot auch dieser Kundgebung erfuhren, dirigierten sie ihren Konvoi, der zeitweise
aus bis zu zwölf Bussen bestand, Richtung Niedersachsen um. In Peine schließlich for-

mierten sich die rund 500 einheitlich schwarz
gekleideten NNeeoonnaazziiss,, darunter eine große Zahl
aus Hessen, sofort nach dem Verlassen der
Busse zu einer Spontandemonstration. Mit
schwarz-weiß-roten und schwarzen Fahnen und
Transparenten marschierten sie durch die Stadt
und skandierten rechtsextremistische Parolen
wie „Rudolf Heß – Das war Mord“, „Ruhm und
Ehre für Rudolf Heß“, „Hoch die nationale Soli-
darität“, „Frei, sozial und national“ und „Wir

leisten Widerstand“. Die von der Polizei ausgesprochene Auflösung der Demonstra-
tion missachteten die NNeeoonnaazziiss und hielten in der Innenstadt noch zwei Kundgebun-
gen ab. Vereinzelt kam es zu Auseinandersetzungen mit Passanten und Gegende-
monstranten. Eine weitere Spontandemonstration fand in Weißenfels (Sachsen-Anhalt)
mit rund 300 Rechtsextremisten statt.
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In Hessen lediglich
Propagandadelikte

Nord-/Südgefälle

Fortführung der
Zusammenarbeit
mit Skinheads
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Die ursprünglich als Ersatzveranstaltung für Wunsiedel gedachte NNPPDD--Demons-
tration („Arbeit für Deutsche – keine Stimme den Kriegsparteien“) wurde in Nürnberg
mit rund 350 Teilnehmern durchgeführt. Im Anschluss kam es zu einem spontanen Auf-
marsch rückreisender Rechtsextremisten in Ingolstadt (Bayern). An der NNeeoonnaazzii--De-
monstration in Berlin („Meinungsfreiheit für alle – Paragraph 130 abschaffen“) nahmen
rund 600 Rechtsextremisten – vorwiegend aus Nord- und Ostdeutschland – teil. Zwei
weitere Gedenkmärsche fanden in Skandinavien statt.

In Hessen ereigneten sich lediglich vereinzelte Propagandadelikte: In Frankfurt am
Main wurden Straßenschilder mit selbstgefertigten Zetteln („Rudolf-Heß-Str.“) über-
klebt. In Groß-Gerau (Landkreis Groß-Gerau) wurde ein Heß-Plakat festgestellt, in
Ludwigsau (Landkreis Hersfeld-Rotenburg) etwa 45 Plakate und identische Aufkleber.
Bundestagswahlplakate wurden teilweise überklebt. Weitere Plakatierungen gab es in
Fulda, Langenstein (Landkreis Marburg-Biedenkopf), Hofheim-Diedenbergen (Main-
Taunus-Kreis), Bad Homburg (Hochtaunuskreis) und Flörsheim (Main-Taunus-Kreis).

Mit insgesamt rund 2.000 Demonstrationsteilnehmern blieben die NNeeoonnaazziiss deut-
lich hinter ihren eigenen Erwartungen und den Mobilisierungserfolgen der vergange-
nen Jahre zurück. Nach dem Wegfall von Wunsiedel (Bayern) als zentralem Veranstal-
tungsort mit direktem Heß-Bezug zeigte sich die Szene, wie in den Jahren vor 2001,
zersplittert. Regionales Konkurrenzdenken und die schwelende Rivalität zwischen NNPPDD
und FFrreeiieenn KKrrääfftteenn machten ein großes und geschlossenes Auftreten unmöglich.

Regionaler Schwerpunkt Südhessen

Die Aktivitäten der hiesigen NNeeoonnaazzii-Szene konzentrierten sich vor allem auf
Südhessen. Die Selbstauflösung des AAkkttiioonnssbbüünnddnniisssseess MMiitttteellhheesssseenn im November
2004, die erneute Inhaftierung Manfred Roeders von der DDeeuuttsscchheenn BBüürrggeerriinniittiiaattiivvee
(Schwarzenborn, Schwalm-Eder-Kreis) und die polizeilichen Exekutivmaßnahmen ge-
gen die auch nach Hessen hineinwirkende KKaammeerraaddsscchhaafftt WWeesstteerrwwaalldd (Rheinland-
Pfalz) brachten die Szeneaktivitäten in Nord- und Mittelhessen weit-
gehend zum Erliegen. Parallel dazu intensivierten sich mit dem ver-
stärkten Auftreten der Kameradschaft NNiibbeelluunnggeennssttuurrmm OOddeennwwaalldd
und der DDeeuuttsscchheenn SSoozziiaalliisstteenn//AAuußßeerrppaarrllaammeennttaarriisscchhee OOppppoossiittiioonn
die rechtsextremistischen Bestrebungen im Umfeld des AAkkttiioonnssbbüü--
rrooss RRhheeiinn--NNeecckkaarr. Die 2003/04 aktive Kameradschaft SScchhwwaarrzzee DDiivvii--
ssiioonn GGeerrmmaanniiaa trat nicht mehr in Erscheinung. Auch fanden nicht
mehr so viele Veranstaltungen statt und die Teilnehmerzahl ging zu-
rück.

Unberührt von den regionalen Verschiebungen blieb die Qualität
der Zusammenarbeit zwischen NNeeoonnaazziiss und SSkkiinnhheeaaddss. Beide traten
vermehrt Kameradschaften des jeweils anderen Lagers bei, so dass
die Bewegungen hinsichtlich ihrer ideologischen Ausrichtung immer
weniger auseinander zu halten sind. Auch die äußere Unterscheid-
barkeit („Scheitelträger“ – „Glatzkopf“) nahm ab. Als grundsätzlich
Trennendes bleibt jedoch bestehen, dass SSkkiinnhheeaaddss – im Gegensatz zu den meisten
NNeeoonnaazziiss – in der Regel über keine geschlossene rechtsextremistische „Weltanschau-
ung“ verfügen. Fremdenfeindlichkeit gepaart mit Nationalismus und Gewaltbereit-
schaft, letztere oft durch Alkoholeinfluss verstärkt, bestimmen das Handeln der SSkkiinn--
hheeaaddss.

In der NNeeoonnaazzii-Szene gewann die NNPPDD immer mehr Akzeptanz bei maßgeblichen
Protagonisten durch das von ihr propagierte „Volksfront“-Konzept. Die in die NNPPDD ein-
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getretenen NNeeoonnaazziiss Thorsten Heise (Thüringen), Ralph Tegethoff (Nordrhein-
Westfalen) und Wulff zogen eine überwiegend positive Bilanz. Sie hoben den gemein-
samen „Kampf um die Straße“ hervor und feierten die gemeinsame Teilnahme von
Funktionären der NNPPDD, DDVVUU und von führenden NNeeoonnaazziiss an Demonstrationen als
Erfolg der „Volksfront“. Trotzdem blieb das beiderseitige Verhältnis nicht frei von
Spannungen. Besonders der NNeeoonnaazzii Worch kritisierte die NNPPDD und trat bei zahlrei-
chen Veranstaltungen in Konkurrenz zu Führern der FFrreeiieenn NNaattiioonnaalliisstteenn, die mittler-
weile der NNPPDD angehören, auf. Er sah im „Kampf um die Straße“ die eigentliche
„Kernkompetenz“ und Domäne der NNeeoonnaazziiss. Außerdem dürften persönliche
Differenzen und Machtansprüche bei den Auseinandersetzungen eine Rolle gespielt
haben. In Hessen gab es diese Konflikte nicht, es kam immer wieder zur
Zusammenarbeit zwischen Teilen der NNPPDD und NNeeoonnaazzii-Kameradschaften. NNPPDD-
Mitglieder demonstrierten zusammen mit Angehörigen des AAkkttiioonnssbbüürrooss RRhheeiinn--
NNeecckkaarr, darunter auch hessische NNeeoonnaazziiss, in Rheinland-Pfalz. NNeeoonnaazziiss verteilten in
Südhessen Wahlkampfzeitungen und die „Schulhof“-CD der NNPPDD.

Kameradschaftsszene im Bereich Bergstraße

Die neonazistischen Aktivitäten in Südhessen gingen vor allem von dem AAkkttiioonnss--
bbüürroo RRhheeiinn--NNeecckkaarr aus. Es wird hauptsächlich von der mitgliederstarken KKaammeerraadd--
sscchhaafftt BBeerrggssttrraaßßee getragen. Die Aktivitäten rund um das AAkkttiioonnssbbüürroo RRhheeiinn--NNeecckkaarr

verteilen sich entsprechend der angegliederten Ka-
meradschaften auf Hessen, Rheinland-Pfalz und
Baden-Württemberg. Ihre Ziele sind die Organisie-
rung von Veranstaltungen und die Einrichtung einer
Koordinationsstelle für verschiedene rechtsextremis-
tische Gruppen, um dadurch eine „starke verschwo-
rene nationalgesinnte Gemeinschaft in unserer Hei-
matregion“ zu schaffen. Neben dem AAkkttiioonnssbbüürroo
RRhheeiinn--NNeecckkaarr waren im Landkreis Bergstraße und im
Odenwaldkreis besonders die Kameradschaft NNiibbee--
lluunnggeennssttuurrmm OOddeennwwaalldd sowie die ebenfalls in diesem

Dreiländereck wirkenden DDeeuuttsscchheenn SSoozziiaalliisstteenn//AAuußßeerrppaarrllaammeennttaarriisscchhee OOppppoossiittiioonn
aktiv. Der NNiibbeelluunnggeennssttuurrmm OOddeennwwaalldd war erstmals im Juli 2004 bei einer Demonstra-
tion des AAkkttiioonnssbbüünnddnniisssseess MMiitttteellhheesssseenn in Gladenbach (Landkreis Marburg-Bieden-
kopf) in Erscheinung getreten. Die vorwiegend im Bereich Odenwald, Bergstraße und
Darmstadt-Dieburg aktive Organisation wendet sich vor allem an „unorganisierte
Kameraden“ und bietet ihnen Schulungen, Kontakte zu anderen Kameradschaften,
aber auch „Spaß“ und „Partys“ an. Im November 2004 hatte der NNiibbeelluunnggeennssttuurrmm
OOddeennwwaalldd gemeinsam mit den DDeeuuttsscchheenn SSoozziiaalliisstteenn//AAuußßeerrppaarrllaammeennttaarriisscchhee OOppppoo--
ssiittiioonn gegen die geplante Eröffnung eines angeblich linksextremistischen „autono-
men Zentrums“ in Rimbach (Landkreis Bergstraße) protestiert. Diese Gruppierung mit
Sitz in Baden-Württemberg wurde ursprünglich als NNaattiioonnaallee AAuußßeerrppaarrllaammeennttaarriisscchhee
OOppppoossiittiioonn HHeesssseenn gegründet, ihr sollen fünf Ortsgruppen (u. a. in Mannheim, Hep-
penheim und Heidelberg) angehören.

Angemietet von einem Mitglied der KKaammeerraaddsscchhaafftt BBeerrggssttrraaßßee fand am 16./17.
April auf dem öffentlichem Grillplatz der Stadt Bensheim (Landkreis Bergstraße) eine
Feier statt, bei der auch eine Reichskriegsflagge mit Hakenkreuz gehisst worden war.
Ein entsprechendes Ermittlungsverfahren wurde eingeleitet.

Am 17. und zwischen dem 21. und 24. April verteilten Mitglieder des NNiibbeelluunnggeenn--
ssttuurrmmss OOddeennwwaalldd in Breuberg und in Bad König (Odenwaldkreis) vom AAkkttiioonnssbbüürroo

H E S S I S C H E R   V E R F A S S U N G S S C H U T Z B E R I C H T  2 0 0 5

RECHTSEXTREMISMUS

Akzeptanzgewinn
der NPD

Schwerpunkt
Südhessen

Nibelungensturm
Odenwald

Reichskriegsflagge
mit Hakenkreuz

E
X

TR
E

M
IS

M
U

S
E
X
TR
E
M
IS
M
U
S



81

Auseinander-
setzungen mit
Linksextremisten

Entschlossene
Radikalisierung bei
sog. Autonomen
Nationalisten mit
„Querfrontstrategie“
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RRhheeiinn--NNeecckkaarr herausgegebene Flugblätter („Heimattreue Bewegung – gegen System
und Kapital – steh auf und kämpfe national“, „Heimattreue Bewegung – unterdrückt
seit sechzig Jahren – von Freiheit keine Spur“).

Aktivitäten anlässlich des 1. Mai

Unter dem Motto „1. Mai – Tag
der deutschen Arbeit. Globalisie-
rungswahn stoppen!“ bzw. „Stoppt
die Ausplünderung des deutschen
Volkes! – Wir sind nicht das Sozial-
amt der Welt!“ führte das AAkkttiioonnss--
bbüürroo RRhheeiinn--NNeecckkaarr am 1. Mai eine
Doppeldemonstration in Frankenthal
und Worms (Rheinland-Pfalz) durch,
unterstützt von der KKaammeerraaddsscchhaafftt
BBeerrggssttrraaßßee, dem NNiibbeelluunnggeennssttuurrmm
OOddeennwwaalldd und den FFrreeiieenn NNaattiioonnaalliisstteenn RRhheeiinn--MMaaiinn. Während der Aufzug in
Frankenthal mit rund 150 Rechtsextremisten störungsfrei verlief, kam es beim Aufzug
in Worms von rund 180 Rechtsextremisten zu gewaltsamen Auseinandersetzungen.
Aus der Gegendemonstration mit etwa 300 Teilnehmern wurden die NNeeoonnaazziiss mit
Steinen und Flaschen beworfen sowie die Polizei attackiert. Neben Tegethoff ((NNPPDD)),
Lars Käppler von der BBüürrggeerriinniittiiaattiivvee ffüürr eeiinn bbeesssseerreess DDeeuuttsscchhllaanndd (Baden-Würt-
temberg) und Klaus-Jürgen Menzler, stellvertretender Landesvorsitzender der NNPPDD in
Sachsen, trat der SSkkiinnhheeaadd und NNeeoonnaazzii Wöll als Redner auf. Während des Aufzuges
wurden u. a. die Parolen „Hier marschiert der nationale Widerstand“, „Ali, Mehmet,
Mustafa geht heim nach Ankara“ und „Frei, sozial, national“ skandiert.

Zu gewalttätigen Konfrontationen zwischen Rechts- und Linksextremisten sowie
der Polizei kam es darüber hinaus am 1. Mai in Leipzig (Sachsen). Unter den etwa 800
NNeeoonnaazziiss befanden sich auch so genannte AAuuttoonnoommee NNaattiioonnaalliisstteenn („revolutionärer
Block“). Was ihr Äußeres anbelangt, orientieren sie sich an linksextremistischen AAuu--
ttoonnoommeenn (schwarze Kleidung, teils vermummt) und grenzen sich von anderen Rechts-
extremisten durch eigene Inhalte und Aktionen (z. B. Blockaden und Besetzungen) ab.
Bei Demonstrationen zeigen sie Transparente wie „Fight the system. Fuck the law!“
und „Kapitalismus zerschlagen, autonomen Widerstand organisieren!“. Die AAuuttoonnoo--
mmeenn NNaattiioonnaalliisstteenn treten radikaler und entschlossener als die übrigen NNeeoonnaazziiss auf,
ihnen schwebt – ähnlich wie dem KKaammppffbbuunndd DDeeuuttsscchheerr SSoozziiaalliisstteenn und dessen
Führungsfunktionär Thomas Brehl (Landkreis Offenbach) – eine „Querfrontpolitik“ vor:
Der Kampf zwischen „rechts“ und „links“ habe seine Berechtigung verloren, in der
heutigen Welt verliefen die Kampflinien zwischen oben und unten. Der moderne Na-
tionalismus habe kein Interesse an „Hitler und Konsorten“. Er müsse sich vielmehr bri-
santeren und aktuelleren Themen wie Globalisierung, Ökonomisierung aller Le-
bensbereiche, US-Imperialismus, Freiheit der Völker und Überfremdung widmen. In
einer Internet-Veröffentlichung kritisierten die AAuuttoonnoommeenn NNaattiioonnaalliisstteenn den Zustand
des traditionellen NNaattiioonnaalleenn WWiiddeerrssttaannddeess als „Erscheinungsform der bürgerlichen
Rechten“. Eine den AAuuttoonnoommeenn NNaattiioonnaalliisstteenn zuzurechnende Homepage veröffent-
lichte sogar in zustimmender Weise einen Text der verstorbenen RRAAFF-Terroristin Ulrike
Meinhof, worin sie sich kritisch – und den Holocaust relativierend – über die
Bombardierung Dresdens im Zweiten Weltkrieg äußerte. In Hessen traten bislang nur
die AAuuttoonnoommeenn NNaattiioonnaalliisstteenn MMiitttteellhheesssseenn in Erscheinung, ohne dass ihnen eine
Bedeutung innerhalb der hiesigen NNeeoonnaazzii-Szene zukommt.
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Mahnwachen in Zwingenberg und Lindenfels

Am 26. und 27. August führte die bislang nicht in Erscheinung getretene BBüürrggeerriinnii--
ttiiaattiivvee ffüürr ssoozziiaallee GGeerreecchhttiiggkkeeiitt unter dem Motto „Gegen Sozialabbau“ Mahnwachen
in Zwingenberg (Landkreis Bergstraße) durch. Sie verfügt über Verbindungen zu der
KKaammeerraaddsscchhaafftt BBeerrggssttrraaßßee und dem AAkkttiioonnssbbüürroo RRhheeiinn--NNeecckkaarr, soll aber unter unver-
dächtigem Namen die rechtsextremistischen Aktivitäten und Ziele beider Organisatio-
nen verschleiern. Anmelder der Mahnwachen war der Führer der KKaammeerraaddsscchhaafftt BBeerrgg--
ssttrraaßßee und maßgeblicher Protagonist des AAkkttiioonnssbbüürrooss RRhheeiinn--NNeecckkaarr. Von der Polizei
überwacht, verteilten die NNeeoonnaazziiss, die vor allem aus dem Umfeld der KKaammeerraaddsscchhaafftt
BBeerrggssttrraaßßee stammten, Flugblätter und NNPPDD-Wahlkampfzeitungen. Am 30. August wie-
derholten die NNeeoonnaazziiss die Aktion in Lindenfels (Landkreis Bergstraße). Einzelne
Rechtsextremisten hatten Tiermasken aufgesetzt und trugen Schilder mit den Auf-
schriften „Ich Esel glaube noch immer an den Sozialstaat“ und „Ich Schaf glaube noch
an eine sichere Rente“. Die NNeeoonnaazziiss hatten sich offenbar eine Demonstration des
1991 verstorbenen NNeeoonnaazzii-Führers Michael Kühnen 1978 in Hamburg zum „Vorbild“
genommen: Damals hatten Rechtsextremisten den Holocaust geleugnet, indem sie
Eselsmasken trugen und sich Plakate mit der Aufschrift umhängten: „Ich Esel glaube
noch, dass in deutschen KZs Juden vergast wurden“.

Am 2. Oktober hielt die BBüürrggeerriinniittiiaattiivvee ffüürr ssoozziiaallee GGeerreecchhttiiggkkeeiitt in Lampertheim
(Landkreis Bergstraße) eine weitere Kundgebung („Arbeitsplätze zuerst für Deutsche –
Kapitalismus und Globalisierung stoppen“) ab, um „unseren irregeführten Volksge-
nossen die Augen zu öffnen“. Die etwa 150 Rechtsextremisten setzten sich vor allem
aus Angehörigen des AAkkttiioonnssbbüürrooss RRhheeiinn--NNeecckkaarr und der KKaammeerraaddsscchhaafftt BBeerrggssttrraaßßee
zusammen. 250 bis 300 Gegendemonstranten, darunter zahlreiche gewaltbereite
Linksextremisten, versuchten den Aufmarsch zu stören. Entsprechende Blockadeaktio-
nen unterband die Polizei, worauf Linksextremisten mit Steinwürfen reagierten. Im
Internet feierten die NNeeoonnaazziiss die Demonstration als Erfolg und bezeichneten sie als
Blamage für die AAnnttiiffaa. Unangemeldet demonstrierten Mitglieder des AAkkttiioonnssbbüürrooss
RRhheeiinn--NNeecckkaarr darüber hinaus am 8. Oktober in Viernheim (Landkreis Bergstraße) „ge-
gen Kindesmissbrauch“ und machten eine zu liberale Politik und die Urteile der Justiz
dafür verantwortlich. Der Demonstration in Lampertheim war tags zuvor eine ähnliche
Kundgebung in Alzey (Rheinland-Pfalz) vorausgegangen. Mit der Strategie der so ge-
nannten Doppeldemonstrationen beabsichtigten die NNeeoonnaazziiss, mehr Aufmerksamkeit
in der Öffentlichkeit zu erringen.

Der 2004 noch führende Akteur der hessischen NNeeoonnaazzii-Szene, Manuel Mann
(Landkreis Marburg-Biedenkopf), trat seit der Selbstauflösung seines AAkkttiioonnssbbüünnddnniiss--
sseess MMiitttteellhheesssseenn nur noch sporadisch in Erscheinung. Am 29. Januar organisierte er im
Namen des von ihm initiierten VVoollkkssttrreeuueenn KKoommiitteeeess ffüürr gguuttee RRaattsscchhllääggee in Gladen-
bach (Landkreis Marburg-Biedenkopf) eine von der NNPPDD unterstützte Demonstration
(„Gegen Hartz IV! Gegen System und Kapital!“), zu der lediglich 27 Rechtsextremisten
erschienen. Am 21. April verurteilte das Amtsgericht Marburg Mann wegen des Vor-
täuschens einer Straftat zu einer Geldstrafe. Er hatte fälschlicherweise behauptet, von
der Polizei daran gehindert worden zu sein, einen Infostand in Gladenbach aufzustel-
len. Seit März war Mann wieder im Internet präsent, verbreitete altbekannte Berichte
und warb für die AAuuttoonnoommeenn NNaattiioonnaalliisstteenn.

Am 23. Mai durchsuchte die Polizei die Wohnungen von 41 Personen aus dem
Umfeld der KKaammeerraaddsscchhaafftt WWeesstteerrwwaalldd in Rheinland-Pfalz, Hessen und Nordrhein-
Westfalen. 15 wurden vorläufig festgenommen, darunter drei hessische der NNPPDD bzw.
der NNeeoonnaazzii-Szene zuzurechnende Rechtsextremisten. Die Polizei stellte Übungshand-
granaten der Bundeswehr, Jagdmunition sowie umfangreiches Propagandamaterial
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sicher. Grund der Maßnahmen waren Gewalttaten von Kameradschaftsmitgliedern
gegen angebliche Linksextremisten. Wegen der räumlichen Nähe zur KKaammeerraaddsscchhaafftt
WWeesstteerrwwaalldd orientierten sich Rechtsextremisten im Lahn-Dill-Kreis nach Rheinland-
Pfalz, die Kameradschaft selbst pflegte Kontakte zu anderen neonazistischen Organi-
sationen und Einzelpersonen in Hessen.

Manfred Roeder

Der NNeeoonnaazzii Roeder, bereits seit 1971 im Namen der DDeeuuttsscchheenn BBüürrggeerriinniittiiaattiivvee
aktiv, zeigte sich trotz seiner weit mehr als zehn Verurteilungen als nicht einsichtsbe-
reiter Rechtsextremist. Selbst im fortgeschrittenen Alter von 76 Jahren nahm er weite-
re Verurteilungen in Kauf. Am 8. Februar verurteilte ihn das Amtsgericht Schwalmstadt
wegen Volksverhetzung und Verunglimpfung des Staates und seiner Symbole zu einer
mehrmonatigen Freiheitsstrafe. Roeder hatte einen so genannten „offenen Brief“ an
die Mitglieder des Bundestages, für den er
bereits im August 2004 vom Landgericht
Frankfurt am Main bestraft worden war, erneut
veröffentlicht. Darin hatte er den Deutschen
Bundestag massiv beschimpft und die Bun-
desrepublik als „käuflichen Saustall“ bezeich-
net. Nachdem der Bundesgerichtshof das
Urteil bestätigt hatte, trat Roeder am 12. Mai
seine Haftstrafe an. Eine an diesem Tag ge-
plante „Solidaritätskundgebung“ unterband
die Polizei und stellte u. a. Flugblätter, in denen
der Holocaust geleugnet wird, sicher. Roeder
schrieb in einem seiner Rundbriefe (Nr. 4):

„Aus Wut darüber, was korrupte Parteien
aus diesem Land gemacht haben, bin ich zum
Rebellen geworden. Ich habe für Deutschland
gekämpft und geblutet. Deshalb: wer Roeder
ausgrenzt, ist kein guter Deutscher; wer ihn ver-
folgt, begeht schreiendes Unrecht; wer es ,Im
Namen des Volkes’ tut, ist ein Lügner. Ich habe
den Auftrag, mein Volk zu befreien und kämpfe
damit für das heiligste Recht auf dieser Erde. In
die Hölle mit meinen Verfolgern!“

Am 13. September verurteilte das Amts-
gericht Schwalmstadt (Schwalm-Eder-Kreis) Roe-
der wegen eines anderen Falls von Volksverhet-
zung und der öffentlichen Aufforderung zu Straftaten zu einer weiteren Freiheitsstrafe
von acht Monaten. Darüber hinaus verurteilte das Amtsgericht Hofgeismar (Landkreis
Kassel) ihn am 11. Oktober wegen Beleidigung zweier Wachpolizisten zu einer Geld-
strafe. Beide Urteile sind noch nicht rechtskräftig.

Die erneute Inhaftierung Roeders wirkte sich nicht nur auf die monatlich in Schwar-
zenborn (Schwalm-Eder-Kreis) stattfindenden „Heimabende“ aus: Zu einer Sonnwend-
feier versammelten sich am 18. Juni knapp 40 Personen (an früheren Feiern hatten bis
100 Personen teilgenommen) und am Erntedank- bzw. Herbstfest fanden sich am 17.
September lediglich zehn Personen ein. Insgesamt war im Verlauf des Jahres eine wei-
terhin schwindende Bedeutung Roeders für die regionale und überregionale NNeeoonnaazzii-
Szene zu beobachten.
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Hilfsorganisation für nationale politische
Gefangene und deren Angehörige e.V. (HNG)

Die HHiillffssoorrggaanniissaattiioonn ffüürr nnaattiioonnaallee ppoolliittiisscchhee GGeeffaannggeennee uunndd ddeerreenn AAnnggeehhöörriiggee ee..
VV.. ((HHNNGG)) blieb mit rund 600 Mitgliedern, darunter rund 70 aus Hessen, die bundesweit
größte NNeeoonnaazzii-Organisation. Am 16. April führte sie ihre Jahreshauptversammlung

wie im Vorjahr in Gremsdorf (Bayern) durch. Die Teilnehmerzahl
blieb mit etwa 150 Personen gegenüber der des Vorjahres weit-
gehend konstant. Der seit mehreren Jahren anhaltende Trend hin
zu einem relativ hohen Anteil (mindestens 50%) an jüngerem
Publikum – vorwiegend SSkkiinnhheeaaddss – hielt an. Nach wie vor kon-
zentrierte die Organisation ihre Aktivitäten auf die Betreuung in-
haftierter Rechtsextremisten. Ziel ist es – auch durch die Verbrei-
tung der NNaacchhrriicchhtteenn ddeerr HHNNGG (bundesweit rund 600 Exempla-
re) –, Häftlinge im In- und Ausland ideologisch zu betreuen, um
diese in der Szene zu halten oder in rechtsextremistische Kreise
einzuführen. Gleichzeitig bot die HHNNGG den Inhaftierten Gele-
genheit, über Briefkontakte mit „Gleichgesinnten“ die Verbin-
dung nach „draußen“ nicht abreißen zu lassen.

Skinheads

Szeneangehörige: In Hessen rund 750, bundesweit rund 10.400

Regionale Schwerpunkte: Wetteraukreis, Vogelsbergkreis, Rhein-Main-
Gebiet, Hochtaunuskreis, Landkreis Darmstadt-
Dieburg, Landkreis Hersfeld-Rotenburg  

Organisierte Gruppierungen: Kameradschaft Berserker Kirtorf, Freie 
Nationalisten Rhein-Main (Revolutionärer Block),
Motorsportclub 28 (MSC 28) 

Skinhead-Bands in Hessen: Blutschuld, Faust, Gegenschlag, Hauptkampf-
linie, Kommando Freisler, Nordglanz, Rache-
zug, Royal Hatred 

Die SSkkiinnhheeaadd-Szene entstand Ende der sechziger Jahre in Großbritannien als
Protestbewegung. Heranwachsende Jugendliche aus der Arbeiterschicht begehrten
gegen soziale Missstände und wachsende Arbeitslosigkeit auf. Für jedermann sichtbar
dokumentierten SSkkiinnhheeaaddss ihre Protesthaltung durch ihr Äußeres: Kahlgeschorene
Schädel, Bomberjacken, Doc Martens- bzw. Springerstiefel und breite Hosenträger.
Mitte der 70er Jahre spaltete sich diese Subkultur in einen (bis heute vorhandenen) un-
politischen und einen rechtsextremistischen Teil. Fast gleichzeitig vollzog sich diese
Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland. Wenn im Folgenden von SSkkiinnhheeaaddss
die Rede ist, sind ausdrücklich nur rechtsextremistische SSkkiinnhheeaaddss gemeint.

Die Mehrzahl der SSkkiinnhheeaaddss besitzt kein geschlossenes rechtsextremistisches
Weltbild, sondern lehnt sich an diffuse rechtsextremistische Vorstellungen an. Rassis-
mus und besonders die Verherrlichung des Nationalsozialismus stehen hierbei im
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Mittelpunkt. SSkkiinnhheeaaddss sind an einer selbstständigen politischen Umsetzung ihrer
Gedanken wenig interessiert. Wichtig ist das Treffen im Rahmen der Gruppe, das
gemeinsame Hören szenetypischer Musik, die Teilnahme an rechtsextremistischen De-
monstrationen und der Besuch von SSkkiinnhheeaadd--Konzerten. Besorgniserregend ist ihre
latente Gewaltbereitschaft, wenn sie sich – aufgeputscht durch Alkohol und von
Fremdenhass getrieben – durch einen „Feind“ provoziert fühlen. Der seit Anfang des

Jahrzehnts erkennbare Trend der Vermi-
schung von SSkkiinnhheeaadd- und NNeeoonnaazzii-Szene
hielt an (siehe Kapitel „Neonazis“). Darüber
hinaus zeichnete sich eine Annäherung zwi-
schen SSkkiinnhheeaaddss und NNPPDD ab. Die Partei setz-
te CDs in Wahlkämpfen ein und imitierte
damit die Methode der SSkkiinnhheeaaddss, mit Hilfe
des Mediums Musik Werbung für rechtsextre-
mistische Inhalte und Aktivitäten zu machen,
Personen zu mobilisieren und Anhänger zu
gewinnen. Darüber hinaus unterstützte und
organisierte die NNPPDD bundesweit mehrmals
größere Veranstaltungen mit Auftritten von
Liedermachern und SSkkiinnhheeaadd-Bands. Konzer-

te wurden als Parteiveranstaltungen angemeldet, um den Ordnungs- und Sicher-
heitsbehörden ein Eingreifen zu erschweren bzw. ein Verbot zu umgehen. Schwer-
punkt der Veranstaltungen waren neben kurzen Redebeiträgen durch Parteimitglieder
jedoch die Musikdarbietungen. So fand in Pößneck (Thüringen) im Anschluss an den
Landesparteitag der NNPPDD am 2. April eines der größten SSkkiinnhheeaadd-Konzerte der letzten
Jahre statt. Vor weit mehr als 1.000 Besuchern traten neben der hessischen Band GGee--
ggeennsscchhllaagg die Musikgruppen LLuunniikkooffff--VVeerrsscchhwwöörruunngg (Berlin), AAggiittaattoorr (Niedersachsen)
sowie „White Law“ und „English Rose“ (Großbritannien) auf. Die hohen Teilnehmer-
zahlen derartiger Konzerte zeigen, dass die NNPPDD mit den SSkkiinnhheeaaddss über ein wichtiges
Rekrutierungsreservoir verfügt. Bundesweit erhöhte sich die Zahl der SSkkiinnhheeaaddss um
etwa 400 auf 10.400, in Hessen betrug ihre Zahl unverändert rund 750.

Rechtsextremisten und ihre Konzerte

Konzerte bilden aufgrund ihres identitätsstiftenden und kommunikationsfördern-
den Charakters den eigentlichen Bezugspunkt der SSkkiinnhheeaadd-Subkultur. Sie sind das
geeignete Mittel, um ein besonders intensives Gefühl der Stärke und der Gemein-
schaft zu vermitteln. Die Anzahl der SSkkiinnhheeaadd--Konzerte in Deutschland stieg von 137
(2004) auf über 200 an. Diese Zunahme verdeutlicht nachhaltig den seit Jahren zu
beobachtenden Bedeutungszuwachs der Musik und die daraus auf die rechtsextremis-
tische Szene und deren Umfeld resultierende Wirkung. Mit neun Konzerten erhöhte
sich deren Zahl in Hessen leicht (2004: acht); zwei geplante Veranstaltungen verhin-
derten die Behörden.

Das konspirative Anmieten öffentlicher Einrichtungen (z. B. Dorfgemeinschafts-
häuser, Grillhütten) oder von Gaststätten – meist unter Vorspiegelung von Geburts-
tags-, Hochzeits- oder Verlobungsfeiern – gestaltete sich für Rechtsextremisten
schwieriger, da die Vermieter mehr Sensibilität im Umgang mit Mietverträgen zeigten,
insbesondere wenn sie von Sicherheitsbehörden darauf aufmerksam gemacht wurden.
Daraus lernten auch die Organisatoren der Konzerte. Vielfach stellten sie sich auf Auf-
lagen oder ordnungsbehördliche Anordnungen ein. Vermehrt wählten sie Räumlich-
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keiten, die außerhalb von Ortschaften liegen, um damit die Außenwirkung der
Konzerte gering zu halten und ein Einschreiten der Polizei zu erschweren:

u Für den 18. und 19. Februar hatten zwei SSkkiinnhheeaaddss aus Ludwigsau (Landkreis 
Hersfeld-Rotenburg) das Dorfgemeinschaftshaus der Gemeinde Knüllwald, Orts-
teil Rengshausen (Schwalm-Eder-Kreis), angemietet. Als das Ordnungsamt fest-
stellte, dass die Personen der rechtsextremistischen Szene angehören, machte es
den Vertrag rückgängig. Das Konzert fiel aus.

u Am 25. Februar fand in Frankfurt am Main ein rechtsextremistischer Liederabend 
mit der schwedischen Band „Ferox“ vor 80 bis 100 SSkkiinnhheeaaddss und NNeeoonnaazziiss in 
einer ehemaligen Gaststätte statt. Veranstalter waren der Kameradschaftsführer 
Wöll und weitere Angehörige der FFrreeiieenn NNaattiioonnaalliisstteenn RRhheeiinn--MMaaiinn. Die Polizei 
nahm die Personalien der Teilnehmer auf. Unter ihnen befand sich auch ein ehe-
mals in Hessen wohnhafter Versandhandel-Betreiber, der rechtsextremistische 
Artikel zum Verkauf mit sich führte. Die Polizei stellte CDs und T- und Sweatshirts 
sicher.

u Bei einer Fahrzeugkontrolle am 19. März stießen 
Polizisten auf rund 300 Zettel mit einer Wegbe-
schreibung zu einem Dorfgemeinschaftshaus in 
Groß-Umstadt (Landkreis Darmstadt-Dieburg). 
Aufklärungsmaßnahmen ergaben, dass dort ein 
SSkkiinnhheeaadd-Konzert mit den Bands NNoorrddggllaannzz
(Raum Frankfurt am Main, Offenbach) und HHaafftt--
bbeeffeehhll (Sachsen) vor 120 bis 150 Personen statt
fand. Organisator war der Inhaber eines rechtsex-
tremistischen Szeneladens aus Bayern.

u Nachfragen der Polizei bei Besuchern einer 
„Halloween-Party“ in einer Grillhütte in Philippsthal (Landkreis Hersfeld-
Rotenburg) am 28. Oktober ergaben, dass es sich in Wirklichkeit um ein geplan-
tes Konzert mit drei SSkkiinnhheeaadd-Gruppen handelte. Daraufhin stellten die Vermie-
ter die Hütte nicht mehr zur Verfügung. Anschließend feierten – von der Polizei 
überwacht – etwa 35 Personen, darunter rund 20 SSkkiinnhheeaaddss, in einer nicht weit 
entfernten Grillhütte in Ludwigsau-Friedlos (Landkreis Hersfeld-Rotenburg) ohne 
Musikgruppen.

u In Mitlechtern (Landkreis Bergstraße) traten unter dem Vorwand einer Verlobungs-
feier in einem Vereinsheim am 5. November vor 70 bis 100 Teilnehmern mehrere 
rechtsextremistische Bands auf. Während des Abends, so die Berichte in Inter-
net-Foren, überfielen mehrere Angehörige der verbotenen neonazistischen SSkkiinn--
hheeaadd-Organisation BBlloooodd && HHoonnoouurr ((BB&&HH)) einige Konzertbesucher, schlugen sie 
zusammen, bedrohten sie mit Messern 
und Bierflaschen und zwangen sie, ihre 
T-Shirts auszuziehen. Den BB&&HH-Mitglie-
dern missfiel offenbar, dass sich andere 
Rechtsextremisten als Angehörige ihrer 
Organisation ausgaben, indem sie Kleidungsstücke mit dem BB&&HH-Logo trugen. 
Die Schläger stahlen außerdem die Kasse. Aufgrund intensiver Aufklärungsmaß-
nahmen lokalisierte die Polizei schließlich den Veranstaltungsort und kontrollierte
die Rechtsextremisten.

u In Heßlar (Schwalm-Eder-Kreis) feierten am 11. November 30 bis 50 SSkkiinnhheeaaddss
und NNeeoonnaazziiss in einer Grillhütte. Als die Polizei, durch einen Hinweis informiert, 
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Skinheads und Neo-
nazis randalieren
gegen Polizeikräfte

Landratsamt sperrt
Anwesen der
Berserker Kirtorf für
Veranstaltungen
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anfing, außerhalb des Gebäudes Personalien aufzunehmen, warfen die Rechtsex-
tremisten Stühle und Bierflaschen vor die Tür. Sie riefen „Bullenschweine“ und 
verwehrten den Beamten den Zutritt. Diese setzten Pfefferspray ein und umstell-
ten die Hütte, ein Sondereinsatzkommando nahm die Randalierer fest. In der 
Hütte hingen u. a. eine Reichskriegsflagge sowie ein rotes Transparent mit den 
Aufschriften „Nichts ist mächtiger als eine Idee, deren Zeit gekommen ist“ und 
„Freie Kräfte Schwalm-Eder“. Vor dem Polizeieinsatz hatten die Gruppe RRooyyaall 
HHaattrreedd (Schwalm-Eder-Kreis) und der Liedermacher JJuulleemmoonndd (Thüringen) 
gespielt. Gegen die Randalierer wurden Strafanzeigen wegen Widerstands 
gegen Vollstreckungsbeamte, Landfriedensbruchs, Beleidigung und Sachbe-
schädigung gestellt.

u Am 19. November trat neben dem Gitarristen von KKrraaffttsscchhllaagg (Sachsen-Anhalt) 
der Sänger der neu gegründeten Band SSttöörrmmaannöövveerr (unbekannt) in Südhessen 
auf. Laut einem Eintrag im Internet-Forum des NNiibbeelluunnggeennssttuurrmmss OOddeennwwaalldd
spielte letzterer Lieder von LLuunniikkooffff--VVeerrsscchhwwöörruunngg (Berlin), deren Bandleader der
Sänger der als kriminelle Vereinigung verbotenen neonazistischen Band LLaannddsseerr
(Berlin) ist.

u Für den 3. Dezember mietete der Sänger von SSttöörrmmaannöövveerr einen Jugendtreff in 
Heppenheim (Landkreis Bergstraße) für eine „Geburtstagsfeier“ mit Live-Musik. 
Nachträglich entpuppte sich die Veranstaltung als SSkkiinnhheeaadd-Konzert, an dem 
auch Mitglieder der KKaammeerraaddsscchhaafftt BBeerrggssttrraaßßee, des NNiibbeelluunnggeennssttuurrmmss OOddeenn--
wwaalldd und Rechtsextremisten aus Baden-Württemberg teilnahmen. Dabei wurden 
Titel von LLaannddsseerr gespielt.

Kameradschaft Berserker Kirtorf

Ein wesentlicher Treffpunkt für Konzerte stand der hessischen SSkkiinnhheeaadd-Szene im
Berichtszeitraum nicht mehr zur Verfügung: Nachdem im Juli 2004 durch eine Fernseh-
sendung ein Konzert auf dem Anwesen des SSkkiinnhheeaaddss Bertram Köhler in Kirtorf (Vo-
gelsbergkreis) in der Öffentlichkeit bekannt geworden war, leitete die Staatsanwalt-
schaft Gießen ein Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der Volksverhetzung ein.
Das Landratsamt Vogelsberg untersagte Köhler unter Androhung von Zwangsgeld die
Durchführung aller Musikveranstaltungen auf sämtlichen Liegenschaften, ebenso hin-
sichtlich einer Überlassung an Dritte. Beim Verwaltungsgericht Gießen beantragte
Köhler für eine Silvesterfeier eine einstweilige Verfügung, um Musik abspielen zu kön-
nen. Obwohl der VGH in Kassel dies letztinstanzlich ablehnte, trafen sich etwa 25
SSkkiinnhheeaaddss der Kameradschaft BBeerrsseerrkkeerr KKiirrttoorrff bei lauter Musik im Partykeller Köhlers.
Das Landratsamt verhängte hierauf ein Zwangsgeld von 5.000 Euro gegen den
SSkkiinnhheeaadd, das mittlerweile per Gerichtsbeschluss auf 2.500 Euro reduziert worden ist.
Außerdem gab das Gericht dem Landratsamt auf – der Beschluss ist noch nicht rechts-
kräftig –, die generelle Verbotsverfügung zu modifizieren. Danach soll es Köhler unter
Wahrung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung erlaubt sein, auf seinem Anwesen
anlassbezogen und im Einzelfall private Familienfeiern in begrenztem Rahmen durch-
zuführen.

Im April erhob die Staatsanwaltschaft Gießen gegen Köhler und zwei weitere
Rechtsextremisten aus Mittelhessen und Bayern Anklage wegen Volksverhetzung, Ver-
wendens von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen und Verstoßes gegen
das Waffengesetz. Bei einer Wohnungsdurchsuchung im August 2004 im Zusammen-
hang mit der Veröffentlichung des Filmausschnittes des SSkkiinnhheeaadd--Konzertes in Kirtorf
(Vogelsbergkreis) hatte die Polizei Propagandamaterial, Hakenkreuzfahnen, Schrift-
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stücke und Abzeichen, Hitlerbüsten, Ton- und Bildträger und zum Teil erlaubnispflich-
tige Waffen mit Munition sichergestellt.

Von der Polizei überwacht, feierten am 3. September etwa 100 SSkkiinnhheeaaddss den Ge-
burtstag eines Rechtsextremisten auf einer Wiese Köhlers. Hielten sich die Teilnehmer
anfangs noch an die Auflagen, kam es im Verlauf des Abends zu verbalen Auseinan-
dersetzungen mit der Polizei. Da die SSkkiinnhheeaaddss Musik von Tonträgern abspielten, ver-
hängte das Landratsamt ein weiteres Zwangsgeld in Höhe von 7.500 Euro.

Skinhead-Bands

Stärkt die Musik, insbesondere Konzerte, das Zusammengehörigkeitsgefühl der
SSkkiinnhheeaaddss untereinander, bietet die Mitgliedschaft in einer Band die Möglichkeit,
innerhalb der Szene eine hervorgehobene Position einzunehmen und sich zu profilie-
ren. Je größer der Bekanntheitsgrad einer Gruppe ist, desto höher ist das Ansehen,
das deren Mitglieder genießen. In Deutschland gab es 137 SSkkiinnhheeaadd-Bands (2004:
107), in Hessen waren acht Gruppen aktiv (2004: vier). Etwa ein Drittel der Gruppen ist
bereits seit mehreren Jahren aktiv und in der Szene populär. Die meisten Bands beste-
hen allerdings nicht lange, lösen sich rasch wieder auf oder bilden – teilweise in ähnli-
chen Personenzusammensetzungen – unter neuem Namen wieder eine Gruppe. Ein
Grund hierfür ist, dass SSkkiinnhheeaaddss es nach wie vor ablehnen, sich in feste Organisations-

strukturen einzufügen. Darüber hinaus ist der anhaltende
Druck der Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden von
Bedeutung für diese Fluktuation: Spielen Bandmitglieder auf
Konzerten Lieder mit strafrechtlich relevanten Texten oder
veröffentlichen sie entsprechende Tonträger, so leiten die Be-
hörden konsequent Ermittlungs- und Strafverfahren gegen
die Gruppen ein. Dem glauben sich die SSkkiinnhheeaaddss durch
wechselnde Besetzungen entziehen zu können.

Ein Beispiel für einen volksverhetzenden und antisemiti-
schen Text bietet die CD „Stimme des Blutes“ der Gruppe
RRaaccee WWaarr (Baden-Württemberg). In dem Lied „Revolution“
heißt es:

„Wir sind die Ritter des Lichtes, kennst du uns schon,
Das Ende ist gekommen auch für dich, des Ketzers Sohn.
Kaltes Blut sich an der Axt ergießt,
Sich langsam in das Reich der Erde frisst.

Der neue Tag bricht an, langsam wird es hell,
Die Züge stehen bereit und die Weichen sind gestellt.
Tausende der Deinen sind herzlich eingeladen,
Um die Fahrt zu wagen.

[Refrain:]
Dies ist euer Ende, ihr kommt nicht davon,
Es ist der Auftakt zur Revolution.

Das Eichenholz, der Galgen, eure toten Körper trägt.
Leiden sollt ihr, lange genug habt ihr gequält.
Berge von Leichen, die türmen sich auf,
Aus den Tiefen der Erde entwächst sich der Rauch.

Das Feuer der Reinheit eure Gebeine verzehrt,
Vergangenheit das Leid, keiner Worte mehr wert.
Was lange hat gedauert, ist nun endlich geschafft,
Was andere einst versuchten, ist nun endlich vollbracht“.
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Die Staatsanwaltschaft Stuttgart (Baden-Württemberg) erhob Anfang Dezember
gegen die vier Mitglieder der Band Anklage u. a. wegen Bildung einer kriminellen Ver-
einigung und Volksverhetzung.

In Hessen gab es folgende SSkkiinnhheeaadd-Bands:

u Nachdem 2004 kein Auftritt der etabliertesten hessischen Band, 
HHaauuppttkkaammppfflliinniiee, bekannt wurde, trat sie im Berichtszeitraum in 
neuer Besetzung wieder auf Konzerten auf, nicht aber in Hessen. 
Sie spielte u. a. auf Veranstaltungen, die von der NNPPDD unterstützt 
und organisiert wurden, z. B. am 5. Februar in Mücka (Sachsen) vor 
mehr als 800 Rechtsextremisten. In acht Jahren hat HHaauuppttkkaammppffllii--
nniiee etwa 25 Tonträger veröffentlicht, zuletzt die CD „Aus dem 
Ghetto in die Bewegung“.

u Gegen drei Mitglieder von GGeeggeennsscchhllaagg verhängte das Amtsgericht Alsfeld 
(Vogelsbergkreis) am 31. Mai Geldstrafen in jeweils unterschiedlicher Höhe, ein 
Bandmitglied wurde verwarnt und zu 100 Stunden gemeinnütziger Arbeit verur-
teilt. Das Verfahren gegen einen weiteren Angeklagten wurde eingestellt. 
Hintergrund war ein seit 2003 laufendes Verfahren wegen der strafrechtlich rele-
vanten Texte ihrer CD „Die deutsche Jugend schlägt zurück“. Genau wie HHaauupptt--
kkaammppfflliinniiee trat GGeeggeennsscchhllaagg auf Konzerten mit überregionaler Bedeutung auf, 
jedoch nicht in Hessen. Die Gruppe spielte ebenfalls auf von der NNPPDD unter-
stützten und organisierten Veranstaltungen.

u Die Gruppen NNoorrddggllaannzz und BBlluuttsscchhuulldd aus dem Raum Frankfurt am Main und 
Offenbach spielten jeweils auf einem SSkkiinnhheeaadd-Konzert. NNoorrddggllaannzz veröffent-
lichte den Tonträger „Heldenreich“ und ist dem Musikstil Black-Metal zuzuordnen.

u FFaauusstt, eine Band aus demselben Raum, brachte ihre erste CD „Die Weichen sind
gestellt“ heraus. Die Besetzungen von NNoorrddggllaannzz, BBlluuttsscchhuulldd und FFaauusstt sind teil-
weise identisch.

u Die seit 2004 aktiven SSkkiinnhheeaadd-Bands RRaacchheezzuugg und RRooyyaall HHaattrreedd traten nur 
wenige Male auf Konzerten in Erscheinung.

Vermarktung von Skinhead-Musik und Devotionalien

SSkkiinnhheeaadd-Musik wird überwiegend durch spezielle Händler vertrieben, die ihre
Ware im Internet oder in per Post versendeten Angebotslisten feilbieten. Darüber hin-
aus gibt es zahlreiche Szeneläden, bei Konzerten bieten mobile Händler ihr Sortiment
an. Inzwischen hat die allgemeine Kommerzialisierung auch die subkulturelle SSkkiinn--
hheeaadd-Szene erfasst. Der anfangs auf Tonträger beschränkte Handel wurde um ein
umfassendes Angebot an Videos, Bekleidung, Schuhen, Stiefeln, Fahnen, Schmuck,
Büchern usw. erweitert. Bis Mitte der 90er Jahre dominierten einige wenige Vertriebs-
unternehmen den Markt, mittlerweile haben Einzelpersonen den Handel an sich gezo-
gen und verkaufen die Ware in ihrem persönlichen oder lokalen Umfeld.

Mit dieser Dezentralisierung reagierte die Szene offenbar auf die staatlichen
Exekutivmaßnahmen vergangener Jahre, bei denen große Mengen strafrechtlich rele-
vanter bzw. indizierter Produkte sichergestellt wurden. Bundesweit stieg die Zahl der
Versandhändler von etwa 60 (2004) auf 74. In Hessen waren zwei Online-Versände aktiv:

u Seit Januar war die Homepage des WWhhiittee NNooiissee-Versandes im Internet über zwei
verschiedene Adressen erreichbar, jeweils auf einen SSkkiinnhheeaadd aus Wetzlar (Lahn-
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Dill-Kreis) bzw. auf den Protagonisten des „Projekts Schulhof“ aus Sachsen-
Anhalt registriert. Auf der Internet-Seite wurden szenetypische Artikel angeboten.

u Am 15. Juni durchsuchte die Polizei vier Wohnobjekte in Bremen und Hessen 
wegen des Vertriebs von Tonträgern mit volksverhetzenden Inhalten. In Hessen 
richteten sich die Ermittlungen gegen den Betreiber des Versandes FFoooottbbaallll--
FFaannwwoorrlldd HHeesssseenn, d. h. einen SSkkiinnhheeaadd aus Mücke (Vogelsbergkreis). Die Polizei 
fand neben 1.100 Tonträgern mit rechtsextremistischen Texten auch eine Waffe 
mit durchbohrtem 
Lauf. Ein geson-
dertes Ermittlungs-
verfahren wegen 
Verstoßes gegen 
das Waffengesetz wurde eingeleitet.

„Projekt Schulhof“

Beispielhaft für die Bedeutung des Mediums Musik innerhalb der rechtsextremis-
tischen Szene ist das „Projekt Schulhof“. Unter dieser Bezeichnung verteilen Rechts-
extremisten in einer bundesweiten Aktion die CD „Anpassung ist Feigheit - Lieder aus
dem Untergrund“ kostenlos an Jugendliche. Ziel ist es, insbesondere Schülerinnen
und Schüler für rechtsextremistische Themen und Inhalte zu interessieren und sie für
die aktive Mitarbeit in der Szene zu gewinnen. SSkkiinnhheeaadd-Bands, Musikvertriebe, NNeeoo--
nnaazzii-Kameradschaften und Einzelpersonen aus den unterschiedlichsten Regionen
Deutschlands sind Bestandteil des Projekts.

Trotz intensiver Durchsuchungs- und Aufklärungsmaßnahmen der Sicherheitsbe-
hörden gelang es der Szene, im Juli 2004 50.000 Tonträger fertigen und an die Adresse
des federführenden Akteurs, ein SSkkiinnhheeaadd und NNeeoonnaazzii aus Sachsen-Anhalt, ausliefern
zu lassen (siehe Jahresbericht 2004). Im August, etwa ein Jahr nach der Pressung, gelang
es den Organisatoren, eine kleine Menge der Tonträger zu verteilen, indem die „Schul-
hof“-CDs in Paketen an szenebekannte, aber auch an unbescholtene Personen ge-
schickt und diese gebeten wurden, die CDs zu verteilen. In Hessen stellte die Polizei le-
diglich zwölf CDs vor einer Grundschule in Willingshausen, an einer Bushaltestelle in Gil-
serberg und auf einem Schulhof in Schwalmstadt-Treysa (Schwalm-Eder-Kreis) sicher.

Freie Nationalisten Rhein-Main

Neben den NNeeoonnaazzii--Aktivitäten in Süd-
hessen gab es in der Wetterau mit der Ka-
meradschaft FFrreeiiee NNaattiioonnaalliisstteenn RRhheeiinn--MMaaiinn
und ihrer Untergruppierung RReevvoolluuttiioonnäärreerr
BBlloocckk einen weiteren Schwerpunkt parteiunge-
bundener rechtextremistischer Aktivitäten. Bei
ihrer Gründung im Jahre 2001 rein neonazis-
tisch orientiert, schlossen sich der Kamerad-
schaft seit 2003 verstärkt SSkkiinnhheeaaddss an, so dass
die Gruppe inzwischen als „Mischkamerad-
schaft“ einzustufen ist. Bis Ende Februar be-
wohnten die beiden Kameradschaftsführer
Wöll und Christian Müller einen angemieteten
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Bauernhof mit einer als Veranstaltungsraum hergerichteten Scheune in Nidderau-
Heldenbergen (Main-Kinzig-Kreis). Zwischenzeitlich erwarben beide in Butzbach
(Wetteraukreis) einen Gebäudekomplex, den sie ebenfalls als Versammlungs- und
Partyraum umbauten. Wie zuvor fanden auch hier Schulungen bzw. interne Treffen
statt. Dazu wurden wiederholt bekannte Rechtsextremisten, u. a. der ehemalige
Rechtsterrorist Naumann, eingeladen. Die Kameradschaft unterhielt enge Kontakte zu
Rechtsextremisten in ganz Hessen, darüber hinaus zum AAkkttiioonnssbbüürroo RRhheeiinn--NNeecckkaarr und
zur BBeewweegguunngg DDeeuuttsscchhee VVoollkkssggeemmeeiinnsscchhaafftt (Baden Württemberg). Folgende
Aktivitäten der FFrreeiieenn NNaattiioonnaalliisstteenn RRhheeiinn--MMaaiinn sind zu erwähnen:

u Am 13. Februar nahmen sie in Dresden (Sachsen) an einem Marsch „Zum 
Gedenken an die Zerstörung Dresdens im Jahre 1945“ teil. Wöll veranstaltete am
25. Februar vor etwa 100 Rechtsextremisten einen Liederabend in Frankfurt am 
Main. Anhänger der FFrreeiieenn NNaattiioonnaalliisstteenn RRhheeiinn--MMaaiinn unterstützten am 1. Mai 
eine vom AAkkttiioonnssbbüürroo RRhheeiinn--NNeecckkaarr organisierte Doppeldemonstration in 
Rheinland-Pfalz. Wöll trat als einer der Redner auf. Am 4. und 8. Mai verteilten 
Mitglieder der FFrreeiieenn NNaattiioonnaalliisstteenn RRhheeiinn--MMaaiinn vor Schulen im Hochtaunus- und 
Main-Kinzig-Kreis und in Frankfurt am Main Sonderdrucke der rechtsextremisti-
schen Publikation UUnnaabbhhäännggiiggee NNaacchhrriicchhtteenn ((UUNN)) zu dem Thema „8. Mai 2005 [–]
Wir feiern nicht!“ Bei einer Fahrzeugkontrolle stellte die Polizei etwa 500 Exem-
plare der UUNN sowie eine Verteilerliste mit Namen und Orten der Aktion sicher.

u Eine für den 4. Juni von Wöll geplante Saalveranstaltung in Hofheim am Taunus 
(Main-Taunus-Kreis) fand nicht statt, da der Wirt der Gaststätte vom Mietvertrag 
zurücktrat. Die Rechtsextremisten wichen in ein anderes Lokal in Frankfurt-
Sachsenhausen aus. Die Polizei kontrollierte die etwa 100 Rechtsextremisten. Seit
April hatte die NNPPDD Göttingen auf ihrer Homepage für diesen Abend geworben:
„Deutsche Jugend voran! [...] Nach über 60 Jahren Umerziehung besinnt sich die
Jugend wieder. Die deutsche Jugend tritt in unsere Reihen. Harte Zeiten der 
Schulungs- und Erziehungsarbeiten liegen vor uns“. Ihren Anspruch, die Jugend 
„aufzuklären“, versuchten die FFrreeiieenn NNaattiioonnaalliisstteenn RRhheeiinn--MMaaiinn außerdem umzu
setzen, indem sie am 20. Juli im Bereich einer Schule in Königstein im Taunus 
(Hochtaunuskreis) und in den angrenzenden Straßen Flugblätter verteilten. An 
den Direktor und die Schüler adressiert, luden die Rechtsextremisten zu einer 
Veranstaltung ein, in der die „wahre Deutsche Geschichte„ diskutiert werden 
sollte. Alternativ könnten die Schüler mit den Verfassern der Flugblätter über das
Internet in Kontakt treten und mit ihnen diskutieren.

u Im Internet warb Wöll Anfang August für einen Vortrag am 3. September im 
Großraum Frankfurt am Main über „Masseneinwanderung“. In einer von Rechts-
extremisten verbreiteten E-Mail hieß es, dass – laut offiziellen Berichten – in 
Deutschland bereits 14 Millionen Menschen mit Migrationshintergrund lebten: 
„Die Ausländerkosten belasten hierbei unsere Haushalte milliardenschwer, 
während unser Volk immer weiter verelendet. Soziale Not, Kriminalität, Ghetto-
isierung und Bildungsarmut sind die Folgen der immer weiter ausufernden 
Einwanderungs- und Integrationspolitik der BRD“. Der einzige Ausweg sei eine 
„nationale und soziale Regierung“, die für die Interessen des Volkes einstehe: 
„Unsere Verpflichtung gilt daher der Überwindung des bestehenden Systems 
und der Errichtung einer ,Neuen Ordnung’. Wehrt euch gegen den Ausverkauf 
unserer Lebensgrundlagen. Kämpft mit uns für ein besseres Deutschland!“ Die 
Polizei lokalisierte das Treffen in Budenheim (Rheinland-Pfalz), an dem 35 Rechts-
extremisten teilnahmen.
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Der RReevvoolluuttiioonnäärree BBlloocckk wurde 2004 als rein neonazistisch ausgerichtete Organisa-
tion innerhalb der Kameradschaft gegründet. Die etwa 40 Mitglieder des RReevvoolluuttiioonnää--
rreenn BBlloocckkss rekrutierten sich aus besonders „loyalen“ Kameradschaftsangehörigen. Die
Aufnahme und Mitgliedschaft war strengen Regeln unterworfen. Durch besondere
Konspirativität und intensive politische Arbeit versuchte die Gruppe, ihren Anspruch
als Elitekader zu untermauern. Besonders eng arbeitete der RReevvoolluuttiioonnäärree BBlloocckk mit
der NNPPDD im Bereich Wetterau und in Frankfurt am Main zusammen.

Seine Ziele formulierte der RReevvoolluuttiioonnäärree BBlloocckk in zwei so genannten „Leitfaden“.
In der „Präambel“ einer der Schriften heißt es:

„Wir sehen die BRD und ihr Gesellschaftsmodell als ein künstlich geschaffenes
Gefüge der internationalen Hochfinanz. Wir sehen sie nicht als Repräsentanten des
deutschen Volkes und lehnen daher sie und ihr Grundgesetz sowie sämtliche geschlos-
sene Staatsverträge ab.“

Als höchstes Ziel definiert der RReevvoolluuttiioonnäärree BBlloocckk die „reine Weitergabe und
Erhaltung des arteigenen Lebens, es beinhaltet die Weitergabe des deutschen Blutes
und der deutschen Kultur“. Das Leben sei ein „fortwährender Kampf“: „Jede Form der
Rassenmischung wäre daher rückschrittlich für den Lauf der Natur und ist daher auf das
schärfste zu verurteilen“. Als weitere Aufgabe nennt der RReevvoolluuttiioonnäärree BBlloocckk die
Schaffung eines „Deutschen Reiches“ mit einer dem Führerprinzip verwandten Hie-
rarchie.

In den „Leitfaden“ sind sehr stark antisemitische Ideologiefragmente enthalten:

„Der artfremde jüdische Geist, der sich in Marxismus, Liberalismus, Christentum
und Materialismus zeigt und nur der Völkerunterdrückung dient, ist auf das schärfste
zu bekämpfen. [...] Wir befinden uns mit der neuen Weltordnung im Krieg, dies wollen
wir uns immer vor Augen führen und nicht klagen, wenn Deutschland ruft und Opfer
fordert“.

Insgesamt lehnen sich die Aus-
führungen des RReevvoolluuttiioonnäärreenn
BBlloocckkss sehr stark an Elemente der
nationalsozialistischen „Weltan-
schauung“ an, wie z. B. „daß es
oberste Pflicht eines Volkes ist,
seine Rasse und sein Blut von
fremden Einflüssen rein zu halten
und die in den Volkskörper einge-
drungenen fremden Bluteinschlä-
ge wieder auszumerzen“. Die
Orientierung der beiden „Leitfa-
den“ an die „25 Punkte des Pro-
gramms“ der NNSSDDAAPP werden an-
hand folgender Synopse deut-
lich:
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... deutsches Blut

Zuwanderung

Brechung der
Zinsknechtschaft

Gemeinnutz gilt
vor Eigennutz

Ermittlungs-
verfahren
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Im Rahmen eines Ermittlungsverfahrens der Staatsanwaltschaft Frankfurt am Main
durchsuchte die Polizei am 25. Oktober die Wohnräume von insgesamt sieben führen-
den Aktivisten der FFrreeiieenn NNaattiioonnaalliisstteenn RRhheeiinn--MMaaiinn in Butzbach, Bad Homburg (Hoch-
taunuskreis), Hattersheim, Flörsheim (Main-Taunus-Kreis) und Frankfurt am Main. Da-
bei wurden umfangreiche schriftliche Unterlagen, darunter die beiden „Leitfaden“,
PCs und Kleidungsstücke mit Emblemen des RReevvoolluuttiioonnäärreenn BBlloocckkss sichergestellt.
Dem Personenkreis um Wöll und Müller wird vorgeworfen, eine kriminelle Vereinigung
gebildet zu haben.

„Leitfaden“ des RReevvoolluuttiioonnäärreenn BBlloocckkss:

„Die Aufgabe der Volkswirtschaft ist die
Bedarfsdeckung. Der Bedarf der Volks-
genossen richtet sich nach dem zu
benötigenden Lebensraum, der benö-
tigten Nahrung“.

„Es muß eine größere Ehre sein, als
Straßenfeger Bürger dieses Reiches zu
sein, als König in einem fremden Staate.
[...] Deutscher Staatsangehöriger kann
nur sein, wer deutschen Blutes ist. [...]
Juden gelten nicht als Glaubensgemein-
schaft, sondern als nicht artverwandtes
Volk“.

„Eine Zuwanderung von Ausländern art-
fremden Blutes ist nicht gestattet. Die
hier lebenden Ausländer artfremden
Blutes werden in ihre angestammte
Heimat zurückgeführt. Kinder von Aus-
ländern nicht artverwandten Blutes oder
Mischlinge müssen vom deutschen
Volkskörper isoliert werden“.

„Der nationale Sozialismus fordert die
Brechung der Zinsknechtschaft, welche
die moderne Sklaverei für die Völker
bedeutet“.

„Gemeinnutz vor Eigennutz. Grundsätz-
lich wird das römische Recht, welches
der materialistischen Weltordnung dient
und nur versucht, dem Einzelnen mög-
lichst viele kleine , Freiheiten’ zu sichern,
durch ein deutsches Gemeinrecht er-
setzt“.

Programm der NNSSDDAAPP:

„Wir fordern Land und Boden (Kolonien)
zur Ernährung unseres Volkes und
Ansiedlung unseres Bevölkerungs-
überschusses“.

„Staatsbürger kann nur sein, wer Volks-
genosse ist. Volksgenosse kann nur sein,
wer deutschen Blutes ist, ohne Rück-
sichtnahme auf Konfession. Kein Jude
kann daher Volksgenosse sein“. 

„Jede weitere Einwanderung Nicht-
Deutscher ist zu verhindern. Wir fordern,
daß alle Nicht-Deutschen, die seit dem
2. August 1914 in Deutschland einge-
wandert sind, sofort zum Verlassen des
Reiches gezwungen werden“.

„Abschaffung des arbeits- und mühelo-
sen Einkommens, Brechung der
Zinsknechtschaft“.

„[Die NSDAP] bekämpft den jüdisch-
materialistischen Geist in und außer uns
und ist überzeugt, daß eine dauernde
Genesung unseres Volkes nur erfolgen
kann von innen heraus auf der Grund-
lage: Gemeinnutz vor Eigennutz“. 

SEXTREMISMUS
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Revisionismus

Revisionismus ist fundamentaler Bestandteil rechtsextremistischen Gedankenguts
und bezeichnet vor allem das Bestreben, den Nationalsozialismus und seine Verbrechen,
wie etwa den Holocaust, nachträglich zu rechtfertigen bzw. zu relativieren. Zwei führen-
de Protagonisten sitzen seit kurzem in Haft. Ernst Zündel, der seit 1958 in Kanada lebte,
war am 1. März nach Deutschland abgeschoben und am 2. März in Mannheim in
Untersuchungshaft genommen worden. In Deutschland führt die Staatsanwaltschaft
Mannheim seit 1996 gegen Zündel ein Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der
Volksverhetzung und anderer Straftaten. Gegenstand des Verfahrens sind Veröffent-
lichungen auf seiner Homepage und in den von ihm herausgegebenen GGeerrmmaanniiaa--
RRuunnddbbrriieeffeenn, in denen Zündel den Völkermord an den Juden systematisch geleugnet
sowie durch antisemitische Hetze zum Hass gegen die jüdische Bevölkerung aufgesta-
chelt hat. Die Staatsanwaltschaft Mannheim hat am 27. Juni Anklage wegen Volksver-
hetzung in 14 Fällen erhoben. Unter den deutschen Rechtsextremisten kam es vereinzelt
zu spontanen Protesten. Im Internet wurde u. a. von Worch und Horst Mahler (Mitbe-
gründer der RRootteenn AArrmmeeee FFrraakkttiioonn, später Rechtsextremist und Anwalt der NNPPDD im
Verbotsverfahren) zur Solidarität mit Zündel aufgerufen. Mahler bezeichnet Zündel als
„Kriegsgefangenen“. Die Kraft und Überzeugungstreue, die von diesem Gefangenen
ausstrahle, werde viele – und immer mehr – „deutschwillige Deutsche“ auf die Teil-
nahme am Feldzug gegen die angebliche Offenkundigkeit des Holocaust ausrichten.
Mit dem Briten David Irving sitzt seit November ein weiterer bekannter Vertreter der
Revisionisten in Haft. Wegen Verdachts der nationalsozialistischen Wiederbetätigung
wurde Irving am 11. November in Österreich festgenommen. 1989 hatte Irving auf einem
revisionistischen Weltkongress in den USA ausgeführt, dass die „Holocaust-Geschich-
ten“ reine Mythologie seien. 1990 leugnete er während eines Vortrages in München die
Existenz von Gaskammern in Auschwitz. Irving, gegen den seit 1993 eine bundesweite
und unbefristete Ausweisungsverfügung gilt, verbreitet seine Bücher unter anderem
auch über den der DDVVUU nahestehenden DDeeuuttsscchheenn BBuucchhddiieennsstt.

Rechtsextremisten und Kommunikationsmittel

Die Anzahl der deutschsprachigen Homepages mit rechtsextremistischen Inhalten
blieb mit 950 bis 1.000 nahezu konstant. Wie in der Vergangenheit bemühten sich
Provider, aber zum Beispiel auch „jugendschutz.net“, eine gemeinsame Einrichtung
der Jugendministerien der Bundesländer, entsprechende Seiten zu schließen oder
den Zugriff auf sie zu erschweren. So sperrte ein kanadische Betreiber auf Initiative von
„jugendschutz.net“ die neonazistische Homepage DDiiee KKoommmmeennddeenn, kurz darauf war
die Seite an anderer Stelle jedoch wieder im Internet aufrufbar. Dem NNeeoonnaazzii Gary
Lauck (USA), Leiter der NNaattiioonnaallssoozziiaalliissttiisscchheenn DDeeuuttsscchheenn AArrbbeeiitteerrppaarrtteeii//AAuussllaannddss--
uunndd AAuuffbbaauuoorrggaanniissaattiioonn, entzog die amerikanische Schiedsstelle „American Arbitra-
tion Association“ die Rechte an zwei Internet-Domains, weil sie denen staatlicher Insti-
tutionen in Deutschland zum Verwechseln ähnel-
ten.

Seit Ende 2004 waren die Seiten rechtsextre-
mistischer Internet-Shops/-Vertriebe und die von
Gesprächsforen Ziel einer Serie von Hacker-An-
griffen des politischen Gegners („Nazis raus aus
dem Internet“). Dabei wurden Seiteninhalte geän-
dert bzw. umfunktioniert. So wandelten Linksextre-
misten die anlässlich einer rechtsextremistischen
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Demonstration etablierte Homepage zu einem Aufruf der AAnnttiiffaa um. Darüber hinaus
war es das Bestreben der Hacker, die Daten von Kunden rechtsextremistischer
Internet-Shops/-Vertriebe bzw. von Foren-Teilnehmern zu „knacken“ und in möglichst
umfangreicher Form zu veröffentlichen. In vielen Fällen waren die User-Daten in Inter-
net zum freien Download eingestellt. Betroffen waren u. a. die Seiten der NNPPDD Jena
und die von EEnnddzzeeiitt--VVeerrssaanndd, SSoonnnneennttaannzz--VVeerrssaanndd, FFrreeiieerr WWiiddeerrssttaanndd und FFrroonntt
RReeccoorrddss.

Waren die meisten rechtsextremistischen Internet-Seiten bald nach den Hacker-
Attacken wieder im Netz, reagierte die Szene außerdem darauf, indem sie Sicherheits-
software einführte, mit deren Hilfe Daten in nicht lesbare Codes umgewandelt und
übertragen werden. Entsprechende Hinweise wurden auf rechtsextremistischen Home-
pages verbreitet und dazu aufgerufen, diejenigen Internet-Betriebe zu boykottieren,
die den Schutz der Kundendaten nicht ausreichend gewährleisteten.

Die im Sommer 2004 durch das Computervirenprogramm „Sober.H“ verursachte
Spam-Mail-Welle erfuhr im Berichtszeitraum eine Fortsetzung durch den Computer-
schädling „Sober.P“. Selbstständig und ohne dass die Computerbesitzer dies wussten,
verschickte das Programm E-Mails an alle auf den infizierten Rechnern gespeicherten
E-Mail-Adressen. Die Mails enthielten ausländerfeindliche Texte und Links zu rechts-
extremistischen Homepages.

Einige neue rechtsextremistische Seiten waren hessischen Betreibern zuzuordnen.
Nicht alle Seiten konnten sich auf Dauer etablieren, einige wurden von den Providern
wegen rechtsextremistischer Inhalte gelöscht, andere gingen aus eigenem Antrieb
vom Netz, wurden umbenannt oder von anderen Betreibern neu konzipiert:

u Unter der Bezeichnung NNaattiioonnaalleerr WWiiddeerrssttaanndd RRhheeiinnggaauu bildete sich angeblich 
eine „Partei unabhängige Kameradschaft“, die für die „Zurückgewinnung unse-
rer Kultur, gegen die Überfremdung der Heimat“ kämpfen will. Die Homepage 
enthielt einige Unterseiten über SSkkiinnhheeaaddss, „14 Millionen Ausländer in Deutsch-
land“ und „multikulturelle Kriminalität“.

u Die Homepage der PPaattrriiootteenn RRhheeiinnggaauu, die mittler-
weile nicht mehr aufrufbar ist, erklärte: „Wir sind 
eine Kameradschaft, die es sich zur Aufgabe ge-
macht hat diesem System mit allem was wir haben 
entgegenzutreten und damit meinen wir keine Rohe
Gewalt, sondern den uns gegebenen deutschen 
Verstand“ (Fehler im Original). Nationalismus beste-
he nicht aus Hass auf fremde Kulturen und Men-
schen, sondern aus der Liebe zum eigenen Land. 
Daneben agierte in diesem regionalen Bereich 
auch die Homepage NNaattiioonnaalleerr WWiiddeerrssttaanndd GGeerr--
mmaanniiaa, die besonders Hinweise auf Demonstratio-
nen enthielt.

u Die Seite der NNaattiioonnaalleenn JJuuggeenndd HHeesssseenn mit angegliedertem Forum enthielt 
Links zu anderen rechtsextremistischen Homepages und eine Abhandlung über 
den germanischen Gott Wotan. Im Forum waren Texte aus der Homepage der 
NNPPDD eingestellt, in der Rubrik „Kontakte“ wurden Gleichgesinnte aus Hessen 
gesucht. Unter „Hörproben“ konnten MP3-Dateien rechtsextremistischer Bands 
wie BBrruuttaall AAttttaacckk, KKrraaffttsscchhllaagg und DDiivviissiioonn WWiikkiinngg heruntergeladen werden. 
Unter der Rubrik „Spiele“ war das strafbare Computerspiel „KZ-Manager Millen-
nium“ abrufbar.
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Neue Strukturen 
in Südhessen

Wandel der 
Internet-Präsenz 

der NPD

Info-Telefone

Einhergehend mit den verstärkten NNeeoonnaazzii-Aktivitäten in Südhessen etablierte
sich im September eine neue Homepage unter dem Namen KKss--KKuurrppffaallzz. Sie hängt of-
fenbar mit den Seiten der BBüürrggeerriinniittiiaattiivvee ffüürr ssoozziiaallee GGeerreecchhttiiggkkeeiitt und des AAkkttiioonnss--
bbüürrooss RRhheeiinn--NNeecckkaarr zusammen und bezweckt, neue Interessenten zu werben. Als Ziele
beschrieb die Kameradschaft, die ein Postfach in Viernheim (Landkreis Bergstraße)
unterhält, „nationale Politik wieder sichtbar zu machen! Das heißt: Mit verschiedenen
Aktivitäten und Mitteln werden nationale und soziale Missstände thematisiert“. Die
KKaammeerraaddsscchhaafftt KKuurrppffaallzz forderte u. a.: „Verausländerung stoppen“, „Systemparteien
auflösen“, „Neuanfang mit einer nationalen Volkswirtschaft“, „Schaffung einer Volks-
gemeinschaft“. Die Homepage verwies auch auf die Seiten anderer regionaler NNeeoo--
nnaazzii-Kameradschaften, darunter die KKaammeerraaddsscchhaafftt BBeerrggssttrraaßßee.

Die NNPPDD bezog in ihr neues „Volksfront-Konzept“ auch den Wandel ihres äußeren
Erscheinungsbildes im Internet ein. Ende Juli stellte sie ihren neu gestalteten Internet-
Auftritt vor, dem eine Untersuchung zur bisherigen Präsenz auf Schriftstücken und in
Netzseiten vorausgegangen war. Die Homepage enthielt Nachrichten, Termine, Infor-
mationen zur Bundestagswahl, Programme sowie Links zu NNPPDD-Untergliederungen
und zur DDVVUU. Über den Link zum NNPPDD-Medienserver konnte man u. a. die „Schulhof“-
CD der NNPPDD mit Cover herunterladen. Von den zwölf hessischen Kreisverbänden un-
terhielten nur zwei (Lahn und Wetterau) eine eigene Homepage. Dort waren, was auch
für die Seite des Landesverbandes Hessen gilt, keine nennenswerten Aktivitäten und
Inhalte zu verzeichnen. Die RREEPP in Hessen pflegten lediglich ihre Seiten und bestück-
ten sie nur sporadisch. Insgesamt zeigten die rechtsextremistischen Parteien in Hes-
sen – im Vergleich zu den umfangreichen Auftritten von NNeeoonnaazziiss und SSkkiinnhheeaaddss – nur
wenig Präsenz im Internet.

Rechtsextremistische Info-Telefone spielten angesichts der wachsenden Bedeu-
tung des Internets nahezu keine Rolle mehr in der Szene. Gab es im Jahre 2001 noch
elf NNaattiioonnaallee IInnffootteelleeffoonnee ((NNIITT)), so reduzierte sich ihre Zahl auf ein bis zwei. In jüngster
Zeit war lediglich das NNIITT SSüüddddeeuuttsscchhllaanndd aktiv.

Rechtsextremistische Einflussnahme auf Burschenschaften

Vor dem Hintergrund des „Kampfes um politische Meinungsführerschaft“ und
einer „Kulturrevolution von rechts“ sind vor allem „rechtskonservatives Gedankengut“
pflegende Burschenschaften seit den 90er Jahren ein Ziel für Versuche einer Einfluss-
nahme durch Rechtsextremisten. 

Dabei geraten Burschenschaften und gegebenenfalls ihr Dachverband „Deutsche
Burschenschaft“ (DB), dem etwa 120 Burschenschaften in Deutschland und Österreich
angehören, dann in das Blickfeld der Verfassungsschutzbehörden, wenn zu ihnen
tatsächliche Anhaltspunkte für Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische
Grundordnung bekannt werden. Dies kann etwa dann der Fall sein, wenn Rechtsextre-
misten als Angehörige solcher Vereinigungen in Erscheinung treten oder dort Vorträge
halten.

Die Mitgliedschaft eines Rechtsextremisten in einer Burschenschaft sagt aber noch
nichts darüber aus, ob dieser auch Einfluss ausübt. Dass speziell die NNPPDD Burschen-
schaften generell als Zielobjekt betrachtet, ist offensichtlich geworden. Gleichwohl ge-
lang es ihr bisher nicht, in einer nennenswerten Zahl der Burschenschaften Einfluss zu
gewinnen.

In Hessen gehören die Burschenschaften, bei denen in den vergangenen Jahren
vereinzelt Anhaltspunkte für solche Bestrebungen und Kontakte bekannt wurden, dem
Dachverband der DB an, darunter die Burschenschaft DDrreessddeennssiiaa--RRuuggiiaa ((DDRR)) in Gie-
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ßen. Die DDRR geriet in den Blickpunkt der Öffentlichkeit, als mit dem Einzug der NNPPDD
in den sächsischen Landtag im Herbst 2004 bekannt wurde, dass von drei NNPPDD-
Funktionären einer als Abgeordneter und zwei als Mitarbeiter der Fraktion Bundes-
brüder der DDRR sind. Die Verbindung bedauerte Mitte des Jahres in einer nur im
Internet veröffentlichten Erklärung zwar, dass „ein verschwindend geringer Teil ihrer
Mitglieder für die NPD tätig“ sei, ein Ausschluss dieser Mitglieder jedoch aus „sat-
zungsmäßigen Gründen sowie denen des Vereinsrechts“ nicht in Betracht käme. Die
DDRR sei nicht für das politische Engagement ihrer Mitglieder verantwortlich, da dieses in
die Privat- und Verantwortungssphäre des jeweiligen Mitglieds gehöre. Sie legte Wert
auf die Feststellung, dass sie in keiner Weise mit den politischen Zielen der NNPPDD sym-
pathisiere und „einhellig die politischen Absichten und Inhalte der NPD“ ablehne.“

Burschenschaften und ihre Verbindungshäuser sind regelmäßig Ziel von dem links-
extremistischen Spektrum zuzurechnenden Demonstrationen und Aktionen. So wurde
u. a. am 26. Oktober im Gießener Stadtgebiet im Namen der Burschenschaft DDrreess--
ddeennssiiaa--RRuuggiiaa ein gefälschtes Flugblatt mit volksverhetzendem Inhalt verteilt. Die Bur-
schenschaft distanzierte sich entschieden vom Inhalt des Flugblattes, unter anderem
wurde zum Reformator Martin Luther und dessen Äußerungen gegenüber Menschen
jüdischer Konfession Stellung bezogen, verurteilte jegliche Form von Antisemitismus
und Diskriminierung von Minderheiten und stellte Strafanzeige gegen Unbekannt
wegen Verleumdung.

SSttrraaff-- uunndd GGeewwaallttttaatteenn

Die Polizei stellte 676 Straftaten (2004: 598) als rechtsextremistisch fest. Davon ent-
fielen 105 (2004: 126) auf den Bereich FFrreemmddeennffeeiinnddlliicchhkkeeiitt, 149 (2004: 94) auf den
Bereich AAnnttiisseemmiittiissmmuuss und 416 (2004: 393) auf den Bereich PPrrooppaaggaannddaaddeelliikkttee
(Verwenden von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen). Außerdem stellte
die Polizei 186 (2004: 138) Fälle von Volksverhetzung fest. Die Zahl der politisch moti-
vierten rechtsextremistischen Gewaltdelikte verringerte sich von 25 im Jahre 2004 auf 24
(darunter 20 Körperverletzungen) kaum. Damit ist – nach einem vorübergehenden Tief-
punkt 2002 – im dritten Jahr in Folge ein weiterer Anstieg der Straftaten zu beobachten.

Der Schwerpunkt der rechtsextremistischen Straftaten in Hessen lag bei den
PPrrooppaaggaannddaaddeelliikktteenn. Sie werden in der Regel mit der Absicht begangen, den Natio-
nalsozialismus zu verherrlichen. Meistens werden hierbei Kennzeichen verfassungs-
widriger Organisationen (SS-Runen, Hakenkreuze) geschmiert bzw. entsprechende
(neo)nationalsozialistische Symbole und Inhalte („Hitler-Gruß“, Lieder, Hitler-Bilder) in
Wort und Schrift verbreitet.

Beispiel:

u Aus einer Gaststätte in Frankfurt am Main nahmen Passanten am 6. August 
rechtsextremistische Parolen und „Sieg Heil“-Rufe wahr. Gegenüber der Polizei 
räumte der Wirt ein, dass man das „Horst Wessel-Lied“ gesungen habe. Die 
Polizei stellte zudem die CD „Drittes Reich: SA“ sicher. Gegen den Wirt und 21 
Rechtsextremisten wurden Ermittlungsverfahren eingeleitet. Das Lokal gilt als 
Treffpunkt der NNPPDD und der FFrreeiieenn NNaattiioonnaalliisstteenn RRhheeiinn--MMaaiinn.

FFrreemmddeennffeeiinnddlliicchhee Straftaten, meist aus einer intoleranten Haltung heraus began-
gen, richten sich gegen Nationalität, Hautfarbe, Religion, Weltanschauung und äuße-
res Erscheinungsbild des Opfers.
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Beispiel:

u Am 6. März wurden an einem Wartehäuschen in Vellmar (Landkreis Kassel) 
Hakenkreuze und folgende ausländerfeindliche Parolen festgestellt: 
„Deutschland den Deutschen“, „Schmeisst alle Asylanten raus“, „Tötet den 
Dreck“, „Nigger und die anderen Kanacken sind Seucheneinschleuser“ und 
„Bringt alle Türken um“.

Bei aannttiisseemmiittiisscchh motivierten Straftaten handelt es sich um Delikte gegen jüdische
oder israelische Personen, gegen entsprechende Institutionen, Objekte und Sachen.
Motiv der Täter ist grundlegende Feindschaft oder Hass gegen alles Jüdische.

Beispiel:

u Am 27. August schändeten zwei Rechts-
extremisten den jüdischen Friedhof in 
Ebersburg-Weyhers (Landkreis Fulda). Die
16 und 20 Jahre alten Männer beschmier-
ten zahlreiche Grabsteine mit Hakenkreu-
zen und Doppel-Sigrunen und besprühten
sie zusätzlich mit „Doppel-Achten“ (88 = 
„Heil Hitler“) und Farbklecksen. Zwei 
Grabsteine wurden umgestoßen.
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Straf- und Gewalttaten *  

2005 ** 2004      2003

Gewalttaten
Tötung

Hessen 0 0 0
Bund 0 0 0 

Versuchte Tötung

Hessen 0 0 0
Bund 2 6 7 

Körperverletzungen

Hessen 20 18  25
Bund 816 640 637

Brandstiftungen/Sprengstoffdelikte

Hessen  0 1 1
Bund 17 39  24

Landfriedensbruch

Hessen 1 1  0
Bund 39 25  28

Widerstandsdelikte 

Hessen 3 5  3
Bund 46 44 45

Sonstige Straftaten

Sachbeschädigungen, Verbreiten von 
Propagandamitteln und Verwenden 
von Kennzeichen verfassungswidriger 
Organisationen

Hessen 431 402 347
Bund 11.326 8.580 7.776

Nötigung/Bedrohung

Hessen 2 2 2
Bund 90 97 93 

AndereStraftaten (bes. Volksverhetzung)

Hessen 219 169  185
Bund 2.987 2.598  2.182 

Summe
Hessen 676  598 563
Bund 15.323 12.029 10.792

* Die Zahlen entstammen der Statistik „Politisch motivierte Kriminalität“ (PMK) des Bundeskriminalamtes sowie des Hessischen 

Landeskriminalamtes. Anzumerken ist, dass nicht jede politisch motivierte Straftat als extremistisch bewertet wird. 

* * Die Angaben für  2005 sind nur vorläufig. 
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Was wollen Linksextremisten?

Ziel linksextremistischer Bestrebungen ist die Beseitigung der freiheitlichen
demokratischen Grundordnung. An ihre Stelle soll entweder ein totalitäres, sozia-
listisch-kommunistisches System oder eine „herrschaftsfreie Gesellschaft“ (Anar-
chie) treten.

Aus einer ökonomisch begründeten Klassentheorie heraus streben orthodoxe
Linksextremisten die Macht der Arbeiterklasse durch Klassenkampf und revolu-
tionäres Handeln an. Unter Revolution verstehen diese Sozialisten eine stufenwei-
se vollständige Umwandlung des gesellschaftlichen und politischen Systems: Zu-
nächst übernehme die Arbeiterklasse die Macht in einem Staat, in der Regel durch
einen bewaffneten Aufstand, im Ausnahmefall friedlich, z. B. durch parlamentari-
sche Arbeit. Nach einem solchen „Umsturz“ werde das politische und wirtschaft-
liche System eines Landes so umgewandelt, dass der Kapitalismus liquidiert und
der Sozialismus realisiert würde. In der Vorstellung einiger Gruppen schließt sich
die „Weltrevolution“ an, das heißt die weltweite Umsetzung des Sozialismus.

Basis und Anleitung für solche Ziele bieten insbesondere die Lehren von Marx,
Engels und Lenin. Orthodoxe Linksextremisten wie die Deutsche Kommunisti-
sche Partei (DKP) und zumindest einzelne Gruppierungen innerhalb der Links-
partei.PDS geben der Partei bzw. der Parteiführung die führende Rolle auf dem
Weg zur Errichtung der kommunistischen Gesellschaft. Gemäß ihren marxistisch-
leninistischen Vorstellungen müsse die Partei die Macht im Staat erringen. Die
sozialistische Gesellschaft wird als notwendige Vorstufe für den Kommunismus
angesehen, in dem Klassengegensätze überwunden und jede Unterdrückung und
Ausbeutung abgeschafft sein sollen. Erst nach der weltweiten Übernahme dieses
Systems könne auf jede regulierende Staatsmacht verzichtet werden.

Auch Maoisten wie die Marxistisch-Leninistische Partei Deutschlands
(MLPD) oder Trotzkisten wie Linksruck sehen in der Partei das Instrument, eine
kommunistische Gesellschaft zu errichten. Ihr Handeln wird jedoch durch die Idee
der permanenten Revolution bestimmt. Bei Maoisten gibt die Partei immer neue
Ziele vor, um ein dauerhaftes revolutionäres Handeln sicherzustellen; Trotzkisten
wollen das ihnen verhasste System unterwandern und dann der Partei die Verwal-
tung des Staates übertragen.

In Abgrenzung zu diesen kommunistischen Organisationen lehnen Personen,
die anarchistische Ziele verfolgen, jede institutionalisierte Form der Macht ab. Zu-
gleich wollen sie eine Ordnung „auf natürlicher Basis“ erzeugen, die „auf freier
Selbstentscheidung“ beruht und Gewalt gegen Sachen zur Erreichung ihrer Ziele
propagiert. Anarchosyndikalismus bezeichnet die gewerkschaftliche Organisa-
tion basierend auf den Prinzipien der Selbstbestimmung, Selbstorganisation und
Solidarität. 

Autonome wollen demgegenüber keine wie auch immer vereinbarten
Reglementierungen, sondern wirklich „herrschaftsfreie Räume“, die dem Einzel-
nen ein selbstbestimmtes Leben ermöglichen sollen. Sie legen Wert darauf, sich
diese „Freiräume“ (schrittweise) zu erkämpfen. Gewalt auch gegen Personen hal-
ten sie hierbei für legitim und wenden diese an. 
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Proteste gegen
„Bush-Besuch“

„Sozialabbau“

Antifaschistisches
Netzwerk

Vorgezogene
Bundestagswahlen

Straftaten
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Überblick

Der Besuch des US-amerikanischen Präsidenten George W. Bush im Februar
in Mainz (Rheinland-Pfalz) motivierte hessische Linksextremisten des Parteien- als
auch des autonomen und anarchistischen Spektrums zur Teilnahme an Protesten.
In Hessen wurden diese vom linksextremistisch beeinflussten Bundesausschuss
Friedensratschlag organisiert. Bei den Protesten verbanden sich die Kritik an der
Politik Bushs mit pazifistischen Grundaussagen und der Forderung nach einem
Systemwandel, z. B. plakatierte Linksruck: „Nein zu Krieg und Kapitalismus“.

Daneben fanden das ganze Jahr über Protestveranstaltungen unterschiedli-
cher Art gegen „Sozialabbau“ statt. Während die MLPD zu diesem Thema Mon-
tagsdemonstrationen durchführte, griffen die Linkspartei.PDS, die DKP und die
Partei für Soziale Gleichheit (PSG) dieses Thema vorwiegend im Wahlkampf auf.
Daneben widmeten sich vor allem neuorganisierte und anarchistische Gruppen
mit „kreativen Aktionen“ dem „Sozialabbau“.

Die autonome Szene, die sich vor allem durch die Gründung des antifaschisti-
schen Netzwerkes Bündnis Antifaschistischer Gruppen Hessen (BASH) bessere
Mobilisierungsmöglichkeiten erhoffte, widmete sich in erster Linie dem „Kampf ge-
gen Rechts“. Um auf rechtsextremistische Strukturen bzw. solche, die von ihnen als
rechtsextremistisch bewertet werden, aufmerksam zu machen, führten sie zahlreiche
Demonstrationen durch bzw. nahmen an solchen teil. So beteiligten sie sich u. a.
sowohl anlässlich des Marktfrühschoppens im Juli in Marburg (Landkreis Marburg-
Biedenkopf) als auch am Wohnort einer rechtsextremistischen Wohngemeinschaft.
Weitere Demonstrationen fanden in Gießen, Frankfurt am Main, Bensheim und Lam-
pertheim (beide Landkreis Bergstraße) statt; zum Teil kam es hierbei zu Gewalttaten.

Die Entwicklungen im Vorfeld der vorgezogenen Bundestagswahl verlangten
eine Positionierung aller Parteien des linksextremistischen Spektrums. Mit ihrer
Umbenennung in Die Linkspartei.PDS hatte die vormalige PDS in erster Linie
Kandidaten der Wahlalternative Arbeit und soziale Gerechtigkeit (WASG) (kein
Beobachtungsobjekt der Verfassungsschutzbehörden) die Möglichkeit eröffnet,
auf ihren Listen zu kandidieren. Während auch Kandidaten der DKP auf den Listen
der Die Linkspartei.PDS kandidierten, traten die MLPD und die PSG in Hessen
mit eigenen Listen zur Bundestagswahl an.

Es ist Linksextremisten nicht gelungen, die Proteste anlässlich des Ausbaus
des Flughafens Frankfurt/Main und die diesjährigen Castortransporte durch Aktio-
nen zu prägen. Die Mobilisierung für diese Themenfelder war schleppend. Dem-
gegenüber erhofft sich die Szene von der Mobilisierung zu Protestaktionen gegen
den G8-Gipfel 2007 in Heiligendamm (Mecklenburg-Vorpommern) eine Stärkung
ihrer Bewegung.

Straftaten mit linksextremistischen Hintergründen waren bei fast allen Delikten
leicht ansteigend. In den Bereichen Körperverletzungen stiegen sie von 5 auf 8
und bei Landfriedensbruch von 3 auf 7, wohingegen sie im Bereich sonstiger Straf-
taten wie Freiheitsberaubung, Raub, Erpressung und Widerstandsdelikte von 9 auf
4 sanken. Die Gesamtzahl der linksextremistisch motivierten Straftaten er-höhte
sich von 49 im Jahre 2004 auf 54 im Berichtsjahr. 
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Im Bericht erwähnte Gruppierungen in Hessen:
Parteien und ihre Nebenorganisationen

u Die Linkspartei.PDS (Die Linke.PDS), PDS-Jugend, [´solid] - die Sozialistische 
Jugend Hessen

u Deutsche Kommunistische Partei (DKP), Sozialistische Deutsche Arbeiter-
jugend (SDAJ), Assoziation Marxistischer StudentInnen (AMS)

u Marxistisch-Leninistische Partei Deutschlands (MLPD), Courage, Rebell,
Rotfüchse, Solidarität International e.V.

u Partei für Soziale Gleichheit (PSG)

u Sozialistische Alternative (SAV), widerstand international

Sonstige Gruppierungen

u Linksruck

u Bundesausschuss Friedensratschlag (BuFriRa)

u Friedens- und Zukunftswerkstatt Frankfurt

Autonome und Anarchisten

u Antifa Bensheim

u (aae) Marburg

u Antifaschistische Linksradikale Darmstadt

u Antifa Wetterau

u autonome antifa (f)

u Autonome Antifa Kassel

u Bündnis Antifaschistischer Gruppen Hessen (BASH)

u Bündnis gegen Antisemitismus Rhein-Main

u Freie ArbeiterInnen Union – Internationale Arbeiter Assoziation (FAU)

u Graswurzelbewegung

u gruppe8.mai

u Initiative gegen Abschiebung

u peoples global action

u Projektwerkstatt Reiskirchen-Saasen

u Sinistra! Frankfurt
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Linksextremistisches Personenpotenzial 1

2005 2004      2003

Gewaltbereite Linksextremisten 2

Autonome

Hessen 350 350 400
Bund 5.000 5.500 5.400 

Anarchisten

Hessen 40 40 40
Bund 500 500 500  

Marxisten-Leninisten, Trotzkisten u. a.

Kern- und Nebenorganisationen 3

Hessen  2.200 2.300 2.400
Bund 25.400   25.700 26.300  

beeinflusste Organisationen 4

Hessen 550  550 550
Bund 10.500   18.000 19.000  

Summe nach Abzug von Mehrfachmitgliedschaften

Hessen 2.950  3.100 3.330
Bund 39.100  44.300 45.800 

1 Die Zahlen sind gerundet und zum Teil geschätzt.

2 Berücksichtigt sind nicht nur Personen, die als Täter oder Tatverdächtige 

festgestellt wurden, sondern auch Personenzusammenschlüsse, bei denen 

Anhaltspunkte für Gewaltbereitschaft vorhanden sind. 

3 Hier sind die Mitglieder der Kommunistischen Plattform der Linkspatrei.PDS

enthalten. Das Bundesamt für Verfassungsschutz weist im Übrigen die 

Linkspatrei.PDS wegen ihres ambivalenten Erscheinungsbildes gesondert aus. 

Die Mitgliederzahlen lagen bundesweit 2005 bei 61.000, 2004 bei 65.800, und 

im Jahre 2003 bei 71.000 Personen.

4 Hier handelt es sich um Gruppen und Organisationen, die nach außen 

meist unabhängig erscheinen, aber erheblich von dogmatischen Gruppen 

beeinflusst werden. Deren Angehörige besetzen z.B. Schlüsselfunktionen

in Leitungsgremien und bestimmen Ziele und Aktivitäten der beeinflussten

Gruppen maßgeblich mit.
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„Sozialismus als
Bewegung und
Wertesystem“

„Außerparlamenta-
rische Opposition“

DIE LINKSPARTEI.PDS (DIE LINKE.PDS) 

Gründung: 1989/90 (Hessen 1990)

Landesvorsitzender: Dr. Ulrich Wilken 

Bundesvorsitzender: Lothar Bisky

Mitglieder: In Hessen 400, bundesweit 61.600 

Publikationen (Auswahl): Neues Deutschland (Erscheinungsweise täglich)
hessen links (Erscheinungsweise unregelmäßig)
Politische Berichte (Erscheinungsweise 14-tägig)
Frankfurter Kurier (Erscheinungsweise  
vierteljährlich)

Auf dem Sonderparteitag der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands
(SED) im Dezember 1989 wurde die Partei des Demokratischen Sozialismus
(PDS) durch Umbenennung der SED in SED/PDS gegründet; seit ihrem 1. Partei-
tag im Februar 1990 hieß sie nur noch PPDDSS. Auf einer außerordentlichen Tagung
des 9. Parteitages der PDS am 17. Juli benannte sie sich um in Die Linkspar-
tei.PDS (Die Linke.PDS).

Innerhalb der Partei besteht eine Vielzahl verschiedener Gruppen, Arbeits-
gemeinschaften und Plattformen mit sehr unterschiedlichen Zielen und Themen.
Von Bedeutung sind die Kommunistische Plattform der Linkspartei.PDS (KPF),
die an der revolutionären Tradition der Arbeiterbewegung festhält, das
Marxistische Forum der Linkspartei.PDS,  ein orthodox-kommunistisch gepräg-
ter Zusammenschluss zur marxistischen Analyse der politischen Situation und der
Geraer Dialog/Sozialistischer Dialog (GD/SD), ein bundesweiter Zusammen-
schluss von Dogmatikern in der LLiinnkkee..PPDDSS. Neben der parteieigenen PPDDSS--JJuuggeenndd
existiert [[´́ssoolliidd]], ein parteinaher sozialistischer Jugendverband. Auf internationaler
Ebene pflegt DDiiee LLiinnkkee..PPDDSS enge Beziehungen z. B. auch zu marxistisch-leninisti-
schen Parteien im Ausland.

Obwohl sich DDiiee LLiinnkkee..PPDDSS mit dem Parteiprogramm der PPDDSS vom Oktober
2003 in Ansätzen von marxistisch-leninistischen Positionen zu distanzieren be-
gann, ist das Ziel der Partei nach wie vor der Sozialismus.. Sie versteht sich als
„konsequent antikapitalistische“ Partei, die die Vorherrschaft kapitalistischer Inte-
ressen abschwächen und schließlich überwinden will. Sozialismus ist für die Partei
keine alternative Gesellschaftsordnung, sondern eine Bewegung und ein Werte-
system, in dem im Ringen um demokratische Mehrheiten die Profitdominanz
schrittweise überwunden werden soll.

„In ihr haben sowohl Menschen einen Platz, die der kapitalistischen
Gesellschaft Widerstand entgegensetzen und die die gegebenen Verhältnisse
fundamental ablehnen, als auch jene, die ihren Widerstand damit verbinden, die
gegebenen Verhältnisse positiv zu verändern und schrittweise zu überwinden.“

Ergänzend zu der parlamentarischen Tätigkeit in Bund, Ländern und
Gemeinden will DDiiee LLiinnkkee..PPDDSS als „außerparlamentarische Opposition“ ihre Ziele
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Europäische
Linke (EL)

Umbenennung in
Die Linkspartei.PDS

Bundestagswahl

durchsetzen. Dabei legt sie besonderen Wert auf die „Arbeit vor Ort“, d. h. in den
Kommunen. Sie arbeitet hierbei mit anderen linksextremistischen Organisationen
und Parteien zusammen und beteiligt sich auch an von diesen initiierten bzw.
gesteuerten Aktionen. Ungeachtet grundsätzlicher Kritik an den gesellschaftlichen
Verhältnissen beteiligt sich die Partei an den Regierungen in Mecklenburg-
Vorpommern und Berlin.

Als Mitglied der im Mai 2004 in Rom gegründeten Partei der Europäischen
Linken (EL) war DDiiee LLiinnkkee..PPDDSS am 8. und 9. Januar in Berlin Gastgeberin der vier-
ten ordentlichen Tagung des Parteivorstandes. Auf dieser Tagung wurde
dem Antrag der DDKKPP auf Aufnahme als „Beobachterpartei“ in der EL
einstimmig zugestimmt. Bisher gehören der EL 17 Parteien, darunter
DDiiee LLiinnkkee..PPDDSS, als Vollmitglieder und acht Parteien mit Beobachtersta-
tus an. 

Das Ergebnis der Landtagswahl am 22. Mai in Nordrhein-Westfalen
und die Ankündigung der vorgezogenen Bundestagswahl im Herbst
setzten die noch unter dem Kürzel PDS auftretende Partei unter Druck.
Bei dieser Landtagswahl erzielte sie mit 0,9% ein um 0,2%-Punkte
schlechteres Ergebnis als bei der letzten Landtagswahl 2000. Dem-
gegenüber erzielte die erstmals bei einer Landtagswahl angetretene
neue Partei WASG (kein Beobachtungsobjekt der Verfassungsschutz-
behörden) mit 2,2 % der Wählerstimmen ein beachtliches Ergebnis.
Um nach den Worten Gregor Gysis die „historisch einmalige Chance“
in Deutschland zu nutzen und „die linken Kräfte“ in Deutschland zu
bündeln, einigten sich die Führungsgremien beider Parteien Anfang
Juni auf ein gemeinsames Linksbündnis zur vorgezogenen Bundes-
tagswahl im September. Ferner wollte man damit vermeiden, bei der
Bundestagswahl gegeneinander zu kandidieren. Darüber hinaus wird
mittelfristig die Fusion beider Parteien, in die auch die Integration
parteiloser Linksextremisten angedacht ist, angestrebt. Ein Ziel der
Fusion ist, auch im Westen in die Landesparlamente einzuziehen.

Unabhängig von inhaltlichen Differenzen war die Suche nach
einem geeigneten Namen des Linksbündnisses das Kernproblem
beider Parteien. Für die WASG war der Name PPDDSS nicht akzeptabel, für die PPDDSS
dagegen das Kürzel PPDDSS unverzichtbar. Auf einer außerordentlichen Tagung des
9. Parteitages der PPDDSS am 17. Juli in Berlin wurde die PPDDSS in DDiiee LLiinnkkssppaarrtteeii..PPDDSS
mit der Kurzform DDiiee LLiinnkkee..PPDDSS umbenannt. Dies bedeutet keine politische
Richtungsänderung, das Parteiprogramm der PPDDSS gilt weiter. Die Landesverbände
dürfen als Anhang das Kürzel PPDDSS führen. Mit der Umbenennung erfüllte DDiiee
LLiinnkkee..PPDDSS die entscheidende Bedingung der WASG für eine gemeinsame Kandi-
datur zur Bundestagswahl. Die Basis der WASG hatte zuvor in einer Urabstim-
mung zugestimmt, dass im Fall der Umbenennung einzelne Mitglieder auf den
offenen Listen der LLiinnkkssppaarrtteeii..PPDDSS kandidieren könnten.

Bei der Wahl zum Deutschen Bundestag am 18. September erreichte DDiiee
LLiinnkkee..PPDDSS 8,7% der Zweitstimmen (= 4.086.134 Stimmen) und damit 54 Bundes-
tagsmandate. Sie gewann 4,7%-Punkte gegenüber der Bundestagswahl 2002 hin-
zu. Ihr bundesweit bestes Resultat erreichte sie in Brandenburg und Sachsen-
Anhalt mit jeweils 26,6% und gewann in Brandenburg um 9,4%, in Sachsen-Anhalt
um 12,2% hinzu. In Hessen legte sie um 4,0% (= 132.933) Zweitstimmen hinzu und
verbesserte ihr Ergebnis im Vergleich zu 2002 auf 5,3%. Ihr bestes Ergebnis erziel-
te sie im Frankfurt am Main I mit 7,0% (= 9.358) der Zweitstimmen.
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Bei der Kommunalwahl am 26. März 2006 trat DDiiee LLiinnkkssppaarrtteeii. zusammen mit
der WASG auf offenen Listen bzw. als Kandidaten auf den Listen bereits beste-
hender örtlicher Listen an, auf denen auch Mitglieder der DDKKPP sowie partei-
politisch nicht gebundene Personen kandidierten. In den 25 Kreisen und kreisfrei-
en Städten und 30 Kommunen, in denen sie antraten, kamen sie im Schnitt auf
3,31 %. Ihre besten Ergebnisse erzielten sie in Marburg (8,8 %), Kassel (6,8 %) und
Frankfurt am Main (6,6 %).

Die PPDDSS HHeesssseenn beschloss auf einer außerordentlichen Tagung ihres 6. Partei-
tages am 30. und 31. Juli in Frankfurt am Main ihre Umbenennung in DDiiee LLiinnkkssppaarr--
tteeii..LLaannddeessvveerrbbaanndd HHeesssseenn, Kurzbezeichnung DDiiee LLiinnkkee..HHeesssseenn. Damit verzichtete
man auf das Kürzel PPDDSS als Namenszusatz, was außer dem hessischen nur die
Landesverbände im Saarland und Schleswig-Holstein taten. Der Landesverband
mit Sitz in Frankfurt am Main ist in zehn Kreisverbände, einen Regionalverband,
zwei Basisgruppen und zwei Ortsgruppen untergliedert. Die LLiinnkkee..HHeesssseenn war im
abgelaufenen Jahr hauptsächlich mit der Teilnahme an der Bundestagswahl sowie
der Vorbereitung zur Kandidatur an der hessischen Kommunalwahl im Frühjahr
2006 beschäftigt.

Die LLiinnkkee..HHeesssseenn verfügt über eine Gruppierung des parteieigenen Jugend-
verbandes, die PPDDSS-- JJuuggeenndd HHeesssseenn. Der Jugendverband [[´́ssoolliidd]] - ddiiee ssoozziiaalliissttii--
sscchhee jjuuggeenndd HHeesssseenn identifiziert sich größtenteils mit den Zielen und Inhalten der
LLiinnkkeenn..HHeesssseenn, ohne jedoch von ihr als Parteijugend integriert zu sein. Im
Berichtsjahr legte [[´́ssoolliidd]] seinen Schwerpunkt auf das im Dezember 2004 in
Kooperation u. a. mit Gewerkschaftsjugendverbänden gestartete bundesweite
„antifaschistische Gegenprojekt“ „AufMUCKEn gegen Rechts – Beweg Dich,
damit sich was bewegt!“. Mittelpunkt ist eine Musik-CD, die bundesweit in einer
Auflagenhöhe von über 50.000 Exemplaren an Schulen verteilt werden soll.
Daneben sollen Broschüren verteilt und Informationsveranstaltungen sowie
Konzerte veranstaltet werden. 
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DEUTSCHE KOMMUNISTISCHE PARTEI (DKP) 

Gründung: 1968

Landesvorsitzender: Michael Beltz 

Bundesvorsitzender: Heinz Stehr

Mitglieder: In Hessen 450, bundesweit weniger als 4.500 

Publikationen (Auswahl): Unsere Zeit (UZ) (Aufl. 7.500,
Erscheinungsweise wöchentlich)

Die DDKKPP steht auch nach eigenen Erklärungen in der Tradition und Kontinuität
der 1956 vom Bundesverfassungsgericht verbotenen KKoommmmuunniissttiisscchheenn PPaarrtteeii
DDeeuuttsscchhllaannddss ((KKPPDD)).. Dies bekräftigte sie im Sommer auf einer Parteivorstands-
tagung in Essen, auf der eine Veranstaltung zum 50. Jahrestag des KKPPDD-Verbotes
am 19. August 2006 geplant wurde. Zu diesem Anlass möchte sich die DDKKPP als die
Partei darstellen, die in der politischen Tradition der KKPPDD steht. In diesem Zusam-
menhang soll auf „kommunistische Opfer des kalten Krieges“ in Westdeutschland
aufmerksam gemacht werden. 

In ihren seit Jahren verbindlichen Grundlagenpapieren wird deutlich, dass die
Partei an ihren verfassungsfeindlichen Zielen festhält. Sie propagiert
die Notwendigkeit eines „revolutionären Bruchs“ mit der beste-
henden Gesellschaftsordnung: 

„Der Kapitalismus kann unserer Meinung nach nicht auf dem
Weg von Reformen, ohne tiefgreifende Umgestaltungen und
ohne revolutionären Bruch mit den kapitalistischen Besitz- und
Machtverhältnissen in eine Gesellschaftsordnung umgewandelt
werden, in der alle Menschen sich in gleicher Weise frei entfalten
können. Dieser revolutionäre Bruch hin zu einer neuen Gesell-
schaft führt zum Sozialismus. Auf diesem Weg kommt der Ar-
beiterklasse aufgrund ihrer Stellung in den Produktionsverhältnis-
sen eine entscheidende Bedeutung zu.“ (Aktionsprogramm der DKP, ver-
abschiedet auf dem 13. Parteitag am 3. und 4. Februar 1996 in Dort-
mund) 

Für die DDKKPP hat die Entwicklung außerparlamentarischer Aktivitäten,
die Sammlung und Bündelung „linker“ Kräfte sowie die Bemühung, das
Vertrauen der arbeitenden Bevölkerung, der sogenannten „kleinen Leu-
te“, zu gewinnen, stets Vorrang vor dem Ziel parlamentarischer Einfluss-
nahme. Im „Kampf gegen Neofaschismus“ und gegen das „kapitalistische Aus-
beutungssystem“ versteht sich die Partei als Aktivposten. Mit vielfältigen Aktionen
und Kampagnen wie z. B. „DKP kontra Großkapital“, „Für Arbeitsplätze – gegen
Kriegseinsätze“ und der Aktion „Widerstand gegen Sozialabbau“ versuchte sie
immer wieder, Impulse für aktives Handeln gegen „friedensgefährdende“ und
„sozialreaktionäre“ Politik zu geben.  

Auf der 1. Tagung des 17. Parteitages am 12. und 13. Februar in Duisburg
(Nordrhein-Westfalen) wurde ein neuer, 40 Personen umfassender, Parteivorstand
gewählt. Der Vorsitzende Heinz Stehr sowie die stellvertretenden Vorsitzenden
Nina Hager und Rolf Priemer wurden in ihren Ämtern bestätigt. Ein Schwerpunkt-
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thema des Parteitages war die Erarbeitung eines neuen Parteiprogramms, was
derzeit als wichtigste Herausforderung für die Partei angesehen wird. Das „Mann-
heimer Programm“ existiert seit 1978, es wurde lediglich 1983 mit den „Thesen zur
programmatischen Orientierung der DDKKPP“ fortgeschrieben. Ein Programment-
wurf, der rechtzeitig zu diesem Parteitag erarbeitet und zur Diskussion gestellt
werden sollte, lag erneut nicht vor.

In Hinblick auf die vorgezogene Bundestagswahl beschloss die DDKKPP auf ihrer
3. Parteivorstandstagung am 9. und 10. Juli in Essen (Nordrhein-Westfalen), zur
Wahl eines „linken Wahlbündnisses“ aufzurufen und die LLiinnkkee..PPDDSS zu unterstüt-
zen. Zehn Mitglieder der DDKKPP kandidierten auf neun Landeslisten der LLiinnkkeenn..PPDDSS,
darüber hinaus stellte sie zwei Direktkandidaten.

Anlässlich der Kommunalwahl kandidierten 150 Personen der DDKKPP auf offenen
Listen der LLIInnkkssppaarrtteeii.. und WASG. Darüber hinaus kandidierte sie eigenständig in
ihren Hochburgen Mörfelden-Waldorf, Reinheim sowie erstmals im Kreis Darm-
stadt-Dieburg. Sie verbesserte ihre Ergebnisse gegenüber 2001 auf 11,6 % in Mör-
felden-Waldorf (2001: 8,3 %) sowie 14,7 % (2001: 9,2 %) in Reinheim. In
Darmstadt-Dieburg erreichte die DDKKPP 1,3 % der
Zweitstimmen.

Ungeachtet dieser Unterstützung der LLiinnkkeenn..PPDDSS
grenzt sich die DDKKPP von deren politischen Konzepten
ab. Sie hält deren Bestreben um die Überwindung der
bestehenden Gesellschaftsordnung für lediglich refor-
mistisch und wirft ihr vor, durch die von ihr mitzuverant-
wortende Regierungspolitik in Berlin und Mecklenburg-
Vorpommern den „Sozialabbau“ voranzutreiben. 

Die DDKKPP gliedert sich in Hessen in 13 Kreisorganisa-
tionen mit Wohngebiets-, Stadtteil- und Ortsgruppen
und legte ihre Schwerpunkte auf die Unterstützung der
LLiinnkkeenn..PPDDSS bei der Bundestagswahl, Aktionen im Rah-
men der „Friedensarbeit“ und Aktivitäten gegen den
„Sozialabbau“. Dabei agierte sie gemeinsam mit anderen
linksextremistischen Organisationen sowie mit außerparla-
mentarischen Bewegungen. Einige DDKKPP-Kreisorganisatio-
nen geben in meist unregelmäßiger Folge Kleinzeitungen
heraus.

Mit der DDKKPP eng verbunden ist weiterhin die SSoozziiaalliissttiisscchhee DDeeuuttsscchhee
AArrbbeeiitteerrjjuuggeenndd ((SSDDAAJJ)), die ihre vorrangige Aufgabe darin sieht, „sozialistisches
Klassenbewusstsein“ unter Jugendlichen zu entwickeln und zu verbreiten.
Bundesweit verfügt die SSDDAAJJ über 350 Mitglieder, in Hessen etwa 50 Mitglieder. 
An den Hochschulen arbeitet die DDKKPP mit der AAssssoozziiaattiioonn MMaarrxxiissttiisscchheerr
SSttuuddeennttIInnnneenn ((AAMMSS)) zusammen. 
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MARXISTISCH-LENINISTISCHE PARTEI
DEUTSCHLANDS (MLPD) 

Gründung: 1982

Bundesvorsitzender: Stefan Engel

Mitglieder: In Hessen 100, bundesweit 2.300 

Publikationen (Auswahl): Rote Fahne (Aufl. 7.500)
(Erscheinungsweise wöchentlich)

Lernen und Kämpfen (Aufl. 1.000)
Erscheinungsweise vierteljährlich)

RReebbeellll ((EErrsscchheeiinnuunnggsswweeiissee zzwweeiimmoonnaattlliicchh))

GGaalliilleeoo -- SSttrreeiittbbaarree WWiisssseennsscchhaafftt 
((ZZeeiittuunngg ddeerr HHoocchhsscchhuullggrruuppppeenn ddeerr MMLLPPDD)) 
((EErrsscchheeiinnuunnggsswweeiissee hhaallbbjjäähhrrlliicchh))

Die 1982 gegründete MMLLPPDD zählt zu den traditionell revolutionär-marxisti-
schen Organisationen und hält an den Lehren von Marx, Engels, Lenin, Stalin und
Mao Tse-Tung fest. Ihr Ziel ist es, durch einen revolutionären Bruch „den Imperia-
lismus zu stürzen und den echten Sozialismus aufzubauen“.

„Die MLPD/Offene Liste steht für eine Kapitalismus-Kritik, die im Unterschied
zur Linkspartei konsequent eine sozialistische Gesellschaft fordert. Die MLPD ist der
festen Überzeugung, dass nur die selbständige Aktivität der Massen zu einer

Veränderung der gesellschaftlichen Verhältnisse
führt.“ (Rote Fahne Nr. 22 vom 3.6.).

Insbesondere wegen der Betonung mao-
istischer Positionen ist sie innerhalb des linksex-
tremistischen Spektrums weitgehend isoliert.
Sie hat einen ausgeprägten ideologischen Füh-
rungsanspruch. Dennoch versucht sie, Bündnis-
partner zu finden.

Das Zentralkomitee hat seinen Sitz in Gelsen-
kirchen (Nordrhein-Westfalen). Bundesweit ist
die MMLLPPDD in sieben Bezirke gegliedert; die hessi-
schen Mitglieder gehören dem Bezirk Mitte an.
Kontaktadressen der Partei in Hessen existieren in
Frankfurt am Main, Kassel, Darmstadt und Rüs-
selsheim (Landkreis Groß-Gerau). Die MMLLPPDD un-
terhält einen Frauenverband CCoouurraaggee, einen
Jugendverband RReebbeellll und eine Kinderorganisa-
tion RRoottffüücchhssee. Für ihre „Internationalismusarbeit“
bedient sie sich ihrer Vorfeldorganisation SSoolliiddaarrii--
ttäätt IInntteerrnnaattiioonnaall ee..VV..

Neben der Durchführung von Montagsdemonstrationen (s. u. im Kapitel
„Linksextremistische Einflussnahme auf den Protest gegen ‚Sozialabbau’“) stand
die vorgezogene Bundestagswahl im Vordergrund ihrer Aktivitäten. Hatte sie 2002

LINKS
EXTREMISMUS
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noch zum Wahlboykott aufgerufen, war sie diesmal an der Beteiligung an einem
breiten Linksbündnis interessiert. Dieses Anliegen sei jedoch nach Aussagen des
Vorsitzenden der MMLLPPDD „von den Führern der WASG und der PDS“ abschlägig
beschieden worden. 

Die MMLLPPDD kandidierte daraufhin als MMLLPPDD//OOffffeennee LLiissttee in allen Bundes-
ländern und erzielte bundes- wie hessenweit 0,1% der Zweitstimmen (= 45.166
bzw. 1.728 Stimmen). In Hessen trat sie zusätzlich mit Direktkandidaten in den
Städten Darmstadt und Kassel an, deren Ergebnisse nicht nennenswert über dem
Ergebnis der Zweitstimmen lagen. 

Anlässlich der Kommunalwahl am 26. März 2006 traten in Darmstadt und
Kassel von der MMLLPPDD dominierte Wahlbündnisse AAUUFF DDaarrmmssttaaddtt und AAUUFF KKaasssseell
an, die ihre Ergebnisse von 2001 mit 0,6 % in Darmstadt und 1,7 % in Kassel pro-
zentual in etwa bestätigen konnten.

TROTZKISTISCHE GRUPPIERUNGEN

Partei für Soziale Gleichheit, 
Sektion der Vierten Internationale (PSG)

Gründung: 1997

Bundesvorsitzender: Ulrich Rippert

Mitglieder: In Hessen 10, bundesweit 80 

Publikationen (Auswahl): gleichheit – Zeitschrift für sozialistische Politik & 
Kultur (Erscheinungsweise zweimonatlich)

Die PPaarrtteeii ffüürr SSoozziiaallee GGlleeiicchhhheeiitt ((PPSSGG)) ist als trotzkistische Partei dem
„Internationalen Komitee der Vierten Internationale“ angeschlossen. Sie strebt u.
a. die sozialistische Revolution an:

„Unser Ziel ist der Aufbau Vereinigter Sozialistischer Staaten von Europa. [...]
Als deutsche Sektion des Internationalen Komitees der Vierten Internationale ver-
körpert die PSG die Tradition der trotzkistischen Weltbe-
wegung, die den Marxismus jahrzehntelang gegen die
Sozialdemokratie und gegen den Stalinismus verteidigt
hat.“ (Aufruf der PSG zur Bundestagswahl 2005)

Nachdem die PPSSGG 2002 auf eine Kandidatur zur Bun-
destagswahl verzichtet hatte, stellte sie sich in Berlin,
Hessen, Nordrhein-Westfalen und Sachsen mit eigenen
Landeslisten zur Wahl. In Hessen umfasste die Landes-
liste zwei Personen. Die PPSSGG beteiligte sich nach eige-
nen Angaben an der Bundestagswahl, um „die Grundlage für den Aufbau einer
neuen Partei zu legen, die die Interessen der arbeitenden Bevölkerung, ein-
schließlich der Rentner, Arbeitslosen und Jugendlichen, vertritt“. Der LLiinnkkeenn..PPDDSS
versagte sie ihre Unterstützung, da sich das „sozialistische Geschwätz“ der PPDDSS
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„in dem Maße verflüchtigt, wie sie politische Verantwortung übernimmt“. Sie
strebt u. a. nach der internationalen Einheit der „Arbeiterklasse“ und lehnt den
„Sozialabbau“ und die „Agenda 2010“ ab.

Die PPSSGG erzielte bundesweit 0,0% (= 15.365 Zweitstimmen), in Hessen insge-
samt 0,1% (= 3.311 Zweitstimmen).

Linksruck

Gründung: 1994

Bundesvorsitzender: Stefan Bernost

Mitglieder: In Hessen 50, bundesweit 300 

Publikationen (Auswahl): Linksruck – Sozialistische Zeitung 
(Auflage rund 6.000)

LLiinnkkssrruucckk wird der deutschen Sektion des internationalen trotzkistischen
Dachverbands „International Socialist“ mit Sitz in London zugerechnet. Die
Organisation teilt die typisch marxistisch-leninistische Vorstellung einer
Klassengesellschaft und vertritt, im Gegensatz zur DDKKPP oder zur LLiinnkkssppaarrtteeii, die
Auffassung, dass die Abschaffung des Kapitalismus und die damit verbundene
Befreiung der Arbeiter durch die Einführung einer Rätedemokratie eingeleitet
werden müsse.

Schwerpunkt von LLiinnkkssrruucckk war die Beteiligung an der WASG (kein
Beobachtungsobjekt der Verfassungsschutzbehörden). LLiinnkkssrruucckk versucht hier,
mittels einer „Entrismuspolitik“, d. h. mit der „Unterwanderung“ bestehender
Gruppierungen wie der WASG oder auch
attac (ebenfalls kein Beobachtungsobjekt
der Verfas-sungsschutzbehörden), in denen
sie in der Regel nicht offen als Mitglieder
von LLiinnkkssrruucckk auftreten, Entscheidungen im
eigenen Sinne zu beeinflussen:

„Linksruck ist der Teil der globalen Be-
wegung, die angetreten ist, die Macht der
Konzerne zu brechen. Wir arbeiten mit vielen
anderen zusammen, um eine Bewegung ge-
gen die neoliberale Politik zu schaffen. Wir
bauen die WASG mit auf und beteiligen uns
an den Diskussionen um ein neues Links-
bündnis.“ (Flugblatt: Roter Faden Veranstal-
tungstipps für das Sozialforum in Erfurt)

Zu den Veranstaltungen anlässlich des
Besuchs des US-amerikanischen Präsidenten Bush sowie zu den von ihr veranstal-
teten Rosa-Luxemburg-Tagen im Juni in Berlin, die unter dem Motto standen
„Kapitalismus? Es geht auch anders!“, rief LLiinnkkssrruucckk auch in Hessen zur Teilnahme
auf.
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Sozialistische Alternative (SAV)

Gründung: 1994

Bundesvorsitzender: Sascha Stanicic

Mitglieder: In Hessen 65, bundesweit 400 

Publikationen (Auswahl): Solidarität – Sozialistische Zeitung 
(Erscheinungsweise monatlich)

Die SSAAVV bezeichnet sich selbst als revolutionäre, sozialistische Partei und ist
die deutsche Sektion des in London ansässigen trotzkistischen Dachverbands
„Committee for a Workers´ International“. Die Organisation ist bereits im Jahr
2001 kollektiv dem globalisierungskritischen Netzwerk attac (kein Beobachtungs-
objekt der Verfassungsschutzbehörden) beigetreten. Ihr Aktionsschwerpunkt in
Hessen ist Kassel. Die von der SSAAVV beeinflusste Jugendorganisation wwiiddeerrssttaanndd
iinntteerrnnaattiioonnaall ((wwii)) ist hauptsächlich in den Bereichen „Antifaschismus“, „Antimilita-
rismus“ sowie in einem regionalen Bündnis „gegen Sozialkahlschlag“ aktiv.

Autonome

Aktivisten: In Hessen rund 350, bundesweit 5.000

Regionale Schwerpunkte: In Hessen Frankfurt am Main, Südhessen,
Gießen, Hanau, Kassel, Marburg, Wiesbaden 

Publikationen (Auswahl): Swing (Erscheinungsweise zweimonatlich)
Interim (Erscheinungsweise vierzehntägig)

AAuuttoonnoommee bekämpfen die freiheitliche demokratische Grundordnung und
den Staat, um stattdessen eine herrschaftsfreie Gesellschaft zu errichten, in der sie
in „absoluter Unabhängigkeit“ leben können. Das politische System in der
Bundesrepublik Deutschland soll
durch die „Selbstverwirklichung“
des Einzelnen im Kampf gegen das
„Schweinesystem“ zerschlagen wer-
den. Ihnen werden Gruppen und
Personen zugerechnet, die weder
über feste organisatorische Struktu-
ren noch über ein gemeinsames ide-
ologisches Konzept verfügen. Sie ver-
folgen verschwommen anarchistische
und sozialrevolutionäre Vorstellungen
und vertreten teilweise ein marxisti-
sches Weltbild.

AAuuttoonnoommee fühlen sich als Teil einer
Basisbewegung, d. h. sie wollen die
„direkte Demokratie“ praktizieren. 
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Meist schließen sie sich in lockeren - oft wechselnden - Kleingruppen zusam-
men. Ihre „phantasievollen“ Aktivitäten umfassen die Beteiligung an Demonstra-
tionen, Farbschmierereien, von Steinwürfen bis hin zu Brand- und Sprengstoffan-
schlägen. 

Gemeinsam ist allen AAuuttoonnoommeenn eine Gewaltbereitschaft, die anlassbezogen
in Gewalt umschlagen kann. Militanz dient hierbei nicht nur als Ausdruck der Kon-
sequenz der systemoppositionellen Haltung der Autonomen, die die herrschaftli-
che Inanspruchnahme des staatlichen Gewaltmonopols zurückweist. Zugleich ist
sie identifikatorisches Kernstück einer oppositionellen „revolutionären“ Selbst-

stilisierung. Bei der Wahl des Angriffsziels
und der Aktionsform bemühen sich
AAuuttoonnoommee stets um Vermittelbarkeit. 

AAuuttoonnoommee diskutieren seit Jahren
über die Anwendung von Gewalt zur
Durchsetzung ihrer politischen Ziele. Die
Differenzen über die im Bereich der
autonomen Szene allgemein akzeptier-
te Gewalt gegen Sachen und die im Be-
reich der „antifaschistischen“ Gruppen
abgelehnte Gewalt gegen Personen
will man damit überwinden und Struk-
turen schaffen, mit denen der militante
Kampf gegen den Staat effektiver ge-

führt werden kann. Initiator dieser Diskussion ist die im
Raum Berlin auch mit Anschlägen auftretende mmiilliittaannttee ggrruuppppee, die die Berliner
Szenepublikation IInntteerriimm als Forum hierfür verwendet. 

AAuuttoonnoommee haben ihren größten Rückhalt in den Hochschulstädten. Die in den
vergangenen Jahren bundesweit zu beobachtenden Spaltungs- und Auflösungs-
tendenzen autonomer Gruppen setzte sich nicht fort. Insbesondere im Themen-
schwerpunkt „Antifaschismus“ wurde mit der Gründung des BBüünnddnniisssseess aannttiiffaa--
sscchhiissttiisscchheerr GGrruuppppeenn HHeesssseenn ((BBAASSHH)) in Südhessen eine Struktur geschaffen, die es
den beteiligten autonomen Gruppen ermöglicht, gezielt gegen die „organisierte
Naziszene“ vorzugehen. 

Zur Kommunikation bedienen sich AAuuttoonnoommee der Möglichkeiten des Inter-
nets. Darüber hinaus nutzen sie bewährte Szenepublikationen zum Austausch von
Informationen und Diskussionsbeiträgen. Daneben sind weiterhin Infoläden und
Szenetreffs von Bedeutung. Hier werden gerade vor Demonstrationen letzte
Absprachen in Bezug auf die Durchführung von Veranstaltungen getroffen; für die
Dauer der Veranstaltung sind Kontaktstellen eingerichtet, bei denen
Demonstranten Rechtsberatung, aber auch Informationen über den Ablauf von
Demonstrationen erhalten können. Daneben werden bei geheimen, auf einen
kleinen Personenkreis reduzierte Treffen Aktionen geplant. Es ist wahrscheinlich,
dass bei solchen Zusammenkünften auch Absprachen für die Durchführung von
Straf- und Gewalttaten getroffen werden.  

AAuuttoonnoommee beteiligten sich anlässlich des Besuches des US-amerikanischen
Präsidenten Bush an verschiedenen Demonstrationen im Rhein-Main-Gebiet. Drei
Tage nach dem Bush-Besuch mobilisierte die autonome Szene unter dem Motto
„Luxus für alle! – Kapitalismus abschaffen“ gegen den Opernball am 26. Februar
in Frankfurt am Main. Am Ende der Veranstaltung kam es zu Ausschreitungen mit
Sachbeschädigungen. Ferner beteiligten sich AAuuttoonnoommee aus Hessen an einer
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gewalttätigen Demonstration gegen einen Aufmarsch von Rechtsextremisten am
1. Mai in Worms (Rheinland-Pfalz) und waren maßgeblich an einer breit angeleg-
ten Kampagne gegen den von Rechtsextremisten geplanten „Rudolf-Heß-
Gedenkmarsch“ am 20. August in Wunsiedel (Bayern) beteiligt. 

„Antideutsche“
Am 2. April, einen Tag nach dem 60. Jahrestag der Befreiung durch die US-ameri-
kanischen Truppen, fand in Neuhof (Landkreis Fulda) eine Demonstration von
Linksextremisten statt, die unter dem Motto „Tag der Besatzung von Neuhof fei-
ern! Für eine Entbarbarisierung des platten Landes!“ stand. Rund 40 sogenannte
„„AAnnttiiddeeuuttsscchhee““ demonstrierten „gegen den antisemitischen Konsens in der

Dorfgemeinschaft von Neuhof [...] [, das]
beispielhaft für das ganz normale Grau-
en in der deutschen Provinz stehen darf.“
Neuhof ist der Heimatort des ehemali-
gen Bundestagsabgeordneten Martin
Hohmann, der wegen antisemitischer
Äußerungen aus der CDU ausgeschlos-
sen worden war.

Initiator dieser Demonstration war die ggrruuppppee88..mmaaii. Der Aufruf wurde vom
BBüünnddnniiss ggeeggeenn AAnnttiisseemmiittiissmmuuss RRhheeiinn--MMaaiinn,, SSiinniissttrraa!! FFrraannkkffuurrtt und ((aaaaee)) MMaarrbbuurrgg
unterzeichnet, die sich selbst dem antideutschen Spektrum zurechnen. Die sehr
uneinheitliche Bewegung innerhalb der linksextremistischen Szene, der in Hessen
v. a. an Hochschulen aktive Gruppen angehören, hat sich aus der aauuttoonnoommeenn
SSzzeennee heraus entwickelt, vertritt jedoch zum Teil
konträre Auffassungen zu dieser. Aus diesem
Grund kommt es auch regelmäßig zu Auseinan-
dersetzungen. Auf Demonstrationen fallen „„AAnnttii--
ddeeuuttsscchhee““, die nur einen geringen Teil der Links-
extremisten darstellen, vor allem dadurch auf,
dass sie israelische oder US-amerikanische Fah-
nen mit sich tragen, was in der übrigen Szene als
Provokation aufgefasst wird. 

Ausgangspunkt der „antideutschen“ Ideolo-
gie ist die ungebrochene Solidarität mit dem jüdi-
schen Volk sowie dem Staat Israel. Im Unterschied
zu anderen Linksextremisten, die im Nahostkonflikt traditionell propalästinensi-
sche Positionen vertreten, stehen „„AAnnttiiddeeuuttsscchhee““ vorbehaltlos zu Israel. Sie sehen
die Existenz des Staates Israels gerechtfertigt als eine Notwendigkeit gegen die
existenzielle Bedrohung des jüdischen Volkes. 

Der „Deutschen Volkgemeinschaft“ und der übrigen Linken werfen die „„AAnnttii--
ddeeuuttsscchheenn““ vor, offen oder latent antiamerikanisch und vor allem antisemitisch zu
sein. Mit dem Slogan „Deutschland war als Kind schon scheiße“ bringen sie zum
Ausdruck, dass sie Deutschland seit jeher als reaktionär, antiliberal und antisemi-
tisch halten. 

Obwohl sie - wenn auch in sehr diffuser Form - die Vision eines weltweiten
Kommunismus haben, sehen sie den Kapitalismus in US-amerikanischer Form als
Träger eigentlicher Zivilisation. Sie sehen hierin einen Weg zur Befreiung von
Unterdrückung und die notwendige Übergangsstufe zum Kommunismus.
„„AAnnttiiddeeuuttsscchhee““ verteidigen vor diesem Hintergrund im Unterschied zu den mei-
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Wurzeln des
Faschismus

1. Mai-Aktion

Kampagnen gegen
Rudolf-Heß-Gedenk-
veranstaltung
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sten anderen Linksextremisten auch militärische Handlungen der USA in Afghanis-
tan und im Irak unter dem Motto „Sherry statt Sharia!“

Linksextremistischen Zusammenschlüssen, die nach Ansicht der „„AAnnttiiddeeuutt--
sscchheenn““ einem „romantischen Antikapitalismus“ anhängen, wird von „antideut-
scher“ Seite unterstellt, aus rassistisch-antisemitischen Motiven zu handeln. Sie
hingegen würden an einer klaren Vision der Überwindung Deutschlands und
damit des Kapitalismus festhalten.

Antifaschismus
Der Themenbereich „Antifaschismus“ behielt für Linksextremisten seine her-

ausgehobene Bedeutung. Da diese den Kampf gegen „Rechts“ mit dem Kampf
gegen das „Ganze“, d. h. gegen den demokratischen Rechtsstaat, gleichsetzen,
richtet sich der Faschismusvorwurf der Linksextremisten auch gegen die
Bundesrepublik Deutschland und ihre Repräsentanten; die Wurzeln des
Faschismus werden in der „bürgerlichen Klassengesellschaft“ gesehen.
Demokratie und Faschismus sicherten die Macht des Kapitals. „Antifaschismus“
wird so instrumentalisiert, um die Revolution voranzutreiben. 

„Konsequenter Antifaschismus muss sich [...] notwendig in Gegnerschaft zu
dieser Gesellschaft und ihrem Staat begeben, wenn er die faschistischen Ten-
denzen konsequent bekämpfen will. Das heißt, dass ernst gemeinter Antifaschis-
mus revolutionär, also auf die grundlegende Überwindung der bestehenden Ver-
hältnisse gerichtet sein muss. Gegen die aktuellen Zwänge von Nation und Staat
setzt diese Kritik die Vision einer Gesellschaft jenseits
des Kapitalismus in der Jeder ohne Angst verschieden
sein kann. Mit revolutionären AntifaschistInnen ist also
aus gutem Grund kein Staat zu machen.“ (BASH-
Kampagne 2005-Aufruf) 

Wie in anderen Bundesländern fanden in Hessen
mehrere Demonstrationen und Kundgebungen statt,
bei denen Linksextremisten die Konfrontation mit
Rechtsextremisten bzw. mit von ihnen als rechtsextre-
mistisch bewerteten Personen suchten. 

Unter dem Motto „Naziaufmarsch verhindern“ rie-
fen verschiedene hessische Gruppierungen im Inter-
net zur Teilnahme an Veranstaltungen gegen Auf-
märsche von Rechtsextremisten in Frankenthal, Worms (beide Rheinland-Pfalz)
und Leipzig (Sachsen) am 1. Mai auf. An den gewalttätigen Auseinandersetzungen
insbesondere in Worms beteiligten sich mehrere Personen aus Hessen. 

Anlässlich des 18. Todestages des Hitler-Stellvertreters Rudolf Heß war eine
gegenüber den letzten Jahren verstärkte Mobilisierung in der linksextremistischen
Szene zu Aktionen gegen eine geplante Gedenkveranstaltung der rechtsextremi-
stischen Szene am 20. August in Wunsiedel (Bayern) zu verzeichnen. Im Rahmen
der Kampagne „NS-Verherrlichung stoppen“ fanden bundesweit Mobilisierungs-
veranstaltungen statt. Auch in Hessen fanden seit Mai zahlreiche Mobilisierungs-
veranstaltungen zu einem „antifaschistischen“ Aktionstag in Wunsiedel statt.  An
den Veranstaltungen nahmen überwiegend Personen der autonomen Szene teil.
So rief die aauuttoonnoommee..aannttiiffaa ((ff)) über ihre Internetseite zu einer Mobilisierungsver-
anstaltung im CCaaffee EExxzzeessss, dem Treffpunkt der autonomen Szene in Frankfurt am
Main, auf. Während die von Rechtsextremisten geplante Demonstration verboten
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worden war, fanden die durch Linksextremisten für diesen Tag angemeldeten
Veranstaltungen in Wunsiedel statt. An einer Demonstration beteiligten sich bis zu
2.000 Linksextremisten, darunter etwa 500 Personen, die der gewaltbereiten auto-
nomen Szene zuzuordnen waren. Eine große Anzahl von Teilnehmern begab sich
noch vor der Abschlusskundgebung nach Nürnberg (Bayern), um die dort stattfin-
dende NNPPDD--Demonstration zu stören. 

Am 28. Mai  fand in Gießen eine Demonstration gegen die Burschenschaft
DDrreessddeennssiiaa--RRuuggiiaa statt. An dem Aufzug mit Kundgebung unter dem Motto „NPD-
Kaderschmiede Dresdensia-Rugia dichtmachen! Demonstration gegen die neofa-
schistische Burschenschaft in Gießen“ beteiligten sich etwa 250 Teilnehmer, über-
wiegend aus dem linksextremistischen Spektrum. In einem mehrseitigen, über
Flugblätter und das Internet verbreiteten Aufruf hatte ein Bündnis aus
AAuuttoonnoommeenn, AAnnaarrcchhiisstteenn und verschiedenen Hochschulgruppen zur Teilnahme an
der Demonstration mobilisiert. In dem Aufruf, der sich neben der DDrreessddeennssiiaa--
RRuuggiiaa auch im Allgemeinen mit Burschenschaften befasste, werden diese als
„Hierarchien, Männerbündeleien, Rassismus und Lebensbund als Wegbereiter
erzkonservativer Traditionspflege“ bezeichnet.  

Am 25. Juni fand in Marburg eine Demonstration unter dem Motto „Gegen
die Verbindung von Deutscher Burschenschaft und Neonazis“ statt. An dem Auf-
zug mit Zwischenkundge-
bungen vor Verbindungs-
häusern und einer Abschluss-
kundgebung nahmen etwa
120 Personen überwiegend
aus dem linksextremisti-
schen Spektrum teil.  

Der traditionell am ersten Julisonntag in Marburg (Landkreis Marburg-
Biedenkopf) abgehaltene Marktfrühschoppen, an dem neben Bürgern auch
Verbindungs- und Burschenschaftsangehörige teilnehmen, wurde wie in den
Jahren zuvor von Protestaktionen begleitet. Etwa 200 Gegendemonstranten, dar-
unter Linksextremisten, versuchten durch Klatschen, Pfeifen, Gejohle und Sprech-
chöre wie „Haut ab“ und „Nazis raus“ auf sich aufmerksam zu machen. Am Vor-
abend der Veranstaltung war es zu mehreren Körperverletzungen und zu einer
Sachbeschädigung gegen Mitglieder und Einrichtungen von Burschenschaften in
Marburg gekommen.

Am 28. August fand im Butzbacher Stadtteil Hoch-Weisel (Landkreis Wetterau)
ein „antifaschistischer Infostand“ statt, der u. a. von autonomen Gruppierungen
wie der AAnnttiiffaa WWeetttteerraauu sowie der VVVVNN//BBddAA FFrraannkkffuurrtt aamm MMaaiinn organisiert war.
Mit dem Infostand sollte auf eine „nationale Wohngemeinschaft“, in der
Mitglieder der rechtsextremistischen FFrreeiieenn NNaattiioonnaalliisstteenn RRhheeiinn--MMaaiinn leben, auf-
merksam gemacht werden. Um ihre Präsenz deutlich zu machen, formierten sich
etwa 80 Jugendliche, vorwiegend aus dem autonomen Bereich, zu einer
Spontandemonstration und zogen durch Hoch-Weisel. Die Demonstranten skan-
dierten dort lautstark gegen die NNeeoonnaazziiss. Es wurden themenbezogene Spruch-
bänder und Transparente gezeigt. Etwa zehn Personen traten vermummt auf. Zum
„antifaschistischen Infostand“ kamen zwischen 100 und 120 Personen, die zu
einem Großteil der autonomen Szene angehören. Die Meinung der Einwohner
von Hoch-Weisel ist gespalten. Ähnliche Aktionen dauern immer noch an und fin-
den auch Akzeptanz im demokratischen Spektrum – etwa den Gewerkschaften.
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Südhessen

Bundnis BASH
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In Bensheim (Landkreis Bergstraße) fand am 13.
August eine von der dortigen AAnnttiiffaa organisierte
Demonstration unter dem Motto „Gegen Nazis in
Bensheim und an der Bergstrasse - für eine alternative
Kultur“ statt, an der etwa 100 Personen, überwiegend
AAuuttoonnoommee,, teilnahmen. Anlass war, dass 15 Rechts-
extremisten versucht hatten, eine Veranstaltung der
AAnnttiiffaa BBeennsshheeiimm zum Rudolf-Heß-Gedenkmarsch in
Wunsiedel (Bayern) zu stören. Die Rechtsextremisten
hatten versucht, in das Haus, in dem die Veranstaltung
stattfand, einzudringen. Am 2. Oktober versuchten in
Lampertheim (Landkreis Bergstraße) 250 bis 300 Per-
sonen, darunter zahlreiche Linksextremisten, einen
Aufzug von Rechtsextremisten zu blockieren. Es kam
vereinzelt zu Steinwürfen auf Polizeibeamte.

Im Raum Südhessen formierte sich in der ersten Jahreshälfte ein BBüünnddnniiss
AAnnttiiffaasscchhiissttiisscchheerr GGrruuppppeenn HHeesssseenn ((BBAASSHH)).. Das Bündnis besteht aus sechs „anti-
faschistischen“ autonomen Gruppen aus Bensheim (Landkreis Bergstraße),
Darmstadt, Frankfurt am Main, Hanau (Main-Kinzig-Kreis), dem Odenwaldkreis
und dem Landkreis Bergstraße. In dieser Region hatte es
bereits vorher eine enge
Zusammenarbeit mit der
AAnnttiiffaa gegeben. In einem
Aufruf des Bündnisses
heißt es: 

„Das Bündnis Antifaschistischer Gruppen Hessen (BASH) organisiert im
Herbst 2005 eine Kampagne mit mehreren Demonstrationen in Hessen und Bay-
ern gegen die organisierte Naziszene. Dabei soll der zunehmenden Gängelung
und Kriminalisierung von Antifas ein revolutionärer Antifaschismus entgegen ge-
setzt werden.“

BBAASSHH organisierte am 22. Oktober eine Demonstration in Frankfurt-Sach-
senhausen, an der knapp 500 Personen, überwiegend Linksextremisten, teilnah-
men. Diese richtete sich gegen die mutmaßlichen Treffen von NNeeoonnaazziiss im Knei-
penviertel von Alt-Sachsenhausen und dem in den Augen von BBAASSHH zu laschen
Umgang der Behörden damit. Zu dieser Demonstration hatten außer den autono-
men Gruppierungen u. a. auch der LLiinnkkssppaarrtteeii-nahe Jugendverband [[‘‘ssoolliidd]], die
VVVVNN--BBddAA, die IInniittiiaattiivvee ggeeggeenn AAbbsscchhiieebbuunngg sowie die Gruppe ssiinniissttrraa!! aufgerufen.

Ferner rief das Bündnis zu einer Demonstration gegen eine Konferenz zum
Thema „Unternehmertum und Patriotismus im 21. Jahrhundert“ am 26. November
in Bad Homburg v. d. H. (Hochtaunuskreis) auf. In dem Aufruf heißt es, die Konfe-
renz biete Anlass zu Aktionen gegen den Standort Deutschland im Allgemeinen
und die innere Aufrüstung im Besonderen. Zu der Veranstaltung versammelten
sich etwa 70 Linksextremisten, die aufgrund des massiven Kräfteaufgebots der
Polizei schließlich auf die Durchführung eines Aufzuges verzichteten.

Für den 3. Dezember rief BBAASSHH unter dem Motto „Schöner leben ohne Nazis!
Für revolutionären Antifaschismus“ zu einer Demonstration nach Aschaffenburg
(Bayern) auf. Diese Demonstration richtete sich gegen eine dortige Gaststätte, die
sich zu einem Treffpunkt der rechten Szene entwickelt haben sollte. Aufgrund des
hohen Polizeiaufgebotes verlief die Veranstaltung mit 350 Teilnehmern friedlich.
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Unter dem Motto „gegen Kapitalismus und soziale Verschärfung! ohne
Deutschland gehts uns besser!“ riefen die „AAnnttiiffaasscchhiissttiisscchhee LLiinnkkssrraaddiikkaallee DDaarrmm--
ssttaaddtt““ ((AA..LL..DDAA)), die dem Bündnis BBAASSHH angehört, zu einer Demonstration am 17.
Dezember in Darmstadt auf. In dem Demonstrationsaufruf stellen die Verfasser
fest, „echte Freiheit, Selbstverwirklichung und Gerechtigkeit“ seien unter den ge-
gebenen Umständen nicht zu verwirklichen, deshalb könne es nur eine Antwort
geben: „Abschaffung des Kapitals, Überwindung der nationalstaatlichen Ordnung
und die Etablierung einer Gesellschaft auf der Grundlage von Solidarität und
Selbstbestimmung“. Dieser Prozess müsse eine Neubewertung und -verteilung
der Arbeit, Erprobung funktionsfähiger basisdemokratischer Konzepte sowie
eines Wirtschaftssystems, welches nach den Bedürfnissen der Menschen ausge-
richtet sei, umfassen. Der Aufruf endet mit den Parolen: „Gegen Kapitalismus und
soziale Verschärfung! Weg mit Deutschland! Für den antinationalen Anarcho-
Kommunismus!“ An der Demonstration beteiligten sich bis zu 200 Linksextre-
misten, darunter auch ein gewaltbereiter
„schwarzer
Block“ mit
etwa 50 Per-
sonen. 

Antirassismus

Die Aktionsfelder „Antirassismus“ und „Antifaschismus“ stehen im ideologi-
schen Verständnis AAuuttoonnoommeerr in einem unmittelbaren Zusammenhang. Links-
extremisten begründen ihre Aktivitäten in diesen Aktionsfeldern mit „system-
immanenten Klassengegensätzen“ sowie Ausbeutung und Unterdrückung in der
kapitalistischen Gesellschaft. Dem demokratischen Rechtsstaat wird von
AAuuttoonnoommeenn vorgeworfen, durch seinen „staatlichen Faschismus“ autoritäre Herr-
schaft zu stärken, individuelle Rechte zu beschneiden und seine „repressive“
Machtausübung zu legitimieren. Gerade in der aus Sicht von Linksextremisten aus-
grenzenden und entrechtenden Ausländer- und Asylpolitik zeige sich die rassisti-
sche Grundausrichtung faschistischer Strukturen. Daher gehört „antirassistisches“
Handeln für Linksextremisten zum „antifaschistischen Kampf“. Da die ausländer-
rechtlichen Regelungen und Praktiken in aller Regel nicht Angehörige der auto-
nomen Szene treffen, geht es bei dem Themenfeld „Antirassismus“ im Unter-
schied zu anderen autonomen Themen-
feldern nicht nur um „Selbstverwirkli-
chung“. In Fragen der Lebensbedin-
gungen von Flüchtlingen und Migran-
ten kommt es vielfach zur Zusammen-
arbeit mit kirchlichen und anderen
nichtextremistischen sozialen Unter-
stützergruppen.

Agitationsfeld im „Antirassismus“
war vorrangig die Abschiebepraxis.
So fand am 10. Februar anlässlich der
geplanten Abschiebung einer Irane-
rin am Flughafen Frankfurt/Main eine
Demonstration statt, an der etwa 100
Personen teilnahmen, darunter auch
Linksextremisten. 
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System-
überwindung

Gleneagles
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Zum „2. Europäischen Aktionstag für Bewe-
gungsfreiheit und Bleiberecht“, dem „Anti-Lager-
Action-Day“ am 1. und 2. April, war europaweit zu
vielfältigen Protesten und Aktionen gegen Ab-
schiebungen, „Ausreisezentren“, den „sozialen
Ausschluss und die wirtschaftliche Ausbeutung
von Flüchtlingen und Migranten“ aufgerufen
worden. Am 1. April erschienen etwa 15 Perso-
nen vor dem Hauptsitz einer Fluggesellschaft in
Oberursel (Hochtaunuskreis) und befestigten
dort ein Plakat mit dem abgewandelten Firmen-

logo. Dem Logo waren Handschellen und die Aufschrift „Aero Flight Charter Depor-
tation Airline“ hinzugefügt.

Am 2. April kam es zu einer Spontandemonstration am Flughafen Frank-
furt/Main, mit der die Rolle von Fraport und Lufthansa an Abschiebungen kritisiert
wurde. Es beteiligten sich daran etwa 40 Linksextremisten.

Linksextremistische Einflussnahme auf
die Anti-Globalisierungsbewegung

Der Verfassungsschutz beobachtet nicht die über-
wiegend friedlich eingestellten Globalisierungskritiker
oder die demokratische Bewegung gegen „Sozialab-
bau“. Sein Augenmerk gilt den Kräften, die als Ange-
hörige linksextremistischer Gruppierungen im Rahmen
dieser Bündnisse und Netzwerke ihre verfassungsfeind-
lichen Ziele verfolgen. Während die Mehrzahl der
Globalisierungskritiker der „neoliberalen Globalisierung“ reformistisch entgegen-
wirken will, interpretieren die linksextremistischen Globalisierungsgegner den
Slogan der Bewegung „Eine andere Welt ist möglich“ systemüberwindend. Sie
fordern die Überwindung des „entfesselten Kapitalismus“. Dessen neoliberale
Ideologie ziele darauf, alle Lebensbereiche den Marktmechanismen unterzuord-
nen und damit den zunehmenden Sozialabbau zu legitimieren. Bevorzugte
Angriffsziele dieser Aktivisten sind supranationale Organisationen, Konferenzen
und internationale Konzerne. Die gewaltbereiten Globalisierungsgegner wollen
an die Antiimperialismusbewegung der 70er Jahre anknüpfen und „altrevolutio-
näre“ mit „modernen“ Vorstellungen autonomer Gruppen verbinden. Sie halten
die Anwendung von Gewalt zur Erreichung ihrer politischen Ziele für notwendig
und legitim.

Als Schlüsselereignis für das Entstehen einer weltumspannenden Bewegung
auch dieser Globalisierungsgegner gelten die gewalttätigen  Ereignisse im Zu-
sammenhang mit den Massenprotesten gegen die Welthandelskonferenz 1999 in
Seattle (USA) und die Aktionen gegen den Weltwirtschaftsgipfel 2001 in Genua
(Italien). 

Anlässlich des Weltwirtschaftsgipfels der G8-Länder in Gleneagles (Schott-
land) nahmen etwa 4.000 Aktivisten, darunter viele teilweise gewalttätige Links-
extremisten, an den Demonstrationen und auch Aktionen teil. Es kam zu mehr als
400 Festnahmen, unter den Festgenommenen waren etwa 40 Deutsche. 

Bereits Mitte des Jahres begannen Linksextremisten zum Teil mit Globalisie-
rungskritikern mit den Planungen von Gegenaktivitäten im Hinblick auf das G8-
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Treffen 2007 in Heiligendamm (Mecklenburg-Vorpommern). Einige Gruppierun-
gen des militanten autonomen Spektrums, mehrere revolutionär-marxistische
Organisationen sowie Einzelpersonen unter der Projektbezeichnung FFüürr eeiinnee
iinntteerrvveennttiioonniissttiisscchhee LLiinnkkee ((IILL)) planten die Bildung eines „Gesamtbündnisses“, in
das sie „linke, linksradikale, trotzkistische, kirchliche, parteinahe, gewerkschaftli-
che Gruppen, aber auch die Linkspartei und attac“ einbinden möchten. Dagegen
stellte sich der deutschsprachige Ableger des maßgeblich von militant orientier-
ten britischen Globalisierungsgegnern zur Vorbereitung von Protesten gegen das
G8-Treffen 2005 in Schottland initiierten Netzwerk DDiisssseenntt!! ein Bündnis vor, bei
dem auch militante Aktionen ihren Raum finden können. In beiden Zusammen-
schlüssen sind auch Personen bzw. Gruppierungen aus Hessen vertreten. 

Mit der Durchführung regionaler und internationaler Vorbereitungstreffen
planten beide Bündnisse, während der nächsten Jahre Kommunikations- und Dis-
kussionsstrukturen zu schaffen, die es der „undogmatischen Linken“ ermöglichen,
„gestärkt in die Proteste [in Heiligendamm] hinein- und vor allem gestärkt daraus
wieder heraus[zu]gehen“. Es besteht die Erwartung, die Durchführung von Pro-
testen anlässlich des „Events“ G8-Gipfel möge der Szene wieder Bewegung ge-
ben: „Die Vernetzung der Organisationen, Gruppen und Strömungen, die an der
Mobilisierung teilnehmen, können über die Tage in Heiligendamm hinausweisen.“

Bereits zu diesem Zeitpunkt haben militante Globalisierungsgegner mit Blick
auf den G8-Gipfel 2007 auf sich aufmerksam gemacht. In der Zeit von Juli bis
Dezember wurden Brandanschläge auf Firmenfahrzeuge in Berlin, Hamburg und
Hollenstein (Niedersachsen) verübt, außerdem ein Anschlag auf ein Dienstgebäu-
de des Auswärtigen Amtes. In allen Fällen wurde jeweils in Selbstbezichtigungs-
schreiben auf den G8-Gipfel Bezug genommen. So hieß es in einem Schreiben
„Feuer und Flamme für Heiligendamm!“, in einem anderen „No G8 2007 – die
Verhältnisse zum Tanzen bringen!“ Ziel der Aktionen solle sein, „mit praktischen
Interventionen [...] eine breite, auch militant begleitete Kampagne in Heiligen-
damm“ ins Leben zu rufen.  

Linksextremistische Einflussnahme auf den Protest 
gegen „Sozialabbau“

Unter Beteiligung der FFrriieeddeennss-- uunndd ZZuukkuunnffttsswweerrkkssttaatttt ee..VV.. mit Sitz in Frank-
furt am Main, die vom linksextremistisch beeinflussten BBuuFFrriiRRaa gesteuert wird,
fand das 1. deutsche Sozialforum unter dem Motto „Für Gerechtigkeit, Frieden
und Bewahrung der Natur“ vom 21. bis 24. Juli in Erfurt (Thüringen) statt.

Etwa 300 Personen, darunter auch Linksextremisten, beteiligten sich vom 19.
bis 20. November in Frankfurt am Main an der Aktions- und Strategiekonferenz
der Versammlung „sozialer Bewegungen“. Sie waren dem Aufruf „Jenseits der
Wahl – die nächsten Schritte außerparlamentarischer Bewegungen“ der Initiative
Sozialforum, die unter der Adresse der FFrriieeddeennss-- uunndd ZZuukkuunnffttsswweerrkkssttaatttt ee..VV. fir-
miert, gefolgt.

Für den 5. September hatte das „Aktionsbündnis Sozialproteste“, in dessen
organisatorische Struktur auch Linksextremisten eingebunden sind, zu einem bun-
desweiten Aktionstag gegen die Arbeitsmarktreformen der Bundesregierung auf-
gerufen. Unter dem Motto „Hartzschluss“ sollte damit an die Aktion „Agentur-
schluss“ im Januar angeknüpft werden, in deren Verlauf es in zahlreichen deut-
schen Städten, so in Kassel, Hanau (Main-Kinzig-Kreis), Frankfurt am Main und
Darmstadt, zu den unterschiedlichsten kleinen Aktionen kam. 

Linksextremistische Gruppierungen beteiligten sich wie im Vorjahr an den
sogenannten „Montagsdemonstrationen“ gegen die Arbeitsmarktreform „Hartz
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„Die Überflüssigen“

Demonstration
gegen
„Bush-Besuch“
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IV“. In Frankfurt am Main wurde u. a. mit folgenden Parolen agitiert: „Macht den
Kapitalisten Dampf: Klassenkampf - Klassenkampf“, „Kampf in der Straße, Streik
in der Fabrik, das ist unsere Antwort auf eure Politik“, „Erst kommt das Essen,
dann kommt die Moral - Wohlstand für alle - Kampf dem Kapital“.

Im Rahmen des Protestes gegen die Umsetzung der sogenannten Hartz IV-
Gesetze und die damit verbundene Einführung des Arbeitslosengeldes II kam es
in der Nacht vom 16. auf den 17. Februar zu einem Buttersäureanschlag gegen die
Arbeitsagentur in Butzbach (Wetteraukreis). Ein linksextremistischer Hintergrund
ist zu vermuten, da sich linksextremistische Gruppierungen bereits seit einiger Zeit
mit der Arbeitsmarktpolitik und der Rolle der Arbeitsagenturen beschäftigen.
„Kreative Aktionen“ u. a. gegen die Arbeitsagenturen waren in diesem Zusam-
menhang erwähnt worden. In der Silvesternacht 2004 waren bereits 19 Fenster-
scheiben der Arbeitsagentur Hanau eingeworfen und die Worte „Hartz aber herz-
lich“ an die Wand gesprüht worden. 

Am 11. August drangen 10-15 schwarz gekleidete, mit Kapuzenshirts und
weißen Gesichtsmasken maskierte Personen, die sich DDiiee ÜÜbbeerrffllüüssssiiggeenn nannten,
in Darmstadt in das Restaurant „Orangerie“ ein und störten eine zu dieser Zeit dort
stattfindende Feier. Sie verteilten Zettel in Form der Speisekarte des Restaurants
mit der Überschrift: „Luxus ist nur das, was sich nicht alle leisten können“. Auf der
Speisekarte waren die Menüpreise den Regelsätzen des Arbeitslosengeldes II
gegenübergestellt. Im weiteren Verlauf der Aktion nahmen sie Speisen und Ge-
tränke von den Gästen zu sich. Die gesamte Aktion dauerte etwa 10 bis 15 Minuten
und wurde von einem vorab informierten Journalisten gefilmt. 

Linksextremistische Einflussnahme auf die
Flughafenausbaugegner

Die Planung einer Wartungshalle für ein Großraumflugzeug und die Entstehung
der Nordwestbahn veranlassten Linksextremisten zu Protesten. Seit den Zeiten des
Baus der Startbahn 18 West ist der Ausbau des Flughafens Frankfurt/Main ein
Agitations- und Betätigungsfeld von Linksextremisten, eine entsprechende Radika-
lisierung der Proteste wie in den 80er Jahren gelang ihnen jedoch nicht.

Personen aus der linksextremistischen dogmatischen und autonomen Szene
beteiligten sich an den von Bürgerinitiativen der Flughafenausbaugegner veran-
stalteten Protestkundgebungen „Tag X“ am 12. September, die zunächst vor der
Stadthalle in Offenbach und später im geplanten Baugebiet stattfanden. Erkenn-
baren Einfluss auf den Demonstrationsverlauf hatten sie jedoch nicht. Dabei rief
ein Autonomer zur Teilnahme an einer weiteren Protestdemonstration am 17.
September unter dem Motto „es ist fünf vor zwölf“ vor dem Terminal 1 am Flug-
hafen Frankfurt/Main auf. Etwa 250 Personen kamen zu dieser Kundgebung, dar-
unter Personen aus der autonomen Szene. 

Linksextremistische Einflussnahme auf die Friedensbewegung
Der bundesweit aktive, linksextremistisch beeinflusste BBuunnddeessaauusssscchhuussss

FFrriieeddeennssrraattsscchhllaagg ((BBuuFFrriiRRaa)) mit Sitz in Kassel organisierte in Hessen Protestaktio-
nen gegen den Deutschlandbesuch des US-amerikanischen Präsidenten Bush und
rief zur Teilnahme an der zentralen Kundgebung am 23. Februar in Mainz
(Rheinland-Pfalz) auf. Unter dem Motto „Wir pfeifen auf Bush“ wurden am 22.
Februar in Frankfurt am Main, Wiesbaden, Kassel und Gießen Demonstrationen
durchgeführt. In Frankfurt am Main und Wiesbaden nahmen etwa 600 Personen
teil. In Kassel folgten rund 150 und in Gießen etwa 50 Personen. Unter denLI
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Teilnehmern befanden sich Angehörige verschiedener linksextremi-
stischer Gruppen (PPDDSS,, DDKKPP,, MMLLPPDD,, LLiinnkkssrruucckk,, AAuuttoonnoommee), teilweise
auch Anhänger ausländischer linksextremistischer Organisationen.
An der Kundgebung in Mainz nahmen mehr als 10.000 Personen teil,
darunter Aktivisten der oben genannten Organisationen. Die hohe
Beteiligung an der Demonstration in Mainz erklärte der BBuuFFrriiRRaa
damit, dass Bush die Szene belebe und es immer gut sei, wenn man
den „Gegner vor Augen“ habe. 

Wie in den Vorjahren beteiligten sich Angehörige verschiedener
linksextremistischer Organisationen wie z. B. PPDDSS, DDKKPP, BBuuFFrriiRRaa und
VVeerreeiinniigguunngg ddeerr VVeerrffoollggtteenn ddeess NNaazziirreeggiimmeess –– BBuunndd ddeerr AAnnttiiffaasscchhiiss--
tteenn ((VVVVNN--BBddAA)) an den vom Ostermarschbüro in Frankfurt am Main
(kein Beobachtungsobjekt der Verfassungsschutzbehörden) organi-
sierten und koordinierten Ostermärschen. Hierbei arbeitete der
BBuuFFrriiRRaa eng mit dem Ostermarschbüro zusammen. Bundesweit fan-

den in über 60 Städten Veranstaltungen statt, der Demonstrationsschwerpunkt in
Hessen lag in Frankfurt am Main. Dort fand der Ostermarsch unter dem Motto „60
Jahre danach: Krieg darf kein Mittel der Politik sein – Nein zu Aufrüstung,
Demokratieabbau und Krieg - Für eine friedliche Welt“ statt. Am Sternmarsch zum
Römer nahmen rund 750 Personen teil, an der Abschlusskundgebung etwa 1.000
Personen. 

Aufgrund der politischen Fokussierung auf die vorgezogene Bundestagswahl
waren die Linksextremisten insgesamt kaum kampagnefähig. Mobilisierungs-
versuche zu Veranstaltungen anlässlich des 60. Jahrestages der Atombomben-
abwürfe auf Hiroshima und Nagasaki im August sowie zum „Antikriegstag“ am 1.
September fanden in der Öffentlichkeit kaum Resonanz.

Linksextremisten in der „Anti-Atom-Bewegung“

Wie in den Jahren zuvor blieb das Interesse von Linksextremisten an diesem
Aktionsfeld eher gering. Lediglich der vom 19. bis 21. November durchgeführte
neunte Castor-Transport aus der Wiederaufbereitungsanlage La Hague (Frank-
reich) in das Zwischenlager Gor-
leben (Niedersachsen) erlangte
aufgrund seiner seit Jahren
besonderen Bedeutung inner-
halb der „Anti-Atom-Bewe-
gung“ verstärkte Aufmerksam-
keit. Während der Transport-
phase vom 19. bis 21. Novem-
ber kam es entlang der
Transportstrecke, die auch
durch Hessen führte, zu Blo-
ckade- und Ankettaktionen.
An unterschiedlichen Aktionen
in der Region Lüchow-Dan-
nenberg (Niedersachsen) be-
teiligten sich rund 200 Linksextremisten.  

Von Seiten militanter Kernkraftgegner kam es im Vorfeld des Transportes zu
einem Brandanschlag gegen eine Containerunterkunft für Polizeikräfte in Wol-
tersdorf (Niedersachsen). Ferner kam es zu Anschlägen mittels sogenannter Ha-
kenkrallen auf Oberleitungen der Deutschen Bahn AG, mit denen zum Teil an den
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bewegung
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Reiskirchen-Saasen

Anarcho-
Syndikalisten
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Tod eines französischen Anti-Castor-Aktivisten im Vorjahr in Frankreich erinnert
werden sollte. In Selbstbezichtigungsschreiben hieß es u. a.: „Wut und Trauer in
Widerstand! Für die sofortige Abschaltung aller Atomanlagen und der herrschen-
den Klasse!“ oder „Stopp Castor, stopp Atomstaat, Stopp Polizeistaat.“ 

Neben insgesamt sechs Hakenkrallenanschlägen kam es zu einem Brand-
anschlag auf ein Fahrzeug der Deutschen Bahn AG in Berlin, womit deutlich mehr
themenbezogene Straftaten als im Vorjahresvergleich verübt wurden.

Anarchismus
In Deutschland werden anarchistische Konzepte heute

vorwiegend von den Gruppierungen der GGrraasswwuurrzzeellbbeewwee--
gguunngg und den Anhängern der anarcho-syndikalistischen
FFrreeiieenn AArrbbeeiitteerrIInnnneenn UUnniioonn ((FFAAUU--IIAAAA)), der deutschen
Sektion der IInntteerrnnaattiioonnaalleenn AArrbbeeiitteerrIInnnneenn AAssssoozziiaattiioonn ((IIAAAA)),
vertreten. Dem gesamten anarchistischen Bereich werden
in Deutschland etwa 500, in Hessen  mit Schwerpunkten im Rhein-Main-Gebiet
und der Region Marburg-Gießen-Wetzlar etwa 40 Anhänger zugerechnet. 

Die GGrraasswwuurrzzeellbbeewweegguunngg will durch den Aufbau einer „Gegenmacht von
unten“ die bestehenden politischen und gesellschaftlichen Verhältnisse zerstören.
In ihrem Konzept des „zivilen Ungehorsams“ wird zwar Gewalt gegen Personen
abgelehnt, Gewalt gegen Sachen als Aktionsform allerdings akzeptiert. Das regel-
mäßig erscheinende Zentralorgan heißt GGrraasswwuurrzzeellrreevvoolluuttiioonn. FFüürr eeiinnee ggeewwaalltt--
ffrreeiiee,, hheerrrrsscchhaaffttsslloossee GGeesseellllsscchhaafftt ((GGWWRR)).

„Graswurzelrevolution bezeichnet eine tiefgreifende gesellschaftliche
Umwälzung, in der durch Macht von unten alle Formen von Gewalt und Herrschaft
abgeschafft werden sollen [...]. Wir streben an, daß Hierarchie und Kapitalismus
durch eine selbstorganisierte, sozialistische Wirtschaftsordnung und der Staat
durch eine föderalistische, basisdemokratische Gesellschaft ersetzt werden [...].
Unsere Ziele sollen [...] in unseren Kampf- und Organisationsformen vorwegge-
nommen und zur Anwendung gebracht werden. Um Herrschafts- und Gewalt-
strukturen zurückzudrängen und zu zerstören, setzen wir gewaltfreie Aktionsfor-
men ein.“ (GWR 292, Oktober) 

Die dieser Bewegung zuzurechnenden AAnnaarrcchhiisstteenn der PPrroojjeekkttwweerrkkssttaatttt
RReeiisskkiirrcchheenn--SSaaaasseenn hatten für den 20. Februar bis 11. März zu sogenannten „Wi-
derstands- und Utopie-Tagen“ eingeladen. In diesem dreiwöchigen 

„Intensivkurs in Sachen Selbstorganisation, Directe-Action und Diskussion um
Utopien herrschaftsfreier Gesellschaft [... sollte man] mal von Grund auf das alles
erfahren, was wichtig ist für kreativ-widerständige Aktionen [...] und dazu noch dis-
kutieren über eine Welt ohne Knäste, Schule, Arbeit, Regierungen usw.“.

Diese Veranstaltung diente zur Mobilisierung und Einstimmung auf die für den
11. März vom Landgericht Gießen festgesetzte Berufungsverhandlung gegen
den Leiter und einen weiteren Aktivisten der PPrroojjeekkttwweerrkkssttaatttt RReeiisskkiirrcchheenn--SSaaaasseenn.
Sie waren im Rahmen eines von ihnen propagierten „Kreativen Widerstandes“ in
Reiskirchen (Landkreis Gießen) und anderen Orten wegen verübter Sachbeschädi-
gung und weiterer Straftaten zu einer Freiheits- bzw. Geldstrafe verurteilt worden.
Das Urteil wurde durch die Berufungsinstanz bestätigt.

Die in der FFAAUU--IIAAAA in Syndikaten und in Branchen- und Ortsgruppen organi-
sierten Anarcho-Syndikalisten bezeichnen sich selbst als kämpferische „basisde-
mokratische Gewerkschaftsinitiative“. Als sozialrevolutionäre Bewegung will sie
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mit Mitteln der „direkten Ak-
tion“ wie z. B. Besetzungen,
Boykotts, Streiks und Sabota-
ge, eine „herrschaftsfreie und
auf Selbstverwaltung“ begrün-
dete Gesellschaft erreichen.
Sie versteht sich als „Kraft der
Verneinung des Bestehenden“,
als „umstürzlerisch und im un-
vereinbaren, grundsätzlichen
Widerspruch zu allen Herr-
schaftssystemen“. Die zweimo-
natlich erscheinende DDiirreekkttee
AAkkttiioonn ist die wichtigste Publika-
tion dieser anarchistischen Strömung. Die OOrrttssggrruuppppee FFrraannkkffuurrtt beteiligte sich an
Demonstrationen anderer linksextremistischer Gruppierungen bzw. rief ebenfalls
zu diesen auf, so zur Demonstrationsteilnahme am 22. Februar in Wiesbaden und
am 23. Februar in Mainz (Rheinland-Pfalz) anlässlich des Besuchs des US-amerika-
nischen Präsidenten Bush. Unter der Überschrift „Unsere Agenda heißt Wi-
derstand’ Kapitalismus abschaffen“ mobilisierte sie auch zur Teilnahme an der 1.
Mai-Demonstration des DGB sowie einer eigenen Kundgebung in Frankfurt am
Main. In ihrem im Internet verbreiteten Aufruf wurde gefordert: „Für die Ab-
schaffung der Lohnarbeit und eine selbstorganisierte, klassenlose Gesellschaft,
ohne Staat, Geld und Ausbeutung.“

Aktivisten beider anarchistischer Strömungen engagierten sich zusammen mit
anderen Linksextremisten wie im Vorjahr schwerpunktmäßig bei Protesten im
Zusammenhang mit der „Agenda 2010“ gegen „Niedriglöhne und Sozialkahl-
schlag“ bei der Umsetzung der Hartz-Gesetze. 

Nutzung von Kommunikationsmedien

Das Internet wird von Linksextremisten zur Kommunikation, Mobilisierung und
Agitation genutzt. Annähernd 1.000 Seiten mit linksextremistischen Inhalten wur-
den festgestellt, davon etwa 100 aus Hessen.

Das BBüünnddnniiss AAnnttiiffaasscchhiissttiisscchheerr GGrruuppppeenn HHeesssseenn ((BBAASSHH)) stellt sich auf der
Homepage der AAnnttiiffaa BBeennsshheeiimm dar. Zugleich hat es eine eigene Seite geschaltet,
mit der es eine überregionale Mobilisierung für ihre Veranstaltungen erreichen
konnte.

Linksextremisten stellen in ein hessisches In-
ternetportal einen täglich aktualisierten Termin-
kalender über bundesweit stattfindende Ver-
anstaltungen ein. Das Portal wirbt mit den Slo-
gans „Antifa ist der Kampf ums Ganze!“ und
„Organisiert den antifaschistischen Widerstand“
für sich.

Besondere Aktionsform im Internet war die
so genannte „Onlinedemo against Fraport“ im
Juni, die im Kontext zu dem Gerichtsverfahren
gegen einen Aktivisten der Gruppe LLiibbeerrttaadd!!
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stand, der im Juli wegen des Aufrufs zu der
„ersten größeren Demonstration im deutsch-
sprachigen Internet“ im Jahr 2001 wegen Nöti-
gung zu einer Geldstrafe verurteilt wurde. Ziel
einer Online-Demonstration ist es, durch mög-
lichst viele Online-Zugriffe auf eine Homepage
die Erreichbarkeit dieser Seite für einen be-
stimmten Zeitraum zu blockieren. Der Aktivist
hatte zur Motivation der Aktion erklärt: „Wenn
Konzerne [...] ihre größten Filialen im Internet
aufbauen, dann muss man auch genau dort de-
monstrieren.“ Er hat Rechtsmittel eingelegt.

Linksextremisten drangen zunehmend in
fremde Rechner und Netzwerke ein, um dort
Schaden anzurichten. Betroffen waren häufig
Internetseiten rechtsextremistischer Gruppen,
Foren und Vertriebe.

Die linksextremistischen Parteien sind mit
ihren Domains auf Bundes-, Landes- und
Bezirksebene im Internet vertreten.

Die LLiinnkkee..HHeesssseenn warb auf ihrer
Homepage „Für eine neue soziale Idee“.
Der parteieigene Jugendverband PPDDSS--
JJuuggeenndd und [[´́ssoolliidd]] verfügen über eigene
Internetseiten.

Die DDKKPP Hessen präsentierte auf
ihren Seiten vor allem bereits kommunal-
politische Grundpositionen in Hinblick
auf die Kommunalwahl 2006. Bemer-
kenswert ist, dass auf den Seiten der DDKKPP im Zusammenhang mit
den Einstellungen zur Bundestagswahl auch Stellungnahmen der LLiinnkkeenn..PPDDSS zu
finden sind.

Die MMLLPPDD präsentierte sich auf ihren Internetseiten in sieben Fremdsprachen.
Die Mitglieder des Zentralkomitees waren mit Foto, Selbstdarstellung und gege-
benenfalls einem Verweis auf ihre Homepages vorgestellt. Eine direkte
Weiterleitung zum Jugendverband RReebbeellll sowie auf die aktuellen Themen der
Publikation RRoottee FFaahhnnee waren über Tabs zu erreichen. Die regionalen Gruppen
erreichte man über eine Navigationsleiste in der Rubrik „MLPD vor Ort“.

LINKS
EXTREMISMUS



Straf- und Gewalttaten *  

2005 ** 2004      2003

Gewalttaten
Tötung

Hessen 0 0 0
Bund 0 0 0 

Versuchte Tötung

Hessen 0 0 0
Bund 1 0 1  

Körperverletzungen

Hessen 8  5 8
Bund 391   226 192  

Brandstiftungen/Sprengstoffdelikte

Hessen  1 0 3
Bund 29    31 36 

Landfriedensbruch

Hessen 7  3 2
Bund 298     144 118  

Gefährliche Eingriffe in den Bahn-, Luft-, 
Schiffs- und Straßenverkehr 

Hessen 1  1 4
Bund 53   19 29  

Freiheitsberaubung, Raub, Erpressung,
Widerstandsdelikte

Hessen 4 9 11
Bund 124 101 107  

AndereStraftaten 
(insbesondere Sachbeschädigungen und Nötigung/Bedrohung)

Hessen 33  31 73
Bund 1.409  919 976  

Gesamt
Hessen 54  49 101
Bund 2.305  1.440 1.459

* Die Zahlen entstammen der Statistik „Politisch motivierte Kriminalität“ (PMK) des Bundeskriminalamtes sowie des Hessischen 
Landeskriminalamtes. Anzumerken ist, dass nicht jede politisch motivierte Straftat als extremistisch bewertet wird. 

* *  Die Angaben für 2005 sind nur vorläufig. 

126

H E S S I S C H E R   V E R F A S S U N G S S C H U T Z B E R I C H T  2 0 0 5

LINKSEXTREMISMUS



127

Zusammenarbeit 
der Behörden

Definition

Vorfeldbeobachtung
und Strukturermitt-
lungen durch den
Verfassungsschutz

H E S S I S C H E R   V E R F A S S U N G S S C H U T Z B E R I C H T   2 0 0 5

ORGANISIERTE KRIMINALITÄT

ORGANISIERTE KRIMINALITÄT

In Ausführung des gesetzlichen Auftrages vom 8. Mai 2002 ist die Beobachtung
von Bestrebungen und Tätigkeiten der OOrrggaanniissiieerrtteenn KKrriimmiinnaalliittäätt ((OOKK)) durch das LfV
zu einem festen und integralen Bestandteil in der Sicherheitsarbeit im Verbund der
Länder geworden, die ihre Verfassungsschutzbehörden mit der Beobachtung dieses
Phänomens beauftragt haben (Bayern, Hessen, Saarland, Thüringen, Sachsen).

Ein konsequenter und rascher Datenaustausch konnte inzwischen realisiert werden
und ermöglicht insoweit eine effiziente Bearbeitung der OOKK.

Nach wie vor fehlt jedoch eine gemeinsame Struktur aller Verfassungsschutz-
behörden der Bundesrepublik Deutschland. Dies stellt für die operative Arbeit, auch
im Hinblick auf fehlende Ermittlungskapazität in Form der Kooperation, einen Hemm-
schuh dar.

Nach der in § 2 Absatz 3 Buchstabe d des Gesetzes über das LfV aufgeführten De-
finition handelt es sich bei dem Beobachtungsfeld OOKK um die von Gewinn- oder
Machtstreben bestimmte planmäßige Begehung von Straftaten, die einzeln oder in
ihrer Gesamtheit von erheblicher Bedeutung für die Rechtsordnung sind, durch mehr
als zwei Beteiligte, die auf längere oder unbestimmte Dauer arbeitsteilig tätig werden

u unter Verwendung gewerblicher oder geschäftsähnlicher Strukturen
oder

u unter Verwendung von Gewalt oder durch entsprechende Drohung 
oder

u unter Einflussnahme auf Politik, Verwaltung, Justiz, Medien oder Wirtschaft 
begangen werden.

Die Beobachtung der OOKK erfolgt dabei im Vorfeld unterhalb der Schwelle aus-
schließlich krimineller Handlungen und unterscheidet sich somit von der Bearbeitungs-
notwendigkeit dieses Themenbereiches durch die Strafverfolgungsbehörden Polizei,
Bundespolizei, Zoll und Staatsanwaltschaft, die dem Legalitätsprinzip verpflichtet sind.

Diese Vorfeldbeobachtung in der Bearbeitung der OOKK durch das LfV versteht sich
strategisch als sinnvolle Ergänzung zu der Arbeit der Strafverfolgungsbehörden mit
dem Ziel, einen Mehrwert an Erkenntnissen zu erzielen. Dies soll zu einer umfassenden
und vielschichtigen Beschreibung der Erscheinungsformen der Organisierten Krimina-
lität führen. Einerseits ist beabsichtigt, damit neue Entwicklungen und Gefahren der
OOKK aufzuzeigen sowie bestehende OK-Strukturen aufzuhellen. Damit wird der Verfas-
sungsschutz seiner Rolle als „Frühwarnsystem“ in der Politikberatung gerecht. Ande-
rerseits soll die Arbeit der Strafverfolgungsbehörden bei ihrer verfahrensbezogenen
Kriminalitätsbekämpfung mit zusätzlichen „Struktur- oder Einzelobjekterkenntnissen“
unterstützt werden.

Die Vorteile des Verfassungsschutzes liegen dabei auf der Hand. Er kann bereits
im Vorfeld einer konkreten Gefahren- oder Straftatenverdachtslage agieren und in die-
sem Zusammenhang seine Arbeit auf tiefgehende und umfassende Strukturermitt-
lungen hinsichtlich der personellen Zusammensetzung, der Deliktsfelder, des Finanz-
gebarens, der Logistik (Transport, Kommunikation, Beschaffung, Absatz etc.) und der
wirtschaftlichen Verflechtungen von OOKK-Gruppierungen ausrichten.

Im Gegensatz zu den Strafverfolgungsbehörden müssen Strukturermittlungen
durch den Verfassungsschutz über den einzelnen Verfahrenskomplex hinaus und los-
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gelöst von der „hauptverhandlungsorientierten“ Vorgehensweise umfassend, langfri-
stig und nachhaltig erfolgen.

Für die Bearbeitung durch den Verfassungsschutz kommen nach Auffassung des LfV
derzeit vorrangig folgende Themenfelder in Frage:

u Vorgänge mit ausländerextremistischen Ansätzen, verbunden auch mit Aspekten 
des islamistischen Terrorismus,

u Parallelgesellschaft durch russische OOKK mit nachrichtendienstlichem Vorlauf oder 
aber noch aktuellen entsprechenden Bezügen,

u Einfluss der Balkan-OOKK auf Wirtschaft und Politik,

u Verbindung der türkischen OOKK mit dem türkischen Extremismus,

u Wirtschaftliche Betätigung von Rockern/Rockerclubs, auch deren
extremistische Bezüge.

OOKK ist in der Regel ideologiefrei und verfolgt überwiegend wirtschaftliche Ziele.
Gleichwohl konnte im Rahmen der laufenden Bearbeitung ein erhebliches Überschnei-
dungspotential mit Sachverhalten des islamistischen Fundamentalismus/Terrorismus
festgestellt werden. Damit kommt diesem Aufgabenbereich bei notwendiger ganz-
heitlicher Betrachtung dauerhaft eine enorme politische Bedeutung zu.

Erfolgreiche Sicherheitsarbeit hängt insbesondere auch von einer vertrauensvollen
Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden im In- und Ausland ab, insbesondere mit
den dort zuständigen Nachrichtendiensten.

In der Einzelfallbearbeitung des LfV tauchen immer wieder die Deliktkomplexe
Rauschgift (die im Vorjahresbericht enthaltenen Informationen eines befreundeten
Dienstes befinden sich immer noch in der laufenden exekutiven Bearbeitung),
Schleusungskriminalität, illegale Waffenbeschaffung, Menschenhandel und Falsch-
geldkriminalität sowie Hinweise auf Straftaten aus weiteren Kriminalitätsbereichen auf. 

Nicht immer lässt sich zum Zeitpunkt des Informationsaufkommens der OOKK-Bezug
ein-deutig bewerten. Unabhängig von einer solchen Bewertung werden Erkenntnisse
über konkrete Straftaten an die zuständigen Behörden weitergegeben, was zur Auf-
klärung bzw. Verhinderung solcher Taten beigetragen hat.

So wurden z.B. einem Geschäftsmann größere Geldmengen betrügerisch angebo-
ten. Das angebotene Geld sei angeblich verschmutzt und nach einer Behandlung mit
einer bestimmten Substanz wieder im normalen Geschäftsverkehr verwendbar. Für die
Beschaffung der Substanz sollte der Geschäftsmann einen Teil der angebotenen Geld-
summe investieren, um anschließend den wesentlich höheren Geldbetrag zu erhalten.
Dieser Fall einer vor allem von Tätergruppen des afrikanischen Kontinents genutzten
Betrugsmasche wurde umgehend der zuständigen Polizeibehörde mitgeteilt, welche die
Täter bei einer fingierten Geldübernahme festnehmen konnte.

In einem anderen Fall gelang der zuständigen Polizeibehörde auf Grund eines
Hinweises des LfV vor Tatbegehung die Festnahme von vier Tatverdächtigen, die sich zur
Ausführung eines bewaffneten Raubüberfalles auf einen Kaufmann verabredet hatten.

Mittelfristig bergen die mit der EU-Erweiterung verbundenen Veränderungen nach
wie vor beträchtliche Risiken für die Innere Sicherheit. Die durch die OOKK-Bearbeitung des
LfV zu erzielenden Ergebnisse sollen dazu beitragen, dass eine Parallelgesellschaft, die
nach eigenen Regeln und Gesetzen, ohne Beachtung des deutschen Rechts lebt und die
freie demokratische Grundordnung Deutschlands unterwandert, nicht entsteht bzw. sich
nicht manifestiert.

Schwerpunkte

Organisierte
Kriminalität und

Islamismus

Einzelfälle und
Abgabe an die

Strafverfolgungs-
behörden
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Unabhängig von bestehenden Kooperationen zur Bekämpfung des internationalen
Terrorismus werden Nachrichtendienste, auch unter Partnerstaaten, zur Durchsetzung
nationaler Interessen eingesetzt.

Deutschland bleibt auf Grund seiner wirtschaftlichen und politischen Stellung wei-
terhin bevorzugtes Aufklärungsziel.

Die Nachrichtendienste nutzen die amtlichen bzw. halbamtlichen Vertretungen ihrer
Länder, um im Zusammenhang mit vorgegebenen oder tatsächlichen diplomatischen
Aktivitäten offene oder verdeckte Informationsbeschaffung zu betreiben.

Nachrichtendienstliches Handeln ist oft nicht zweifelsfrei erkennbar. Gesundes Miss-
trauen im privaten und geschäftlichen Bereich bildet den besten Schutz.

Aufklärungsziele und Methoden der Nachrichtendienste
Die Aufklärungsziele der in Deutschland agierenden Nachrichtendienste unterschei-

den sich je nach Interessenlage des Entsendelandes.

Autoritär bzw. diktatorisch regierte Staaten streben überwiegend nach Kontrolle,
Ausschaltung oder Verhinderung der jeweiligen Opposition. Industriestaaten und
internationale Großmächte nutzen ihre Auslandsnachrichtendienste zur Informations-
beschaffung in den „klassischen“ Spionagebereichen Politik, Wirtschaft/Wissenschaft
und Militär.

Den Schwerpunkt der NNaacchhrriicchhtteennddiieennssttee ddeess NNaahheenn uunndd MMiittttlleerreenn OOsstteennss ssoowwiiee
NNoorrddaaffrriikkaass bildet die Ausforschung in Deutschland lebender Oppositioneller und ihrer
Organisationen. Ziel ist die Verhinderung einer im Ausland entstehenden oder erstar-
kenden Opposition sowie die Disziplinierung von Regimegegnern. Bei ihrer Ausspä-
hungstätigkeit nutzen die Nachrichtendienste ein Netz von Agenten und Informanten.
Diese werden aus den unter Beobachtung stehenden Organisationen, Gruppierungen
oder Vereinen rekrutiert.

Häufig genutzte MMeetthhooddeenn der AAnnwweerrbbuunngg sind die Ansprache der Zielperson bei
einer Besuchsreise im Heimatland, die Kontaktaufnahme während bzw. nach einem Auf-
enthalt in den hiesigen Konsulaten und der Telefonanruf aus dem Ausland.

Die Betroffenen werden unter Druck gesetzt; beispielsweise durch Androhung von
Repressalien gegen ihre im Herkunftsland lebenden Familienangehörigen. Sie selbst
müssen bei Besuchen der entsprechenden Länder mit Festnahmen, Verhören oder Miss-
handlungen rechnen.

Besondere Beachtung findet derzeit die Praxis und das Interesse eines arabischen
Landes, eine größere Anzahl von Landsleuten mit Falschidentitäten für die Einreise und
den Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland auszustatten.

Die NNaacchhrriicchhtteennddiieennssttee ddeerr RRuussssiisscchheenn FFööddeerraattiioonn sehen Deutschland weiterhin als
wichtiges Zielland.

Unter diplomatischer oder journalistischer Tarnung agieren nachrichtendienstliche
Mitarbeiter aus den diplomatischen Vertretungen und Medienagenturen. Der
Schwerpunkt der Aufklärung richtet sich nach dem aktuellen Informationsbedürfnis der
russischen Staatsführung. 

Der deutschen Politik, der Europäischen Union und der NATO gilt regelmäßig das
besondere Interesse russischer Nachrichtendienste. Die Beschaffung von Informationen
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über Sicherheits-, Informations- und Kommunikationstechnik sowie die technische Aus-
stattung und Einsatzplanung der Bundeswehr sind weitere wichtige Aufklärungsziele.

Unverändert sind die MMeetthhooddeenn der IInnffoorrmmaattiioonnssggeewwiinnnnuunngg, die offene
Beschaffung und die konspirative Verbindung. Der Besuch von Messen, Vorträgen und
Symposien eröffnet die Möglichkeit des Kontaktes und der „Abschöpfung“ von Ziel-
personen. Das aufgebaute Vertrauensverhältnis führt oft in eine konspirative Verbin-
dung, bei der die Kontakte gegenüber anderen Personen verborgen werden.

Ziel ist es Personen zu gewinnen, die langfristig Informationen gegen Geld oder
andere Vorteile liefern können.

Das Interesse eines russischen Diplomaten an deutschen Waffensystemen und
geheimen Bundeswehrvorschriften führte zu seinem Abzug aus Deutschland. Nach
einem Treffen mit seiner Zielperson in einer Gaststätte im Odenwald wurden ihm nach-
richtendienstliche Aktivitäten nachgewiesen.

Proliferation

Die internationalen Bemühungen, eine Weiterverbreitung (Proliferation) von
Massenvernichtungswaffen zu verhindern, werden fortgesetzt. Dies gilt im Hinblick auf
staatliche Interessen und die Verfügbarkeit für terroristische Gruppen gleichermaßen.

Im Blickpunkt stehen insbesondere Staaten, die den Besitz von Atomwaffen
anstreben, bestehende Atomwaffenprogramme fortführen oder zivile Atomprogram-
me für militärische Zwecke nutzen wollen. Zu nennen sind z.B. Indien, Pakistan und
Nordkorea. Das Augenmerk des Verfassungsschutzes ist ebenfalls auf die Situation im
Iran gerichtet. Beispielhaft wird an dieser Stelle auf einen Sachverhalt hingewiesen, in
dem über Hessen hinaus in mehreren Bundesländern im Rahmen eines Ermittlungs-
verfahrens durchsucht wurde. Laut veröffentlichter Informationen ging es dabei um die
Beschaffung von Rüstungsgütern und Trägertechnologie im Auftrag eines ausländi-
schen Nachrichtendienstes.

Um internationale Kontrollmechanismen zu unterlaufen, nutzen die genannten
Staaten neben geheimdienstlich gesteuerten Handelsfirmen und Einzelpersonen auch
kriminelle Strukturen. Die Geschäftskontakte zu hiesigen Firmen werden meist ver-
schleiert, durch Zwischenhändler oder über Drittländer abgewickelt.

Proliferationsrelevante Länder werden daher ihre Bemühungen fortsetzen, ent-
sprechende Produkte oder einschlägiges Wissen auch in Deutschland zu beschaffen.
Deshalb ist besondere Sensibilität bei Geschäftsbeziehungen erforderlich. Diese stellt
einen wertvollen Schutz vor Zulieferung zu Proliferationsprogrammen und Embargo-
verstößen dar und verhindert strafrechtliche Konsequenzen, finanzielle Einbußen und
Reputationsverluste.

Zur wirkungsvollen Spionageabwehr ist die Aufmerksamkeit Betroffener und ihr
vertrauensvoller Kontakt zu den Sicherheitsbehörden erforderlich.

Das LfV Hessen bietet, auch bei bestehender nachrichtendienstlicher Verstrickung,
seine Hilfe an.
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Die Methodik der
nachrichtendienst-

lichen Informations-
gewinnung gleich

geblieben

Ermittlungserfolg bei
illegaler Rüstungs-

beschaffung

Sensibilität schützt
vor Proliferation
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Wirtschafts-
spionage
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Die Notwendigkeit, sich gegen die Folgen der illegalen Nutzung des eigenen Wis-
sens zu wehren, gewinnt in der heutigen Zeit immer mehr an Bedeutung. Nur dadurch
kann den negativen Folgen einer ständig steigenden Nutzung von moderner Informa-
tions- und Kommunikationstechnik entgegen gewirkt werden. Ebenso sind die Risiken
eines weltweit ökonomischen Netzwerkes, die gerade in Zeiten einer globalen Wirt-
schaftsentwicklung zur unberechenbaren Gefahr werden, hier einzubeziehen. Zu die-
sen Risiken gehört vor allem ein aggressiver Wettbewerb, bis hin zu Angriffen durch
die Wirtschafts- und Konkurrenzspionage, die die Leistungs- und Wettbewerbsfähig-
keit eines Unternehmens beeinträchtigen können. Unter Wirtschaftsspionage wird im
Gegensatz zur sogenannten Konkurrenzspionage nur die staatlich gelenkte oder ge-
stützte, von fremden Nachrichtendiensten ausgehende Ausspähung der Wirtschaft
verstanden. Die Konkurrenzspionage, deren Bearbeitung nicht in die Zuständigkeit
des Verfassungsschutzes fällt, umfasst dagegen das Bemühen einzelner Unternehmen,
auf verdecktem Wege Informationen über Entwicklungen, Planungen und Produkte
anderer Konkurrenten im In- und Ausland zu erlangen.

Hessische Wirtschaftsunternehmen stellen nach wie vor ein bevorzugtes Aufklä-
rungsziel für zahlreiche fremde Nachrichtendienste dar. Dem Rhein-Main-Gebiet als
wirtschaftlicher Mittelpunkt kommt hierbei eine besondere Rolle zu.

Geheimschutz

Im Bereich des staatlichen Geheimschutzes wird zwischen dem personellen und
dem materiellen Geheimschutz unterschieden.

Der personelle Geheimschutz soll gewährleisten, dass nur vertrauenswürdige
Personen Kenntnis von geheimhaltungsbedürftigen Vorgängen (Verschlusssachen)
erhalten. Hierzu werden sie einer Sicherheitsüberprüfung unterzogen, an der das LfV
gemäß § 2 Abs. 5 des Gesetzes über das Landesamt für Verfassungsschutz mitwirkt.

Aufgabe des materiellen Geheimschutzes ist es, den Umgang mit Verschluss-
sachen von ihrer Herstellung über ihre Aufbe-
wahrung bis zu ihrer Vernichtung zu regeln.
Grundlage ist die Verschlusssachenanweisung
für das Land Hessen und die hierzu ergangenen
Vorschriften. Die Informations- und Kommunika-
tionstechnologie ist hierbei eine Herausfor-
derung für den Geheimschutz. Insbesondere die
Nutzung von mobilen Geräten, mit denen sich
teilweise mehrere Gigabyte an Daten speichern
lassen, stellen ein besonderes Risiko dar. Der
Schutz von IT-Landschaften mit ihren sensiblen Da-
ten wird daher immer wichtiger.

Das LfV unterstützt die Behörden und Un-
ternehmen, die mit staatlichen Verschlusssachen
umgehen müssen, bei der Bewältigung dieser Si-
cherheitsaufgaben. So war das LfV an der Vorberei-
tung der 29. Arbeitstagung der Sicherheitsbevoll-
mächtigten maßgeblich beteiligt. Auf der Tagung
standen Themen wie der vorbeugende personelle
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Sabotageschutz und Abhör-
schutz bei mobiler Kommunika-
tion und TK Anlagen im Vorder-
grund.

Wirtschaftsschutz

Vor dem Hintergrund der Glo-
balisierung von Wirtschaft und
Technologie und eines sich ver-
schärfenden Wettbewerbs kommt
dem Wirtschaftsschutz besondere
Bedeutung zu. Mit seiner Hilfe und
den entsprechenden Maßnahmen
sollen Unternehmen vor Ausspähung
geschützt werden.

Das strategische Potenzial eines
Unternehmens ist sein Know how. Es
sichert den Wettbewerbsvorsprung am
Markt und ist für den zukünftigen Er-
folg des Unternehmens verantwortlich. Der Verlust geistigen Eigentums kann daher
schwerwiegende Folgen haben. So wurde z. B. in der Volksrepublik China einige Zeit
nach der Inbetriebnahme der dorthin exportierten Magnetschwebebahn ein eigenes,
sehr ähnliches Model Mitte Februar 2006 vorgestellt. Konkurrierende Unternehmen
bedienen sich verschiedener Methoden, die von professionellen Analysen bis zur kom-
pletten Firmenübernahme reichen, um in den Besitz dieses Eigentums zu gelangen.
Neben der Beschaffung von Know how richtet sich der Fokus konkurrierender Unter-
nehmen vor allen auf Unternehmens-, Wettbewerbs- und Marktstrategien, Preisge-
staltungen und Konditionen sowie Informationen über Entscheidungsprozesse im
Unternehmen. Diesen Herausforderungen können Unternehmen nur gerecht werden,
wenn sie über einen professionell gestalteten Informationsschutz verfügen und ihre
Mitarbeiter von der Notwendigkeit der Sicherheitsmaßnahmen überzeugen. Um eine
hohe Schutzwirkung zu erzielen, müssen die notwendigen personellen, technischen, or-
ganisatorischen und rechtlichen Maßnahmen sorgfältig aufeinander abgestimmt sein.

Hierbei ist es wesentlich, dass dieser Informationsschutz zur Managementaufgabe
gemacht wird. Nur wenn hier Kompetenz und Verantwortungsbereitschaft gezeigt
werden, kann von den Mitarbeitern aller betrieblichen Ebenen auch die erforderliche
Akzeptanz und das entsprechende Risikobewusstsein erwartet werden. Ein schwach
ausgeprägtes Sicherheitsbewusstsein wirkt sich immer nachteilig aus.

Vermutete oder gar erkannte Ausforschungsversuche sollten den zuständigen Be-
hörden immer mitgeteilt werden. Nur wenn den Sicherheitsbehörden solche Sach-
verhalte bekannt werden, können sie entsprechende Sicherheitsanalysen vornehmen.
Für eine vertrauensvolle Zusammenarbeit steht das LfV das zur Verschwiegenheit ver-
pflichtet ist, jederzeit zur Verfügung. 
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Die Unterrichtung der Öffentlichkeit über verfassungsfeindliche und sicherheits-
gefährdende Aktivitäten ist ein wichtiges Anliegen des Verfassungsschutzes und
zugleich gesetzlicher Auftrag. Dies ist im § 9 Abs. 3 des Gesetzes über das Landesam-
tes für Verfassungsschutz Hessen geregelt.

Den besten Schutz der Verfassung leistet der informierte und für die Demokratie
engagierte Bürger selbst. Hierfür bietet die Öffentlichkeitsarbeit des Verfassungs-
schutzes Informationen über seine Erkenntnisse an, die es jedermann ermöglichen,
sich selbst ein Urteil über die Gefahren zu bilden, die unseren Rechtsstaat durch ver-
fassungsfeindliche Kräfte drohen.

Eine umfassende Information der Bürger stellt der jährlich erscheinende Verfas-
sungsschutzbericht des LfV dar. Dieser ist sogleich ein wichtiger Bestandteil der Öf-
fentlichkeitsarbeit des LfV. Der Jahresbericht wird ins Internet eingestellt und kann von
der Homepage des LfV (www.verfassungsschutz-hessen.de) heruntergeladen oder auf
Anfrage angefordert werden.

Neben der Herausgabe des Jahresberichtes informiert das LfV im Rahmen der
Öffentlichkeitsarbeit interessierte Bürger durch die Herausgabe von Publikationen im
Bereich des politischen Extremismus. Diese Publikationen sind ebenfalls auf der
Homepage des LfV abrufbar oder können direkt bei der Pressestelle des LfV angefor-
dert werden.

Das starke Interesse an den Publikationen des LfV hat gezeigt, dass die Darstel-
lung des LfV gegenüber den Bürgern ein wichtiges Standbein der Öffentlichkeitsarbeit
ist. So präsentiert sich das LfV Hessen jährlich mit einem informativen Stand auf dem
Hessentag.

Öffentlichkeitsarbeit bedeutet auch die Diskussion mit Vertretern aus Politik,
Medien und mit politisch interessierten Gruppen. In diesem Rahmen nahmen der Di-
rektor sowie Mitarbeiter des LfV an Vortrags- und Diskussionsveranstaltungen teil.
Schwerpunkte der Veranstaltungen waren wie im vergangenen Jahr neben dem
Rechtsextremismus insbesondere der Islamismus.

Ein weiterer Baustein für den Dialog mit der Öffentlichkeit ist das jährlich stattfin-
dende Herbstgespräch. Im zurückliegenden Jahr feierte das Land Hessen „60 Stolze
Jahre“. Passend in diesen Rahmen, diskutierten am 17. November neben dem
Hessischen Minister des Innern und für Sport weitere kompetente Gesprächspartner
die Thematik: „55 Jahre Landesamt für Verfassungsschutz Hessen - im Spiegel der
öffentlichen Meinung.“

Etwa 150 Teilnehmer aus
Politik, Wirtschaft und anderen
gesellschaftlichen Bereichen nah-
men hieran teil.

Ziel der 
Öffentlichkeits-
arbeit

Vortrags-
veranstaltungen

ÖFFENTLICHKEITSARBEIT
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Gesetz über 
das Landesamt 

für Verfassungsschutz

vom 19. Dezember 1990 (GVBl. I S. 753) 

geändert durch Art. 3 Nr. 4 DatenschutzG 

ÄndG vom 05.11.1998 (GVBl. I S. 421) und Art. 1

ÄndG vom 30.04.2002 (GVBl. I S. 82)
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ERSTER TEIL 

Aufgaben und Befugnisse

§ 1 Organisation

(1) Das Landesamt für Verfassungsschutz untersteht als obere Landesbehörde

dem Ministerium des Innern. Es darf mit Polizeidienststellen organisatorisch

nicht verbunden werden.

(2) Verfassungsschutzbehörden anderer Länder dürfen in Hessen nur im Ein-

vernehmen, das Bundesamt für Verfassungsschutz nur im Benehmen mit dem

Landesamt für Verfassungsschutz tätig werden.

§ 2 Aufgaben

(1) Aufgabe des Landesamtes für Verfassungsschutz ist es, den zuständigen

Stellen zu ermöglichen, rechtzeitig die erforderlichen Maßnahmen zur Abwehr

von Gefahren für die freiheitliche demokratische Grundordnung, den Bestand

und die Sicherheit des Bundes und der Länder zu treffen. Das Landesamt für Ver-

fassungsschutz dient auch dem Schutz vor organisierter Kriminalität.

(2) Zur Erfüllung dieser Aufgaben beobachtet das Landesamt für Verfassungs-

schutz

1. Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung,

den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet sind oder

eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung der Verfassungsorgane des

Bundes oder eines Landes oder ihrer Mitglieder zum Ziele haben,

2. sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätigkeiten im Geltungs-

bereich des Grundgesetzes für eine fremde Macht,

3. Bestrebungen im Geltungsbereich des Grundgesetzes, die durch Anwen-

dung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen auswärtige

Belange der Bundesrepublik Deutschland gefährden,

4. Bestrebungen im Geltungsbereich des Grundgesetzes, die gegen den Ge-

danken der Völkerverständigung (Art. 9 Abs. 2 des Grundgesetzes), insbesonde-

re gegen das friedliche Zusammenleben der Völker (Art. 26 Abs. 1 des Grundge-

setzes), gerichtet sind,

5. Bestrebungen und Tätigkeiten der organisierten Kriminalität im Geltungs-

bereich des Grundgesetzes.
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Es sammelt zu diesem Zweck Informationen, insbesondere sach- und per-

sonenbezogene Auskünfte, Nachrichten und Unterlagen, über solche Bestrebun-

gen oder Tätigkeiten und wertet sie aus.

(3) Im Sinne dieses Gesetzes sind

a) Bestrebungen gegen den Bestand des Bundes oder eines Landes politisch

bestimmte, ziel- und zweckgerichtete Verhaltensweisen in einem oder für einen

Personenzusammenschluss, der darauf gerichtet ist, die Freiheit des Bundes oder

eines Landes von fremder Herrschaft aufzuheben, ihre staatliche Einheit zu besei-

tigen oder ein zu ihm gehörendes Gebiet abzutrennen;

b) Bestrebungen gegen die Sicherheit des Bundes oder eines Landes politisch

bestimmte, ziel- und zweckgerichtete Verhaltensweisen in einem oder für einen

Personenzusammenschluss, der darauf gerichtet ist, den Bund, Länder oder deren

Einrichtungen in ihrer Funktionsfähigkeit erheblich zu beeinträchtigen;

c) Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung poli-

tisch bestimmte, ziel- und zweckgerichtete Verhaltensweisen in einem oder für

einen Personenzusammenschluss, der darauf gerichtet ist, einen der in Abs. 4 ge-

nannten Verfassungsgrundsätze zu beseitigen oder außer Geltung zu setzen,

d) organisierte Kriminalität die von Gewinn- oder Machtstreben bestimmte

planmäßige Begehung von Straftaten, die einzeln oder in ihrer Gesamtheit von

erheblicher Bedeutung für die Rechtsordnung sind, durch mehr als zwei Betei-

ligte, die auf längere oder unbestimmte Dauer arbeitsteilig tätig werden

––– unter Verwendung gewerblicher oder geschäftsähnlicher Strukturen oder

––– unter Anwendung von Gewalt oder durch entsprechende Drohung oder

––– unter Einflussnahme auf Politik, Verwaltung, Justiz, Medien oder 

Wirtschaft.

Für einen Personenzusammenschluss handelt, wer ihn in seinen Bestrebun-

gen nachdrücklich unterstützt. Verhaltensweisen von Einzelpersonen, die nicht in

einem oder für einen Personenzusammenschluss handeln, sind Bestrebungen im

Sinne dieses Gesetzes, wenn sie auf Anwendung von Gewalt gerichtet sind oder

auf Grund ihrer Wirkungsweise geeignet sind, ein Schutzgut dieses Gesetzes

erheblich zu beschädigen.

(4) Zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung im Sinne des Gesetzes

zählen:

a) das Recht des Volkes, die Staatsgewalt in Wahlen und Abstimmungen und

durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der

Rechtsprechung auszuüben und die Volksvertretung in allgemeiner, unmittelba-

rer, freier, gleicher und geheimer Wahl zu wählen,
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b) die Bindung der Gesetzgebung an die verfassungsmäßige Ordnung und die

Bindung der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung an Gesetz und

Recht,

c) das Recht auf Bildung und Ausübung einer parlamentarischen Opposition,

d) die Ablösbarkeit der Regierung und ihrer Verantwortlichkeit gegenüber der

Volksvertretung,

e) die Unabhängigkeit der Gerichte,

f) der Ausschluss jeder Gewalt- und Willkürherrschaft und,

g) die im Grundgesetz und in der Verfassung des Landes Hessen konkreti-

sierten Menschenrechte.

(5) Das Landesamt für Verfassungsschutz wirkt auf Ersuchen der zuständigen

öffentlichen Stellen mit

1. bei der Sicherheitsüberprüfung von Personen, denen im öffentlichen Inte-

resse geheimhaltungsbedürftige Tatsachen, Gegenstände oder Erkenntnisse an-

vertraut werden, die Zugang dazu erhalten sollen oder ihn sich verschaffen kön-

nen,

2. bei der Sicherheitsüberprüfung von Personen, die an sicherheitsempfind-

lichen Stellen von lebens- oder verteidigungswichtigen Einrichtungen beschäftigt

sind oder beschäftigt werden sollen,

3. bei technischen Sicherheitsmaßnahmen zum Schutz von Tatsachen, Gegen-

ständen oder Erkenntnissen, die im öffentlichen Interesse geheimhaltungsbedürf-

tig sind, gegen die Kenntnisnahme durch Unbefugte.

(6) Das Landesamt für Verfassungsschutz ist zuständig für Sicherheitsüberprü-

fungen nach §2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Artikel 10-Gesetz vom 26. Juni 2001 (BGBl.

I S. 1254).

(7) Das Landesamt für Verfassungsschutz ist auch zuständig für die Zusam-

menarbeit Hessens mit dem Bund und den anderen Ländern in Angelegenheiten

des Verfassungsschutzes.
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§ 3 Befugnisse

(1) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf zur Erfüllung seiner Aufgaben

nach § 2 die erforderlichen Informationen erheben und weiterverarbeiten, soweit

nicht der Zweite Teil dieses Gesetzes besondere Bestimmungen für personen-

bezogene Daten enthält. Zur Aufgabenerfüllung nach § 2 Abs. 2 dürfen unbe-

schadet des § 4 Abs. 1 personenbezogene Daten von Personen, bei denen keine

tatsächlichen Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass sie selbst Bestrebungen oder

Tätigkeiten im Sinne des § 2 Abs. 2 nachgehen (Unbeteiligte), nur erhoben, ver-

arbeitet oder genutzt werden, wenn

1. dies für die Erforschung von Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 2 Abs.

2 vorübergehend erforderlich ist,

2. die Erforschung des Sachverhalts auf andere Weise aussichtslos oder we-

sentlich erschwert wäre und

3. überwiegende schutzwürdige Belange der betroffenen Personen nicht ent-

gegenstehen.

Daten Unbeteiligter dürfen auch erhoben werden, wenn sie mit zur Aufga-

benerfüllung erforderlichen Informationen untrennbar verbunden sind. Daten, die

für das Verständnis der zu speichernden Informationen nicht erforderlich sind,

sind unverzüglich zu löschen. Dies gilt nicht, wenn die Löschung nicht oder nur

mit unvertretbarem Aufwand möglich ist; in diesem Fall dürfen die Daten nicht

verwertet werden.

(2) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf mit nachrichtendienstlichen

Mitteln, insbesondere durch den Einsatz von Vertrauensleuten und Gewährs-

personen, Observationen, Bild- und Tonaufzeichnungen und die Verwendung von

Tarnpapieren und Tarnkennzeichen Informationen verdeckt erheben. Die nach-

richtendienstlichen Mittel sind in einer vom Ministerium des Innern zu erlassen-

den Dienstvorschrift zu benennen, die auch die Zuständigkeit für die Anordnung

solcher Informationsbeschaffungen regelt. Die Dienstvorschrift ist der Parlamen-

tarischen Kontrollkommission zu übersenden. Die Behörden des Landes sind ver-

pflichtet, dem Landesamt für Verfassungsschutz technische Hilfe für Tarnungs-

maßnahmen zu leisten.

(3) Besteht die Sicherheitsüberprüfung des Landesamtes für Verfassungs-

schutz nach § 2 Abs. 5 Nr. 1 oder 2  lediglich in der Auswertung des bei Behörden

oder der Beschäftigungsstelle bereits vorhandenen Wissens, ist es erforderlich

und ausreichend, dass die betroffene Person von der Einleitung der Überprüfung

Kenntnis hat. Im übrigen ist die Zustimmung erforderlich, soweit gesetzlich

nichts anderes bestimmt ist. In die Sicherheitsüberprüfung dürfen mit ihrer Zu-

stimmung der Ehegatte, Verlobte oder die Person, die mit der betroffenen Person

in eheähnlicher Gemeinschaft lebt, mit einbezogen werden.
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(4) Sind für die Erfüllung der Aufgaben verschiedene Maßnahmen geeignet, so

hat das Landesamt für Verfassungsschutz diejenige auszuwählen, die die davon

betroffene Person voraussichtlich am wenigsten beeinträchtigt. Eine Maßnahme

hat zu unterbleiben, wenn sie einen Nachteil herbeiführt, der erkennbar außer

Verhältnis zu dem beabsichtigten Erfolg steht.

(5) Polizeiliche Befugnisse oder Weisungsbefugnisse stehen dem Landesamt

für Verfassungsschutz nicht zu. Das Landesamt für Verfassungsschutz darf

Polizeibehörden auch nicht im Wege der Amtshilfe um Maßnahmen ersuchen, zu

denen es selbst nicht befugt ist.

(6) Zur Erfüllung von Aufgaben auf Grund eines Gesetzes nach Art. 73 Nr. 10

Buchst. b und c des Grundgesetzes stehen dem Landesamt für Verfassungsschutz

die Befugnisse zu, die es zur Erfüllung der entsprechenden Aufgaben nach die-

sem Landesgesetz hat.
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ZWEITER TEIL 

Verarbeitung personenbezogener Daten

§ 4 Erhebung

(1) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf personenbezogene Daten aus

allgemein zugänglichen Quellen erheben, um zu prüfen, ob tatsächliche Anhalts-

punkte für Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 2 Abs. 2 vorliegen.

(2) Liegen bei der betroffenen Person tatsächliche Anhaltspunkte für Bestre-

bungen oder Tätigkeiten nach § 2 Abs. 2 vor oder wird das Landesamt für Verfas-

sungsschutz nach § 2 Abs. 5 oder § 3 Abs. 1 Satz 2 tätig, darf es Auskünfte bei

öffentlichen Stellen oder Dritten einholen, wenn die Daten nicht aus allgemein

zugänglichen Quellen oder nur mit übermäßigem Aufwand oder nur durch eine

die betroffene Person stärker belastende Maßnahme erhoben werden können.

Würde durch die Erhebung nach Satz 1 der Zweck der Maßnahme gefährdet oder

die betroffene Person unverhältnismäßig beeinträchtigt, darf das Landesamt für

Verfassungsschutz Akten und Register öffentlicher Stellen einsehen.

(3) Das Landesamt für Verfassungsschutz muss Ersuchen auf Auskunft oder

Einsicht nicht begründen, soweit dies dem Schutz der betroffenen Person dient

oder eine Begründung den Zweck der Maßnahme gefährden würde. Es hat die

Ersuchen aktenkundig zu machen. Über die Einsichtnahme nach Abs. 2 Satz 2 hat

das Landesamt für Verfassungsschutz einen Nachweis zu führen, aus dem der

Zweck, die ersuchte Behörde und die Aktenfundstelle hervorgehen; der Nachweis

ist gesondert aufzubewahren, gegen unberechtigten Zugriff zu sichern und am

Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr seiner Erstellung folgt, zu vernichten.

(4) Zur Beantwortung von Übermittlungsersuchen nach § 11 Abs. 1 Nr. 4 darf

das Landesamt für Verfassungsschutz personenbezogene Daten nur erheben, so-

weit das zur Überprüfung dort bereits vorliegender Informationen erforderlich ist.

(5) Werden Daten bei der betroffenen Person oder bei Dritten außerhalb des

öffentlichen Bereichs offen erhoben, so ist der Erhebungszweck anzugeben. Die

Befragten sind auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben und bei einer Sicherheitsüber-

prüfung nach § 2 Abs. 5 Nr. 1 oder 2 auf eine dienst-, arbeitsrechtliche oder son-

stige vertragliche Mitwirkungspflicht hinzuweisen.

(6) Ein Ersuchen des Landesamts für Verfassungsschutz um Übermittlung per-

sonenbezogener Daten darf nur diejenigen personenbezogenen Daten enthalten,

die für die Erteilung der Auskunft unerlässlich sind. Schutzwürdige Interessen

des Betroffenen dürfen nur in vermeidbarem Umfang beeinträchtigt werden.
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(7) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf im Einzelfall zur Erfüllung sei-

ner Aufgaben nach § 2 Abs. 2 unter den Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 des Arti-

kel 10-Gesetzes bei Personen und Unternehmen, die geschäftsmäßig Postdienst-

leistungen erbringen, sowie bei denjenigen, die an der Erbringung dieser Dienst-

leistungen mitwirken, unentgeltlich Auskünfte zu Namen, Anschriften und Post-

fächern und sonstigen Umständen des Postverkehrs einholen.

(8) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf im Einzelfall zur Erfüllung sei-

ner Aufgaben nach § 2 Abs. 2 unter den Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 des Arti-

kel 10-Gesetzes bei Personen und Unternehmen, die geschäftsmäßig Telekom-

munikationsdienste und Teledienste erbringen oder daran mitwirken, unentgelt-

lich Auskünfte über Telekommunikationsverbindungsdaten und Teledienste-

nutzungsdaten einholen. Die Auskunft kann auch in Bezug auf die zukünftige

Nutzung von Telediensten verlangt werden.

Telekommunikationsverbindungsdaten und Teledienstenutzungsdaten sind

1. Berechtigungskennungen, Karten-Nummern, Standortkennung sowie Ruf-

nummer oder Kennung des anrufenden und angerufenen Anschlusses oder der

Endeinrichtung,

2. Beginn und Ende der Verbindung nach Datum und Uhrzeit,

3. Angaben über die Art der vom Kunden in Anspruch genommenen Tele-

kommunikations- und Teledienst-Dienste,

4. Endpunkte festgeschalteter Verbindungen, ihr Beginn und ihr Ende nach

Datum und Uhrzeit.

(9) Auskünfte nach den Abs. 7 und 8 dürfen nur auf Antrag eingeholt werden.

Der Antrag ist durch den Leiter des Landesamts für Verfassungsschutz oder sei-

nen Vertreter schriftlich zu stellen und zu begründen. Über den Antrag entschei-

det das für den Verfassungsschutz zuständige Ministerium. Es unterrichtet unver-

züglich die G-10-Kommission (§ 2 Abs. 1 des Hessischen Ausführungsgesetz

zum Gesetz zu Art. 10 Grundgesetz) über die beschiedenen Anträge vor deren

Vollzug. Bei Gefahr im Verzug kann das Ministerium den Vollzug der Ent-

scheidung auch bereits vor Unterrichtung der Kommission anordnen. Die G-10-

Kommission prüft von Amts wegen oder aufgrund von Beschwerden die

Zulässigkeit und Notwendigkeit der Einholung von Auskünften. § 15 Abs. 5 des

Artikel 10-Gesetzes ist mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass die

Kontrollbefugnis der Kommission sich auf die gesamte Erhebung, Verarbeitung

und Nutzung der nach den Abs. 7 und 8 erlangten personenbezogenen Daten

erstreckt. Entscheidungen über Auskünfte, die die G-10-Kommission für unzu-

lässig oder nicht notwendig erklärt, hat das Ministerium unverzüglich aufzuhe-

ben. Für die Verarbeitung der nach den Abs. 7 und 8 erhobenen Daten ist § 4 des

Artikels 10-Gesetzes entsprechend anzuwenden. Das Auskunftsersuchen und die

übermittelten Daten dürfen dem Betroffenen oder Dritten vom Auskunftgeber
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nicht mitgeteilt werden. § 12 Abs. 1 und 3 des Artikel 10-Gesetzes findet ent-

sprechende Anwendung.

(10) Das Grundrecht des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Art. 10 des

Grundgesetzes) wird nach Maßgabe der Abs. 7 bis 9 eingeschränkt.

(11) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf im Einzelfall

––– bei Kreditinstituten, Finanzdienstleistungsinstituten und Finanzunter-

nehmen unentgeltlich Auskünfte zu Konten, Konteninhabern und sonsti-

gen Berechtigten sowie weiteren am Zahlungsverkehr Beteiligten und zu 

Geldbewegungen und Geldanlagen

––– bei Luftfahrtunternehmen unentgeltlich Auskünfte zu Namen, Anschriften

und zur Inanspruchnahme von Transportdienstleistungen und sonstigen 

Umständen des Luftverkehrs einholen, wenn dies zur Erfüllung seiner 

Aufgaben nach § 2 Abs. 2 erforderlich ist und tatsächliche Anhaltspunkte 

für schwerwiegende Gefahren für die in § 2 Abs. 2 genannten Schutz-

güter vorliegen. Abs. 9 gilt entsprechend.

(12) Das für den Verfassungsschutz zuständige Ministerium unterrichtet im

Abstand von höchstens sechs Monaten die Parlamentarische Kontrollkommission

(§ 20) und das Parlamentarische Kontrollgremium des Bundes über die Durch-

führung der Abs. 7, 8 und 11; dabei ist insbesondere ein Überblick über Anlass,

Umfang, Dauer, Ergebnis und Kosten der im Berichtszeitraum durchgeführten

Maßnahmen nach den Abs. 7, 8 und 11 zu geben.

§ 5 Erhebung mit nachrichtendienstlichen Mitteln

(1) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf personenbezogene Daten mit

nachrichtendienstlichen Mitteln erheben, wenn

1. bei der betroffenen Person tatsächliche Anhaltspunkte für Bestrebungen

oder Tätigkeiten nach § 2 Abs. 2 vorliegen und anzunehmen ist, dass auf diese

Weise zusätzliche Erkenntnisse erlangt werden können, oder

2. tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass auf diese Weise die zur

Erforschung von Bestrebungen und Tätigkeiten nach § 2 Abs. 2  erforderlichen

Quellen gewonnen werden können oder

3. dies dem Schutz der Mitarbeiter, Einrichtungen, Gegenstände oder Quellen

des Landesamtes für Verfassungsschutz gegen sicherheitsgefährdende oder ge-

heimdienstliche Tätigkeiten erforderlich ist.

(2) Der verdeckte Einsatz besonderer technischer Mittel zur Informationsge-

winnung ist im Schutzbereich des Art. 13 des Grundgesetzes nur zulässig, wenn
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1. die Voraussetzungen für einen Eingriff in das Brief-, Post- oder Fernmelde-

geheimnis nach § 1 Abs. 1 und § 3 Abs. 1 Artikel 10-Gesetz vorliegen oder

2. tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht vorliegen, dass jemand Bestre-

bungen nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 oder 3 durch Planung oder Begehung von Straftaten

nach §§ 129, 130 oder 131 des Strafgesetzbuches verfolgt oder

3. tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht bestehen, dass jemand Bestre-

bungen oder Tätigkeiten nach § 2 Abs. 2 Nr. 4 durch die Planung oder Begehung

von Straftaten nach § 100a der Strafprozessordnung, §§ 261, 263 bis 265, 265b,

266, 267 bis 273, 331 bis 334 des Strafgesetzbuches verfolgt und die Erforschung

des Sachverhalts auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert wäre.

Die Maßnahme darf sich nur gegen den Verdächtigen oder gegen Personen rich-

ten, von denen aufgrund von Tatsachen anzunehmen ist, dass sie für den Verdäch-

tigen bestimmte oder von ihm herrührende Mitteilungen entgegennehmen oder

weitergeben oder dass der Verdächtigte sich in ihrer Wohnung aufhält.

(3) Die Anordnung des Einsatzes besonderer technischer Mittel nach Abs. 2

Satz 1 trifft der Richter. Bei Gefahr im Verzug kann der Leiter des Landesamts

für Verfassungsschutz einen Einsatz nach  Abs. 2 Satz 1 anordnen; eine richterli-

che Entscheidung ist unverzüglich nachzuholen. Die Anordnungen sind auf läng-

stens vier Wochen zu befristen; Verlängerungen um jeweils nicht mehr als vier

weitere Wochen sind auf Antrag zulässig, soweit die Voraussetzungen der Anord-

nung fortbestehen.

(4) Die Anordnung wird unter der Aufsicht eines Beschäftigten des Landes-

amts für Verfassungsschutz vollzogen, der die Befähigung zum Richteramt hat.

Liegen die Voraussetzungen der Anordnung nicht mehr vor oder ist der verdeck-

te Einsatz technischer Mittel zur Informationsgewinnung nicht mehr erforderlich,

ist die Maßnahme unverzüglich zu beenden.

(5) Erkenntnisse und Unterlagen, die durch Maßnahmen nach Abs. 2 Satz 1

gewonnen wurden, dürfen zur Verfolgung und Erforschung der dort genannten

Bestrebungen oder Tätigkeiten sowie nach Maßgabe des § 4 Abs. 4 bis 6 Artikel

10-Gesetz verwendet werden. Für die Speicherung und Löschung der durch

Maßnahmen nach den Abs. 2 und 6 erlangten personenbezogenen Daten sowie

die Entscheidung über die nachträgliche Information der von Maßnahmen nach

Abs. 2 Betroffenen gelten § 4 Abs. 1 und § 12 Artikel 10-Gesetz entsprechend.

(6) Der verdeckte Einsatz besonderer technischer Mittel im Schutzbereich des

Art. 13 des Grundgesetzes ist auch dann zulässig, wenn es zum Schutz der dort

für den Verfassungsschutz tätigen Personen erforderlich erscheint und vom Leiter

des Landesamts für Verfassungsschutz angeordnet ist. Eine anderweitige Verwer-

tung der hierbei erlangten Kenntnisse zum Zweck der Strafverfolgung oder der

Gefahrenabwehr ist nur zulässig, wenn zuvor die Rechtmäßigkeit der Maßnahme
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richterlich festgestellt ist; bei Gefahr im Verzug ist die richterliche Entscheidung

unverzüglich nachzuholen.

(7) Zuständiges Gericht zur Entscheidung nach Abs. 2 und 6 ist das Amtsge-

richt am Sitz des Landesamts für Verfassungsschutz. Für das Verfahren gelten die

Vorschriften des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-

barkeit entsprechend.

(8) Die Erhebung nach Abs. 1 und 2 ist unzulässig, wenn die Erforschung des

Sachverhalts auf andere, die betroffene Person weniger beeinträchtigende Weise

möglich ist. Die Anwendung des nachrichtendienstlichen Mittels darf nicht er-

kennbar außer Verhältnis zur Bedeutung des aufzuklärenden Sachverhalts stehen.

Die Maßnahme ist unverzüglich zu beenden, wenn ihr Zweck erreicht ist oder sich

ergibt, dass er nicht oder nicht auf diese Weise erreicht werden kann. In den Fällen

des Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 dürfen nachrichtendienstliche Mittel nicht gezielt ge-

gen Unbeteiligte eingesetzt werden; im Übrigen gilt § 3 Abs. 1 Satz 3 bis 5.

(9) Die Landesregierung unterrichtet den Landtag jährlich über die nach Abs.

2 und, soweit richterlich überprüfungsbedürftig, nach Abs. 6 angeordneten Maß-

nahmen. Die Parlamentarische Kontrollkommission Verfassungsschutz übt auf

der Grundlage dieses Berichts die parlamentarische Kontrolle aus.

§ 6 Speicherung

(1) Umfang und Dauer der Speicherung personenbezogener Daten sind auf das

für die Aufgabenerfüllung des Landesamtes für Verfassungsschutz erforderliche

Maß zu beschränken.

(2) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf Daten über Minderjährige, die

das 14. Lebensjahr nicht vollendet haben, in zu ihrer Person geführten Akten nur

speichern, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Minder-

jährige eine der in § 3 des Artikel 10-Gesetzes genannten Straftaten plant, begeht

oder begangen hat. In Dateien ist eine Speicherung von Daten Minderjähriger, die

das 14. Lebensjahr nicht vollendet haben, nicht zulässig.

(3) In Dateien oder zu ihrer Person geführten Akten gespeicherte Daten über

Minderjährige sind nach zwei Jahren auf die Erforderlichkeit der Speicherung zu

überprüfen und spätestens nach fünf Jahren zu löschen, es sei denn, dass nach

Eintritt der Volljährigkeit weitere Erkenntnisse angefallen sind, die eine Fortdauer

der Speicherung rechtfertigen.

(4) Personenbezogene Daten, die erhoben worden sind, um zu prüfen, ob Be-

strebungen oder Tätigkeiten nach § 2 Abs. 2 vorliegen, dürfen in Dateien erst
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gespeichert werden, wenn sich tatsächliche Anhaltspunkte für derartige Bestre-

bungen oder Tätigkeiten ergeben haben. Bis zu diesem Zeitpunkt dürfen auch kei-

ne Akten angelegt werden, die zur Person geführt werden.

(5) Zur Aufgabenerfüllung nach § 2 Abs. 5 dürfen in automatisierten Dateien nur

personenbezogene Daten über die Personen gespeichert werden, die der Sicherheits-

überprüfung unterliegen oder in die Sicherheitsüberprüfung einbezogen werden.

(6) Das Landesamt für Verfassungsschutz prüft bei der Einzelfallbearbeitung

und im übrigen nach von ihm festgesetzten angemessenen Fristen, spätestens je-

doch nach fünf Jahren, ob gespeicherte personenbezogene Daten zur Aufgabe-

nerfüllung noch erforderlich sind. Gespeicherte personenbezogene Daten über

Bestrebungen nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 sind spätestens 10 Jahre, über Bestrebungen

nach § 2 Abs. 2 Nr. 3 und 5 sind spätestens 15 Jahre nach dem Zeitpunkt der letz-

ten gespeicherten relevanten Information zu löschen, es sei denn, der Behörden-

leiter oder sein Vertreter trifft im Einzelfall ausnahmsweise eine andere Entschei-

dung. Soweit Daten automatisiert verarbeitet oder Akten automatisiert erschlos-

sen werden, ist auf den Ablauf der Fristen nach Satz 1 und 2 hinzuweisen.

§ 7 Zweckbindung

(1) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf personenbezogene Daten nur

zum Zwecke des Verfassungsschutzes im Sinne des § 2 übermitteln.

(2) Zu anderen Zwecken dürfen personenbezogene Daten nach Maßgabe von

§ 11 Abs. 1 Nr. 2 oder 3 sowie § 13 Satz 1 Nr. 2 übermittelt werden.

(3) Personenbezogene Daten dürfen auch zur Ausübung von Aufsichts- und

Kontrollbefugnissen sowie zu Ausbildungs- und Prüfungszwecken übermittelt

und in dem dafür erforderlichen Umfang verwendet werden.

§ 8 Übermittlung von Daten an das Landesamt für Verfassungsschutz

(1) Die Behörden des Landes dürfen von sich aus dem Landesamt für Verfas-

sungsschutz die ihnen bekannt gewordenen personenbezogenen Daten übermit-

teln, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, die die Übermittlung für

die Erfüllung der Aufgaben des Landesamts für Verfassungsschutz nach § 2 Abs.

2 oder entsprechender Aufgaben auf Grund eines Gesetzes nach Artikel 73 Nr. 10

Buchst. b und c des Grundgesetzes erforderlich ist. Das gleiche gilt für die

Gemeinden, Gemeindeverbände und die sonstigen der Aufsicht des Landes unter-

stehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts.
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(2) Die in Abs. 1 genannten Stellen sind zur Übermittlung verpflichtet, wenn

im Einzelfall ein Ersuchen des Landesamts für Verfassungsschutz nach § 4 Abs.

2 vorliegt. Es dürfen nur die Daten übermittelt werden, die bei der ersuchten Be-

hörde bekannt sind oder aus allgemein zugänglichen Quellen entnommen werden

können. Unter den Voraussetzungen des Abs. 1 Satz 1 haben die Staatsanwalt-

schaften des Landes auch ohne Ersuchen Anklageschriften und Urteile an das

Landesamt für Verfassungsschutz zu übermitteln, die Polizeibehörden vorbehalt-

lich der staatsanwaltschaftlichen Sachleitungsbefugnis auch sonstige personenbe-

zogene Daten. Vorschriften des Hessischen Gesetzes über die öffentliche

Sicherheit und Ordnung, nach denen personenbezogene Daten nicht für andere

als die dort genannten Zwecke verwendet werden dürfen, stehen einer Übermitt-

lung an das Landesamt für Verfassungsschutz nicht entgegen.

(3) Die Übermittlung personenbezogener Daten, die aufgrund einer Maßnah-

me nach § 100a der Strafprozessordnung bekannt geworden sind, ist nach den

Vorschriften der Abs. 1 und 2 nur zulässig, wenn tatsächliche Anhaltspunkte

dafür bestehen, dass jemand eine der in § 3 Artikel 10-Gesetz genannten Straf-

taten plant, begeht oder begangen hat. Auf die dem Landesamt nach Satz 1 über-

mittelten Kenntnisse und Unterlagen finden § 4 Abs. 1 und 4 bis 6 Artikel 10-

Gesetz entsprechende Anwendung.

(4) Hält die ersuchte Stelle das Verlangen nach Auskunft oder Einsichtnahme

nach § 4 Abs. 2 nicht für rechtmäßig, so teilt sie dies dem Landesamt für Verfas-

sungsschutz mit. Besteht dieses auf dem Verlangen nach Auskunft oder Ein-

sichtnahme, so entscheidet die für die ersuchte Stelle zuständige oberste Auf-

sichtsbehörde, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

(5) Das Landesamt für Verfassungsschutz prüft, ob die übermittelten perso-

nenbezogenen Daten für die Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich sind. Ergibt

die Prüfung, dass sie nicht erforderlich sind, sind die Unterlagen unverzüglich zu

vernichten. Die Vernichtung unterbleibt, wenn die Trennung von anderen Infor-

mationen, die zur Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind, nicht oder nur mit

unvertretbarem Aufwand erfolgen kann; in diesem Fall unterliegen die personen-

bezogenen Daten einem Verwertungsverbot.

§ 9 Übermittlung an übergeordnete Behörden, Veröffentlichung

(1) Das Landesamt für Verfassungsschutz unterrichtet die Ministerien und die

Staatskanzlei über Bestrebungen und Tätigkeiten nach § 2 Abs. 2, die für ihren

Zuständigkeitsbereich von Bedeutung sind. Dabei dürfen auch personenbezogene

Daten übermittelt werden.
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(2) Das Ministerium des Innern darf die ihm übermittelten personenbezogenen

Daten zum Zweck der Aufklärung der Öffentlichkeit über Bestrebungen und

Tätigkeiten nach § 2 Abs. 2 öffentlich bekanntgeben, wenn die Bekanntgabe für

das Verständnis des Zusammenhangs oder der Darstellung von Organisationen

erforderlich ist und die Interessen der Allgemeinheit das schutzwürdige Interesse

der betroffenen Person überwiegen.

(3) Die Unterrichtung nach Abs. 1 dient auch der Aufklärung der Öffentlich-

keit über Bestrebungen und Tätigkeiten nach § 2 Abs. 2, die mindestens einmal

jährlich in einem zusammenfassenden Bericht erfolgt.

§ 10 Übermittlung an die Strafverfolgungsbehörden in

Staatsschutzangelegenheiten

Das Landesamt für Verfassungsschutz übermittelt den Staatsanwaltschaf-

ten und den Polizeibehörden des Landes die ihm bekanntgewordenen personen-

bezogenen Daten, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die

Übermittlung zur Verhütung oder Verfolgung von Staatsschutzdelikten erforder-

lich ist. Delikte nach Satz 1 sind in den §§ 74a und 120 des Gerichtsverfassungs-

gesetzes genannten Straftaten sowie sonstige Straftaten, bei denen auf Grund

ihrer Zielsetzung, des Motivs des Tatverdächtigen oder dessen Verbindung zu

einer Organisation tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass sie gegen die

in Artikel 73 Nr. 10 Buchst. b oder c des Grundgesetzes genannten Schutzgüter

gerichtet sind.

§ 11 Übermittlung innerhalb des öffentlichen Bereichs

(1) Die Übermittlung ist über die §§ 9 und 10 hinaus zulässig an

1. Behörden, die ein Ersuchen nach § 2 Abs. 5 Nr. 1 oder 2 an das Landesamt

für Verfassungsschutz gerichtet haben;

2. Staatsanwaltschaften und Polizeibehörden zur Verfolgung der in § 100a der

Strafprozessordnung genannten oder sonstiger Straftaten im Rahmen der organi-

sierten Kriminalität;

3. Polizei- und Ordnungsbehörden, wenn dies zu ihrer Aufgabenerfüllung

erforderlich ist und die Übermittlung der Abwehr einer im Einzelfall bestehenden

erheblichen Gefahr oder zur Verhütung der in Nr. 2 genannten Straftaten sowie

von Verbrechen, für deren Vorbereitung konkrete Hinweise vorliegen, dient;

4. andere öffentliche Stellen, wenn diese die personenbezogenen Daten zum

Schutz der freiheitlichen demokratischen Grundordnung benötigen.
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In den Fällen des Satz 1 Nr. 3 ist das Landesamt für Verfassungsschutz zur

Übermittlung verpflichtet. In den Fällen des Satz 1 Nr. 2 ist das Landesamt für

Verfassungsschutz unter Beachtung von § 15 zur Übermittlung verpflichtet, so-

bald sich nach den dort vorliegenden Erkenntnissen zureichende tatsächliche

Anhaltspunkte für das Vorliegen einer verfolgbaren Straftat des § 152 Abs. 2 der

Strafprozessordnung ergeben.

(2) Hält das Landesamt für Verfassungsschutz das Ersuchen des Empfängers

nicht für rechtmäßig, so teilt es ihm dies mit. Besteht der Empfänger auf der Er-

füllung des Ersuchens, so entscheidet das Ministerium des Innern.

(3) Der Empfänger darf die ihm übermittelten personenbezogenen Daten nur

zu dem Zweck verwenden, zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt wurden.

§ 12 Übermittlung an Stationierungsstreitkräfte

Das Landesamt für Verfassungsschutz darf personenbezogene Daten an

Dienststellen der Stationierungsstreitkräfte übermitteln, soweit die Bundesrepu-

blik Deutschland dazu im Rahmen von Artikel 3 des Zusatzabkommens zu dem

Abkommen zwischen den Parteien des Nordatlantikpaktes über die Rechts-

stellung ihrer Truppen hinsichtlich der in der Bundesrepublik Deutschland statio-

nierten ausländischen Streitkräfte vom 3. August 1959 (BGBl. 1961 II S. 1183)

verpflichtet ist.

§ 13 Übermittlung an öffentliche Stellen außerhalb des Geltungsbereiches

des Grundgesetzes

Das Landesamt für Verfassungsschutz darf personenbezogene Daten an

ausländische öffentliche Stellen sowie an über- oder zwischenstaatliche Stellen

übermitteln, wenn die Übermittlung

1. zur Erfüllung seiner Aufgaben oder

2. zur Wahrung erheblicher Sicherheitsinteressen des Empfängers

erforderlich ist. Die Übermittlung hat zu unterbleiben, wenn auswärtige

Belange der Bundesrepublik Deutschland oder überwiegende schutzwürdige

Belange der betroffenen Person entgegenstehen. Die Übermittlung ist nur im

Einvernehmen mit dem Bundesamt für Verfassungsschutz zulässig. Sie ist akten-

kundig zu machen. Der Empfänger ist darauf hinzuweisen, dass die übermittelten

personenbezogenen Daten nur zu dem Zweck verwendet werden dürfen, zu dem

sie ihm übermittelt wurden, und das Landesamt für Verfassungsschutz sich vor-

behält, um Auskunft über die vorgenommene Verwendung der Daten zu bitten.
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§ 14 Übermittlung an Personen und Stellen außerhalb des öffentlichen

Bereichs

Personenbezogene Daten dürfen an Personen oder Stellen außerhalb des

öffentlichen Bereichs nicht übermittelt werden, es sei denn, dass dies zum Schutz

der freiheitlichen demokratischen Grundordnung, des Bestandes oder der Sicher-

heit des Bundes oder eines Landes oder zur Gewährleistung der Sicherheit von

lebens- oder verteidigungswichtigen Einrichtungen nach § 2 Abs. 5 Nr. 2 erfor-

derlich ist und das Ministerium des Innern im Einzelfall seine Zustimmung erteilt

hat. Das Landesamt für Verfassungsschutz führt über die Auskunft nach Satz 1

einen Nachweis, aus dem der Zweck der Übermittlung, die Aktenfundstelle und

der Empfänger hervorgehen; die Nachweise sind gesondert aufzubewahren,

gegen unberechtigten Zugriff zu sichern und am Ende des Kalenderjahres, das

dem Jahr seiner Erstellung folgt, zu vernichten. Der Empfänger darf die über-

mittelten Daten nur für den Zweck verwenden, zu dem sie ihm übermittelt wur-

den. Der Empfänger ist auf die Verwendungsbeschränkung und darauf hinzuwei-

sen, dass das Landesamt für Verfassungsschutz sich vorbehält, um Auskunft über

die vorgenommene Verwendung der Daten zu bitten. Die Sätze 1 bis 4 finden kei-

ne Anwendung, wenn personenbezogene Daten zum Zwecke von Datenerhe-

bungen nach § 4 übermittelt werden.

§ 15 Übermittlungsverbote

Die Übermittlung nach den Vorschriften dieses Teils hat zu unterbleiben,

wenn

1. für die übermittelnde Stelle erkennbar ist, dass unter Berücksichtigung der Art

der personenbezogenen Daten und ihrer Erhebung die schutzwürdigen Interessen

der betroffenen Person das Allgemeininteresse an der Übermittlung überwiegen,

2. überwiegende Sicherheitsinteressen dies erfordern.

§ 16 Minderjährigenschutz

(1) Personenbezogene Daten über das Verhalten Minderjähriger dürfen nach

den Vorschriften dieses Gesetzes übermittelt werden, solange die Voraus-

setzungen der Speicherung nach § 6 Abs. 2 und 3 erfüllt sind. Liegen diese Vor-

aussetzungen nicht mehr vor, bleibt eine Übermittlung nur zulässig, wenn sie zur

Abwehr einer erheblichen Gefahr oder zur Verfolgung einer Straftat von erheb-

licher Bedeutung erforderlich ist.

(2) Personenbezogene Daten über das Verhalten Minderjähriger, die das 16. Le-

bensjahr nicht vollendet haben, dürfen nach den Vorschriften dieses Gesetzes nicht

an ausländische oder über- oder zwischenstaatliche Stellen übermittelt werden.
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§ 17 Nachberichtspflicht

Erweisen sich personenbezogene Daten nach ihrer Übermittlung nach den

Vorschriften dieses Gesetzes als unvollständig oder unrichtig, sind sie unverzüg-

lich gegenüber dem Empfänger zu berichtigen, wenn dies zu einer anderen Be-

wertung der Daten führen könnte oder zur Wahrung schutzwürdiger Interessen

der betroffenen Person erforderlich ist.

§ 18 Auskunft

(1) Der betroffenen Person ist vom Landesamt für Verfassungsschutz auf An-

trag gebührenfrei Auskunft über die zu ihrer Person gespeicherten Daten sowie

den Zweck und die Rechtsgrundlage der Verarbeitung zu erteilen.

(2) Abs. 1 gilt nicht, soweit eine Abwägung ergibt, dass das Auskunftsrecht der

betroffenen Person gegenüber dem öffentlichen Interesse an der Geheimhaltung

der Tätigkeit des Landesamtes für Verfassungsschutz oder einem überwiegenden

Geheimhaltungsinteresse Dritter zurücktreten muss. Ein Geheimhaltungsinteres-

se liegt dann vor, wenn

1. eine Gefährdung der Aufgabenerfüllung durch die Auskunftserteilung zu

besorgen ist,

2. durch die Auskunftserteilung Quellen gefährdet sein können oder die Aus-

forschung des Erkenntnisstandes oder der Arbeitsweise des Landesamtes für Ver-

fassungsschutz zu befürchten ist,

3. die Auskunft die öffentliche Sicherheit gefährden oder sonst dem Wohl des

Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten würde oder

4. die Daten oder die Tatsache der Speicherung nach einer Rechtsvorschrift

oder wegen der überwiegenden berechtigten Interessen eines Dritten geheimge-

halten werden müssen.

Die Entscheidung trifft der Behördenleiter oder ein von ihm besonders be-

auftragter Mitarbeiter.

(3) Die Auskunftsverpflichtung erstreckt sich nicht auf die Herkunft der Daten

und die Empfänger von Übermittlungen.

(4) Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf keiner Begründung, soweit

dadurch der Zweck der Auskunftsverweigerung gefährdet würde. Die Gründe der

Auskunftsverweigerung sind aktenkundig zu machen. Wird die Auskunftserteilung

abgelehnt, ist die betroffene Person auf die Rechtsgrundlage für das Fehlen der

Begründung und darauf hinzuweisen, dass sie sich an den Hessischen Datenschutz-

beauftragten wenden kann. Mitteilungen des Hessischen Datenschutzbeauftragten

dürfen keine Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand des Landesamtes für Verfas-

sungsschutz zulassen, sofern es nicht einer weitergehenden Auskunft zustimmt.
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§ 19 Geltung des Hessischen Datenschutzgesetzes

(1) Das Hessische Datenschutzgesetz bleibt unberührt, soweit dieses Gesetz

nichts anderes bestimmt. Die Vorschriften des Hessischen Datenschutzgesetzes

über das Recht des Betroffenen auf Gegenvorstellung auf Grund eines schutz-

würdigen besonderen persönlichen Interesses und über die Beteiligung der daten-

verarbeitenden Stelle an gemeinsamen Verfahren finden keine Anwendung.

Pesonenbezogene Daten sind nicht zu löschen, sondern nur zu sperren, wenn

1. Grund zu der Annahme besteht, dass schutzwürdige Belange der betroffe-

nen Person beeinträchtigt würden,

2. die Daten zur Behebung einer bestehenden Beweisnot unerlässlich sind

oder

3. die Verwendung der Daten, die zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu anony-

misieren sind, zu wissenschaftlichen Zwecken erforderlich ist.

(2) In dem Verfahrensverzeichnis über automatisierte personenbezogene

Textdateien ist die Zugriffberechtigung auf Personen zu beschränken, die un-

mittelbar mit Arbeiten in dem Gebiet betraut sind, dem die Textdateien zugeord-

net sind; Auszüge aus Textdateien dürfen nicht ohne die dazugehördenden erläu-

ternden Unterlagen übermittelt werden.
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DRITTER TEIL 

Parlamentarische Kontrolle

§ 20 Parlamentarische Kontrolle

(1) Die Landesregierung unterliegt hinsichtlich der Tätigkeit des Landesamtes

für Verfassungsschutz der parlamentarischen Kontrolle. Sie wird von der Parla-

mentarischen Kontrollkommission ausgeübt.

(2) Die Parlamentarische Kontrollkommission besteht aus fünf Mitgliedern,

die zu Beginn jeder Wahlperiode vom Landtag aus seiner Mitte mit der Mehrheit

seiner Mitglieder gewählt werden. Die Kontrollkommission wählt einen Vor-

sitzenden und gibt sich eine Geschäftsordnung.

(3) Scheidet ein Mitglied aus dem Landtag oder seiner Fraktion aus, so verliert

es die Mitgliedschaft in der Parlamentarischen Kontrollkommission. Für dieses

Mitglied ist unverzüglich ein neues Mitglied zu wählen; das gleiche gilt, wenn ein

Mitglied aus der Kontrollkommission ausscheidet.

(4) Im übrigen bleiben die Rechte des Landtags unberührt. 

§ 21 Geheimhaltung

Die Beratungen der Parlamentarische Kontrollkommission sind geheim.

Die Mitglieder sind zur Geheimhaltung der Angelegenheiten verpflichtet, die

ihnen bei ihrer Tätigkeit in der Parlamentarische Kontrollkommission bekannt

geworden sind. Dies gilt auch für die Zeit nach ihrem Ausscheiden.

§ 22 Befugnisse der Parlamentarischen Kontrollkommission

(1) Die Landesregierung unterrichtet die Parlamentarische Kontrollkommission

umfassend über die allgemeine Tätigkeit des Landesamtes für Verfassungsschutz

und über Vorgänge von besonderer Bedeutung. Die Landesregierung berichtet zu

einem konkreten Thema aus dem Aufgabenbereich des Landesamtes für Ver-

fassungsschutz, sofern die Parlamentarische Kontrollkommission dies wünscht.

(2) Zeit, Art und Umfang der Unterrichtung der Parlamentarischen Kontroll-

kommission werden unter Beachtung des notwendigen Schutzes der Quellen

durch die politische Verantwortung der Landesregierung bestimmt.
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(3) Jedes Mitglied kann die Einberufung und die Unterrichtung der Parlamen-

tarischen Kontrollkommission verlangen. Diese hat den Anspruch auf entspre-

chende Unterrichtung durch die Landesregierung.

(4) Die Parlamentarische Kontrollkommission kann im Einzelfall beschließen,

dass ihr Akteneinsicht zu gewähren ist.

VIERTER TEIL 

Schlussvorschrift

§ 23 Einschränkung von Grundrechten

Aufgrund dieses Gesetzes kann das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der

Wohnung (Art. 13 des Grundgesetzes) eingeschränkt werden.

§ 24 Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. Der Dritte Teil

tritt am 5. April 1991 in Kraft.

§ 25 Außer-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2007 außer Kraft.
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AAI Ansar Al-Islam

ABM Aktionsbündnis Mittelhessen

ADHF Föderation für demokratische
Rechte in Deutschland

ADHK Konföderation für demokratische 
Rechte in Europa

AGIF Föderation der Arbeiterimmigranten
aus der Türkei in Deutschland e.V.

A.L.DA Antifaschistische Linksradikale 
Darmstadt

AMGT Vereinigung der neuen Weltsicht 
in Europa e.V.

AMS Assoziation Marxistischer 
StudentInnen

ANF Firat

API Arbeiterkommunistische Partei Irans

ATIF Föderation der Arbeiter aus der 
Türkei in Deutschland e.V.

ATIK Konföderation der Arbeiter aus der 
Türkei in Europa

BASH Bündnis antifaschistischer Gruppen 
Hessen

B & H Blood & Honour

BK Babbar Khalsa International

BMI Bundesministerium des Innern

BuFriRa Bundesausschuss Friedensratschlag

CDK Koordination der kurdischen demokra-
tischen Gesellschaft in Europa

DABK ehem. Ostanatolisches Gebietskomitee
[jetzt: Maoistische kommunistische 
Partei (MKP)]

DEM-GENC Konföderation der demokratischen 
Jugend

DBI Deutsche Bürgerinitiative

DHKC Revolutionäre Volksbefreiungsfront

DHKP-C Revolutionäre Volksbefreiungspartei-
Front

DIDF Föderation der demokratischen 
Arbeitervereine e.V.

DJu Deutsche Jugend

DKP Deutsche Kommunistische Partei

DR Dresdensia-Rugia

DP Deutsche Partei

DS Deutsche Stimme

DVU Deutsche Volksunion

EL Partei der Europäischen Linken

EMUG Europäische Moscheebau- und 
Unterstützungsgemeinschaft e.V.

EU Europäische Union

FAU-IAA Freie ArbeiterInnen Union –
Internationale Arbeiter Union

FESK Bewaffnete Einheiten der Armen 
und Unterdrückten

FIOE Föderation Islamischer Organisationen
in Europa

FIS Islamische Heilsfront

GI Al-Gama’a al-Islamiyya 

GIA Bewaffnete Islamische Gruppe

GSPC Salafitische Gruppe für die Mission 
und den Kampf

GWR Graswurzelrevolution. Für eine gewalt-
freie herrschaftslose Gesellschaft

HAMAS Islamische Widerstandsbewegung

HKL Hauptkampflinie

HKO Volksbefreiungsarmee

HNG Hilfsorganisation für nationale 
politische Gefangene und deren 
Angehörige e.V.

HPG Volksverteidigungskräfte

HSK Kurdischer Roter Halbmond e.V.

HuT Hizb ut-Tahrir al-Islami

ICCB Verband der Islamischen Vereine und 
Gemeinden

IFH Islamische Föderation Hessen



MLPD Marxistisch-Leninistische Partei 
Deutschlands

MSC28 Motorsportclub 28

NHB Nationaler Hochschulbund

NPD Nationaldemokratische Partei 
Deutschlands

NWRI Nationaler Widerstandsrat Iran

NZ National Zeitung

ÖP Özgur Politika

OK Organisierte Kriminalität

PAJK Freiheitspartei der Frauen Kurdistans

PDS Partei des Demokratischen 
Sozialismus

PIJ Palästinensischer Islamischer Jihad

PKK Arbeiterpartei Kurdistans

PMK Politisch motivierte Kriminalität

PSG Partei für Soziale Gleichheit

REP Die Republikaner

RJ Republikanische Jugend

SAV Sozialistische Alternative

SDAJ Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend

SED Sozialistische Einheitspartei 
Deutschlands

[´solid] die Sozialistische Jugend Hessen

SP Saadet Partisi (Glückseligkeitspartei)

TAK Freiheitsfalken Kurdistans

TAYAD Solidaritätsverein mit den politischen 
Gefangenen und deren Familien 
in der Türkei

TECAK Bewegung der freien Jugend Kurdistans

THKP/-C- Türkische Volksbefreiungspartei/-Front
Devrimci Sol – Revolutionäre Linke

TIKKO Türkische Arbeiter- und Bauern-
befreiungsarmee

TJ Tabligh-i Jama´at

TKP/ML Türkische Kommunistische 
Partei/Marxisten-Leninisten
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IFIR Internationale Föderation der iranischen
Flüchtlings- und Immigrantenräte e.V.

IGD Islamische Gemeinschaft in
Deutschland e.V.

IGMG Islamische Gemeinschaft Milli Görüs e.V.

IL Für eine interventionistische Linke

IRH Islamische Religionsgemeinschaft 
Hessen e.V.

ISYF International Sikh Youth Federation

IWO Islamische Wohlfahrtsorganisation e.V.

IZ Islamisches Zentrum

IZM Islamisches Zentrum München

JI Jemaah Islamiyah

JN Junge Nationaldemokraten

KADEK Freiheits- und Demokratiekongress 
Kurdistans

KARSAZ Internationaler Verband der kurdischen
Arbeitergeber e.V.

KDS Kampfbund Deutscher Sozialisten

KJB Verband der Stolzen Frauen

KNK Kurdischer Nationalkongress

KOMALEN- Koma Komalen Ciwanen Demokratik
CIWAN a Kurdistan

KONGRA GEL Volkskongress Kurdistans

KON-KURD Konföderation kurdischer Vereine
in Europa

KPD Kommunistische Partei Deutschlands

KPF Kommunistische Plattform der PDS

LTTE Liberation Tigers of Tamil Eelam

MB Muslimbruderschaft

MEK Volksmodjahedin Iran-Organisation

MHA Mesopotamia Haber Ayandi

MKH Multi-Kultur-Haus Ulm e.V.

MKP Maoistische Kommunistische Partei

MLKP Marxistisch-Leninistische 
Kommunistische Partei
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TRO Tamil Rehabilitation Organisation e.V.

TYO Tamil Youth Organisation

UELAM Union für die in europäischen 
Ländern arbeitenden Muslime e.V.

UMSO Union Muslimischer Studentenorga-
nisationen in Europa e.V.

UN Unabhängige Nachrichten

UZ Unsere Zeit

VVN– BdA Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes – Bund der Antifaschisten

WASG Wahlalternative Arbeit und Soziale 
Gerechtigkeit

wi – widerstand international –

YCK Union der Jugendlichen aus Kurdistan

YDK Kurdische Demokratische Volksunion

YEK-KOM Föderation kurdischer Vereine in 
Deutschland e.V.

YJA Freie Frauenverbände

YJA-STAR Freie Frauenbewegung
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